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Vorwort. 



üeber den besonderen Zweck dieses Krgänzungshefts Äussern 
sich die VorbemerkuDgen in §. 1 näher. 

£s lag mir auch fOr die Fortsetzung dieses Werks, namenüieh 

för die geplante „systematische specielle Steuerlehre** (Band IV 
der Finanz Wissenschaft), daran, der eingehenden kritischen Dar- 
stellung der britischen und französischen Besteuerung im dritten 
Hando dun li die Fortführung dieser Darstellung bis zur (jogen- 
wart (Anfang 1800) den Cliaracter eines Fundaments für den 
Auf])au (Um- spci iellen Steuerlehre zu erlialten. Wichtige schon ge- 
hmgeiic lit'l'onnon in KüLilaad (Krhscluiftssteuer, Ueherlassung von 
Staatssteuern an die Localverwaltung), umfassende, freilich innner 
iio(-h nicht gelungene KBfonni>läne in Frankreich (dirccto Steuern, 
Erbschafts-, Getränkebesteuorung), Umgestaltung der Handelspolitik 
und des Zolltarifs in Frankreicli fallen gerade in die letzten 
Jalae, seit dem Abschluss der hctielfenden A1)S( hiiitte in Band III 
(18.sr> 89). Ihre Darstelliiim . neben Fortführung und Ergänzung 
des legislativen und statistischen Materials, bildet das Neue, welches 
in diesem Ergänztmgslieft zu Band ITT !iin/iik<inirnt. Der grosse 
neueste französisrhe Stcuerroformplaii dos „ socialistischen (!) 
Ministeriums Bourgeois -Doum er für den Etat von 1<S97, vom 
Finanzminister Doumer der Depiitirtenkammer am 1. Februar 181M) 
vorgelegt, ist mir erst zugekoiiiiiien. als dieses H»'ft fertiL'" und 
jjrösstentheils Itereits gedruckt war. Ilei seiner euKschiieidenden 
Bedeutung habe ich ihn aber nm Schlnss dieses Hoftä nachtrags- 
weise (§. 27. S. I ii) noch dargestellt und kritisirt. 

Im llehrigeii gie))t dieses Heft eine kiia]tpere T'^'eborsielii der 
Stoiiereiitwicklung in (trossbritannieu und Frankreich im i:t. Jahr- 
hundert, eine Zusammenfassung der ausführlichen Darstellung im 
l^aud Iir, oluie welche die Darstellung der n«'uesten Reformen 
und Keformpläne in diesem Heft nicht reclit verständlich gewesen 
wäre. Ich glaube damit auch an mich aus Leser- und Fachkreisen 
herangetretenen Wünschen zu entsprechen. 



Berlin, März 1896. 




Adolph Wagner. 
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Ergänzungen 
zu Band m der Finanzwlssenschalt 

Torbemerkniigeii. 

§.1. Im dritten Bande der Finanzwissenschaft war der Ver- 
such unternommen worden, in historisch -statistisch -kritischer Dar- 
stellung der Besteuerung einzelner wichtigerer Länder die Grandlage 
für eine „specielle Steuerlehre", als eines Theils einer allgemeinen 
Finanzwissenschaft, nach inductivem Verfahren zu gewinnen. Da- 
durch sollte zugleich die „Theorie der Besteuerung" oder die 
„allgemeine Steiierlehrc" des zweiten Randes ihre Ergänzung und 
Ausbildung finden. Jener \'crsuch ist im drittcu Bande aber mit der 
„Uebersicbt der Steiiergesehielite wichtigerer Staaten und Zeitalter 
bis zuiji Ende des 18. Jahrhunderts" und mit der eingehenden Dar- 
stellung der britiscbeu (bis 1886—87) und der ganz austiihrliehen 
der französischen Besteuerung (bis 1888 — Sü) zum Abschluss 
gelaugt^). Aut eine ühuliche genauere Darstellung^ der Besteuerung- 
anderer moderner Länder im 19. Jabrhuudert wurde, in Abänderung 
des ursprünglichen Plans-), verzichtet*'). 

^) Band III ist in vier Heften erschienen. Das 1. Heft (October 1880) ent- 
hielt die Uclicrsicht der Stcucrgesdiichtc (Alterthtim, Griecheiilajid, Kom: Mittelalter 
und Uebcrgangäpcriode bis zuu Zeitalter der frauzöäisclicii Kovolutioa, iosbesoudcre 
dentsches Keichs-, Territorial- und stldtisches, dann französisches und englisches 
Strnerwcscn, S. 11 — 198), mit Vorbüincrknn^en und Einleitung (S. 1 — 10) und einem 
Abschnitt „stcucrgeschichtlicUo Ergebnisse" (S. 198 — 2Ü8). Daä 2. Ucft (.erschiuucu 
Hai 1887) brachte nach einer „Einleitang nnd Dehersicht der Besteueruni^ im 19. Jahr^ 
hundert" (S. 209— 22G| die Darstclliinu Jer britischen Besteueniiii: bi=. lN"^f) — ST 
(S. 226 — 3CG). Das dritte und vierte Hell gaben die dctaillirte Uai^teiluug der tran- 
zOsischon Besteooninf (his 1888 — 89). das dritte (eisehienen September 1888) nach 
einer ireächirhtlicheii robcrsicht der Eatwicklung die Darstellunf;- der directen, der 
Yeckchi^- und der Erbscbai'tsbesteucruug, das vierte (Juui lbÖ9) diejenige der Yer- 
branchsbesteneranr und Zolle, sowie der Localbesteueruog. Diese beiden Hefte sind 
auch unter dein Titel „die franzüsisrlie Besteuerung von 1789 — als ei» Band 

beparai ciscliicneu. Mit dem vierten Hefte ist gleichzeitig der Baitd UI der Finanz- 
w^senschaft abgeschlossen worden und in einer Gesammtausgabe horaasgckommen. 

«) S. diesen Plan in Fin. III, §. 104, S. 220—226. 

*) üober die äusseren und inneren Gründe zu dieser Abänderung, bczw. Bc- 
schrtahnng des Plans, s. das Vorwort zur Gesauuntausgabe von Band III, besonders 
S. IV, V, 

A. Wagner, VinaBiwienaiiebaft, XisftasmigBluft im Baufl IIL 1 
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VorbemerkoDgon. §. 1. 



Gerade die ins Eiuzelue gehende BehandlnDg so wichtiger 
practischer vStenersysteme wie des britischen und vollends des 
franzö8isclien liefert in mancher liinsicht auch schon genügendes 
in descriptiv-kritischer Weise vorgeführtes Thntsachen-Material für 
die im weiteren Verlauf dieses Werkes (^Biind IV) vornehmlich 
beabsichtigte systematische Darstplliiiiü: der spccicllen Stcuerlehre 
und der practischcu BesteueruDg in den ( iilturstaaten des lÖ. Jahr- 
hunderts. Namentlich die grossartigste, umfassendste und inter- 
essanteste, al)er andi verwickeltste und aoi Meisten superliscalisch 
ausgebildete moderne Besteuerung, die franzüsische, darf wohl 
mit Recht als ein „Leb rcxemp el" im grössten Styl ftir die 
spccicllc .Stcuerlehre, als eine förmlicbc Sammlung von Steuer- 
mod eilen" auch f(lr die tinanzwisscnscbaftlicbe Erörterung aoge- 
sehen und benutzt werden M. Die britische Besteuerung bietet im 
Vergleich damit, wie so oft zwischen französischen und englischen 
Verhältnissen, ein besonders scharf gegensätzliches Bild, mehr 
als die Besteuerung andrer Conti neutalländer, auch Deutschlands. 
Sie ist viel einfacher und im 10. Jahrhundert immer mehr verein- 
facht worden. Die französische und die britische Besteuerung sind 
gewissermaassen die beiden Glieder an den Endpuncten der Kette, 
welche die moderne europäische Besteuerung bildet. Sie sind, 
volkswirtbschaftlich aud steuertechnisch betrachtet, principiell am 
Meisten verschiedeo, — socialpolitisch allerdings noch nahe ver- 
wandt — f die übrigen continentalen, auch die deutschen Besteue- 
rungen sind von dem französischen Sj^stem doch auch volkswirth* 
schaftlich und steuertechnisch mehr nur dem Grade nach verschieden» 
freilich die einzelnen Steuersysteme vrieder in mannigfach ver- 
schiedenem ^fansse. Im Ganzen repräsentirt das französische das 
continentale, das britische ein etgenthfimlicbes für sich stehendes 
insulares Steuersystem. 

Um der Darstellung dieser beiden wichtigsten westeuropäischen 
Steuersysteme diese Bedentung eines Fundaments und »^allgemeinen 
Lehrexempels" ftir die specielle Steuerlehre in diesem Werke za 
erhalten, erschien es mir passend, die im Bande III mit den Jahren 
1886 — 87 bezw. 1888—89 abgebrochene Darstellung noch bis in 
die unmittelbare Gegenwart (Ende 1895) in ähnlicher eingehender 
Weise wie dort fortzuführen. In Grossbritannien wie in Frankreich 
haben in den letzten Jahren einige wichtige und characteristische 

') Ansdracke ans iDein«m Yonrone zu Band UI, S. XII, mit walaa Begrnndimg 
obiger AdsIcJiL 
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Spliwjerigkeiteii bd Vergleichang pnctiacber Stenenyateine. 3 

Stenerrelorrncn stattjreiunden oder sind in Vorbereitung lic^criffen 
und nngebaliiit worden. In dieser Hinsiclit werden daher im 
FoJgenden Ergänzungen zu Band III gebracht. 

Um diese letzteren verständlieh zu raachen, liess es sieh nicht 
umgehen, niieh hier wieder von der hritischcn wie fninzüsischen 
Besteuei Ulli:: Iviii zere LIehersiehten der Entwiekhing der llanptphasen 
und skizzenhatte Darstellungen der Hauptpunete der EinrichtUDg 
zu geben. Diese Ueberßichten und Darstellungen liefern eio 
knapperes Oesammtbild als die ausführlichere Bchaadlaog Im 
Band III und sind vielleicht ebendeshalb willkommen^). 

§. 2. Für die Zwecke der Vergleichung der practischen 
Steuersysteme — , Zwecke, um welche es sich in einem finanz- 
wissenschaftlichen Werke wie diesem immer in erster Linie und 
auch hier wieder bei der Darstelinug der britischen und franzö- 
sischen Besteuerung handelt, — seien hier noch einige besondere 
Schwierigkeiten hervorgehoben. Mau nuiss diese eben so gut als 
möglich überwinden, kann das aber niemals völlig. Jedenfalls 
muss man sich ihrer bewnsst sein, um fehlerhafte und zn weit* 
gehende Schlüsse zn vermeiden. Diese Schwierigkeiten liegen auch 
für die vergleichende Steuerstatistik vor and werden auch hier 
nicht immer genügend beachtet^ was dann zn schweren Fehlern 
fuhren kann und nicht selten geführt hat^) 

1. Einmal bietet auch hente noch und selbst in der nemlichen 
Sprache, z. B. der deutschen, wenn ihr verschiedene Staatsgebiete 
und daher Steuerrechte angehören, die amtliehe Terminologie 
und der populäre Sprachgebrauch wohl solche Schwierig- 
keiten bei Vergleichungen der Verhältnisse in verschiedeoeu Ländern 

Sie Vilden sachlich nur einen znaimimenfassenden Anazng des WicbtigBlen 

aus dieser früheren Darstellung, die, 7\\u\.\l bei der französischen Besteuerung:, über 
den liabmeii eines allgeffleinen ÜQanywiäscuschaitlichca Werks hioansge wachsen und 
fast znr Monographie geworden ▼ar: vielleicht ein sachlicher Vorzog, aber ein forneller 
Mai^i^el vor einer knapperen Darstellung (s. Vorwort zu P. III. S. VIII). — Solche 
kürzere Uebersicbten der coocreteu Steuereotwicklung und Steucrverfassuag verschiedener 
wiehtij^erer Linder halte ich nach wie ror (s. Vorwort zn B. III) auch in allgemeinen 
liii:iii/wiy;ieiih<]iaftliclif.'n WorktMi fiir crwanscht. In meinen Vorarbeiten zu Haiui IV. 
der systcmatischcu specicilen Stcuerlehre, habe ich mich auch immer wieder 
damit befasst Sie bieten aber ohne eine roransj^ehende cingchcndire Darstellnng* 
grosse formelle und sachliche S( Invierigkoiten. Di' se kann man nur bei einer etwas 
eingchendereü Behaudlaog wieder vermeiden, wüuüt man aber in die alten Schwierig- 
keiten wegen des Banmes and wegen der Bewältis:un^ der Arbeit zarQckftUt. wie ste 
mir bei B. III begegnet sind (s. auch darüber das Vorwort zu B, III). Ich bin noch 
sieht im Keinen mit mir, ob und wie weit ich in R. IV. mit dem ich seit länger 
romehinlich beschäftigt bin. solche kürzere Skizzen wenigstens von Deutschland imd 
einigen andern Ländern geben werde. 

'-) Die AusfUbruncrcn und Bemerkungen in Band III, besonders in §. 2, 4» 5, 
97 — 104 finden durch Obiges zugleich noch eine Ergänzung. 

1* 
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VorliemerkaQgeii. §. 2. 



und in verschiedenen Perioden. Anitiiche Tcrmiiiologie und popu- 
lärer bpracb^ebraiich decken sich nicht immer, beide sind in dem- 
selben Spracb^ebiet zeitlich und örtlich mitnnter verschieden. Die 
amtliche Terminologie wird auch gegenwärtig noch verändert. 
Neue oder auch mit einem bestimmten Begriff verbundene ältere 
technische Ausdrucke der Theorie bürgern sich auch wohl im 
f^emeinen Sprachgebrauch ein und gehen allmälig in die amtliche 
Terminologie Uber, aber bekommen dabei doch auch leicht wieder 
eine etwas andere Bedeutung. Hält man sich daher bei Ver- 
gleichungen immer ohne Weiteres an den Namen einer Steuer, so 
geräth man offenbar leicht in die Irre und zieht falsche Schlüsse. 

Die auitlidie Terminologie ist zvar lieuto nicht mehr so willkuhrlich und un- 
präcis. so vuräcliiedcu und Uadarch bo leiclit im führend als früher. Aber röliig fest 
stebt MC auch heute noch nicht iinmcr, selbst in dt msclbcn Sprachgebiet and sogar 
in denisi-Iboii Staate und Stouerredit. Ein Beispiel lieiert der theoretisch und practi^^cb 
80 wichtige Ausdruck und Begrltt „directe" und „iadirecte" Steuern, die Scheidung 
xwiscbon beiden* die Frage, ob bestimmto einzdAe Steuern zu der einen oder anderu 
Kafcirorie frebören, z.B. gewisse Luxussteuern auf Pferde, ^Vagen , Bedienteiihalten, 
die Hundesteuer Der Umstand, dass einzelne Steuern unter rerscbiodenen Ver- 
waltungen , danach erentnell im Etat imter vefwbiedenen Abtheilnngen, Titeln des- 
selben stehen, krinn Zwrifol bewirken, z. B. im preussischen Staafshaushaltetal bezüg- 
lich der Bergwerksabgabeu. Da mitunter bestimmte Steuern und die Unterscheidungen 
zwischen den Gattungen anch Uber die finanzielle Seite hinaus Terwaltungsrecbtliobe 
Bedeutlins: haben, z. B. wieder die Uiiter^ebeidtnig zwischen directen und indirecten 
fUr politische, staatliche, coaununalo Wahlrechte, fUr Verhältnisse der SeibstForwaltung, 
für andere Staats- und gemeindebttrgeiliche Rechte nnd Pflichten, so ist die zweifd- 
lose Feststellung der 'J'crujinologic von alljyemcincr Wirlitif^keit. Das führt in unsorer 
Üegenwart in Ländern mit durchgebildeter VerwaltuugsgericbtsbarLeit weuigstcus dazu, 
die amdiehe Terminolojrie in diesen Dingen endlich zu einer ganz fest bestimmten 
/u iniiclien. was ancli der Finan/wissenschaft und I^inanziiraxis zu (nite kontmen wird. 
Kur im Grossen und (iauzcn wird gegenwärtig iu der Praxis der verschiedenen Länder 
unter directen und indirecten Stenern dasselbe Terstanden. 

Auch ein und derselbe Name i-e.lbst einer einzelnen Sfener licientet sou;ar in 
derselben Sprache, so im Deutschen, in verschiedenen Ländern nicht immer das 
Nemitche oder verändert in demselben Lande, in derselben SteoeTgesetzgcbung seine 
Bedeutung, z. B. der Ausdruck „Einkommensteuer" in Preusscn, Bayern. Oesterreich. 
Nicht selten bewirkt die innere gesetzliche Umbildung einer Steuer, welcher der alte 
Name bleibt, dass dieser Käme in verschiedenen Zeiten einen verschiedenen Inhalt 
I ezi'iehiict. So ist es mit Kamen wie üroud-, Haus-, Gewerbe-. Classen-, Einkommen-, 
^ermögens-, Kopf-, Verbrauchssteuer, Zoll, Accise, Stempelabgaben gegangen, auch 
mit Gattungsnamen wie Personal-, Realsteuern. Noch jüngst ist z. B. in Preussen bei 
der Reform der directen Staats- und Communalbcstcuerung der Gattun;;sname „Keal- 
^tel!L•r'*. we!r}i(»r gewöhnlich nur auf die Grund- und Gebäude^teuer bezogen wird, 
ausdrücklich auf die Gewerbesteuer mit ausgedehnt worden (Preuss. Communalsicucr- 
ireS6t£ vom 14. Joli ^. 24, 28 und in der amtlichen Ueberschrift). Man sieht, 

dass jeder «olrlier Ausdnulv und llefrrifl' cnnom zeitlichen und örtlichen Wechsel 
unterliegen kann, insul'crn cm „historischer'', kein rein logischer, kein absoluter 
in Hecht nnd Pnxis ifrt, wäliiend ihn die Theorie gern als solchen nimmt'). 



') S. über die .Streitfrage betreffs der Terminologie über directe und iudirecte 
Stenern meine Fin. III, 2. Aufl., §. 97 — 100 und Neumann, die Steuer B. I. 

Beispiele, wi.> sieh «^'ebidiichtlich die Bedeutung technischer Namen für 
Steuern iiadert, mehrfach in Band Iii, §. 32, so aus dem französischen Steaerrecht, 
z. B. in Betreff dos Ausdmclis „aides^ (III« 8. 71). 
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Scilwierigkeiteii bei TetgleieliiiDg pr»ctliteher SteDersysteme. 5 

Bei YergleicbiiDgen des Hechts, der Statistik mnss man sich 
nothgedrungen sa gut als möglich mit allen diesen Schwierigkeiten 
abfinden. Aber unvermeidlich verschwinden letztere nicht ganz, 
Terbleibeu bei zeitlichen und localen Vei j^leichuDgen Momeute der 
Unrergieichbarkeit oder der nur bedingten Vergleiehbarkeiti zumal 
wenn man, was selten genügend durchführbar ist, eine Steuer nicht 
schart' in ihre einzelnen Bestandtheile zerlegen kann. 

2. Eine zweite Reibe von Schwierigkeiten ergiebt sich daraas, 
dass auch beute noch einzelne Steuern und ganze Steuergattungen 
Gebühren oder gebührenartige Elemente, selbst Elemente privat- 
wirthschaftlicben Characters (Gewerbs-, Capital-, Unternehmer- 
gewinn, Rente) mit umfassen, sogar untrennbar sieh mit solchen 
Elementen vermischeo, und wiederum Ein Specialname oder Ein 
Gattungsname für alles zusammen gebraucht wird. Auch diese 
Verhältnisse sind dann aber weder zeitlich noch örtlich constant, 
und zwar nicht nur nicht in rerschiedenen Ländern, soodern selbst 
in demselben Lande yerändem sie sich und nicht nur mit Ver- 
ändemogen der Gesetzgebung, sondern mitunter auch wohl mit 
solchen der Verwaltung, der Veraulagnngs^ und Erhebnngstechnik 
der Bestenerung, des Gebühreuwesens. Auch wo das bekannt ist 
nnd man sich dessen bei Vergleichungen bewusst bleibt, lassen 
sich die aus solchen VerhSltnissen hervorgehenden Schwierigkeiten 
der Vergleiehung meist nicht völlig beseitigen. 

So waren früher und siüd mehrfach aach heuto Bodb in derselben Abgabe, 
W elche iii Steuiijclforui odiT bei dtr Ke^i^tiirunij- i rLuben wird, wirkliche (icbühr und 
(Yerkchrs-iSlcuer vciiiiischt, so i. B. bei gewissen iicäitzwochbcla.bgaben, bei ücricbti- 
vGebUhren". Die ganze GattQDg der sogen. Stempel- und KegbterabgabeD, „Ge- 
bühren** ron Rechtsgeschäften umfasst ferner, in irerachj' denen üesetzgebungeu wieder 
iu verschiedener Weise, einzelüö Abgaben reinen oder vorwiegenden Gebubreucharacters 
nnd solche reinen oder Torwiegeuden Steuercharactera. Diu betreffende Gattung; 
moss jäher fdr Vergleichungen eigentlich wieder in di- •^e ihre verschiedenartigen Be- 
standtheile aufgelöst werden, was aber wieder ieiclttcr principieli furdern und zu 
begründen ale genau dnrehzaftlhren ist. Mitunter vA Letzteres gar nicht möglich, [a 
einzelnen Gesetzgebungen erscheint auch heute noch die ganze Erbschafts- (und die 
etwaige Schenkungs-) Steuer unter den Gebühren für Hechtsgcschäfte (Oesterreich), 
unter den liegistriruugsabgaben (Enregütrement Frankreichs), unter den Stempelabgnben 
(England, früher auch Preüssen), was abermals jrcnan'^ro ViT^leichunirrn von Land 
ZU Laad erschwert. Durch bolcho Einreibung iu eine bcstimuile Steuergattuug kann 
selbst die technische Ausgestaltung einer Steuer mit bestimmt werden, wie z.B. der 
rharartrr der fran/.5>ih( lien EiLscliafis - und Sehen k ii n f sst > n er als bisher wenigstens 
einer besitzwechselabgabe, wo die Steuer vou Werth der ganzen Erbschaft, ohuo 
Abzug der Lasten und Sebalden fon diesem Werth, erbeben vird, ans dieser Ein* 
reihung der Steuer in die Betitzwechselabgabeu des Enregistrcment mit zu erll iien 
und damit öfters begründet worden u>t. Gesetzgebungen, wcl&he die Erbschalts- 
frtener sclbstsndig macben^ werden regelmässig von Tomherein sie anders gestalten. 

Gewerbspewiun , Rente und dg!, tiuifasst der K^inertrag einer „Steuer" regel- 
mässig dann, wenn letztere in der l'oim eines (äeibbtverwalteten) Monopols, wie bei 
Tabak, Satt, eingerichtet ist, im Unterschied ui einer reinen Verbranehsstener aaf 
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t]cns«lbea Artikel in der pri?at«rirthschaftlicLen Prodoction. Die Konten des aii- 
gekaufteu Tabaks, diii Fabrikation skostca , gewisse Trausport- und Haiidcläi>i>cäeu der 
Fabrikate sind bei einem Tabakmonopol z. B. überhaupt niemab Steuer^', weder im . 
Koh- noch im Beincrtrag des Mouopals, auch nicht für die Consumenten. Aber 
auch die bei einem Mouopol an den Fabrikaten gcmachtcu Gewitirtu äiud hin m der 
Höhe, wie sie den Gewinnen der Privatindustrie entsprechen, nicht „Steuer*', belasten 
die Consuinenferi nicht anders als im Priratvcrkehr. Da aber alle diese Momente 
von Land zu Laad, auch z. B. bei den selbst^ erwalteteii Tabakmouopolen verachiedeu 
sind und im uemlicheii Lande sich rerftitdein, rerbleibea wiederam StOraagen Ittr 
die YorgieiclMuigea. 

3. Eine dritte Beihe von Schwierigkeiten ilUr Vergleichungen 
der Steuersysteme folgt daraus, dass bloss aus dem Wortlaut der 
Gesetze und selbst der AusfUhrungsverordaungen eine Steuer in 
ihrem ganzen Wesen und in ihrer Wirkung nicht immer gcuügeod 
KU erkennen ist, sondm das nur in der Praxis selbst geschehen 
kann. Denn hier hängt Vieles von der wirklichen practischen 
Durchführuiig ab und kann öfters nur darnach ein sicheres Urtheil 
gefällt werden. Die Art und Weise der practischen DurchfUhrung 
wird aber wieder durch mancherlei andere Örtlich und zeitlich 
wechselnde Umstände mit bestimmt, darch Geist, Sitten, Sittlichkeit, 
Cultnrstand eines Volks , Beschaffenheit der Verwaltung und ihrer 
Organe, in manchen Fällen durch den Formalismus und die Grund- ' 
«ätze des wieder mehr oder weniger verschiedenen Privatrechts 
(Erbrecht bei der Erbschaftssteuer, Vertragsrecht bei Stempel, 
llcgisterwesen , — England!). Sie steht auch in Verbindung mit 
der gesammten Organisation der Steucrv crwaltung und diese Or- 
ganisation wieder mit derjenigen der allgemeinen Verwaltung, welche 
in Steuersacben mitwirkt, vielleicht in hervorragendem Maasse, wie 
z. B. bei der Veranlagung der direeteu Slcaern. Alle« das sind 
Verhältnisse, welche mit der ganzen geschichtlichen Entwicklung 
des bctrcüeuden Staats zusaiiüiienhangen und nach dieser daher 
wieder raancLeilei \'erschiedenheiten -/.eigen. Aber derartige Um- 
stände lassen sich bei Vergleichungen meist nur andeuten, oft nur 
ganz im Allgemeinen als mitspielende Momente bezeichnen, selten, 
wenn überhaupt einmal, genauer in ihrer Einwirkung verfolgeD, 
während sie doch practiscü von grossem Eiufluss sein liönuen uud 
sicher dies oftmals sind. 

Besonders bei Steucrii wie den dirccten Porsonal-, Kopf-, Clasben-, Eiiikoinmon-. 
Vennöfjensfitcueru . auch der (jcwtrlu--, Kapiialrciitensteucr (weniger bei der iiniinl- 
xiiid Gebäude^toaer), daDn «riedea Veik -lii>:itöU6r&(Gericlitäkobteii, Stempel, Kegi&trirungs- 
abgabfiii lie-r^^n meistens liühere l^'/iiluingen zu den Einriclitungeü, Behörden der 
all^rcmciiieu iuncreu Staabvcr^aitung, auch der Selbstverwaltuiii^, den Gericbteu vor. 
7.. B. hiiisdchtlich de» Yeranlaguii(;:sverfalireiiä, der Einächät/unuuh. der Prüfungen der 
Declarationen u. s. w. Manche wichtige Verschiedenheit <i<:v Fuuclion und Wiriiung: 
einer Steuer, z. B. der Eiukommeuäteuer (England, DeutöcLland , rrcuäseu), der (ie- 
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Schwieiiglwiten bei VcrgldchnDp pnctiscber Steaeisystenio. 7 

verbcstcucr (DcutschJand, Fraukreicb) i^t auf Verscbiedeubeitea Ucr Ürgauüatioa uad 
FuDction der mitirirkeDden BebSrdeii znrQckzofabreii. 

Wio das Privatrecbt auf eiozolno Besriaunotifeii dos Steaerreebts . der Ver* 

anlagung^ uiul selbst der Erhebung einer Steuer einwirkt, zeigt j-ich in besonderciM 
Maaäso bei der britiscbou Erbscbaftsäteaer ^Abweicbungea auch zwischen England 
und Scbotdaad) und im fnnzfciaebeii Enrt^strement Die britlscbo Erbscbafboteaer 
ist ohne das schwierige Verssiändniis b(.'zil!^lirhcr britisrher Kechtsinstitnto (so d.^r 
settlciucDts, der Yermögeos-Fesilegongcu) und einzelner Uecbtdsätze and goiichilicher 
und adininfstratirer Eioricbtaofeii in ibren Etnzelbeiten rielfacb gar nicbt za Tcr- 
steben (s. n. §. 7, 8). 

Wegen der hier erwUbnte Umstünde und Schwierigkeiten, 
weiche sich bei Vergleithuiigen bemerlvliih machen, ist zur Vor- 
sicht im Urthcilen, in Lob und Tadel, in der Empfehlung fremder 
Muster, namentlich aber nuch im Gesanimtnrtheil über geschichtliche 
Eütwicl\liiiigeu und tlher bestellende SteuerMSteme der l'raxis zu 
mahnen. Je ixiirzcr, daher je mehr doch nur Einzelnes, wenn auch 
das Wichtigere hervorhebend , Uebersichten tlbcr die Stenerent- 
wickluDg und das Steuersystem eines Landes gelialten werden, je 
mehr sie daher doch nur ein Bild in irrossen, grüberea Zügen von 
der Wirklichkeit entwerfen können, drsto nothwendiger wird eine 
solche Mahnung zur Vorsicht bei allen Vergleichungeu und ächlUsseOi 
die gezogen werden. 

In der Wissenschaft ist diese Vor>iclit solt. ucr zu vermissen gewreseii. wenn 
acrh z. B. L. Stein in .seiner genialen, ab r 1 i litliiu die Dinge, auch di.' lii>torischtM>, 
coadtruirenden uud mit den Thatsachen wüiiiuiiiach uuispringcnden Weise vuu ijulchoui 
Vorwurf nicht frei zu sprechen ist. Um 80 mehr triilt dieser oft mit liecht die 
3ireiitli< ho Pr'^?'5C, die politischen Agitatoren, die S -haar der wohlmeiiiLiiJe:! , ali.T 
liiciät kciifitüissiosen „Steuerdilcttantcn" mit ihren Kcforinpläueu. Aber au^ h wir 
wissenschaftlichen Theoretiker alte liuliirlcn doch mitunti r einer solchen .Mahnung 
zur Vorsicht, weil wir nicht s- Itcn Übertriebene Vorliebe oder Alj]i('i<;iing filr oder 
gegen die eine oder andere btcuergattuag und einzelne Steuer, Einrichtungsart, selbst 
für oder gegen das ganze Steuersystem eines Landes, einer Zeit im Vergleich mit 
den Verhältnissen andrer Länder und Zeiten haben. Dabei wird immer wird.T leicht 
rcrgcssen, dass auch diese Dinge rlei mehr historisch, zeitlich und örtlich ge- 
1>anden fliod, als der Urthellrado, der lU^ormer aonimmt. 

Auch in diesem Ergänzungsheft zu Band III der Finanzwissonscbaft werden dio 
Slcuerartcn nml einzelnen Steuern im Allgemeinen mit denjenigen Namen hezeiclinet, 
mit Welchen sie im Steuersystem in der „Allgemeinen Steuerlehrc" (Band Il^i bezeichnet, 
und in derjenigen Reihenfolge behandelt, in welcher sie dort und in Band III vor- 
geführt worden sind') Um die-eni lieft auch die Gecdüiietlieit zu seJbst.'indiuer He- 
nutzung unabhängig von Banii Iii zu geben, sind liier auch einige der hauptsächlichen 
Littcratnran;;aben wiederholt und, soweit nötbig, bis auf die Gegenwart ergänzt worden. 
Ini Cebrigen schlicsst sich dieses Heft genau an Band III an und ist sein Hauptzweck, 
die dortige Darstellung der britischen und Irauzösischcn Besteuerung bis auf die 
Gegenwart foftzufaliren. 



S. besonders Fin. II, 2. AuÜ., S. 514 lt. ; lü. S. D. 
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1. Abscbttitt. 

Die biitisohe Besteuentng. 

N&heres nhet das altere britische Stenervesen bis 1815 in diesem Werke B. III, 
S. 156 — 198, über das neuere, seit 1815 bis 188H-87, eb. S. 226—366. Litteratur 
filr diese letztere Periode eb. S. 4, 226 und bei den oinzelaen Steuern dort. Deutsches 
Hauptwerk: W. Vociie, Geschichte der britischen Steuern, 1866. Neuestes englisclies 
Hauptwerk: Dowcll, history of taxation and taxes, 4 vol. 1884, auch in 2. ed. 
Skizzen der Entwicklung der einzelnen Stenern in Bas table, public iinanco, London 
1892, dem fast einzigen englischen Werke, welches eine „Finanzwissenschaft"' im 
deutschen Sinne ist. Uebcrblick der dircctcn Besteuerung in meiner Abh. directe 
Steuern im Sch önberg'schen Handbuch der Politischen Ockonomio. 3. Anfl , III, 
. 19, 28. Die verwaltungsgeschichtlichc und verwaltnngsreclitlichc Seite in Gaeist's 
chriften Uber englisches ötrentliches Hecht. Statistik in den jährlichen Statistical 
abstracts und iii den Vcrwaltunjrsberichten der Finanzdepartoments, besonders dem 
Kcpurt un iuland ie?euue (Köster 1895). Daraus und aus anderen («lueiien reiches Material 
im fraazttsischeii finanzministeiiellen BuUeÜn de stitistiqae «t de iögidation compiffde. 

§. 3. Uebersicht der Steueren twicklung im 19. Jahr- 
hundert In Grossbritannien ist zwar mehr als in irgend einem 
Continentalstaat in der grossen französischen Kriegsperiode um die 
Wende des 18. und 19. Jahrhunderts, ausser der ungeheuren 
Steigenai^ der öffentlichen Schuld'), auch eine ausserordentliche 
Vermehrung der gesammtcn Besteuerung eingetreten: von 17 auf 
67.2 Mill. rf. St., ausschliesslich Irland. Aber so grundstürzendc 
Aenderungen im Steuersystem wie damals in Frankreich und so 
eingreifende wie in manchen anderen Contiueutalstaaten in der 
Kriegszeit sind auch in dieser Periode in Gross britannien nicht 
erl'olgt. Voruebüilich \Mir(ien die besteiiendea indirecten Steuern, 
die inneren Accisen, die KiniuhrzöUe, die Verkehrssteucrn in Stempel- 
form durch Vermehrung der steuerpflichtigen Objecte, Ausbildung 
und Erhöhung der Steuersätze, auch die zum Stempelwesen ge- 
hörenden Erbschaitssteuera und die der britischen StaatsbesteneruDg 
besonders eigenthümlichen sogenannten directcn Luxussteuern er- 
giebiger gemacht. Die „gegebene geschichtliche Grundlage" des 
Steuerwesens blieb aber erhalten, ein „Bruch mit der Vergangen- 
heit" auch hier vermieden^). 

Die wichtigste Neuerung war die zeitweilige Eint'ühruntr einer 
allgemeinen Einkommensteuer lur die Dauer des Kriegs, 
daher mehr als ausserordentliche Steuer gedacht, im Jahre 1798, 
später mehrfach verändert {li^O'S, 1806) und gleich nach dem Frieden 
aufgehoben (181i}): eigentlich eine Art zu einer Einkommensteuer 

^) Von 1792— ISlo stiei? die Schuld Ton 239.7 3!liU. Pf. St. Capital mit 9.4 Mill. 
Pf. ät. Jährli< ttci La^t au Zinsüu, ficjiten u. H, w. ftuf 861 Miii. Pf. St. Capital mit 
32.Ü 3IilI. Pi. St. Jaliiesiiibt. 

S. Fin.IU, §.88, S. 194 ff. 
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zusammengefügtes, ziemlich unvollkommenes Ertragssteuersystem 
(Vocke), das Vorbild der dann später 1842 nen eiogeführteo, 
noch heute bestehenden Einkommensteuer*). 

Durch die Entwicklungen während der Kriegszeit war der 
Scbwerpunct der britischen Besteuerung ganz auf die VerbraachS' 
bestenernng verlegt worden : ZdUCi Accisen, darunter auch Stenern 
anf nothwendige Lebensmittel , wie Öalz , begriffen, dann anf Jäoh- 
Stoffe, auch auf einige Fabrikate. Selbst als die Einkommensteuer, 
die in den letzten Kriegsjahren 15 — 16 Mill. Pf. abgeworfen hat, 
noch bestand, vollends naeb deren Aufhebung überwog erheblich 
die indirecte ßesteuerung Aber die direete, bei dieser die Erb- 
schaftsstener selbst hinzugerechnet, wie 8:5, nach Aufhebung der 
Einkonamensteuer wie 4 : 1. Die sonstige direete Besteuerung war 
ganz verkümmert. Bei dem hoch bleibenden Finanzbedarf, der 
Nachwirkung der Kriegszeit, schon wegen der grossen Last der 
Staatsscbold, und bei der vernünftigen britischen Finanz politik, 
nicht gar za leicbt ebne genügenden Ersatz bestehende Stenera 
au&ngeben — wovon nur die baldige übereilte und vornemlich 
dem Eigennutz der böheren Classen zu verdankende Aufhebung 
der Einkommensteuer eine Ausnahme gemacht hat — , so wie 
freilich andererseits bei dem Maogel einer ordontlieben öffentlichen 
Verwaltung für die DurcbiUbmog grosser Reformen auf dem Gebiete 
der direeten Steuern kam es auch in der Friedenszeit nlobt so 
bald zu einer umfassenden organiseben Steuerreform. Gar ein 
Bruch mit dem geschichtlich überkommenen Steuersystem etwa ans 
politiseben, socialpolitiscben oder fisealischen, stcuertechnischen 
Gründen lag damals noch ausserhalb englischen Gesichtskreises, 
wenn auch einzelne Aenderungen auf dem Gebiet der indirecten 
Steuern, besonders die Aufbebung der im Kriege sehr hoch ge- 
süegenen Salzsteuer, socialen Rücksiebten auf die Consumenten 
und Steuerzahler Rechnung trugen. 

Erst die Richtung auf liberale Handels- und Verkehrspolitik, 
also volkswirthsebaftliche Gesiehtspuncte der Periode iltthrten 
in Etwas schon seit den 1820er Jahren, prineipiell und im grössten 
Styl practisch seit Anfang der 1840er Jahre (Peel) zu tiefgreifen- 
den AenderUDgen und zum Theil völligen Umgestaltungen der ge- 
summten britischen Staatsbestenerung. Das Wichtigste, was geschah, 
bewegte sich in zwei Richtungen. Einerseits erfolgte jetzt der Bruch 



*) S. FII1.IU, g. 89, S. 196 ff. 
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mit dem industriellen nnd agrarischen Schutzzollsystem in der aus- 
wärtigen und Colonialhandclspolitik, fand eioe Verein tacbung des 
Zoll- nnd Acciscsystenis, tbeilweisc nnoh des Stempel wesens im 
verkehrspolitischen Interesse statt, leruer die Verlegnn^- des Sehwer- 
punctes der indirecten Steuern im Inland (Aceisen) und im Kintuhr- 
zoll auf wenige Genussraittel, welche hohe Stcnersütze ertragen zu 
können oder selbst aus sanitären und ethischen Gründen zu lordern 
schienen (Spirituosen, Tabak: ausserdem Bier, Wein, Thce, neben nur 
noch ganz wenigen anderen Artikeln, Caffee, ( acao, Zucker, Corinthcn, 
Rosinen, Südlrüchten und ein paar weiteren kleinen). Andrerseits 
erfolgte die Wiedereinftihrung und trotz manchen Widerstrebens 
die dauernde Beibehaltung der Einkommensteuer (1^42), immer 
noch in Form einer Zusammenfassung von (5) Ertragssteuern, aber 
doch mit manchen sofortigen und allmäligen weiteren kleineren 
Verbessernngen gegen frtther. Diese Steuer wurde so die wichtigste, 
ja fast kann man sagen: ttberhaupt „die directe britische Staats- 
stener'S neben ein paar kleineren , dem Kest der alten Landtaxe, 
einer reformirten massigen Haussteuer. Mit ihrem beweglichen, 
jährlich nach Bedarf festgestellten Steuerfuss ward sie auch das 
Mittel zur Erhaltung des Gleichgewichts im ordentlichen Staats- 
bausbalte und auch zar Mitdeckuog kleiner aasserordentlicher Aus- 
gaben (selbst i'ttr Kriege, wie im Krimkriege, wo sie stark erhöht 
worden ist). 

Die schon durch diese Einkommensteuer in Verbindung mit 
den Zoll- und Accisereformen bewirkte bessere Vertheilnng der 
Steuerlast, nemlich mehr mit hin auf die besitzenden und wohl- 
habenderen Classen und mehr fort ron den unteren arbeitenden 
Classen, wurde in derselben Richtung noch fortgesetzt durch die 
weitere Ausbildung der Erbschaftssteuer oder des ganzen Systems 
von Stenern, welches diese Erbschaftsbestcuernng in Grossbritannien 
nach ihrer eigenthümlichen historischen Entwicklung, übrigens unter 
dem mitwirkenden Einflass des britischen Erbrechts, dem Reehnnng 
zu tragen war, bisher gebildet hat. Auch die erst jüngst (1889) 
von der Staatscasse an die Loealbestenerung abgetretenen direeten 
Lnxusstenem liaben in derselben Richtung gewirkt 

In der letzten Zeit machen sich in stärkerer Ausbildung der 
Erbschaftssteuern, in kleineren Aenderungen der Einkommen- und 
der Hausstener, in weiterer Beseitigung (Zucker) oder Ermässigung 
der Verbranchssteuern auf wichtigere Volksgenussmittel (Thee, 
Oorinthen) socialpolitische, in der Erhöhung der Bier- und besonders 



Digitized by Google 



Britische Steaereotirickliiog im 19. Jahrliaiidert 



11 



der Branntweinbesteuernng socialethiscbe Gesicbtspuncte auch in 
£Dgland stärker geltend. Kamentlich die jüngste Hefonn der £rb> 
Schaftsbesteuerung (1894), welcbe zu dem alten Grundsatz der Ab- 
stofnog des Stenerfasses nach dem Yerwandtsebaftsgrad den nenen 
eines progressiven (bezw. degressiven) nach der HOhe dw £rbsebaft 
hinsuÄgte, bat auch in prinoipieU bedentODgsvoIIer nnd practisch 
nicht unerheblicher Weise die stärkere Stenerbelastang der besitxen- 
den nnd wohlhabenderen Glassen fortgeführt Wie anf dem Conti- 
neote hat ferner auch in Grossbritannien der steigende Finanz- 
und Stenerbedarf der Localverwaltnog den Staat veranlasst, ihm 
bisher gehörige StenerertrSge (directe Luxnsstenern, gewerbliche 
Licenzen des Yerbra&chsstenersystems) an diese Verwaltung abzu- 
treten oder ihr einen Anthetl daran zu gewähren (Erbschaftssteuer) 
oder Zuschläge dazu zu gestatten (Bier- und Branntweinsteaer). 

Die brttisebe Staatsbesteuerang mOehte so vorläufig zu einem 
gewissen Abschluss gekommen sein, nameDtlich nach der neoesten 
Erbscbaftssteuerreform, — wenigstens auf so lange, als nicht neue 
grosse Ausgaben in Folge politischer Ereignisse, namentlich grösserer 
Kriege, den Bedarf sehr steigern oder socialpolitische Gesichts- 
poncte auf noch eingreifendere Veränderungen der ganzen Be- 
steoerang, in der Vertheiluog der Steuerlast, der Wahl der Steuer- 
arten, der Hobe des Steuerfusses, bei Einkommen«-, Erbschaftssteuern, 
hinwirken. Die jttngste Entwicklung der letzteren bietet bierfür 
fibrigens schon ein characteristisches Anzeichen. Der Schwerpunct 
der direcien Staatsbesteuerang ist durchaus in die Einkommensteuer 
gelegt, die Ergänzung dieser Steuer in der Richtang der höheren 
Besteuerung des fundirten Einkommens und Besitzes, jetzt auch 
etwa in der RichtUDg dur progressiven Besteuerang des grosseren 
Vermögens (wenigstens bis zu einer bestimmten Hohe dieses letzteren) 
erfolgt durch die ausgedehnte und verhältnissmässig hohe Erbschailts- 
besteuerung, welche einigermaassen wie eine Vermögenssteuer wirkt 
Die weitere Ergänzung der Einkommensteuer erfolgt durch den 
Best der alten Landtage und die Haussteuer. Die genannten Steuern 
zusammen, die Einkommensteuer nach dem Fuss der letzten Jahre 
(6—8 d. p. Ft., 2,5—3.33 %) liefern jetzt wenigstens doch etwas 
über ein Drittel des Gesammtertrags • der Staatssteuern. Das ist 
immerhin eine viel stärkere Proportion der directen Steuern (ein- 
sebliesslich Erbschaftssteuer) als im zweiten Jahrzehnt des Jahr- 
hunderts nach der l'rauzösiseheu Kriegszeit und nach Aufhebung 
der damaligen Einkommensteuer. Noch günstiger erscheint diese 
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Entwicklung, weil sie die Vertheilung der Steuerlast dem Princip 
der Besteaernng nach der Leistungsfähigkeit mehr angepasst hat, 
nach der heutigen Einrichtung der Einkommen- und Erbschafts- 
besteuerung und nach derjenigen der Zölle und Accisen, verglichen 
mit der früheren Zeit. Denn wenn diese beiden Grappen indirecter 
Stenern oebst den eigentlichen Stempeleinnabmen vom Geschäfts- 
▼erkebr, von Urkunden u. 8. w. anch immer noch an % des ge- 
sammten Steuerertrags anfbringen, rtthren jetzt davon allein 
aus der Besteuerung von Spirituosen, Bier, Tabak, Thee, Wein her. 
Fast nur noch in dieser Form tragen die unteren, die sogenannten 
arbeitenden Classen und zum Theil selbst die niedrigeren Mittel- 
classen bei der Steuerfreiheit kleineren Einkommens (bisher bis 150, 
seit 1894 bis IGO Pf), bei der Ermässigung des Steuerfusses fUr 
das nächst höhere Einkommen (bis 400, jetzt bis 500 Pf. St.), bei 
der Steuerfreiheit kleiner Wohnungen (bis 20 Pf. St. Mietbwerth) 
und Erbsebaften (bis 100 Pf. St.) ihren Antheil an den Lasten der 
Staatsstenern. In der That ein grosser, auch socialpolitiscber 
Fortschritt in der Vertheilung dieser Steuerlast. Wesentliche Mängel 
bleiben nnr noch in der Einriehtong und Veranlagung der Ein- 
.kommensteaer, welche aus zn angleichartigen Elementen besteht 
und eben immer noch nicht eine wahre Einkommensteaer im 
wisseoscbaftliehen und rationelt-practischen Sinn wie die neuere 
deutsche ist. Aach ist die Erbscbaftsbesteuernngi bei aller Aner- 
kennung des Werths der jüngsten Reform, immer noch mangelhaft 
geblieben, eine vOUige Umgestaltung dieser Steuer und weitere 
Vereinfachung wird nach wie yor dag Ziel sein mflssen. Den 
stenerpolitischen und steuertechnischen Wertheiner guten Vermögens- 
steuer wird sie selbst dann kaum erlangen, bis jetzt hat sie ihn 
vollends noch nicht. Im Vergleich zur continentalen Entwicklung 
ist es übrigens ein cbaracteristischer Zog der britischen Staats- 
bestenerung, dass diese die Ausbildung directer Ertragssteuern fast 
ganz unterlassen hat Nur die bedeutendere Entwicklung der 
Lic en zen für den Betrieb gewisser Berufe und Gewerbe» zam Theil 
in Verbindung mit der inneren Verbrauchsbesteaerung (Äecise), 
bildet hiervon eine wichtigere Ausnahme, die Haussteuer und alte 
Landtaxe nur in geringem Maasse eine solche. Von diesen Licenzen 
sind aber jüngst anch die wichtigsten der Localbesteuerung Über- 
wiesen worden. 

Vom Gesammtertrag der Brutto -Staatseinnahme bilden die 
Stenern etwa ^/«^ von. demjenigen der Nettoeinnahme über Viot 
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die Einnahmen von DomSnen, Verwaltungsgebühren unbedentend 
siod und ausser den Stenern nur noch der Ueberschass der Post 
(mit 4-5 Mill. Pf. St.) ins Gewicht fällt. 

"Weiteres über lüc Eutwickluiip der britisclicn Bestoaerang {iHl't — 18f^t») in 
Fin. Iii, S. 227 — 235. Daselbst auch statibtiiclie Ucbersichtcn der Erträge in 1810 
und in 1884—85 S. 228 und 233. Hier eine Ergänzung dieser Daten bis in dte 
Gegenwart (AbscUass dos Fiuanzjahres I.April 18M— y.'») in gleicher Weise griippirf, 
wie in B. III a. a. 0. Die Materialien aus dem Statistical abstract 1895 (p. SU.) und 
38. Beport on Inland rerenue (Einnahmen des Schatzes, nach Abug der Anthflll« 
der Loealrerw-altung). Die Zahlen bedooten 1000 Pf. bt. 



I. Directe Steuern. 

1884—85 1894-95 



Laadtaze 1.064 

Hanssteuer .... 1.856 

Dirccte Lu.Tusstcuer , 1.377 
Ycniciiied. I..iccnzen 

(Stempel) .... 20G 

Einlcommensteuer . . 12.192 

Erljacbattssteucr . . 7.819 
Yecsicbeningasceliar 

(Stempel) .... 1H8 

EiseDbabiireiäCäteuer . o92 



Summe I ^.089 

IL TerbrauchsstcnoTii. 

Coriotb., Bodo.« trockn. 

. 547 
. 547 
. 8.707 



1.022 
1.462 



107 
15.C.49 
8.715 

194 

259 

27.468 



l^Nl— S5 
. 4.795 
210 



2 
66 



Tbco (/oll) . . . 
Callee (Zoll) . . , 
CafH' MischutiffiOD 
(Accisc) . , . 
CicboricD (Accise) 

(Zoll) . 

B. Getränke (ohne 
Cacao) 38.947 

C. Tabak (Zoll) . . 9.277 

D. An.l. Zolldti- 
iiabmea .... iHi 

£. Gewcrbl. Lic bei 

Verbraocbssteuern . 2.00S 



1894—95 
3..*>88 
170 



2 
2 



58 



34.532 
10.415 

229 

230 



Summe II 45.**r>5 45.buy 

III. Stomp cl u. dj^L 

^ohae Erbscb. ti. Yer- 

ncheniflgastempcl . 4.018 5.87S 

Summe I-III 75.072 79.iri0 



Fruchte .... 547 397 

A. Esswaaren . . 547 397 

Bier ( Aooisc) . . . 8.707 10.102 

Wein iZüll) .... 1.235 1.144 

Spirituosen (Accise) . 14.61» 15.269 

(Zdl) . . 4.S13 4.197 

Kleine Differenzen in den rersebiedenen Ausweisen (ioance accouots, statist. 
abstract., rep. ou Inl. revcnuc) nach den \'or?f Iii edenartigen IJecluiunEren. In der 
Colonne für 1884 — 85 hier in zwei Posten (Tabak, and. ZoUctnuabtncn) kleine 
Aenderung gegen die Tabelle in Fin. III, 8. 234. Unter den übrigen Zollartikeln ist 
Cacao der bedeutendste (1895 119 000 Pf.). Nach den lJuhrilicn der E'ats stellen 
£ich die Uaaptposteo, wo aber nicUt, wie hier, im Etat die Landtage, Hausstcuor 
nad £ijikomm«ti8teiier unter dem Hamen „directc" Stenern fi^rotiren (sie werden zn* 
sammen wohl »(aze^' genannt) in 1894—95: 

Dirccte Stenern .... 18.134 

Accisc . 2o.87t> 

Stempel (iucl, Erbs<dia ftast) 14.588 

Summe: luIand-Einl. des Staats 58.597 
Zölle . 20.139 

Summe: Staatssteucru 78.730 

Nicht cingerechnef unter dio Steuern sind hier u. A. die PatL-n tireljuhrcn (Er- 
trag 1894 — 95 175.000 Pf.). Mau sieht, dass das Vcrhältniss der in unserer obigen 
Tabelle als „directe*' znsammengefasston Stenern zu den tibrigen, den „indirecten**. 



Bich in diesen zehn Jahren weiter verschoben bat, von 3;].1 Ut 



u-e\rorden, 



Wesentlich in Folge der Erhöhung der Einkommen- und der Erbsciiattssieuora (trotz 
des in 1894—95 abgerecbneten Antbeits der Loodreriraltung), ferner «regen der Ab- 
tretung der fctrerblichen I.iccnzeii der yerbrauchsbcsteueruniT au diese Verwaltung 
und trotz der entgegengesetzt wirkenden üeberlassong auch der directeu Luxussteuero 
«a letztere. Die Erbebnagskosten der geaammten ,4nneren Steuern'* waren 1894—95 
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ca. 1.811.000. der Zölle ca. 835.000 Pf., der Keinertrap der Stenern cä. 77.5 Mill. ») 
Die übrigen Netto -Staatscinnalimea betrugen etwa 5.76 Mill., voron auf die Post 
cn. hQj.vr. (nach Abzug der Kosten des Packetdi-mstc"-) 3.2 "Mill. Pf. Die Tele- 
graplüc ist in geringem Maassc passiv. Würde man die Postuberschassü mit als 
Steuern auffassen, so ergäbe sicli noch schärfer der ganz vorherrschende stcaenriYth-> 
schaftliflie Cliaracter der britischen Staatsfinanzen (s. Fin. I, 3. Aull., §. 21G^. 

Die Stüuerentwiclilunsr der letzten zehn Jahre wird erst im Zusauimenhang mit 
der vorausgehenden seit l^^l* in ihrer rollen Bedeutung crfasst. Sie zeigt dann eine 
Fortbeweirnng in dorsolboii Ivichtuii-r. aber noch mehr auf stärkere Bestenemn^ der 
oberen Üiassen durch directu Erbschatts- und Vcrkehrsbesteuerung uiid auf ^weck- 
mässigerc Yerbraxichsbestcuerung- der MftMe des Volks hin (s. Fin. III, S. 22B, 
234 — 235). \\'cnn man die Localbesteucrung mit berücicsichtigt . besonders die Gc- 
staltUBg, welche sie durch die üebcrtragung von bisheri?:en Staatsstcuern an die Local- 
mvaltUDg (Antheile an der Erbachailtssteuer. der üier- und Branntveinstencr, directe 
Luxussteuern, gewerbliche Licenzen der Verbrauchsbesteuerung fdr Debitanten, 
Wirtho u. s. w.) erhalten hat, so tritt diese Uiohtuug noch scbäcfui hervor. Sicher im 
Ganzca eine erfreuliche EntnriclElnog. 

§.4. Von den einzelnen britischen directen Staatssteuern 
beruht die wichtigste, die Einkouimeusteuer, auf dem noch 
geltenden Gesetz von 1842 {'> n. 6 Vict. c. of)), das aber in Einzel- 
heiten vielerlei Abänderungen bis in die neueste Zeit hinein erfahren 
hat. Vor einer völligen Umbildung zu einer wahren Einkommen- 
steuer scheut man bisher zurück, vornehmlich auch mit Kticksicht 
auf die Furcht, durch die Ermittlung der individuellen Gesauimt- 
einkommen und durcli die dafür nothwendigen Anforderungen und 
Controlen zu viel Odium zu erregen. Aber gerade die neuesten 
Keiormmaassregeln hier wie bei der Erbschaftssteuer möchten 
weiter führen. 

S. Itäheres Uber die Einkommensteuer iu Fin. III, S. 23Ö — 256, woraus hier 
nur zur Gh&rakterisirunff einlire Hauftmorkmale hcrror^hobcn veideo. Zur Er- 
gänzung der dortiffcii eing-elieiidcn Dar.stellung werden cinicro neue statistiselie Daten 
Uber die Entwicklung in den letzten Jahren (seit 1886) sowie ^itthcilangcn Uber 
neueste Te^derungen und Reformpiano hinzugefügt. 

Die Einkommensteuer trifft principiell nlle Personen (Ein- 
kommenbe/icber) und alle Einkommen (Erträge) im Vereinigten 
Königreich, soweit ersterc wegen Kleinheit ihres Gesammteinkommens 
(bisher unter 150 Pf. St., rund also 3000 M., nach der Reform von 
1894 unter 160 Pf.), die Einkommen ferner wegen gewisser Ver- 
wendungszwecke nicht von der Steuer ausdrücklich befreit sind. 
Diese ist insofern, suhjectiv und objcctiv, wirklich eine allgemeine 
directe Einkommensteuer; aber steuertecbuisch ist sie das, wenigstens 
im rationellen practischen SiDue des Worts, also nicht einmal bloss 

^) So nach den Finanzrcchoungen. Der Bericht ober die IntnndeinkiMnineD 

(Nr. 38. Anhang, p. XXIX) gicbt fur Q2ß Mill. Gesammteihkommcn dieser Ver- 
waltung (incl. Aiitheil der LocalverwaltuugJ die Erhebuugskosteo auf 1.98 Mill. an, 
3.16 7.: in den letzten 30 Jahren ziemlich gleich geblieben, meist SVaVo* 
1847-48 noch 4.42%, 
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im wissenschaftlichen Sinuc, doch nnr bedingt. Sie lüsst sich hier 
mehr nur als riue t iiikouiiin iisLeuerartige Zusammenfassung von 
5 ertrafri^steuerarligen Abtheilunireu zu einer, immer auch nur wieder 
in einigen Puucten, nicht durchweg einheitlichen ^ubjectsteuer be- 
zeichnen (Vocke). 

Dio Besteuerung des Einkommens in jeder Abtlieilung erfolgt ucmlich regel- 
mässig an der Quoilo, wie bei einer Ertragssteuer. Eine Summiruug dieser Ein- 
kommenthcile einer Penon, daher auch eine Doclaraiion oder eine amtliche Schätzung 
des iiidivifhicneii GesauiinteiiikoinmoiiH finckl im Allgoineineu nicht statt. Wohl aber 
K-düii bic der iStcucrpäichiigc foidcru, bczw. vüiüehuie», um insbesondere nachzuweisen, 
daäs sein GesammteinkOiDiDen unter der Grenze der StcuerpAicht (.bisher 150 Pf., jetzt 
160 Pf.) bleibt oder er auf Abzugs: einer stcnerfrei^ui Qjote, bisher 120 Ff. bis m 
400 Pf. Einkommen, nach dem Keiormgesetz ilarcoun';* vuu 1694 1(50 IT. bis zu 
400 P£, 100 Pf. TOn 4 — 500 Pf. Einkommen, insofern auf Ermässigung des vollen 
Steuersatzes Anspruch bat. NiMiordings (1890) ist auch gestattu't wonlcii, Verluste iu 
ei/ii r Abtheilung von (iewinnstcn iu einer andern iu Abzui; m bringen uuJ so Stcucr- 
ir< iheit oder £rml»dgQng und ttberiianpt eine Besteuerung mehr nach wirklichem 
„Einkommen zu erlangen. Demgemäss erfolgen KUckzahlungcn der erhobeneu 
oder zu viel erhobenen btcucrbcträgu. Auch einige andere Speciaibestimmungen, so 
zwar die ErhebüDg der Steaer des Kapitalisten, QUubigers, GnindeigenthUmcrs heim 
Schuldner. PSchter, aber mit detii Kocht Abzug» für letzteren bei der Zins- und 
Kcutenzahiung und mit dor PHicht des Gläubigers, EigenthUmors, das zu dulden, 
m A. tt^ wahren der Steuer den Suhioct- md Einkommensteuereharacter. 

Die Abtheiluiif^en (so^reu Shedules, A — E) entsprechen einigermaassen den üb- 
lichen Giioderu eines modernen „rationellen" Ertragä6teucn>y6teutsi , wie es iu einigen 
continentalcu Steaergesetzgcbongcn ausgebildet iat (besonders in Bayen, Wttrtemberir, 
Baden, annähernd auch früher in Pieus^eii, jetzt nocli in Oesterreich, Frankreich 
(s. Fin. II, 2. Aufl., §. 21Öfi'.). Aber es bestehen zwischen diesen Abthciluogen der 
britischen Einkommensteuer und den contlnentalen Ertragsstenem doch manche Ab- 
wcic1iuiij;en in Betrefl" der Einbeziehinii;oii besiiinmter eonicreter Ertragsarton in die 
Abthciluugen, der Grcuzziehongen zwischen Ictztcrca im Eiioelucu, woboi theils 
specifisch britische Verhiltnisse und AiifTassnngen , auch eigentbttndiche britische 
Ri'clitsnormcn für bestimmte Ertragsarteu , tbeils freilich auch wohl nur eine fre\vi>se 
)\iUkuhr SM. den getrolfenen Anordnungen gelahrt haben. Die Abiheilungen sind 
üich ^her auch nicht TOOig homogen, ein Hauptmangel dor Stener, den man «rohl 
in England cmplitulet. ;iuch durch ältere (so für Abth. B. Pachteiukommen) und neuere 
(so bei Abtb. A, Gruudcinkommen, Geseu von 1894) Specialbesüminungeu hinsichtlich 
der Berechnung des stcncrpllichtigen Ertrags, der gestatteten Abzttge zu verbessern 
gesucht bat, ohne dass doch bisher etwas ganz Befriedigendes erreicht worden ist. 
Ohne vßUigc Ilimtberbildong der Steuer in eine eigentliche Einkommeostener wird 
das auch kaum geling un. Vielfach ist das stcuerpllichtige Einkommen oder der Er- 
trag eine Mischung zwischen Koh- und Keinertrag. Namentlich die Besteuerung des 
(irundeinkommens in Abtheihiiig A erfolgt mehr mit nach dem Itobertrae und galt 
daher seit lan^c aucb den anderen Erträgen gegenüber als zu hoch (um 20— 30Vo% 
womit bisher die Abweisung der Forderung eines nominell hOhereti Steuert'as»es der 
Einkommensteuer für diese Art fundirten Einkommens — eine sonst öfters gebilligto 
l-'ordcrung — und die nicdri;;cre Erb>(;liatt.^stcucr für Imiaobiliar- als für Mobiliar- 
vcrmögeu gern begn.'undct wurde. Seit dor grossen Agrarkrisis und dem Sinken dw 
Grundrenten in der neuesten Zeit wurde die.-e uinns^'clluifte ('irundla^;e der Einkommen- 
steuer-Veranlagung des Giundertrags noch mehr cinpruaden. Dai neue liurcuurt'- 
scho Gesetz von 1894 (Finance act Alt. 35) hat denn auch Aenderiingen getroücn, 
inJuin jetzt bei der Veranlagung von Land (oinscbliesslich der da/,u i;eliörigcn Ge- 
i>aude, Farmhäuser u. a. w.) der ermittelte Ertra«: zur Festacizuug des bteuerpflichtigeu 
Ertrap nm ^s« anderen Häusern und (ieliiudeu im Allgemeinen um Va v™>* 
billigen Specialbestimmoni: en. Alt. 85, b, I und II) herabgesetzt wird. Eine Etleieiitenm?:, 
voa der man einen Jahreseutgang von 800 000 Pf. St. (bei 8 d. Steuersatz) erwartete. 
]>» Grundsätze der Veranlagung und das ganze YenmlagungsTerfahren sind bei d«k 
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«inzelnen Abthetloogeii mehrfach TevBehieden. Eigenffiehe Deeltratioiieii werden 

wesentlich nur in der Abtheiluiip: D gewerbliclies und ihm gleich ^^cstel!;i :^ Einkommen) 
verlangt, &bei oluic getittgcndc Garaatieea und Cautclen für die Kichtigkeit, daher 
notorisch vielfach mit dem Erfolge sehr ungleichmassig;or Ycranlagang und im Ouizen 
wohl oft viel zu niedriger Einschätzung. Die Pächter (Abtli. B; werden nach dem 
Pachtzins veranlagt, von dem aber nur eine bestimmte Quote steuerpälchtig ist« bis 
1894 in England Ys« i" Schottland und Irland Vs'i iiQ Gesetz von 1894 wurde fOr 
alle drei Königreiche bestimmt, dasa der Steuersatz hier nur 3 d. p. Pf. bei dem 
sonstigen Steuersatz von 8 d., also hiernach */« sein solle (gen. Gesetz Art. 33). Be- 
amtengehaltc (Abth. E) werden bei den öH'entlichcn Beamten nach den amtlich fest- 
stehenden Beträgen, bei Friratbeamtcn nach den Angaben der Arbeitgeber (CheCi« 
Unternehmer), die Zinsen u. 8. w der öllentlichen fAbth. C) und der iui In- 

land zahlbaren Zinsen, Renteu von anderen Fonds und Eticcten (auch ausländischon) 
naell dem jeweilig fälligen wirklichen Betrage veranlagt tmd besteuert, bezw. wird die 
Steuer L'lrirli bei der Auszahlung in Ab/.ufr / bracht. Achnlioh erfolgt aber auch 
in Abth. 1) die Veranlag^unL; und Bcitcuerung der Einkünfte der Oiientlichen Gesell- 
schaften, der Eisenbahnen u. 8. w. Da im Lauf der Zeit mehrfach Veränderungen in 
der Einreihung einzelner Ertragsquellen, bezw^. Einkommen unter den Abtheilungen 
erfolgt sind (so bind u. A. die Erträge von Steinbrüchen, Bergwerken , Eisen-, Gas-, 
Salz-, Wasserwerken, Canälen, Fiscliereien , Märkten u.a.m. aus Abth. A in AbÜi. D 
^'obracht worden), so lassen sich die Zalilen der Einschitzungen für die Abtheilongen 
und die SteuerertrHso davon nicht für die ganze Periode genau vcrjrleichen. 

Nur im Giuösen und Ganzen kann die Abtbeiiuag A als eine 
Besteuerung des Grund- und Hauseinkommens (wie bei einer con- 
tinentalen Grund- und Hausstener, Steuer vom „Reinertrag", von 
der Rente), die Abtheilung B als Besteuerung des Pacbteinkommens 
des Pächters, die Abflieilung C als eine Capitalzinssteuer von 
Staats- und gewissen anderen riffentlieljen Fonds, die Alitheilnn;; 1), 
nfirh der Höhe der Veranlagungssummeu und vollends der bteucr- 
ertriige bei Weitem die Hauptrubrik, mit mehr als der Hälfte des 
gesanimteii Steuerertrags, als eine Steuer von gewerblichem und 
verwandtem, weiter aber überhaupt von allem steuerpflichtigen 
Einkommen , das nicht ausdrücklich unter eine der vier anderen 
Al)theilungen fällt, endlich Abtheilung E als eine Besteuerung der 
Gehalte und dgl. der (inentiichen und Privatbeamtcn (der Erwerbs- 
gesellschaiten und Geschäfte aller Art, Commis u. s. w.), eventuell 
auch der in die steuerpflichtige Einkomraengrenze fallenden Arbeiter, 
im Wesentlichen daher als eine Besoldungssteuer bezeichnet werden. 

Eine höhere Besteuerung des fundirten als des nichtfundirten 
Einkommens und eine weitere Progression des Steuerfusses ist öfters, 
auch jüngst wieder bei Gelegenheit der letzten Reform (1894), er- 
örtert worden. Aber die erste Maassregel ist bisher nicht in anderer 
Weise als durch die Verbindung mit der Erbschaftssteuer (und je 
nach den Umständen mit der alten Landtaxe und der Haussteucr, 
welche letztere aber den Eigenthümer nnr als den Benutzer trifft) 
erfolgt. Die zweite Maassregel ist nur in der Weise durchgeführt, 
dass kleineres, an sich steuerpflichtiges Einkpmmen dareh Gewährung 
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eines Absogs vom ganzen Einkommen reell degressiv besteuert 
wird| worin das neue Gesetz von 1894 etwas weiter gegangen ist. 
Sonst bat ancb bier nur die Erbsobaftsstener jetzt , ebenfalls nacb 
dem Gesetz von 1894, begonnen, wenigstens das fnndlrte Ein- 
kommen tbatsäcblich progressiv (bezw. bis zn einem bestimmten 
Satze, von da an abwärts also, wieder ricbtiger gesagt, degressiv) 
zu besteuern. Der Steaerfuss der ßinkommenstener ist daher, von 
der Ausnahme bei Abtheilnog B (Pacbtgewinn) abgesehen, derselbe 
Ar alle Arten und Grossen des Einkommens. Vornehmlich wegen 
der stenerteehnisehen Schwierigkeiten und in der Einsicht, dass 
man dann genauere Dedarationen oder Einsch&tzungen des indi- 
viduellen G^ammteinkommens und seiner Zusammensetzung bedttrfe, 
um das wirkliche Einkommen nach Art und Hdhe ricbtiger zu 
ermitteln, hat man bisher immer wieder in England Abstand davon 
geoommen, der Aufgabe einer Unterscheidung des Einkommens nach 
Art und Höhe fttr die Festsetzung des Steuerfusses der Einkommen- 
Steuer näher zu treten: man fKrchtete, wie Hinister selbst offen 
zugestanden, Odium und Unpopularität, das parlamentarische System 
zeigte seine ihm anklebenden Schwächen. 

S. über die Höbe des Steuerfusses der britischen Eiükouimcnätcuur von 1843 
bis 188«) Fin. III, S. 253. Er war in dieser Zeit im Maximum 16 d. p. Pf. (G'/a Vo) 
IB.-^n— 57 im Krimkriej?, im Minimum 2 d. (V«"/«) i" 1875—76, anfangs (1843—54) 
subil 7 d. (2.9147o)' neuerdings meist 5—6, iu den letzten Jahren höher: 1885 —87 
8 (3V,Vo)» 1887—88 7, 1888—98 6 d. (2V,7o). 1893—95 8 d. Er wird regelmSssis 
jährlich im Fioanzgcsetz nach dem Bedarf, dah^r nach den (kleineren) Schwankungen 
der Ausgaben und der übrigen Einnahmen festgesetzt, die Einkommensteuer ist so in 
ihrem Fuss und Ertrage das bovsgli<}bo Element in der biitisehen Besteaeraofi:. 
1 d. Steuer vom Pfund gicbt gegenwärtig 1 r n* o d. h. vom Rohertrag vor Abzug- di^r 
ErmissigaDgen u. dgl.) 2.4 MiJl. Pf. St., anlangs, 1843, nur oa. 1 Mill.; doch ist diese 
2Uer seit 10 Jahmi nicht mehv gestiegen. Auf die filnf Abtheilnngen loun bei einem 
Steneiftiss ron 8 d ein wijIdicheT Ertrag in 1000 Pf. St. 





1893—94 


1894—1 


A 


4.938 


4.752 


B 


254 


189 


C 


1.115 


1.258 


D 


7.974 


8.85ii 


£ 


1 . H ' ' • i 




Samme 







In der Veränderung der Zahlen gegen das Vorjahr in Abtli. A und B zeigt sich der 
Einfluäs der neuesten Veränderungen der Gesetzgebung und auch etwas der der 
agnfiflclion Kiisis'). 



WeltM-es SRere statisfisclie Detail in Fin. III, S. 253 C mid neuestes im 38. Report 

OD Inland revenae. p. 119 ff. Besonders beachtensworth ist diu» genaue Statistik der 
einzelnen Ertragsarten , welche zu jeder der Abthcilungen gehören, am Meisten für 
Abtb. D mit ibnm sebr rerscbiedenartigen Inhalt, eb. S. 4^; auch lehrreich als wirtb- 
ichaftsstatistisches Material, zur Beurtlieilung der verschiedenartigen Entwicklung der 
einzelnen Erträge und des immer stärkeren Ueberwucherns der geverblichen und rcr- 
A. Wagner, FlnatKwissenwlwft, Ergftnsaiigalieft za Bond IIL 2 
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Zur Ergäozang der bis 1Ö86 — 87 {^elieodaa näheren Dar^teUuiig der britischeu 
EinltoiDiDensteDer in B. III 230—256) werden die seitdem erfolgten 'Verftodeningen 

hier noch etwas ffcnaner iingegreben. Am Wichtigsten war die neueste, von Harcourt 
durchgeführte Keforxo von 1894, deren Haoptpuncto im Vorausgehenden schon be- 
rOhrt Vörden sind. Anch darüber hier noch einiges Vi^tere (Finance act 1894, 57 
lind 'R Vicf. ch, 80, pnrt III, Art, 3;? — J^8i. Die VcrändenHigen eifolgen liier wie 
bei anderen britisdien Steuern rcgolmühsig in den Finanz- oder Etatägcsetzen. 1887 
imrde den IHlehtem, welche genau Bach fohren, erlaubt, aof Grund dieser Bach- 
führung in Shcdnlo D statt in B zu steuern, daher eventuell steuerfrei zu werden 
oder weniger zu steuern (Schatzkanzler. Göschen 's Etatsrede r. 2L April 1887, 
Bull. 1687 I, 525). I7ach einer Mittheilung flOschen's in seiner nicbsten Etatsrede 
(V. 2f). März IHRR, Bull. IR88 I. 401) macliteu davon 160 Päcliter Gebraucli . die 
nunmehr statt mit 22,000 nur mit 2öOO FL eingeachfitzt wurden, in 1894 — 95 
Etcuericn schon 485 Pächter in Sh. D (Rcp. p. 55). Im Jahre 1888 wurden uch 
EigenthUiner fQr dasjenige Culturland einkommensteuerfrei, für welches sie keinen 
Keiiiertrasr gewonnen haben. Anschlag von 20.000 Pf. Verlust, in Wirklichkeit nur 
2800. 1890 wurde zugelassen, dass man boi Dedaraiionen den Verlust in einer 
Sbedolö in einon Jahre mit dem Gewinn in einer anderen compensiren dürfe (BalL 
1890 II, 480). 

Viel tiefer greifend war der Reformplan des Schatzkanzicrs Harcourt in dem 
liberalen Ministerium (Gladstone-fieselieiTy) in seiner Etatsrede v. 16. März 1894 
(Bull. l^<i)4 II. 473); etwas im Znsammenhan» mit der beab->iclitifrten grosseren Reform 
der Erbscliai'iösteucr. Mit der iJütuiischcu L'cbcrschätiiuug de» (iruudeiukuuiuiens in 
der hibherigeii Einkommensteuer (Sh. A), wobei nicht alle wirklichen Kosten abgezogen 
werden, wurde der Vorschlat^ motivirt, läiiJIielies Grundeit;enthum um städtisches 
(tläuser) um Va lüedriger zur iie.steucruiig anzuset/.eu, wa^ fur 1 ti. Einkommensteuer- 
fuss auf einen Verlust von 100.000 Pf. für die Staatscasse reranschlagt wurde. Faner 
sollten in einer vielfarh in der ncTtesten europSiscben Gesetzgebung wahrnehmbaren 
Tendenz, die untereu Mitteiciassen zu erleichtern, die bi^lierigen Ermässigungen er- 
weitert werden: statt zur Ecrechoung dos steuerptlichtigen Einkoinmens bei G«Bammt> 
einlommcn bis 400 Pf. bisher nur 120 Pf. sollten jetzt 160 Pf. abgezogen werden 
dürfen, wodurch die Grenze der völligen Steueifreiheit vo« 150 auf 160 Pf. rückte. 
Weiter sollte auch hei noch höheren Einkommen vou 4 — 500 Pf. jet/t ein solcher 
Abzuar, nud zwar von 100 Pf. statthaft sein. Man berechnete, dass das- über 
500 000 Censitcn betreffen und einen Ausfall fUr die Staatscasse von 640.000 Pf. 
bei Cunsiten bis 400 Pf. Einkommen nud ron 200,000 Pf. bei solchen von 4—500 PI 
(beim Satz von 8 d. Steu> rfnss) und immahin fQhlbaio ErmXssIpiiigen fUr den eiazelaen 
Betreuenden ergeben wUrde. 

Bei der Beantragung dieser Beformmaassregeln nach „socialen^ Gesichtsponcten 
kam Harcourt auf die Fratre der weiteren Progression des Steuerfusses für höheres 
Einkommen zu sprechen. Er erklärte sie im Princip für berechtigt, aber die ad- 
miniütraiiren Schwierigkeiten einstweilen noch für «nttbersteigtioh , eben wegen 
der üblichen Besteuerung des Einkommens an der Quelle der Erträge, meist nicht 
bei den cndgiltigen Einkommeitbeziebern selbst. Auch wo, wie in Sh. D für das 
gewerbliche Einkommen, Declnrationen verlangt werden, beziehen sieh diese nicht mit 
auf das Einkommen, welches die betreffenden Personen aus anderen Quellen beziehen. 
Die NachforschungcQ , Controleu, Strafen wurden aber bei einer andern Einrichtung 
der Steuer, wo das Gesammteinkommen einer Person ermittelt und Grundlage der 
Steiler werden milsste. so unerträalich werden, die Steuer so odii's machen, dass sie 
kaum aufrecht erhalten werden köunte (1). Harcourt meinte daher, durch die von 



wandten Ertrüge, auch der Steigerung der Hausrenten, des Kuckgaiigs der agrarischen 
Beuten und Gewinne. In der Abth. A steigt jetzt nur der Ertrag der Häuser (house» 
and messnages), 1893/94 gegen das Vorjahr um 3.38 7o i" England, 2.68 in Schott- 
land, 1.74 lu Irland, sinkt der Ertrag des ländlichen Grundbesitzes, in diüäeu Jahren 
um 1.81 in England, 0.62 in Schotdand (88. ßep. p. 54. 46). Leider, dass nur ein» 
ergänzende Statistik der Höhe der itidividuellen Gesammteinkommen fehlt, welche für 
die W ürdigung der Einkommcnvertheilung und der socialen Entwicklung besonderem 
Werth bitte. 
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ihm beantragte Reform der Erbschaftssteuer leichter den Gedanken der Pro2:rcssivität 
YerwirkJichcn zu können (s. a.). Schon jetzt bestehen bei dieser Steuer ia Euglaiid 
CoDtrolen, die eingreifender sind, als sio bei der Einkommensteuer nOthig «rürden. 
Aber man erträ^rt sie. In Deutscliland i^t es «ferade atngekehrt. Eine boarlitens- 
wertbe Yerschiedeuheit der VoIkaanschHuungeo, fruilich vortiehmiich in den im Pariauent 
hemchenden MitteU md hftlteieii Classen, aber eia Pnnct* mit dem eben sn lecboen istt 

§. 5. Von Ertragssteuern besteht für den Staat nur noch 
der Rest der alten Landstcuer (land taxe) und die reformirte 
Haussteuer von 1851, beide nur in Grossbritannien, nicht in Irland. 

S. Uber die Geschichte der crstoreo Flu. III, S. 188, über die jetzige Steuer 
eb. S. 2ö6. Sio rQbrt aus 1692 her, berobt auf aitem stabilem Kataster roher Art 
und ist wesentlich zu einer Reallast erstarrt, welche auch ablösbar ist und noch fort- 
während jührlicb sich durch Ablösung ein wonig verringert. In den letzten Jahren 
(1880 — 95) viird«n jährlich 2 — 3000 Pf. St. der Steuer la 1400—1700 Contracten, 
in jedem also etwa IV9 Pf- St. abgelöst (im Ganirrn unter den Land tax Redemption 
acts bis 1895 882,138 Pf.). Der Ertrag war 1893/94 nur noch 1,003.111 Pf., 
1894/95 1,021.705 (net receipfs, 38 Bep. inl. ler., p. 86). Neuerdings bei dem 
Sinken der agrarischen Beute wird Uber ihre« sonst für unbedeateod geltende HOhe 
auch gelitagt 

Die Hnaseteuer, welche nn Stdie der Ilteren unvollkommeneren Fenster- und 

Wohnnng>stencr getreten ist (18M . 14. n. 15 Virt. c. 36), trifll den Bcimt/cr als 
solchen, ist daher mehr eine VVobnungä-(Miotb-) Steuer. (S. Fiu. III, S. 184 und 
boFOnden 8. 256 lt.) Da sie Hftoser unter 80 Pf. St. Miethwerth tni linst, 
Dtiterliept ihr Uberhatipt nur der fünfte Theil aller Hänser (1894 1.R42.148 ?0Ä 
6893.242, wovon Wobubäuser bezw. 946,275 und 6.019.889), mit den Koruiabätzen 
von 9 d. (S.75%) für blosse Wohnhäuser, ron 6 d. (2.5%) Air tUuser, die zugleich 
gcwcrbli eilen Zwecken dienen. Auch hei dieser Steuer haben in neuester Zeit Er- 
mässigungen aus socialen Gesichtspuuctcn stattgefunden. Namentlich wurde 1890 der 
8tenerfu89 für Hftuser niedrigen Ifiethwenh« herabgesetzt, wieder im InteretKie der 
hdherai arlieiteml-'n und der unteren Mittelelassen • von H und 9 d. auf 2 und 4 d. 
(0,888 ... and 1.666 . . .%) bei Miothwortk von 20—40 Pf. und auf 4 und 6 d. 
(1.666 ... und 2.5 °/o) p. Pfand bei Hiethwenh ron 40—60 Pf. mit einem Ausfall 
von ca. .5— nnO.OOO Pf. für die Staat^^a^se, zu Gunsten von ca. 800.000 Steuerjinichti^^en 
(s. Bull 1890 I, 483). £a sind aber Bestrebungen auf weitere Ermässigung, selbst 
auf Aufhebung oder wenif^ens auf Ueberlasning der ganzen Hanssteuer an die 
Localverwaltuiijr hervorgetreten. Die Steuer ^nlt mitunter als ungerechtferti);te Doppel- 
besteuerung neben der Einkommensteuer, nicht, wie die Erbschaftssteuer und wie 
Bfters die contiuentalen Hansstenem, als richtige Ergänzung der Cinkomniensteoer, 
vds bei ihrem Character als \Vohnun{rssteuer auch begreiflich ist. Bei der beständigen 
Ausdehnung dfö Uäuserbaus, einer Foltrc nicht nur der allftemeineu BevöUteruugs* 
Vermehrung, sondern der stärkeren städtischen Zusammenhänfun^ und der indUHtrlellen 
Eiitwieklun«r, steigt der Ertrag rei?elmä^sitc (1893 1.412. 1894 1.441. 1895 1.462 Mill. 
Pf. St.; nach dem Rohanschlag bei der Veranlagung 1894 (IS'äHßi) 1.618 Mill. Ff.; 
daron auf Wohnhäuser 1.225, auf Läden und Waareuhäuser 0.229, beer houses 
0.137, lodghig houses 0.020, FarmhAuser 0.007 Miil. Pf. 38. fiep. p. 89). 

Zu den direeten Stenern gehören femer noch in gewissem Sinne 
wenigstens die tbeils znr Acciseverwaltnng, theils zur Stempel^er- 
waltaog resBortireiiden gewerblichen nnd ähnlichen Licensab- 
gaben, von der Art einer Speeialgewerbestener fttr gewisse einzelne 
Gewerbe, Bemfe und Erwerbsarten, darunter namentlich diejenigen 
des Scbankgewerbes nnd der Tabakindustrie. Die Erträge der 
wichtigsten davon sind neuerdings an die Localverwaltnng abgetreten. 

Sie stellen in ihrer Ausbildung etwas Eigenthfimliches und Beachtens- 

2* 
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werthes der britischen Besteuerung dar. Dasselbe gilt von den 
sogen, dirccten L u x uss t e ii e r n {Gebrauchsstenern), deren Er- 
trag aber gleichfalls jüngst au die liocalverwaituiig überlasseu 
worden ist (s. u. §. 10). 

üeber die älteren Verhältnisse der Liroiiza1j2:aben 8. Fin. III, S. 18^i, 185), die 
neuere Gestaltunf^ cb. S. 258 IF,; tiber die mit der VerbrauchsbestcucruDg der (ic- 
ttinfce, des Tabaks in Vcrbiadiiiig itehendeii eh. S.S20— 338: vielerlei Einzelheiten, 
welche sich nicht in Kürze zusammenfassen lassen. Ilervorztihebeii u. A. die jähr- 
lichen Licenzabf^abcn der Bcchtsanwälte, ilotare und ähnlicher Personen (s. Fin. III, 
259). Kleine TaifftodeniDgen von Llcenxen sind mch seit 1887 roigekommen (so 
1888 für Hawkers von 4 auf 2 Pf 

Uebor die directeu Gebrauchs- und Luxussteuero s. Fin. III, S. 185 ff., 338 bis 
345. Di« der Tendenz nach Tenrandte Abgabe von io- und ansllndischen Oold- und 
Silbcrwaaron , von denen jene dem Sternpcl, diese di^m Zoll niiterlagcu :s. Fin. III, 
S. 280) , ist 1890 aufgehoben worden , mit im Interesse der indischeu SUberarbeiter, 
mit einem Verloste für den Fiseas von ca. 110,000 P£ (s. GOsehen'« Eiatarede 
V. 17. April 1890, Bull, 1890 I, 480, auch Debatte bei den I.ords in cb. 1889 

II, 145). Die Wageosteuer war noch 1889, vor der Uebcrtragung au die Local- 
vemkang, dnrch einen neoen Tarif ermässigt worden. 

§.6. Die V e r k e h r 8 s t e u e r n sind in Grossbritannien die 
eigentlichen Steni pclabgabeo und die Steuern vom E rtrag 
des P e r 8 0 n e n V k L' h r s der Eisenbahnen. Letztei c Steuer 
ressortirt zur Accisev cnvaltung mit, die Stenipelabgahcn grüssten- 
theils zur sterupelverwaltung, deren Hauptabgaben aber ausserdem 
die Erbschal Lssteueru sind und unter welcher auch noch einige 
Licenzen stehen. 

Die Stempelab gaben treffen jetzt wesentlich nur die wich- 
tigsten Urkunden und Geschäfte des Verkehrs in Mubilien (nament- 
lich Creditpapieren , Effecten) und Imoiobilien, meist nach einem 
Proportional- oder Gradations Werthstempel (duty ad valorem), aber 
auch nach Fixstempeln, woau insl)e8ondere der sogen. Pennystempel 
für Quittungen und für mancherlei Anderes gehört. Die grosse 
Codiöcatiüu von 1870 bildet die Grundlage. Neuere kkiuere 
Aendernngen, narncntlich lliuzut'Ugnngen und Erhöhungen betreffen 
vornemlich den Börsenverkehr, dessen Wertlipupiere und Geschäfte; 
eine ähnliche Tendenz zur umfassenderen und htiu keren Besteuerung 
dieses Vcrkthrs, seiner Objecte und Gewinne, damit des mobilen 
Vermögens, wie sie in der neuesten < oiifinentalen Gesetzgebung 
hervortritt (Frankreich, Deutschland, Oesterreich u. a. m.). 

S. über das ältere britische Stcmpelwesen Fin, III. §. 87, über das jetzige eb. 
§. 119, 120, S. 260- 265. Das llaaptgesetz ist 33 u. 34 Vict. c. 97, 98 von 1870. 
Das schwierige und immer noch verwickelte Stempelwesen erhält seinen Character, wie 
übeiall, durch den Formalismns des Privatreclits und bietet bei dessen EigenthUm- 
lichkeiten gerade in England auch noch bcboudcrc Schwiutigkciteii des Verständnisses 
für den Fionden. In B. III a. a. 0. eine Uebersicht der HauptföUe. Unter den 
Veriindcrungen der letzten Jahre waren diejenigen in 188r.. IRS^T, ]H9~H und 
aui Wichtigsten, weiche eine weitere Ausbildung der Steuern auf Bürseneltectcu und 
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«of döa Veriiebr duia bezwecken. Aenderun^ unU Krhöhang der EmissioQsstempol 
ron hlnber- and KameDspapieren, des Uebertrai^angsstcinpcls, dea Schlassootemtempeb 

(von 1 auf 6 d., 1894 auf 1 sli.), Einfi I i s eines '/jo" n Steiiiji'ils voin Nominal- 
iapital jeder oenen auooymea GeseJi«cbait mit bescbrAuUer Haftbarkeit oder jeder 
£apitaIvenDdinmfr lieetdiender soldier GeMlhebaften, tUe dioie Aenderangvn zu- 
sammen mit einem geschätzten Gesammtmelircrtrag von öi^O.OOO Pf. iFinanzgesetzo 
für die Etatsjahre 1885/86. 18t<7/1888, 1888/1889. Darüber die Etatsreden des 
Schatzkanzlers, besonders fttr 1888—89, u. A. im Bull, de stat. 1888 II, 449, eb. 1888 
II, 72 die einzelnen Bestimmungen des Gesetzes ?. 1888.) Nor der weniger ein- 
trägliche Stempel auf fremde und Colonial-Share-Certificates wurde 1894 aufgehoben. 
Sonst haben bloss kleine Ermässigungen ron Stempeln in neuerer Zeit stattgefunden, 
z. B. auf kleine Versicherungsverträge , Lebrlioirsverträge. Ermässigt wurden auch 
die Patont^obühren (1894 mit Ansclilae von 5((,(M)0 Ff. srMiesslirhcm Jahrosverlnst 
am Ertrag), üeberaicht der seit 1880 erfolgten Verändcruiij;cii der Stcmi'ol iia 
88. Kcp. OB inland revenue, Anhang S. XII, XIII. Eb. Statistik der Erträge S. 19. 
28. 29, Anhang S. X. XI. auch Statist, abstr. 1><9.t fl^^O-lM . S. 17 Eb. üebersicht 
der in 1895 geltenden Ilaupiiiitze tles Stempels, S. 2\h L uif.i>seiidcri3 Üebersicht der 
Stempelsätze in Fin. III, §. 120, S 20.*). Einige Beispiele sind: Es zahlon 

Sichtwechsel den Pennystempel, audfiL- his 100 Pf. 1 i\. — 1 sh,, für grössere Be- 
träge 1 sh. für je 100 Pf. ('/«o^/o) llicü davuii, Wertbpapiero, Colonial- und 
Staatspapiere, ferner solche, welche nicht durch delivery übertragbar sind oder, wenn 
dies, falls sie vor Aufjust 1885 ausgestellt sind, dann di(\ welche nicht Inh.iberpapierc 
sind (deeds. marketable security), je nach Höhe de» Werthbetrags bis 10 Fi. ;> d.. 
ron 10 — 20 Pf. 8 d., Ton 25 — 50 Pf. 15 d., höhere Reträge bis 300 Pf. für je 
50 Pf. 15 d. , Betrage über 300 Pf. ftlr je 100 I'f. oder Bruchtheil davon 2V, ah. 
(Va%)* Demselben Stempel unterliegen Verpfandungen ^mortgago bnnds, debcntaros 
a. 8. ▼.). Inbaberpapiero zahlen fbr je 10 Pt oder Bracbdieil davon 1 sh. (VtVoK 
Sicherheiten (securities), welche an Stelle cinrr richti^^ irest» mpcltini Sicherheit aus- 
gegeben, für je 20 Pf. Va ^b. (VaVo)* l'ebertragungen unter Lebenden (Verkauf) 
jeder Art Eiireatbnns (mit Ansnabnie befltimmter Stocks, wofllr besoader« Sitze be- 
stehen, sn für Bank-von-England- Stork, Colorual- Stock n.ich der Acte von 1877) bis 
zun Wcrtbbeirage von 2o Pf. für jo b Pf. oder Bruchtheil davon '/« sb. (Vt%)t bei 
BetrSgcn won 25>-300 Pf. für je 25 Pf. 2Va sb. (V«" o). bei bObemt Betrigen Mr 
je 50 Pf. 5 t-h. Actiengesellschaften mit beschränkter Haftbarkeit: für jo 

100 Pf. oder Bruchtheil daroa 2 sb. (Via7o^* I^io Statistik zeigt, verglichen mit cod- 
tfnentaleti VerbSltnissen, das relatire ZsrOcksteben der Stemp^rträge , daher der be- 
trefTi-ndcn Bclrx^-tuugoi» bei Gnindeigenthum und bei den darauf 1)i'/-uplielieii Geschäften. 
Der Ertrag war im letzten Jabro 1894/95 (womit die Daten für ftUbore Jabiejin 
Fin. III, S. 265 zu rergleichen sind) in 1000 Pf. St, 



Vertragsurkunden (deeds) und 

andere Instrammte 2.807 

lobaberpapiere 128 

Aetien gesellschaftskapital ... ir>0 
SchlnssnotcD mit mehr als 1 d. 

Stempel 112 

Wechsel u. dgl 620 

Abfindungen für Baakntrten . . 122 
Quittungs--, T^cchnungs- und andere 

Pennystempel 1.203 

Summe: eigentlicbe Stempel 5.218 

Spielkarten (Spiel 8 d.) . . . . 20 

Ucenzen und Certilicate .... Ifi7 

Lebeosversicberungs- Stempel . . 58 

See „ „ . . 137 

Medicinische Patentstempel . . 235 

Körj'erschaftssteiier (Fin. III, S. 270 ^ 39 

Summe aller dieser Stempel 5.875 

EifindQDgs-Patentc (Fin. III, S. 265) 1 75 



Die Rabrik der Yertragsuritnnden (mit 
kleiner Abweichung der EndzifieTt tiehe 

38. Kep., p. 29) ergab : 
Agreements undcr band .... 

Ladescheine 

Verkänfo von Land und Häusern 
b^l. von anderem Eigenthum . . 
Verpftndnng ron Land und H&nsem 
Dgl. von anderem Eigen thiim . . 
Verpachtungen u. Vermietli.(Ieascs) 
FamilicDSliftangen (Settlements) 
Ueberfrag. ron Fonds u. Actien 
Si liul lvcrschreibungen (bonds, de- 

l)eii!ures u. s. w., i/g'/o Steuer) 
Nicht classilic. Urkunden . . . 
Abfiiid. mit öfi". Gesellschaften 

Strafen 

Postamt?-Traii3fers(adhesivestamps 

für Urkunden) 

Summe 



24 

66 

665 
147 
144 

4o 
12« 

r- 
!•> 

i.iao 

49 
34t) 

28 
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1. Abschn. Britiscbe B«Bteaening. §. 7. 



Im Ganzen wird die Behi^iuag den (irundcifrcnthnma f^Land und U&usor) durch 
don Urkunden- bozv. Vertra^^sstempel jebt auf 976,000 Pf. 8t. berechoet« während 
1.900 000 Pf. ErtnifT dieses Stempels vom mobilen Vermög-cn herrührt. Letalere Ziffer 
schwankt stark uach der Geschäftslage, uauitiutlich der Börseolage. In Voijahr 
1893/94 war z. B. der Ertiag <^<^^ Stempels von UcbertragUgea von Fondii und 
Acüen nur 743,000 Pf. gegen 1,180,000 Pf. ia 1894/95. 

Die E i 8 e n b a h n s t e u e r bat sich zu einer Ertragastener vom 
Fersooenverkehr der Eisenbahneo entwickelt, wobei aber weit- 
gebende, in nenerer Zeit noch TergrOsaerte ßefreinngen nnd £r- 
mäasigiingen eingetreten Bind. 

Diese haben besonders seit den Bestimmungen von 1888 den Sieucrcrtrag sehr 
geschmälert, von iil>«r 800 OOÖ Pf. früher auf unter 300,000 Pf.» in 1894/95 «n£ 

259.000 Pf. (s. Im. Ilt, 266). 

§. 7. Die Erbschaftsbesteuerung, die hritisrhe ,,Aiifall- 
erwerbs- Besteuerung" nach unserer Terminologie in der allgemeinen 
Steuerlehre" (liand II), ist eine besonders wichtige und eigenartige 
Gruppe der britischen Steuern. Sie steht neuerdin^;s im Vorder- 
grunde der legislativen Hehandlnn;? , aus fisealischcn , aber auch 
aus Steuer- und socialpolitischen Gründen. Steuertechnisch, voiks- 
wirthschat'tlich und politi.sch hat sie ihre eigenthUmlichen Schwierig- 
keiten geboten, namentlich in der Frage der I^ehandlung des 
Immobiliarvermögens. Die Reform ist auch hier in der allgemein 
üblichen britischen Weise, immer nur schritt- und stückweise in 
Einzelheiten, vor sich gegangen, nur die jüngste Reform (1894) 
war umfassender und tiefergreil'end, aber eine ganz allgemeine 
Beform war auch sie noch nicht, auch nur eine formell alles za- 
sammenfassende, codiücirende Gesetzgebung bat dabei nicht statt- 
gefnnden. Die Verhältnisse, auch schon die wenigen bisher vor* 
liegenden Erfahrungen über die Wirkung und Erprobung dieser 
neuesten Reform scheinen weiter zu drängen, mindestens zu einer 
Codification des ganzen schwierigen Rechtsgebiets , wobei dann 
wohl auch das materielle Recht der Steuer wieder verändert werden 
würde. Aber man scheut vor solchen grösseren Reformen auf 
schwierigen Rechtsgebieten in England bekanntlich überhaupt zurück. 

Die Oomplicirtheit der Besteuerung, ihre bisherige Zusammen« 
Setzung (bis 1804) aus fünf Gliedern, welche wieder nach einem 
doppelten Eintheilungsprincip in mehrere Gruppen zerfallen, erklärt 
sich, wie so Vieles im britischen Recht, ans der allmäligen histo- 
rischen Entstehung, wo man immer nur Einzelnes umbildete und 
hinznftigte, ohne alles einheitlich zu gestalten, wie es in der mehr 
systematisch und principieii vorgehenden continentalen Gesetzgebung 
üblich ist. Die lange vorherrschende Ansieht, es sei nothwendig, 



Digitized by Google 



ErbsehAfisbestoaeniDg. 23 

Immobiliar- und Mobiliarverniitgcn in dieser Besteuerung verschieden 
zu behaudelD, war eiü Hauptgrund dieser Complicirtheit des Steuer- 
rechts. Die Eigenthllmlicbkeiten des britist:heü Erbrechts, Ab- 
weichungen zwischen dem englischen und schottischeu Recht auf 
diesem Gebiete haben aber auch dazu beigetragen. Im Jahre 1894 
ist der Gesetzgebung eine Vereinfachung des Steuersystems gelungen, 
aber wirklich „einfach'^ und leicht verständlich ist auch danach 
das Erbschaftssteuerrecht noch nicht geworden. Die Darütellnnf,', 
zumal eine knappere, bietet daher hier immer noch besondere 
Schwierigkeiten. Es nniss gerade hier stets das Gesetz selbst, auch 
das neue, nichts weniger als einlache von 1894, eingesehen , Ja 
förmlich mit seiner Menge Einzelbestimmungeu studirt werden, was 
aber ftir den Laien im britischen Privatreeht, zumal den auslän- 
dischen, auch seiuc erheblichen Schwierigkeiten liat. DiL>e neueste 
Reform der Erb-( haitsbestencrung ist im Ganzen übrigens das 
Wichtigste aus der britischen Steuergcscbichte der letzten Jahrzehnte. 

S. die verliältnissinlssisr eingehende Darstellung der britischen Erbschaftsbc- 
steueroflg (bis 1886—87) in Fiii. III» S. 266—276, dio LiUeraturangabea und ti&äoUe 
daselbst. Umftftfendsto nitd ronttirtiche deatscbe Arbeit: Leser 'b Aafsatz in der 
Tüh. Zts'hr. f. Staatswi<scnschaft 1881. ElHott in Palgrave's dictionary of politii al 
ccouomy, Art. „death duties" (öftere, auch ia der amtiicbea Termiuolügie, z. 13. der 
Statistik, jetzt in Enirland für diese SteaeTD gobranobtor Name); ttberAommea in Boll, 
de Statist. ISOr, l, 173 ff. 

lui I'ül^'onden, unter Verwreisnn«!: anf unsere frdbere Darsti lhin^, nur ein^ üehcr- 
bicht und Gharacterisirung der bibberigen Besteuerung und ihrer Glieder, dagegen 
«ine etwas genauere DarsteUnng der seit 1886 — 87 erfolgten Veriuni- iungen und be- 
sonders der neaen H arrourt'schcii Roform von 1894, il'u'r iIctimi Wirkiing;p:n im 
ersten Jahre (Finanzjahr 1. April 1894 iiö. die neue Besteucruug trat am 1. Aug. 18U4 
in Kraft, bestand also nur in zvei Dritteln des Jahres) statistische Daten und amtlicher 
Bericht vorliegen S. die ^ratciialieii bootirlers in den Etatsreden der Schatzkanzlor 
und den sich anschliessenden parlamentarischen Debatten. Das Wichtigste daraus 
wieder im Bull, de stat, 1888 I, 446, 1889 I, 428, 558, 1894 I, 469 (Harcourt*8 
ReforinpLiii). 1895 I, 532. Das neue Gesetz ist der so^cn. Financc act of 1*94. 57 n. 
58 Vict. ch. 30, pait I. Im Wortlaut, mit Eihieitung über die Erbschaftssteuer und 
commentireDden Noten in Lelie and Grates, deatb daties, Fin. act 1894, London 1894, 
Üebersetzung, ebenfalls mit erläuternden Noten, von In hülsen, im Fiiianzarchiv 1895, 
Xil, B. 2, S. 147. S. auch Fiuauzarchiir 1893, X, B. 2, 8. 288 und y. Höckel, 
Art. Erbschaftsstcaer im Supplemeotband zum Haiidirflrterbach der Staatswissenscbaften. 
1896, S. 310. ücber die Ergebnisse Stafistik und' Bericht im 38. Rep. Inland Ke- 
Tenue 1895, S. 19-28 und Anhang 8. AXV— XXVllI. Danach aacb Ball. 1895 II, 
889--400. Weitere Statistik Im jftkriicheii Stat. abstr., so f. 1895 (1880—94) p. 88, 89. 

Die britische Erbschaftsbesteuerang bestand vor der jüngsten 
Reform von 1894 zuletzt nach den mehrfachen Veränderungen der 
1880 er Jahre aas fünf Gliedern. Diese bildeten zunächst wieder 
2wei Gruppen, je nachdem der Steaerfuss nach dem Verwandt- 
sehaftsverhältniSB des verstorbenen Beerbten snm Erben und 
Legatar abgestuft war oder nicht. Die erste Gruppe umfasste die 
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legacy und die succession duty, die zweite die probate, die acconnt 
und die nnter dem Scbatzkanzler Göschen 1889 hinzugefügte (ältere) 
estate duty. 

Steoerirei waren bei der ersten Grupp« für £rb&chaf(en etc. uoter sieb Ehe- 
gatten. Bei der legacy und der raccoesslon duty waren die Stonet^Oase fiDber fiftr 

audeTü Eibdi u. s. w. die nt-mlirlieii . seil waren sie bei der succession duty 

höher» daher seitdem bei der legacy fUr die dirccto Linie 1. bei der succession 
unter Geschwistern und deren Nachkommen bezw. S und 4Vu, unter Onkel, Tanten 
und (leren Nacbkommcn ."i und CVj» unter Grossonkol, Grosstatitcn und deren ifach- 
kojnuieu 6 und 7V«. unter allen anderen Personen 10 und 11 Va**/» vom Werthbetrag 
des reinen Erbes oder Legats, nach Abzog der Schulden. Doch waren neuerdings 
Erbtheile bis 300 Pf. (früher bis 100 Pf ) sti uerfrei und die directc Linie war seit 
1881 ahidann ron der legacy duty ganz frei, wenn in den hetrefl'enden F&ilon die 
probate und die account duty zu entrichten war. 

Die drei Glieder der zweiten Gruppe hatten dagegen feste 
Steuerfflsse ohne Rücksicht auf das Verwandtsehat'tSTerhältniss 
zwischen dem Verstorbenen und Beinen Erben n. s. w. 

Steuerfreiheit bei Nachlässen bis zum Werth von 100 Pf. bei der probate und 
der account duty, dann dflgressirer Steuerfusü von 2"',, bei Nachlässen von 100 — ."lO^), 
von 2Va "/o »öklieii von öOO — 1000 , voller I* uss von o "',0 i*^^ Kachlassc in 
höherem Werth, wiederum Tom reinen Betrag nach Abzug der Schulden. 

Die f^r.sehcn'sche, zunächst für 7 Jahre bewilligte estate duty 
(Erbscbaliismassen-SLeuer) von 1889 hat dann das wichtige Princip 
eingeführt, höhere Erbschaften au sich noch höher („progressiv") 
zu besteuern. Sie belebte nämlich alle Nachlässe im Werth von 
über 10.000 Pf, St. mit einem besonderen Zuschlag von 17o Steuer. 
Auch Ehegatten und die von der legacy duty bei Zahlung der 
probate frei werdende directe Linie wurden daher seitdem wenigstens 
durch diese Steuer getrotfen. 

Diese fünf bisherigen Steuern sind aber noch in anderer Weise 
nach einem weiteren Unterscheidungsmerkmal zu gruppiren, nämlich 
nach dem rechtlichen Character des von ihnen getroffenen 
Vermögens. Die probate, die account und die legacy duty bildeten 
hier die Gruppe der Besteuerung des „beweglichen" Vermögen» 
in dem weiten und eigenthUmlichen Sinne dieses Ausdrucke im 
englischen Recht, wonach auch nichtlebenslängiiche Nutzungen von 
Grundstücken zum „beweglichen" Vermögen gehören. Die erst 
spät, im Jahre 1853, hinzugekommene succession duty traf nur das 
unbewegliche Vermögen im Sinne des englischen Rechts und 
zwar auch dieses nicht in seinem vollen Kapitalwerthe, sondern 
nach dem als Leibreute berechneten Nutznngswerthe ftir den Krben. 
Die estate daty von 1889 umfasste dagegen im Frincip beiderlei 
Vermögen, bewegliches wie unbewegliches. Die probate duty war 
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die alte Hauptsteuer für beweglichen Xaehlass. Zu ihrer Ergänzung 
wurde 1881 die accouut duty für gcwisise verwandte, von jener 
nicht getroffene Fälle von Schenkungen u. s. w. binzngel'ügt. Sic 
hatte sonst im W eseutlichen die ijleiche Einrichtung wie die probate 
(liity, war aber yod ganz uu bedeutendem Ertrage (25—30,000 VL 
jährlich). 

Dieses ganze System" der Erbsehartsbestenernng war aneh 
D<ach den in den lf*8()er Jahren eingetieteneu Aendeningen noch 
immer recht iinvollUomnien. Die Steuern trafen in den einzelnen 
Fällen nimleicbnULssig und boten vielfach Gelcgenlieit zu Hinter- 
ziehungen mittelst entsiirecheuder Anordnungeu über Yermögeiiy 
wobei dann die gesetzliche Steuerptlicht enttiei. 

Vgl, z. ß. die Bcmerknngen des Scliat/kanzl- rs Göschen in seiner Etatsrode 1889^ 
mit Beispiele» i.Bull. 1889 I. ö59). Eine alte Klage war die BegrUnstigun« des Immo- 
biliarrermögens durch die bestellt- mir Besteuerung vor dem Mobiliarrermögen , eioe 
Kla<te. wcl( lie begreiflich mit der Entwicklung der LifiitaÜ^tis. lioii W-rki Innwirthschaft 
in England immer lebhafter wurde. Die Einführung der succession duty im J. l^ö:; 
hattn dieser Klage Reehnung getragen, aber dioae neue Steaeir hob die BegUnstigting 
des Immobiliarvermögens zwar im Princip und auch practisch in weitem Umf.tng, 
aber nicht völlig auf, oamendicli in Folge der Bet»touerung den ImmobiliarvermögeAS 
bezv. des EinbommeDS daraas nacb dem lebensIftnglicheD Nattnogsverth fOr den Erben 
statt nach dem vollen Kapitalwerlli wie beiiii bewodichcn Vermögen. Diese Unter- 
scbeidoQg in der Vexaulaguogsart i^it auch immer wieder augefochteu, ab«r aadcrcri>eitii 
Bit der «nganstigeren Bebandlnog des nnbewegUcben Termögens bezr. Einkommens 
(laraiis in der EinkommensteiiiT — wo Göschen einen allgemeinen StrucTfii>s von 7 d. 
als einen solchen von reell U d. fOr die Shedule A angenominea hat — , ferner auch 
ndt der bisberigen einseitigen Belastnog des Grandbesit/es dnrch die Localbesteuerang 
wieder oinigermaasscn gerechtfertigt worden. ImnitThin Vinui Ii^iohtigte auch eine 
der Göschen 'sehen lieformmaassregein von liUiS — jene alte Klage. £s wurde bei 
iielegenbeit der noch n&ber zn crvftbnenden Ueberlassung eine« Theib des Ertrags 
der probate duty an die Lo( ah erwaltung der Steuerfuss der succcssion duty, welcher 
bisher demjenigen der Icgacy duty gleich gewesen war. nicht unbedeutend erhöht: 
TOB 1 anf Lö^o hei der directen Linie und am je 1.5% för die atideren Classen 
und Stufen, also von bezw. 8, .">, 6, 10 auf 4.-'». <i.5, T.ö, ll.')7o- (I^'ß Begründung 
iu Göschen's Etatsrede 1888, Bull. 1888 I, 447.) Man berechnete davon eine Er- 
tragssteigerung , freilich erst nach einer längeren Keiho von Jahren (9). wenn die 
Wirkung ganz zur Odtang gekommen sein würde, von 368,000 Pt. Zur Kil. i( htefOnff 
der Steuerpflichtijren wurde die Zahlllnu^-fIist bei der succos^ion (inty i:loii li/rid;? von 
4 auf 8 Jahre nacli Wunsch der liestcucrt- n verlängert. Auch V eiscLarlun<;ca der 
Controlen der Erbscliatts^tcuer und der Maassrcgeln zur Etschwerung von Hinter- 
äebungen erfolgten damals (b. darüber Qdsche&'s Auafabconsen, Ball. 10ä9 I, 558 ff.). 

Im Jahre setzte Göseben dann ancb jene fttnfie ErbscbaftS' 
Bteoer, der er den Namen ,,estate dnty<* gab, dnreb: aus fisealiBcben 
6i1tQden des Fioanzbedarfs, aber gerade sie ancb aus atener- nnd 
socialpolitiscben Gründen, um so die wirklieb woblbabenderen 
Glassen b<)ber zn besteuern, nnd zngleicb zur Ergänzung der Ein- 
kommensteoer in der Biebtnng der hDberen Bestenemng fnndirten, 
insbesondere Kapitaleinkommens und progresBiren (bezw. bis zu 
einem höheren festen Satze steigenden degressiven) Stenerfnsses. 
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Man erwartete von dieser Zusclilagstcucr vüu 1*'/^ für die Erbschafismasscn von 
Uber 10,000 IM. St. Bctra;? einen Ertrag von zonAchst gcenn 800.000, später von 
beinalic 1.1 Mill. Er ist noch höher fro.stiegen. 1892/93 war er 1,250,000, 
1893/94 1,232,000 Pf. Da diese Steuer aber im Uebrigen nach Maassgabc der 
Grundsätze der probate und der succession doty veranlasrt warde, auch so, dass be- 
wegliches Vermfifftn nU ungctheilte Masso ^* -^i rr-ffi -l^iiL' war. unbewejrliolies nach 
Höhe der Erbportioiien, so belastete auch diese u^tate tluty doch wieder gaiix; über- 
wiegend das ersterc Vermögen. (Vgl. die Debatte über Göselien s Plan. Bull. 1889 
1, o-jR fl.V Vom wiikliclicii Ertrag des ersten Jahres, wo sie in Kraft war. fielen 
denn auch 7b0,442 Pf. auf bewegliches Vermögeu. somit ein btaiker Zuschlag zur 
probate daty, nur 9776 auf unbeveglicbes. Später stieg letzterer Betrag zwar trer- 
hältnissmässig viel stärker als ersterer. Aber ntich in den let/.ton beiden Jahren 
vor der Ersetzung mit durch die ucue estate duty von 1894 war der Ertrag 1892 
avf 189S 1,091.760 Pf. ▼on persOnticbem (beweglichem) TennOsren (personalty) , nur 
162.902 vom Ifealve.rmögen {realty), 189.3/94 bezw. 1.0r,9.1^<8 und 108 045 Pf., 
znaammen 1,254,662 uud 1.232,228 Pf.. Uber Vf~V< ^'^^ Uauzea (ohae Antheil 
4er Localrenraltiing) 8.3S0.588 und 7,578,796 Pf. Die sociarpolitlsche Mehrbelastang 
der wohlhabenderen Glasten durch diesen Zuschlag uud die fiscalischo Bedeutung 
dessciben ist also immerhia nicht ganz unerheblich gewesen. Aber auch diese neue 
Steuer von 1889 batte doeb durch diese neue Ungleicbhdt der Belastnug dt» bewef- 
lichoQ und unbeweglichen Vermögens die Unhiiltbarkeit der eranzcn bisherigen Ein- 
richtung der Erbscbaftsbesteucruug gezeigt uud somit die Nothwendigkcit weiterer 
Reformen erwiesen, (konservative (Gtachen), Liberale (Gladstone, Haicoort) gaben 
das zu. Nur die grossen technischen Schwierigkeiten der Materi(> rerxOgerten, neben 
parlamentarischen Momenten, diese tiefere J^eform immer wieder. 

Ein wicbliger Schritt weiter war dann schon die UeberlassuDg 
einer Quote, im ersten Jahre (1888/89) Va» im folgenden V/g des 
Ertrags der probate duty an die Loealverwaltung der drei König- 
reiche, wovon 80% An England, 11 an Schottland, .^1 an Irland 
kamen, zu Händen der neuen Gralschaftsräthe in England und asur 
Mitdedtnng der Armenlasten (s. u. §. 10). 

Man wollte anf diese Weise ein altes, neuerdings immer mehr hervorgetretenes 
Yerlangeu mit erfüllen « ncmlich die Localbesteaeruug, welche zudem auch in Grosä- 
britannien ftbnlich wie anf dem Gontinente bo b«»onderit stark wfichst, nicht immer 
nur auf das uiibewegliclie Vermögen (bez^v. auf die 'nenutzer des .siclitbaren Real- 
besitzeti) zu legen (s. Flu. III, 8. 349). Da die probate duty gerade nur das beweg- 
liche VermOgou trim, Hess sich das auf diese Weise erreichen. Die anderweiten 
genannten Aenderungen der Erbschaftssteuern und die unter Schwankungen je nach 
der Sterblichkeit erfolgende Steigerung des Erbvermögens haben den dem Staate ver- 
bleibenden Ertrag der Erbschaftsstoaorn dennoch auf der früheren Hohe gehalten 
und ihn selbst noch w it r ^^eigeIl Ia>-en. Er war 1880/81 (net receipts) 6.657, 
stieg bis 1887/88 auf 8.242, sauk 1888/89 in Folge der Ueberlassung eines Thcils 
der probate dnty an die Loealverwaltung auf 0.558. stieg dann aber wieder mit der 
est.ito duty von 1889 uii l der Erhöhung der Sfeuersäi/.e der succession duty bis 
1892/93 auf 8.351 , 1898; 94 war er 7.579 Mill. Pf. Zur Vergleichung der ganzen 
Erbschaftsstenerertrüge mUsseu seit 1889 die Antbeile der loealverwaltung biuzu- 
gerochnet werden. 

§. 8. Die Erbsehaftssteuerreform von 1894. Die um- 
fassendere Reform der Erbscbafltsbesteaeriing hatte der Sebatzkanzler 
des coDservati ven Ministeriums Salisbnry, G5sohen, doeb noch 
seinem Kacbfolger Harconrt im neuen liberalen Ministerium G-lad- 
atone-Rosebery (1892) überlassen. Auch dieser gelangte erst im 
zweiten Jahre seiner Amtsilibrung zur Verwirklichung dieser allseitig 
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seit lange als nothwendig erkannten Keform. Die leitenden Ziel- 
puncte des Har CO u 1 1 sc ben Tlancs, welcher in der Finanzaete von 
1894 im Wesentlichen danach Gesetzeskraft erlangt hat, waren: 
Vereinfachung des ganzen Systems, wenn auch unter Heibehaltung 
eines erheblichen Theiles des alten, der legacy and succession 
dnty, d. h. derjenigen zwei Steuern, deren Fuss sich nach dem 
Verwandtschat'tsverhältniss zwischen Verstorbenem nnd Erben atn 
stnft; Gleichmässigkeit der Besteaerang verschiedenartigen Ver- 
mf)gens (persönlichen, beweglichen nnd real6D| nobewegiicbeD); 
stärkere Mitbenutzung der Erbschaftsbesteuemng zur richtigeren 
Vertheilung der Steuerlast nach der Leistungsfähigkeit und zur 
höheren Belastang der wohlhabenden und zumal der reieben Classen, 
daher auch zur aogemeBsenen Ergün/ung der Einkommensteuer; 
daneben Ertragssteigerung im fiscaiischen Interesse bei der bestän- 
digen Steigerung des staatlichen und localcn Finanzbedarfs. Die 
nea in das System eingefügte, ebenfalls den Xnmen „estate duty" 
tragende Steuer hatte in der Hauptsaohe die drei die Verwandt- 
schaft nicht berücksichtigenden Steuern des bisherigen Systems, 
die probate» acconiit und die bisberige (Göschen \sche) estate dnty 
von 1889 zu ersetzen. Sie sollte jederlei von Todeswegen den 
Besitz wechselndes Vermögen, unbewegliches wie bewegliches, nach 
dessen ganzem reinen Werth (anter Abzug der Schulden n, s. w.) 
treffen, weleber zu diesem Zweek der Besteuerung als einheitliche 
Kasse zu betrachten war. Die bisherige Steuerfreiheit bis 100 Pf. 
VermOgenswertb blieb. Aueh nobewegliehes VeroiOgen war aber 
Tou nun an nicht mehr nach dem Leibrentenwerth Air den Erben, 
sondern nach seinem rollen Eapitalwerth wie bewegliebes zu ver- 
steuern, ein auch auf die verbleibende snccession duty jetzt ange- 
wandter Grundsatz. Zur Compensation wurde die Ueberlastung 
des Grundbesitzes in der Einkommensteuer, wie oben (S. 16) an- 
gegeben, beseitigt oder doch ermässigt. Ein besonders wichtiger 
PuBCt in Bteuer- nnd socialpolitischer Hinsicht war aber die Ab- 
stufung des Steuerfusses nach der Höhe des Werths der Erbschafts- 
masse, die allgemeine Einführung eines mit 1 Vo bei 100—500 Pf. St. 
Werth beginnenden, bis auf 8% (bei einem Werth von Uber 
1 Million Pf. St.) steigenden, bis dahin also „progressiven" 
Steuerfusses. Diese progressive (bezw. richtiger: degressive) Erb- 
schaftssteuer trifft also alles Vermögen, auch in der directen Linie, 
Überhaupt jederlei Erbgang, auch den unter Ehegatten, die bisher 
allgemein steuerfrei waren. Nur ist die directe Linie, wenn sie 
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estate duty zahlt, von der Stenerpflicbt wie in der legacy (wie 
schon bisljer seit 1881) so jetzt auch in der sncceissiun (iiity frei- 
gemacht worden. Diese Neugestaltung eines solchen Steueriusbes 
ward von der liegierung (Harconrt) in sehr beaehtenswerther 
Weise mit der rechtlichen Katur des Erbrechts und der Erbschafts- 
steuer begründet (s. u.) Üer Localverwaltung \Mirdc an Stelle des 
bisherigen Antheils an der probate duty ein fester Antheil (l^o^o 
vom steuerpflichtigen Vermögen) an der neuen estate duty, doch 
nur von dem bewegliciien Vermögen, welches sie belegte, ge- 
währt. Man rechuete auf eine Steigerung der jresammten ,, Todes- 
steuern'' durch diese Reform um 3.5 — 4 Mill. Ff. St. auf ca. 14 Mill. Pf. 
einschliesslich des der LocalverwaltaDg zugedacbteo Betrags vod 
ca. 2.5 MiU. Pf. 

Die angedeutete Begründung seines Piaius Jurch Harconrt in der Weise 
eiaes fömlichcD Staatserbrccbte, wie in der AufiassuDg H. r. ScheeTs und iu 
meiner bezQglichen Theorie (Flu. II, 2. Aafl., §. 2^, 241) erlaube ich mir hier, auch 

zur Abvrelir innnclier mir liegen diese Auffassuncr 7ä\ Thcil {gewordenen Polemik, be- 
sonders hcrrorzubebeii. ..Daä leitende Phacip sei, bei jedem Ucbergang von Ver^ 
mdgen (Eigenthnm) ron Todcsvcfen mdsse der Staat seinen Antheil Tor jeden 
Erben V 0 rw efrii c Ii m e n . . . Der l'eclustitel des Staats auf das "Vermögen eines 
Verstorbenen gebo jedem audeieu vor. Denn die Nator habe dem Meiiscbeu keino 
Macht Aber irdische Güter nber sein Ltsben hinaus gegeben. Das Recht ein« Ver- 
storbenen, ilber seine Guter zu verfüg' ii. h'^iilie nur auf fictii (Jesetz, der Staat habe 
die Befugnis«, die Bedinguiigca und lieservcn, unter denen dieses Recbt ausgeübt 
▼erden kOnne. zu bestimmen. Das Testirrecht sei (o eine Schöpfung des geschriebenen 
Kechts. In ErmangeluPi; tc^famentarischer Yerfügungcii ordne der Staat die Bc- 
stimmaog an, welche dem Yeriiiögen an cebeo üei. Diese Srbscbaftssteucc belaste 
daher an cb Niemand, der Staat nehme nnr seinen Thoil, dann erst konnten 
die anderen Personen ihre Kechtc ausubon. Das Princip sei einfach iind gerecht, 
nur seine Anwendung biete Schwioiigkoiieo." Diese Ausfuhrongeu eines Finanz- 
practiiiers und Staatsmannes fetcllen einen wichtigen i-'ortscbritt in der Steuerpolitik 
dar. Harconrt' s Berufung auf ..jedes Elementaibnch der Politischen Oekonomie 
oder Fiuan/wisscnschaft zur Bestätigung seiner An»icht i.'-t freilich nicht zulässig. 
Denn bisher hat diese Begründung der Erbschaftssteuer zwar manche Anhänger, 
aber wolJ noch überwiegend Gegner (s. die IJtu nUHrangaben in Fin. II, 2. Aufl., 
S. 568ir. . wozu seit»ie!n noch anzuft5o:eii : Eschen bae Ii. Erbrechtsreform und Erb- 
schaftssteuer, 18i)l, und derselbe, Art. Erbschaft.-stcuer im ii. W. B. der Staatswiss. 
HI, 2(^5 fl., Litt eb. S. 803). Eine höchst bcmcrkenswcrihe Motivirung von Seiten 
eines Staatsmannes, wie Harconrt. lieet hier jedenfalls vor. In Deutschland p-ilt 
Manchem eine solche Begründung noch tur „.schlimmster Socialismus" und „liöcbst 
gefährlich '. (S. IIarcoart*s IXede im Bull. 1894 I, 469ir., auch im Finanzarcbir 
im, XII, B. L>. S. 149). 

Unter ncchmaliger Verweisung auf das Gesetz selbst, auch auf die (kaum für 
dos Yerständniss ausreichenden) Commenlarc von Lclie und Craies und von In* 
hülsen führe icb zur Ergänzung der obigen Uebersicht der Grondzüge der neuen 
Gesetzgebung noch Folgendes Uber wichtigere Einzelheiten hinzu. Volles Vcrständniss, 
auob hinsichtlich der Tragweite der einzelnen BesiimmuuKen (eo derjenigen Uber die 
Grenzen der SteucrpflichtiaKeit. liher die Refrciimgen), kann nur eine umfassfinde Be- 
arbeitung der ganzen Gesetzgebung, im steten Anhalt an die iiormen des britischen 
Priratrechts geben. 

Nach wie vur ISOI n. Auir.) ist also die britische Erbschaftsbestcucrung lieine 
einheitliche, sondern .^ie besteht aus zwei Gliedern, der allgemeinen neuen estate 
duty von 1894, welche für alle NachlAsso der vom 2. Aup. 1894 an sterbenden Per> 
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SOQCD an Stelle der bifiherigea probate duty, der accouat duty, der lÖÖ8er Steuer- 
znschlige mr sveeessfon doty und der OOich an 'sehen eitate doty ron 1889 ge- 
treten ist, mit einheitlichem, mich der WortUhöhe der HintcFlassenschaft abgestaftcm 
(progressivem bozir. dogrossirem) Steuorfusse; 'sodano der im Dobrigca grOsstentlieils 
rerbleibeaden , den Steoerfnss uach dem Yerwandtscha^rerb&itnias zwischen Ver- 
storbenem und Erben abstufenden Doppelsteucr, der bisherigen Icgacy für persOnliohoa, 
bovegliches und der soccession duty fiir reales, unbewegliches Vermögen. 

Der neuen estate duty ist die Summirung des Werths (aggregation) der 
ganzen Verlasscnschaft, daher namentlich des beweglichen und unbeweglichen, per- 
sönlichen und ßealrermOgens wesentlich und in der Tbat bei der Abstufung des 
Steuerfnsses nach der W'erthhöhe des Nachlasses eine unvermeidliche Consequen/., 
vl6 sie auch ebenso darch den Ab^ug der Schulden und Lasten, um den reinen 
stenerpflichtigen Werth zti erhalten, •.M'tordert i^>t. Aber in der Durchfilhrung' dieses 
an sicli einfachen Priucips Labcu sich lur Gesetzgebung und auch bereits i'ur Yor- 
vsitnng grosse Schwierigkeiten ergeben. Der Bericht der Verwaltung der Inland* 
Stenern liel)t das besondL-rs hervor: „Die Vorschriften für die Durchführung böten 
rrüblemc der Auslegung und Verwaltung, wclüho nur Zeit und l'raxis loscu könnten 
und welche in manchen Fällen ohne Zweifel erst durch die autoritativ n Entscheidungen 
der Gerichtshöfe erledigt werden würden" (38. Kep., p. 21). üel> i r das Princip der 
Sammiruug des Werths bei der estate duty s. §.4 des Gesetzes, über diu Buruchuung 
des W erths und aber die Abzüge für Schulden und Lasten und die Ausnahmen hierbei 
i^. 7, mit vielen casuistischen Details. Nach §. 7 No. 5 soll als Kapitaln orth (principai 
value) jedes Vermögenssiücks der Preis gelten, welcher nach Ansicht der Steuer- 
behörde beim Verkauf auf offenem Markte zur Zeit des Todes des Verstorbenen er» 
zielt Würden wäre, doch mit einer Ausnahinebeüflmmung für ländliches Grundeigenthum, 
wo mit einigen weitern Ciausein in Bctrett der Berechnung der steuerpflichtige Kapital- 
verth das 25fncIio des Einkommenstenerbettags derSbednle A nicht aberstcigen solL 
Die schon erwähnte wichtige Aenderung gegen früher, wo hipr nur der Xutzungs- 
werth für die Lebenszeit des Erben nach dessen Lebensalter beim Krbanfall, wie bei 
einer Ldbrente, za Grande i^left wurde. Auch Schenkungen ans dem letzton Jahre 
ror dem Tode des Verstorbenen sind im Princip steuerpflichtig, ?il(ere nur dann 
nicht, wenn der Erblasser sich keinerlei Vortheile fUr seine Lebenszeit mehr vor- 
behalten bntte (§. 2* Ko. 3). Dnss sich Tondenzen, sich d«r estate dnty durch Fort» 
gäbe von Vermötrenstheilen bei Lebzeiten zu entziehen, hcreit.i zeigen, hebt der Stcuer- 
behcht für 1895 schon hervor (p. 26). Die estate duty wird als Stempclabgabe auf 
Grand ron eidlichen äteuerdedamtlonen der ?orgesehenen „executon** des ärobiliar- 
nacblasses und von anderweiten Declarationcn der sonst ftir die Steuer verantwurtlichen 
Personen veranlagt (Uierilber und tlber die zur Abgabe der Declaration V erpüichteten 
NIherfls hesMders in §. 0. Frist zur Ablieferung der Declaration regelmlssif sechs 
Monate, t^^',., Steuer von der schuldigen estate duty bis zur Einreichung der De- 
claration. Fälligkeit der Steuer bei dieser Einreichung, eveutueU spätestens sechs 
Hrnnte nach dem Todes&U. Auf Wunsch wird aber die auf InimobiliarrennOgen 
fällige Steuer gestundet und ist dann die erste Rate 13 Monate nach dem Tode fällig; 
fax die ganze Steuer dieser Art können acht gleiche Jahres -Batenzahlangen oder 
16 halbjährige gewfthrt irerden, doch alle diese einstweilen gestundeten Beträge mit 
3'/o Zinsen p. a. S. §. C>, No. "."i Ausdehnung der Steuerpflicht auf Objecte , ivelche 
aoflserhalb des Vereinigten Königreichs liegen, nur bedingt, nemlich wenn dafür sonst 
uch dem bestehenden Recht legacy oder snccession duty zu zahlen war oder nur 
wesreii Verwandtschaftsnähe nicht zu zahlen gewesen wäre fi;. 2. No. 2>. Die Steuer- 
scak der estate duty ist (§. 17): l7o für 100—500, 2 für ÖOO— 1000, 8 für iOOO 
Ms 10.000 , 4 fftr 10 — 25,000, 4'/, für 25 — 50.000. 5 für 50— 75.(HKJ, 5»/^ fltr 
75-100,000, 6 fiir 100—150,000, ()»', für 150-250,000. 7 für 25<)-5(lO,CX)0, 7'/.. 
für 500 — 1,000,000, 8 für über 1-Mill. Pf. St. Die Procentberechnung der Steuer 
erfolgt für je 10 Pf. Nachlass, Bruchtheile unter 10 Pf. für 10 Pf. gerechnet. Für 
kleine Nachlässe von 100 — 300 Pf. Bruttowerth kann aber statt dieser Procentsteuer 
der feste Salz von 30 sh., hei Werth von 800 — 500 Pf. von 50 sh. bezahlt werden 
i§. Ib. No. 1). Bei liiutcrlassunscLaftcü zum Neltowertk der Immobilien und Mobilien 
bis 1000 Pf. St. erfolgt eine separate Veranlagung. Ist die feste Steuer von 30 
oder 50 sh. oder die gewftholicho estate duty darauf entrichtet worden, so entf&llt 
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hier aUgeiaeio, wem aach immor der Nachlass zafalie, die sonst oiotreteoda Pflicht* 
auf dtnrlol Erbocliaikeii u. 9, v. legacy ood snec«ssion duty und ebenso die fiogen. 

..settlement estato duty" za zahlen. Insofern sind also klein o Erbschaften bis 1000 Pf. 

iü der Gesamint-Erbscliaftsbesteuernnf? erleichtert {§. IG. No. 3). 

Unter den Befreiungcu von der estate duty (§. 15) seien genannt: einzelne 
Jahresientan bis 25 Pf. Betrag, Kun^tneike, Gemälde, Bucher u. dgl. ron all- 
jremeinorem wissenschaltlichen iiiul liistorischen nationalen Interesse, Wittwcn- und 
Waiseopensioncn der britisch - indischen Kegieruug, S. ferner fUr gewisse autierc 
Exemtionen §. 21. Besonden wichtijf ist die Befreiung der diiecten Linie von den 
anderen Erbschaftssteuern, wenn pstate duty crezahlt ist f§. 1). 

Die eben erwähnte settlemeut estate dtuy ist für dio üblichen „Settlements'', — 
Veimdgensstiftungen. bei denen nur der Niessbranch, nicht das volle Eigcnthumsredit, 
daher auch im Al].!;'em<;inen nicht das Ycräussenrngsrecbt auf bestimmte Personen 
beim Tode einer anderen (des bisherigen Nutzniessers, berw. des ersten Stifters; über- 
geht — bo^oIl(]*'^s eingeführt und dem Wesen dieses Instituts gemftss eingerichtet 
worden (§. 17). Sic wini vom Kapitalweitli der fesfccle^iten Yerui5f3:crs5tacke mit 
i^j^ erhoben (ausser beim ansschlicsslicheu l'ebergang des Niessbrauchs an den Uber» 
lebendou Ehegatten) und nicht mehr als einmal während der Dm&t der Festtegaog^ 
(mit weiteren Sjiceialbcsfimmnngen in §. 5, Nr. 2 — 5). 

Bei der legacy und der successiou duty bleibt die bisherige Steuerfreiheit von 
Hinterlassenschaften 7on 100 Pf. St Werth. Die Acte yon 1804 hat hier, anaeer der 
Befreiniig' der direcfen Linie von dieser Stetier bei Zahlnn? der estato duty, sonst 
nur die wichtige Bestimmung getroli'en, dass das der successioü duty ooterworfene 
BealrermOgen (real property) nnomehr ««nem vollen Kapitalwertb nach beim Erbgang 
besteuert wird, wenn es mit voller Terfilgungsfreihoif auf den Erben übergeht. Vom 
ttteucrpliichtigcn Werth wird nur der iietrag der gezahlten estate duty abgezogen. 
Die Grondefttze flUr die Werthbestimmung sind die nftmlicben wie bd der estate dntf 
(Finanzacte 1894. 18). (üebersicht der Stenersatze und Befteinngen bd der legacy 
und der succossion duty in Lelic und Craics, p. XI 11.). 

Das erste Jahr, in velchem die nette Gesetzgebung in Krall var, I. April 1894/95, 
hat nicht nur als Eiiifi.hruiigs- und Uebergangsjahr, wo sich manche besondere 
Schwierigkeiten in der Durchführung der Veranlagung zeigen mussten, noch keine 
ausreichende Probe iiefem kBnnen. Da die neue estate duty ent am 1. Ang. 1804 
ciritrat und bis dahin die älteren Steuern, prubare. aecoiint und 1880er frühere estate 
duty, erhoben wurden, sind die Yoranlaguugs- und Ertragsdateu auch zu Yergieichuugen 
nnr bedingt braaehbar. Der -88. Bericht der inlSndisehen Stenerverwaltong bringt 
aber immerhin schon manche wicbtigre Daten. Der Mchrertrair. welcher der neuen 
duty zuzatfchreiheo war, betrug 1894/95 gegen 1893^94 faat 1 Mill. Pf. (960 258). 
Trotz der nenen Besteneningsmethodo nach dem vollen Kapltalweith anch bei Urund- 
cigenihum i'iberwiegt doch das von der neuen estate duty getroflene pt-r^önliche Ver- 
mögen das reale nach wie vor sehr stark : veranlagt zur estate duty wurden (incL der 
Beträge declarirtcn Vermögens, auf welche die Steuer im Finanzjahr 1894/95 noch 
nicht gezahlt wan 76.5 Mill. Pf. personalty, 15.2 Mill. Pf. realty, also von eräterem 
5 mal 80 vicL In Zuknnft ist allerdings eine etwas stärkere Zunahme des ateaer- 
pflichtigen Betrags des Realvermögens zu erwarten (88. ßep. p. 29). 

Im Jahre 1894/95 (wo die neue Besteuerung also 8, die alte 4 Monate bestand) 
waren die Ergebnisse der Nettoempfinge im Vereinigten Königreich in 1000 Pf. St 
(38. Bep.. Anhang, p. XXVIL: 



Fiir den Staat. FUr dio Summe. 
Localvervattong. 

Nene estate duty 

Fftr persönl. Vermögen 'ZA21 l.u;}2 3.453 

Dgl. for Bealveimegen 361 — 361 

Zusammen 2.782 1.032 3.814 

Probate duty 1.108 1.108 2.217 

Alte estate doty (1889) 666 — 666 

Legacy dwty 2.809 — 2.809 

Succession duty 1.350 — 1.350 

Somme aller Stenern 8.715 2.140 10.855 
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Vom Gesammtertrag kamen auf Enicland 9.2(>8 (Staat 7.450. Localverwaltung 1.819), 
Scbttttland 1.083 (bczw. 0.865 und 0.218), Irland 0.503 (bezw. 0.400 und 0.103) 
MiU. Pf. St. 

Die üintcrlassenschaftcn . welche der probate und der neuen cstate daty unter- 
▼orfen waren« und die Erträge der neuen cstate duty rou 1894 fOr Staat uudLucal- 
rawaltung reilheil«iL sich nach den Steaentufea (eh.): 



Probate duty. 


Estate duty. 




Ertrag 


ZaU. 


Wenh 
1000 Pf. 


Zahl 


Werth 
1000 Pf. 


Kldae Erbschaften zu 


estato 
1000 Pf. 


10.090 


1.917 


10.588 


2.518 


80 u. 50 sh. Steuer jede (hH 












500 Pf. BiuftowerOi) 
F/y bleuer (100—500 Pf. 

Ncttowtrtli 


18.84 


6.053 


2.007 


1.461 


572 


5.86 


8.002 


2.*» 11 


3.430 


2.592 


2"/„ (500 - 1000 Pf) 


52.42 




2L;j01 


6.015 


19.627 


37o M (1000-10 000 Pf.) 


591 


763 


12.316 


940 


14.113 


4% « (10-25,000 Pf) 
4Va7o „ (25-50 000 Pf.) 


568 


257 


9.427 


335 


10.651 


479 


71 


4.453 


III 


6.254 


't7o " (.50—75 000 Pf.) 
5V«7« « (75—100.000 Pf.) 


315 


40 


8.597 


66 


5.477 


301 


ao 


4.830 


61 


t;.s23 


67„ „ (100— 150 000 Pf.) 


411 


24 


4.598 


81 


4.7Uo 


6V//o (150-250ÜOU Pf.) 
77„ „ (250—500 000 Pf.) 


307 


12 


3.972 


22 


6.004 


412 


5 


3.388 


7 


4.275 


7V,7o » (500-1 000.000 Pf.) 
8% „ (über 1 AlilL Pf.) 
1% SetÜement duty 


822 


1 


1.018 






0 










19.7 


27.786 


75.735 


28.067 


88.604 


SQDmen 


3.813 



Zur Ergänzung der Statistik in FId. III, §. 125. S. 274, dienen folgende Daten 
(stat abstr. 1895, p. 17, 38; 39 ; 38. Rep. inl. rev. Anh. p. XXVIÜ). Erimg für den 
Stut allein (ohne Locai?ervaltUJigj in den Jahren endend 31. März in 1000 Pf. 

1881 im 1889 1894 1895 

Prob., acc., 1889 er est. d. 8.065 4.597 2.821 8.595 1.774 

Le-. a. succ d 3.598 8.645 3.787 3.984 4.159 

Neue est. d. von 1894 _ _ _ _ 2.782 

Summen 



6.057 



^.241 



6.558 



7,579 8.715 



Im J. 1888/89 Aboabme der probate wegen Betheiligung der Localverwaltuog. 

Der Nettobetrag des iteaapllichligen VermSgras war in MiU. Ff. avittchen 
1882/88—1898/94. 

Probate. Succcssioa. Summo. 

1882/83 (zQ^cb Min.) 128.96 40.16 169.12 

Max. (1891/92) 193.40 (1892/93) 55.61 (1898/94 241.45 

1893/94 162.87 48.47 211.34 

Die der probate unfcr^'orforiL'ii Hinterlassenschaften (beftr-glichos, persönliches 
VermöKeu) enthalten immer nur ganz wenige Fälle sehr gros!>er Vermögen (in den 
11 Jahren 1883/84—1893/94 ron V9— 1 MiU. im Max. 17, im Min. 5, im Durchschnitt 
9.4; ron übi r 1 MilL PI. bezw. 5 und 1, im Durchbfhnitt 3 in einem einzelnen Jalire). 
Diu Kategorie rou V|»~~V9 ^'U* bewegte sich zwischen 131 und 193 Fällen. 
Semiiche Tendenzen in der Entwicklonf der TertheUang der Gribeendassen des Ver- 
fflögeiis treten in dieser Periode nicht hervor. Die kleinen Vermft.srt^n bis 1000 Pf. 
sind der Zahl nach relativ gleich geblieben (ca. 70°/a allen, mit kleinen Jahrot»- 
scbvaukungen), dem Werthe nach eher ein wenig gewachsen (tren 6.7 — 7.2 auf 7 bis 
vom (iesammtwerdi I . die Vermögen von 1000 — 10.000 Pf. sind der Zahl und 
dem Werthbetrax nach fast ganz gleich gublioben (24— 257o ''^ch beiden Berechnungen). 
ZiemUch dawelbe gilt ven den mittleren Vermögen fon 10.000—100.000 Pf. (5— 5V«Vo 
der Zahl, 41— 437o 'fom Werth). Die pr8s^elcll Yermöpensbeträge schwanken nach 
Zahl und Werth etwas mehr, oficnbar nach den Zufälligkeiten der Sterblichkeit 
(Vit-Va MiU. Pf. Mch Zahl 0.8-0.4, nach Wetth 16.8-21.5-18.1 7«, Vj-1 Mill. Pt 
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nacli Werth 2.1— 6.r.— l.f^%, aber 1 Mill. Pf. dgl 5.8 — 1 — 8.1 7o). Vornehmlich 
aar die böheren (.progressiveo} Steuersätze, wie iu der neuen estate duty, machen 
4ah6T die ürbseliidlsstetier von ganz grossen VermOgeD su dnem wichtii^ren Flnuiz* 
object. 

Kach den Kategorien der nach Verwandtschaftsgrad gebildeten Steaerstufen 
stellte sieh der Steoerenng und Betrag des steuerpflichtigen YtmOgva» in 1894/95 
<iffl Vergleich sn 1885i86 s. Fin, UI, p. 275) in 1000 Pf. 



Legacy daty. Procent. Snecession doty. Prooent 

Steuer- Srtrag YermAgen Ertrag YermOgen Ertrag Yermltfen Ertrag yerm5gcn 



« tf 

1 


182 


13.198 


4.7 


18.4 


45 


4.4041 


35.6 


67.7 


1.5 










446 


29.258/ 


2 


fastO 


4 














3 

4.5 


1.252 


41.632 


44.4 


58!2 


67 

440 


2.208\ 
9.687/ 


86.4 


24.0 




227 


4.422 


8.0 


6.8 


lä 


260 


0.9 


0.5 


6 


26 


440 


0.9 


0.6 


2.8 


46) 






6.5 










57 


888 


5.4 


2.8 


7.5 










15.Ö 


20i^J 






8 


fastO 


1 














10 

11.5 


1.183 


11.798 


42.0 


16.5 


90 


887 t 
1.8UJ 


27.1 


5.4 


Sammo 


2.Ö21 


71.500 


100.0 


100.0 


1.89U 


49.607 


100.0 


lOO.U 



Man sieht, dass der Ertrag der legacy grOsstentheils, zu 86.47o ^ aus den Steaer- 
stafen der ersten Seitenlinie (Geschwister u. s. w.) und der entferntesten Verwandten 
und Kichtverwaiidten hcrrabrt, ans beiden annähernd in gleichem Betrage; bei der 
SQCcession doty ebenfalls ans diesen, doch in Tiol stftrkerem Grade aus der Gtischwister» 
linic als aus der letzten Sm;}V und hier ansserdem noch in Tinnef ;ihr g:leichem Be- 
trage wie aus der Gebchwisicrliiiie aus der dircctcii. Doch erklärt sicli das starke 
Zurftckstefaen der Bestoaening der directen Linie bei der legacy duty aus der Be- 
stimmung der neneren Gesetzp^nbung', dass der S» •i:'^";atz hier meist -ifirrh die probate 
duty mit gedeckt wird, als eigener daher gauz fiulallt. (S. Fin, Iii, b. 275}. In den 
letzten 10 Jahren ist die Steuer von der directen Linie bei der legacy noch erheblich 
kleiner geworden. Im Jahre lS'94/05 wirkte auf die Abnahme auch schon die Be- 
stimmung des neuen Gesetzes mit ein, dass die estate duty die succession duty in 
der directen Linie ebenfalls mit enetze. 

Die neue Gesi-lzjrebung'. schon die frühere estate duty von 18S9, namentlich 
■aber die neue von 1894 verschiebt diese Belastungen der veischiedenen Erbendassen 
nicht nniresentlich, da nanmehr diese rdatir hohen Sitze dies«r Steuer zu denen der 
legacy und suceessiuti noch hinzutreten, was sich zumal bei Erbschaften hi3herc:i 
Betrags in der Seitenlinie und in der entfernteren Verwandtschaft und an Nicht- 
verwandte, welche mit den ProgressivsStzen belegt werden, besonders fahlbar machen 
muäs. Auch die directe Linie wird hierdurch öfters nicht unbeträchtlich belastet 
und die bisher steuerfreien Ehegatten unter Umständen auch, wenn letztere auch roa 
den anderen Steuern (legacy und succession) befreit bleiben, wie bisher, und die 
directo Linie nach dem neuen Gesetz davon frei geworden ist, wenn sie der neuun estaie. 
duty unterliegt. Gesammtsteuersätze von mittleren Vermögen von 10,000 — 100.000 Pf. 
in der eraten Seitenlinie (Geschwister) von 7 — 8'/4%' ferneren von 8 — lOVj, 

in der noch weUifen von 9— llVs« in der ganz entfernten Verwandtschaft und unter 
Nichtrerwandten von 18 — 157» treten nunmehr ein Bei noch höheren Vermn^en 
steigen diese Sätze noch um 1 — also eventuell bis auf lS7o (VenjiLiUüg- von 
mehr als 1 Mill. Pf. an ganz entfernte Yerwandte). Ein Hauptmangel bleibt immer, 
<Jass die Steuersätze sich nach der Höhe des Werths der ganzen HinferIa'->--pnschaft. 
üickt der Krbpordonen richten. Dennoch belasten sie besonders die Familien . die 
näheren Verwandten nngleicb nach der Zahl der im Rang gleich stehenden Erben 
Kinder, Geschwister u. s. w,). Hierin hat die in Frankreich geplante Erbsohafisstmer* 
reforui richtigere Bestimmungen getrolien. 



Digitized by Google 



TerbnncluibesteiieiDBg. 



33 



Zur Ergänzung der Erbschaftsfiteuem nnd der Besitzweehsel« 
abgaben (Stempel) ist im Jahre 1885 der Anfang mit einer „KOrper- 
sehaftssteuer'* gemacht worden: eine Steuer von 5^/o vom 
JabreseinlLommeD, aber mit vielen Aasnahmen , daher nnr mit 
kleinem Ertrage. 

Ga. 40,000 P£ jUnlich. 38. Bep., p. 28; Fln. HI, S. 276. 

§. 9. Die Verbrauchsbesteuerung. Diese, nemlieh 
die gegenwärtig dahin gehörigen inneren Stenern, Accisen nebst 
einigen kleinen Stempelabgaben , nnd die Einfuhrzölle^ hat ihr 
charaeteiistisehes Gepräge durch ihre grosse Vereinfachung gegen 
früher und ihre Concentration auf wenige Hauptartikel erhalten: 
vomemlich fttnf, Bier, Branntwein, Wein, Tabak, Tbee, an welche 
sieh nur noch einige andere unwiehtigeie Coosumartikel, meist mit 
dem Zoll belegte fremde anschliessen. Jene ftlnf Artikel liefern 
ea. 98% des Ertrags der Acoisen und Zolle. Wein, Tabak, Thee 
kommen nur im Zoll, Bier fast nur bei der Accise, Branntwein bei 
beiden (Rhnm u. s. w. im Zoll) in Betracbt. Nach dem Siege des 
Freibandelsprincips ist der fisealische und steuerpolitisehe Gesichts- 
puDOt und daneben der socialetfaisehe bei der Auswahl der Artikel 
wie bei der Einrichtung der Steuern und Zolle und der Hohe der 
Slitze der maassgebende geworden. Durch ein einträgliches System 
stark entwickelter gewerblicher Licenzen ftlr Production, Fabrikation 
and besonders Klein^Debit der bezttgliohen Artikel (Sehankgewerbe), 
dessen Ertrag jetzt grossentheils an die Localverwaltung überiassen 
worden ist, findet die eigentliche Verbrauchsbesteuerang ihre Er- 
gänzung. Die Steuer- und Zollsätze auf vier jener fänf Haupt- 
srtikel Branntwein, Bier, Wein, Tabak sind hoch, nach continentalem 
Haassstabe seihst ausserordentlich hoch, aber nicht nur ans fiscal!- 
sehen, tlbrigens stark ins Gewicht fallenden, sondern mit aas 
eoDsumpolitischen und socialen Gründen so hoch gehalten, be- 
sonders flttr Branntwein. Erhöhungen der Sätze haben fbr diesen 
Qud fBr Bier auch neoerdings noch stattgefonden. Kur fflr Thee 
ist noch jüng&t (1890) eine starke Ermässigung erfolgt. Bei der 
Stellung im britischen Consam, welche dies ,,Nationalgetränk'' er- 
reicht hat, ist, unter ähnlicher Begründung wie die erfolgte Auf- 
hebnog des Zuckerzolls und jeder Zuckerbesteuerung (1874), die 
völlige Aufhebung auch des TheezoUs mehrfach angeregt worden, 
snmal es sich bei Thee neuerdings immer mehr um britisch-indisches, 
den chinesischen Thee verdrängendes Product handelt. Aber doch 
ist diese Maassregel wie aus üäcaUscbeu, so auch aus steuei- 

A. Wftfner, FinMttwiMiiwlMftf EigtBsüitälwft xi Band III. 8 
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politischen Orttoden bisher unterblieben: man glaubte im Lande 
der Temperenzler, „teatotaller^* und des mässi^^eren Rauchens doch 
die Theeeonsumenten nicht ganz von indirecter Steuer frei lassen 
zu sollen und wollte auch die einseitige Concentration der in- 
directen Verbrauchsbesteuerung auf noch weniger Hauptartikel und 
die darin liegende ausschliessliche Belastung der ConBomentcn der 
letzteren nicht noch weiter treiben. 

In steuertechnischer Beziehung ist die Besteuerung des Tabaks 
allein mittelst Zolls auf den fremden Tabak bei dessen Einfuhr, 
unter Aufrechthaltuii^ des schon aus dem 17. Jahrhundert stammen- 
den Verbots inländischen Tabakbaus, die besonders bcmcrkens- 
werthe Form dieser Steuer: bei ausserordentlich hohen Zollsätzen 
von sehr grosser Einträglichkeit, wie sonst nur das Tabakmonopol, 
kanm in gleichem Maasse die Tabak-Fabrikatstener (Nordameriea, 
Bussland, deutsehes Project 1894). Ab«r- selbst abgesehen von 
den Bedenken gegen das Verbot des Tabakbans, so hat die 
britische Stenerform mit ibren hohen Zollsätzen auf Qualität nnd 
Preiswtirdigkeit der Fabrikate nicht günstig eingewirkt Die Bier» 
und die Branntweinsteuer haben nach manchen Wandlungen Steuer- 
technisch sehr zweckmässige Formen erreicht, die Biersteuer naeh 
der Bierwürze, der inländische Branntwein naeh dem Fabrikat 
(Menge und Alkoholstärke). Aber beide Besteuernngsformeo, zumal 
mit ihren hohen Sätztti, begünstigen sehr den Grossbetrieb, die 
Biersteuer ist auch eonsnmpolitisch, namentlich wenn das Bier als 
Ooncurrent des Branntweins betrachtet wird, hoch und auch die 
Branntweinstenerform hat mit dazu beigetragen, die Brennerei 
vollends zu einer rein städtischen Grossindustrie in eolossaler Gross* 
betriebsform zu maehen. 

Bei den wenigen noch bestehenden ZdUen bleibt em Haupt- 
mangel die fehlende (Theo, Caflfee, Cacao, Früchte, Tabak) oder 
unzureichende (Spirituosen, Wein) Unterseheidung der Qualität, 
eine zolltecbnisch für zu schwierig nnd zu misslich geltende Sache, 
aber ein Mangel in Steuer- und socialpolitischer Hinsicht, zumal 
bei hohen Steuersätzen (Tabak, Wein!). Ganz glinstig m<Iebte 
wohl das Licenzsystem , besonders auf dem Gebiet der Schank^ 
gewerbe und verwandter, zu beurtheilen sein, da es fisealisch sehr 
vortheilhaft ist und die wichtigen gewerbe-, sitt^-, sanitätspolizei* 
liehen Auigaben hier zweckmässig mit zu lös^ hilft. Die üebef-* 
lassung der Erträge an die Loealverwaltnng kann auch in letzterer 
BeziehoDg günstig mitwirken. 
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H. über die Geschichte der älteren britischen Verhraiichsbcstenernnp^, Accise, 
ZöU, Licenzen Fin. III, 84— 8t>, Uber diejenige des lU. Jahrhonderts und die jetzige 
Gestaltung eb. §. 127 — lö4, S. 276— H38, mit Angiben fon Littentor, Gesetzen, 
Statistik u. s. w. Für die Accise kommen jetzt wesentlich nur Bier und Brannt^pin 
in Betracht. Ausserdem besteht noch eine nur wenige 1000 Pf. ü^tzt 2 — l^UOO, 
1883 ca. 8000) gehende Acdse anf Cichorie und auf Gaffceoachabmungen (Fin. III, 
S. 280), die im Ertmjr ?:anz ffcringfnfri? freTrcsene Accise auf inländischen Rüben- 
zucker, der sich nur völlig unbedeutend entwickeit battu, i;»t mit dem ZnckerzoU fort* 
g:efallen (s. eb.). Zum AcdsedefMurtement ressertirt auch die oben S. 22 genannte 
Eisciibahnf^tcticr. Von verwandten verbrauchssteueranigen Abgaben, welche aber 
ebeni'alls zum Stempel gerechnet werden, giebt es noch solcho auf Spielkarten und 
pateniirte Heilmittel (Fin. III, S. 280). Die ähnliche Steuer anf Gold- und SÜbei^ 
Sachen ist 1800 aufgehoben worden (s. o S. HJ). Die ebenfalls der Acciseverwaltun«r 
unterstehenden dlrecten Gebrauchs- (Luxus-} Stenern, deren Ertrag jetzt der Local- 
Tenraltong zu Gate kommt, sind in einigen Pillen mit der Verbrancbsbesteneran; 
verwandt. 

Ueber die neuere Bierbestenorung s. Fin. III, §. 131 £, S. 280 — 285. 
r. May in dem Artikel Bierstever Im HandvOrterb. d. Staatnriss. II, S. 594— 608. 

Dns W'irlitigrsti; war im Jahre 1^80 das Vorlassen der Malzsteuer und der lleberg:ang 
(bezw. die kackkehr) zur Biersteacr in Form der Bierwttrzestener durch Gesetz vom 
12. Ang. 1880 (4S and 44 Yict. Inl. Ber. Act c. 12. 20). Dartlber Nlberes Fin. III, 8. 284, 
Har.dwörtorb. II, S. 598. Auch diu Steuer auf den von den Brauereien ffcbraucJitcn 
Zucker fiel damit, die holiea Licenzgebubren der Brauer und Mälzer wurden auf- 
geboben. die ersteien dnreb andere niedrigere eraetzt, die Debitanten ren Bier nach 
einem neuen Licenztarif stärker belegt. Der Normalsteuersatz für die Steuereinheit 
von 36 Gallonen Bierwürze von 1.057 speciüscber Schwere, dem Darcbschnittaergebniss 
Ton zwei Bmbel Kalz, ist 6^/4 sh. (= in dentsohem Maass und Geld $.60 sL für 
1 H. 1.). Vorüberisrchend wurde aus fiscaliärlicu Rücksichten 1880 eine Venninderong 
jenes Schvere->Co<ifficieoten auf 1.055 Forgeaommen, wodurch die Steoer um 3.Ü37« 
oder 8 d. p. Barrel (86 Gallonen) mit einem Mehrertrage von ca. 300,000 Pf. erbsnt 
wurde. Im fol^^euden Jahre 18li0 wurde dieser Zuschlag für die Staatscas^^e aber 
wieder fallen gelassen, jedoch für die LocalverwaltunK beibehalten, als ein Tbcil der 
der letzteren überladenen Staatssteuererträge. Der Ertrag der staatlichen Bicrsteoer 
i>t seit Mitte der 80er Jahre weiter gewachsen. Die Hausbrauerei ist trotz Steucr- 
uud Licenzermässiguiigen immer mehr im Rückgang , die Brauerei immer mehr ein 
grossindustriellcs Gewerbe geworden, nicht ohne Mitwirkung der Steuer and auch der 
Sieuermethode , freilich aber auch mit der Folge weiterer tecbnischer. auch Kosten 
reducircndcr Forfsrhritto in der Brauerei. Im Ha reo ort sehen Finanzplau für 
1894 95 befand sich zur Deficitdeckuog auch eine neue Erhöhung der Biersteucr 
um ö d. p. Barrel, mit der Begründong, dass davon der Dctailconsom kaum berührt, 
M)Dderu Produccnten und ZwischetiLandler nur damit belastet werden würden (Bull. 
1894 I, S. 475). Der Ertrag der Steuer i^t auch iu 1894,95 gegen das Vorjahr 
etwas gewachsen und Harcourt glaubte iu seiner Etatsrede 1895 auch behaupten 
m dürfen, dass sich kein nachtlieilii^er Einfluss der kleinen Steuererliuhuii;? auf Preis, 
i^ualität und Consum gezeigt habe. Duahalb wurde sie auch im Jahre 1895;9G 
beibehalten. Die Biexsteaer soll anr 347o Bierp reise betragen, gcecn 700"/o der 
Branntweinsteoer rom Btanntirelnpreise (uarcoart'a Kede 2. Mai 1895, Boll. 1895 
1, S. 5S.j). 

üeber die neuere Branntweinbestcucrung s. Fin. III, §. 134 fT.. S. J^i; 
bis 295, J. Wolf. Branntweinsteuer (Tüb. 1884), S. 15511'., derselbe im H.W. B. 
d. St. II , 730. Weitere Litteratur Fin. III , S. 280. Vielerlei statistisches Material 
in den Berichten on Inland rerenve und danach wie aus anderen Quellen im Bulletin 
de Statist. Abschluss im Gesetz von 1880 (43 und 44 Vict. c. 24). Stcuerobject der 
sogen. pi*oof spirit, p. Gallone ^'ormalsatz 10 sh. Steuer dafür: wesentlich reine Fabrikat- 
Steuer mit swt weit gehenden Controlen (i. Fin. III, S. 289). Der Normalsatz für 
fremden Branntwein im Zoll ist um 4 d. höher, und in diesem Satz filr versetzton 
ilO sh. 2 d. für unversetztcn) Kobspirituä i.st auch die AusfuhrvergUtung festgesetzt, 
*b rermeiotlidio Ausgleicbang der dem Brenner durch die Controlen verursachten 
Kosten: in Etwas lieft hier, weniirstens nach der Auffassung' dos Auslands, noch ein 
viiibullter Schutzzoll, bezw. eine Ausfabrprümic vor. Auch neuerdings sind noch £r- 

3* 
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hohuugen der Steuersätze vorgekommen, in dem Göschen 'scliea Plan der Ueber- 
laasnng von SUatssteaem an die LocalreTwahiinp von 1890 ynr aneb ein Znsohlag 

von 6 d. für 6\e (jallone lu irni^f^lier und fremder Spiritooson mit einem Ertrags- 
anschlag von 918,000 PI. enthalten. Uarcourt hat im Budget fur 1894/95 gleich- 
Mitif mit dtf £rMbiiAg der ataatUcben BteisCener eine solche der Branntweinstetier 
von 6 d. p. Gallone verlangt und erreicht. Doch ist dieser Zuschlag, der sich im 
Ertrage der Steuer ohne bemerklichen Einduss zeigte, im folgenden Jahre wieder 
fallen gelamen «^oiden. HUn sieht ^igermaassen die rorhandene Steuer als das, 
übrigens seit lan^e erstrebte, Maximum au, biä zu dorn man sie im social- und con- 
snmethischen und -politischen Interesse bringen wollto, ohne das fiscalische Interoase 
ZQ sehr za schldiren. Letzteros scheint bei einer ▼eiteren Erhöhung nicht nnviilir- 
scheinlich (Bull. 1895 I. '>^C\ Eine neuerdings mehr geübte Steuerhinterziehung, 
nemlich den im Uolz der fässer enthaltenen Br&nntveiu dorch Wasser auszuziehen 
(ans einem Fasse von 100 Galt. IV^— >8"/o), irodorch der Fiscns 200,000 Pf. eingebosst 
hatte, ist jetzt zu verhindern gesucht worden (s. Gösch en's Rede 1892, Bull. 1892 
I» 523). Der Eiufluss der Tem|>erenzbewegung aaf Yerminderniig des Branntwein- 
consuiDS ist zwar immer noch im Wachsen. Aber die Ziffern von Prodaction und 
Steaerertrag zeigen doch, dass die allgemeinen Verhältnisse des Erwerbs bei der 
Masse der Bevölkerung diesen wie aach den Bierconsum, etwas auch den Tabakconsum 
wesentlich bestimmen: er steigt in günstigen Zeiten, so in der Aufscbwuugsperiode 
1888 ff. und sinkt in ungünstigen (s. u.). Unter den fremden Spirituosen steht der 
Bhum immer mehr voran. Mit dem hohen Steuersatz allein ist die sonst so wünschens- 
werthe Beschr&nkung des Branntweinconsoms aber nicht zu erreichen. Wichtiger ist die 
Schankpolizei, das Concessions- und Liconzsystem, eine Frage, mit «te 
man sich auch in England in den letzten Jahren, in Verbindung mit der Uebertrag^nng 
der Erträgnisse der Licenzen an die Local Verwaltung, wieder viel btüchiiftigt hat. 
Wir kommen unten bei der Localbesteucrung darauf zurück. Die Zahl der aaf- 
gefundenen geheimen Destillationen ist in England und Schottland jährlich nur gering- 
fügig, iu Irland noch sehr erbeblich (181U iiitd 1895 in England 6 und 4, iu Scliottland 
16 und 10, in Irland 1392 und 1107): ein Beweis für die Ausdehnung der Steu<M- 
hiüter/i' li'Hig hier immer noch. Der Con^^um per Kopf ist in Irland dop|»eU so hoch 
alä iu Lii^iaud, iu Scbuttlauii Ireiiicb dreimal :>o hocii (s. u.). 

Auf dem Gelltet der Zdlle, seit dem Siege der Preihanddspc^itik nur noch 

Finan/^öllc, sind in den letzten Jahren keine grundsätzlichen Veränderungen mehr 
erfolgt, wohl aber einzelne beachtenswerthe Tariüändernngen. 8. über das neuere 
ZoUwesen Fin. III, S. 295—829. 

Die wichtigste neuere Finan^2olImaa?sreücl war 1^71 die Aufhebung de> 
Zuckerzolls mit 6.-^ -Mill. Pf. Verlust für die Staatscassc (Fin. III, §. 147, S. 317). 
Doch hat der Zucker auch tcitdim und gerade wieder in jüngster Zeit zu vielen Er- 
Oiterongeii gelahrt , besonders wegen des continentalen Systems der Ausfuhrprämie 
(bezir* der zu hoben Steuer- Rtickrergfltnngen) für Rüben/^ncker, wodurch zwar Eng- 
land sehr billiger Zucker verscbatit, aber ^eine eigene Zuckerindustrie, die RafQnerie, 
auch ruinirt wurde. Dies hat zu einer Bewegung auf Wiedereinführung eines Zacker- 
zolls, als einer Art socialen Schutzzolls , geführt, die auch mit den Gesichtspunctea 
der Politik des „fair trade*' unterstützt wurde, aber nicht durchdringen konnte. 
Andmsoits wurden die ilteren Bestrebtuigen inteniationater Zackerconrentionen in 
grösserem Maassstabe wieder aufgenommen, um im Vertragswege das Ausfuhrprämien- 
Wesen zu beseitigen. £s kam auch zu London 1888 zn einer Convention der be- 
theiligten Havptstaaten , die indessen nicht allgemein ratifidrt wurde und in England 
eine lebhafte freihändlerische und von anderen Interessenten getragene Gegenbewegung 
hervorrief, der gegenüber die licgieruog selbst ihre Vorlage im Parlament zurückzog. 
So ist England bei der ZoUfrdbMt von Zvcker und im Gennss des ansfnhrprlmlirten 
Zuckers der Productionslän der geblieben (S. Fuchs, englische Handelspolitik, S. 65 ff., 
bes. S. 77 ff.), i^ach den Consumziffem, welche aus der Handelsstatistik berechnet 
werden, bat der Gonsom tos Robzacker abgenommen (p. Kopf 1880 58.98, 1882 
Max. 62.2t), seitdem mit gerinsrer Unterbrechung weniger, 1804 Min. 40.17 Pfund). 
Dagegen ist der Oonsum fremden raftiuirten Zuckers fast ununterbrochen stark se- 
stiegen (1880 9.42, 1882, Min.. 8.39, 1887 20.52, 1891 82.94, 1894, Max., 39.89 
engl. Pfand p. Kopf). 
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Der TbcezoU ist neuerdings, wie schon bemerkt, aus äholichcn Gründen wie 
der ZnckerzoU aogefocbten worden. Die momentan gfinstige Ffnanzlage bestimmte 

den Schat2kanzler GOschen auch 1890 den Zoll zn eimässigen, ron 6, dem 1883 
angenommenen, damals sehr erm&ssigten Satze (1 sb.). auf 4 d. p. Pfund, mit einem 
auf 1.5 HUL Ff. 8t. reraDscIilagten AvsÜül. Die Steigerung von Einflibr «»d Gonsnm 

hat diesen Ausfall aber bald auf etwa 1 Mill. Pf. beschränkt. Der volle Einflnss 
auf Preisennässigung ist nicht unbestritten. Die Finanzlage, aber auch principielle 
Erwägungen (s. o. S. 84) baben eine weitere Vermisderong oder gar die Aufhebung 
des Zolls verhindert. Es ist indessen nicht unwahrscheinlich , dass er bei gunstiger 
Finanzlage in der heutigen l^ichtnng der britischen Stenerpolitik und Sodalpolitik 
Uber km oder lang fallen wird. Bemwkenswerth Ist die immer stlrkere Yerdtingung 
des chinesischen durch indischen Thee, dem die ungeheure Zunahme des Consums 
also ?omemIich zu Gute gekommen ist. 1864 betrug der indische und Ceylootbee 
nur 2, 1894 86'*/o vom gesammten. Der indische Thee Ist andi sttrfcer. Der Thee« 
coli Tin; hat also auch in dieser ßeziehunir sich gesteigert. Diese BezugsverhUltuissc 
können im weiteren Verlanf auch noch auf Ermässigung oder Bcseitigong des Thee* 
reib hinwirken, indem so tn dem Interesse der nitiseben Gonsnmenten auch das- 
ii'Mipe der indischen Produccntcn tritt. Der Consuin rirr mit irerintren ünter- 
brecbongcn jährlich, 18b0 war er 4.57, 1888 5.03, 166't) 4.Üä, 1890 5.17, 1891 
5.S6, 1894 5.52 Pfond p. Kopf. Ueber den froheren Theezoü s. Fin. III, 8. 814; 
über die neuere Eruirissiguiiir und deren Wirkung Göschen in seinen Etatsreden 
löyO. 1891. Bnll. 1890 I. 482. 1891 I, 553; Harcourtdgl. 1895. Bull. 1895 I, 531. 

Ans Uuillcben G^chtspnncten , aber auch als handelspolitiscbe Tarif concession 
an Griechenland ist von Göschen auch der Corin thenzoll berabsresetzt worden, 
von 7 auf 2 sh. p. Centner, 1890 mit einem Einnahmeausfali von 200,000 Pf., der 
sich nicht entfernt ausgeglichen hat. Consnm. Corintben nnd Kosinen p. Kopf 
1880 3.92, 1888 — 89 4.26, 1890 4.70, 1893 .5.02, 1894 4.90 Pfond. Bei diesen 
und anderen verwandten Artikeln, Bosincn, Südfrüchten hängt auch viel von der 
Ernte ab. Der gegen früher sehr ermässigte, 1872 noch auf die Hälfte reducirte 
Caffeezoll hat auch in den letzten Jahren sich im Ertrage noch weiter vermindert: 
Beweis dafür, dass die Höhe des Zoll:? in solchen Dingen viel weniger als die Con- 
somtionssitte entscheidet (s. Fin. III, S. 81.5). Dagegen ist der Erfrag des neuerdings 
gleich gebliebenen Cacaozolls etwas tresticgen. Cacao verdrängt den Caflee etwas, 
Oonsuui jenes nm 0.^1 . die-,es 0.9. jetzt, 1R04, 0.58 nnd 0.69 engl. Pfand p. 
Kopf, beides in ziemlich regeluiussiger Entwicklung. 

Ti it/ des ausserordentlich hoben Zolls und der mit durch die Besteuernngs- 
melhode bedingten hohen Detailpreise der Fnl>ril»ate ist der Ertrag des Tabak- 
zolls iui Ganzen immer noch gestiegeu. Allerdings ist eine kleine Erhöhung der Tarif- 
Sätze im Jahre 1878 im Jahie 1887 wieder rückgängig gemacht worden, der ZoUsati 
von 3 sh. 2 d. und .'1 sh. ö d. , von .5 sh. von Cigarren p. Pfund aber immer noch 
sehr hoch. Der Coiiüum ist langsam, aber fast stelig gestiegen, 18S0 1.4'2. 1894 
1.66 engl. Pfund p. Kopf. In der letzten Zeit war einmal ein Versuch gemacht 
worden, inländischen Tabakbau zu gestatten, aber mit Zahlung einer dem Zoll voll 
catsprechenden Steuer. Der Versuch ist missluiigen, der heimische Tabak konnte 
die Steuer nicht tragen. S. über den Tabakzoll u. s. w. Fin. III. §. 148. S. 818 bis 
322; auch den Bericht eines französischen Kinanzbeamten im Bull 1894 II, 68 fr. 

Bei den Wein zö Heu haben neben iiscalischen seit lauge und bis in die neueste 
Zeit oftmals handelspolitische, ueaerdings auch wohl sanitätspolitiscbe und luxuspolitische 
Rikksichten ■ — Zugär,7li lirnnrhung wohlfeiler leichterer Weine, höhere Besteuerung 
der feinen, der Schaum weine — mitgespielt. (S. Fin. III, §. 149, S. 322 ff.) Von 
faedenteodem Einfluss auf Ermässigung war der englisch -französische Handelsvertrag 
von 1860. Es wurde der Zoll seitdem nach der Alkoholstärkc abgestuft, was aber 
doch kein eigentlicher (Jjuaiitätsfuss ist. Auch 1-lascbenwein unterlag demselben Satz. 
Itiicalisehe und steoerpolitische Tendenzen haben aber in den letzten Jahren, 1888 
zu einem Zuschlafrzoll für Schaumwein in Flaschen geführt, der nach französischen 
Remonstrationen 1888 auf 2Vg und 1 sb. p. Gallone je nach dem Werth, 1890 der 
Vereinfachung des Zollvw&hrais halber auf den rieichen Satz ron 2 sh. gesetzt wurde. 
(Darüber Göschcn's Etatsreden u.a.m.. Bull. ISss I. 480, .5-57 ff., C02 ff.. 1892 I, 
i>25.) Der Ertrag wurde auf 125,000 Pf. geschätzt, war Im ersten Jahre 103,000 Pf. 
Oer Gesammttttrag des WdnzoUs, der ron Mitte der 70 er zar Ultte der 80 er Jahre ge> 
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snnken war, bat sich aucli sdtdein nur dnrcli diesen Zuschlag gehoben. Der Gesammt- 

coQSum von Wein ist von 18^0—80 gesunken : von 0.4."» auf 0.30 Call. p. Kopf, seitdem, 
nach vorübergehender WiedererhOhung, ziemlich gleich geblieben, 18^)4 0.8(> Galt. 

Ueber den Branntwein zoll s. schon oben bei der Accise, S. 86 u. Fin. III, 
§.150. S. «j2H. Der Zollertrag rührt in den letzten Jahren zur guten Hälfte vom 
Rhum her, er beträgt mit Schvraukungon 4^4—4^4 MilL Pf.« immerhiiL nahera V« der 
Accise des inländischen Brannttreins. 

Die ConsumhAhe p. Kopf wird für 1841 und 1891 berechnet: für Tabak auf 
18 und L'f'. Thee 1!''', und ST' ... Calioe 17».. und 1-2 {'.) Unzen. Rosinen V\ und 
Pfund, bjjiriiuoscn 7' ., und >' Pintcu ((iuachen'ä Ktatärede lb'J2, Bull. 1, .V21). 
Die Abnahme des Caiieeconsums bei der grossen ZonahiDe des Theeconsums und die 
relativ mässifre Stcigcronj des l^rrinntwinnronsums ist aiirli 'Jteaerpolitisch beachtens- 
Werth; bei der Ziffer Im liiaiiiiavcin mag: aber die Abualiuiu der irischen Bevölkerung 
nüt ihrem grossen Consum seit 1841 mitspielen. 

Auf die Licenzen im (jlobiot der Yerbiauchsbcstenerang wird im folgenden §. 10 
mit eingegangen. 

Hier noch einige statistische Daten Uber die neuesten VoiliUtniase auf dem 
Gebiete der Yerbrauchsbcsteuerung, der Accisen ond ZoUe zur Eq^lAzang der in 
Fin. III, S. 270— B24 mannichfach eingestreuten. 

Die Yerlnderungen. welclitt im Ertrage der Accisen and Zölle durch Yerlndenuigeii 

der Gesetzgcbuni und der Steuer- und Zollsütze bewirkt wurden, waren nach dem in 
duA britischen Budgets üblichen Veiauschlagungen und den »päter festgestellten Ergeb- 
nissen, immer für ein volles Jahr bereehnet^ in den letzten 1(> Jahren (es sind stets die 

am 31. März endenden Finanzjahre pcmeint) folgende in lUOO Pf. (Nach stat. ab^, 
S. zum "Vorgleich die Angaben über die Ziillo 1810 — l88'i in Fin. III» S. 2'Ji>): 

Accisen Ertrasr Zölle Ertrag 

crlns8eii uoii aufgelegt d. Accisen erlas^u non aufgelegt d. Zälle 

Aiii^cbl. Ki'gel>ii. AuAclil. Krgebii. i. .Inlirc An&chl. Krgebn. Anschl. Kri;obu. i. Jahre 

188(; (i fs.<» — — 2."»,4(;(t _ _ _ _ 19,827 

1887 IH 14.8 — — 2.Vi-»0 — HO — — 20.1.IÖ 

1888 OOO :.(i8 — — 2:.,<'.2() _ — — 3.4 19,(530 

1889 44 (>h — — 2ö,()(X» — — 125 leS 20,067 

1890 2.900 H.OdO 300 aiti 24,ir.(i — — — — 20,424 

1891 2,704 714 — — 24,7xs 1,710 1,28:. — 19.4H) 

1892 — — — — 25,(>lo — _ - ^ 19j:^ 

1893 --^ _ ^ 2ö,8(iO — — — — 19,710 

1894 — — _ — 2:.,2U0 ^ — — 19,707 

1895 — — 1,290 7;^2 2r.,o:.o im» 29 20,1 15 
4,820 4,314 1,590 1,048 1,710 1,S95 285 195 

Bei den Accisen hier die zugehörigen Licenzen eingerechnet. Die Erlasse bei 
den Accisen in 1890 und 1891 betrellen nur die Uebertragangcn an die Local- 
verwaltung. Die Einnahmen haben sich trotz grösserer Erlasse al» Neuaaflegongeo 
bei Accise und Zoll auf der früheren Höhe gehalten, während freilich die BeTftjkemng 
nicht unbedeutend iresfiegen ist, um 8— 9" „ 1 1>-"95. 

Der Ertiajj der Ilaujitartikel der Accibc und des ZuUi war für den Staat allein 
(d.h. ohne die 1^9] eingetretenen Zuschläge zur Bier- und Branntveinacciae und 
den SpiritaosenzöUen für die Localtrerwaltungen) in 1000 Ff. 

Accise« im> leyi ib9:» 

Bier 8,404 9,390 10,102 

Branntvein . . . ia,140 14,770 15,269 

2ölle 

Spirituosen .... 4,154 4,493 4,197 

Wein 1.1^''. 1.:^18 1,148 

Tabak 9,299 9,534 10,415 

Theo 4,187 8,412 8,586 

Calfee 208 182 170 

Coriutben, lioMneu \ ooa 907 
Trockne Früchte | 

Andere ZoUartikel . 154 185 197 
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Die Bierstever trifft irar das im Inland conramirte Bier, anf das «cportirte 

wird sie rückvergütet (18t>4 Or. auf in7,n.*0 Barrels, bei 31,3)s2,388 B. heimischen 
ConsumsV Der Import und Consum fremden Bieres ist und bleibt unbedeutend 
(1894 43,000 Barrels^ Di« Bianetei ist fast nur noch gewerbliche, fttr den Bier- 
vcrkauf, (Hrjoniec filr liäiislichen Consum wir«! immer kleiner (jene 1894 81.(i4 Mill. 
BarreU, diese ^^,906. An letzterer waren 3906 Personen betbeiligt, die 1 8,720 Pf. St. 
Bieisteaer zahlten, ausserdem aber war noch an 18,127 Personen gegen Licenz Ton 
9 und 4 sli. Erlaubni^s zur Bierbcreitung ohne Steuer für das Bier freviihrt, fast nur 
in England). Die gcvcrblicbc Brauerei i»t im starken Maasae Grossbetheb. In dem 
Jahre 1. Oct. 189.3/94 ergab sich fttr gewerbliche Brauerei: 

Barrels Liccnzirte ErtheiUe Steuer 

Production PeiwiDeD Licenzen (incl. Licenz) 

1000 Pf. 

unter 1000 7,490 7,495 .52-^ 

1000—10,000 1,191 l,2i:> 1,444 

10—100,000 r,i9 r»f;(i 4.299 

i(M)_r,oo,ouo 3:» 4« 2,010 

,j00— 1,000,000 3 5 . 578 

Uber 1 Million 2 G 970 



Somme d,240 9,385 10,823 

{.S8. Kcp. Inl. Vviv.. Anh. p. XXIV). Der Darclischiiittscoasinn von Bier im Inland 
ist «eit Uber 20 Jahren eher gefallen. £r war auf den Kojpf l^ö2 O.Bl, 1862 0.661. 
1872 0.884, 1882 0.768. 1891 (Max. in dieser Zeit) 0.837, 1894 0.818 Barrds. Im 
Finanzjahr li-^ni/n." ^^-^fu 189:V9i ist oitu» ■^^eriti^'-filfjige Vermindorunc eingetreten, 
die aber kaum der Steuererböliung in 1^94 um 0 d. (von 6 sh. auf OVa ^b.« um 
ca. S'/x^^ n) zuznschreiben ist (Rep., p. 11, 14). Aeltcro statistische Daten in Fin. III, 
8. 2*^1 tl. 

Bei Branntwein (spirits) kommt nicht nur der starke Import fremder Spirituosen 
neben der heimischen Prodnedon in Betracht, sondern fttr die drei einzelnen KOnig« 

rtdche auch die yersoiidiiii.uL'ii In-iinischcii Prodiic:s ^\vi^chen ihnen, um den Consum 
jedes einzelnen zu ermittein. Namentlich England bezieht 3*5 — 40% seines Bedarfs 
ans Schottland nnd Irland. Femer ist der Export ins Ausland nnd die Golonicen 
nnd die Einlegung in die Entrepüts zn berücksichtigen, deren Bestände wechseln. 
Der gesammte Consum von Spirituosen, welcher sich aus den Zilfern dieser ver- 
schiedenen Posten ergiebt, hat. mit allerdings nicht unerheblicheu Jahresschwankungen. 
auch noch in den I t/ten Jahren, abgenommen: 18'V2 1.09>) Galt. p. Kopf im iranzeu 
Gebiet (wovon 0.918 heimischer, 0.177 fremder und colonialer). 18f>2 0.821 (bezv. 
0.644 und 0.177), 1882 L12U 10.^^3 und 0.230). 1887 iWm.) 0.918 (0.71 und 0.208), 
1892 (Max.> 1.034 (0.822 und 0.2121. 1894 0.966 (0.77 und 0.196). Die Production 
ist besonders in England, dann in Irland in starken Grossixtrioben concentrirt (l'^^Ot 
dort 11. hier 27), weniger in Sclioitiaml (132), wo es aber auch ricsii^c Brennereien 
giebt Producirt wurden 189-') (1. Ajuil 1894 95) in England \K'X>-> Mill. (in einer 
Brennerei im Durchschnitt ca. 9<ir),000 Gall.), in Schottland 22.2Hf; MilJ. (im Durchschien 
in einer ca. 168,000), in Irland 12.679 Mill. (im Durchschmit lu einer ca. 470,000), 
zus. 44.87 Mill. Gail. (proof); consumirt in derselben Zeit in den drei L&ndem 
19.232, 6.019 und d O40, zns. 29.211 Miil. (iall. Bei dem gewöhnlichen Sten<»rsatz 
ron 10 sb. p. Gali. (1894'9.'> mit ExüaÄUscblag lO' g sh. , beides ohne den Local- 
steuerzuschlag) kommt auf eine Brennerei also in den drei Königreichen eine Durch- 
^riiftsstcuer jetzt von ca. 4r)2,000, 84,000 und 'iH.'.OOO Pf. St Das er'j:icl)t eine weiter*- 
Zunahme des Grossbctriebs seit 1882/83 (s. Fui. III, S. 292), wo letztere /illeru 
386,000 , 77.500 und 137,500 Pf. St. waren. Ein wichtiger Pnnct zor Würdigung 
der hritiseheii Branntweinsteuer, ihrer steuertcchuischen VorattSsetzangen und Folgen 
(38. Kcp. Uli rev., p. 6-10. Anhan? p. XVI, XVII). 

§. 10. Die sogenannte Localbesteuerung der Selbst- 
verwaltungskörper (local taxation). Sie ist nach der althistorischen 
und in grossem Maasse noch heute verbliebenen Bedeutung der 
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britischen Selbstvei waltnngskörper besonders wichtig und stellt 
eine hohe Belastung der Bevölkerung für öffentliche Zwecke dar. 
Nach ihrer bisher festgehaUeueii ilauptform, als directe Besteuerong 
des sichtbaren Realbesitzes beim Benutzer (Eigenthtlmer als Wirth, 
Bewohner, ferner Pachter, Miether), ist sie auch sehr eiiaracter istisch. 
Sie bildet in dieser, Form eine besonders schwere, direct oder 
eventuell durch Ueberwälzang indirect vom Grundbesitz getragene 
Last, welche namentlich vom ländlichen, wo Ueberwälzang vom 
Pachter aui den Eigenthümer, zumal ucter den heutigen agrarischen 
Conjunctnren leichter als beim städtischen ist, auch stark em- 
pfunden wird. Diese Last ist in den letzten Jahrzehnten in Folge 
der Steigerung der Localausgaben absolut immer hi liei und wieder 
auf dem Lande bei der immer schwieriger gewordeiu n Lage der 
Landwirthschaft, vomemlich wegen der durch die ausländische 
Concurrenz gedrückten, immer tiefer sinkenden Preise von Getreide 
und anderen Agrarproducten , vollends drückend geworden. Die 
grosse Vermehrung der Localausgaben ist in Grossbritannien wie 
auf dem Oontinrnl durch die Ausdehnung öffentlicher Tbätigkeiten 
aut dem Gel)iete der allgemeinen Culturinterebstni und der Volks- 
wirthschaft (Polizei, üntcmehts-, Sanitäts-, Armen-, Verkehrs- und 
Wegewesen n. s. w. u. s. w.) bewirkt worden, eine Ausdehnung, 
welche hier wie sonst meist noch bedeutender als beim Staate 
selbst war. Dies hat in Grossbritannien wie auf dem Continent 
wieder dazu e:ef(ihrt, durch Subventionen aus Staatsmitteln und 
Eröttnung ncuci' Einnnhmen, wie auch durch Schnldaufnahme den 
Localkörpern die nütüigcii finanziellen Mittel zu beschaffen. Aber 
das Subventionsprinc'ip" birgt mancherlei innere Schwierigkeiten 
in sich , die jenseit wie diesseit des Canals sich gezeigt haben. 
Gerade in der neuesten Zeit, seit Ende der 1880 er Jahre, hat man 
daher, wiederum ähnlich wie auf dem Continent, syicricll mich in 
Deutschland (Preussen) damit begonnen, die Erträge ganzer 
►Staatssteuern oderAntheile daran der Localverwaltung 
zu Ii b erlassen, gegenwärtig schon liber 7 Mill. Pf. St. Die 
Eeform der Localverwaltung durch das wichtige in diese Periode 
fallende Gesetz vom 13. August 1888 bat dieser Entwicklung Vor- 
schub geleistet, indem in den neu gebildeten Grafschaf tsräthen der 
selbst reorganisirten Grafschaften („Verwaltungsgrafscbaften") und 
bei der gleichzeitigen Reform der Londoner Stadtverwaltung besser 
geeignete Organe ftlr grössere Seibstverwaltongsanfgaben geschaffen 
worden sind. 
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Die im Vürausgehcnden schon mehrfach zu erwähnen frewesene 
Uebcrlassunc: von Staatssteueicrträgen ao die Localverwaltung hat 
bisher dreierlei Steuern betroffen: 1) 1888 wurde '/3? l-*^^-' 'lie 
Hälite der yirobate duty nach einem bestimmten Ycrtheiiuiigs- 
scblüssel aul die drei vereinigten Königreiche (Englniid und Wales 
80, Schottiaud 11, Irland O^,,,) der Localverwaltung dieser Länder 
zngewiesen und hier wieder nach einem bestimmten \'erthrilnnf2:s- 
schlüssel weiter repartirt; bei der Eriischaftssteuerretürm von l^'.H 
ist statt de'<seTi der Betrag von l'/^®',, des reinen Kapitaiwerlhs 
nach Testament oder ab intestato vererbten persönlichen Wrmögens 
(personalty) aus dem Ertrag der estate duty der Localverwaltung 
zugewiesen worden, was nacli den Ergebnissen von 18^4 — 95 eine 
etwas geringere Einnahnie ttlr diese Verwaliung ergab, als der 
Eltrag aus dem Antheil der probate duty vorher; 2) ISSd wurden 
die Erträge der gewerblichen Licenzen des Verbrauchssteuergebiets, 
insbesondere der Schanklicenzen , sowie die Erträge der noch be- 
stehen gebliebenen directen Gebrauchs-, Nutzuiigs- und Luxussteuem 
in England der englischen, 1890 in Schottiaud der schottischen 
Localverwaltaog, Ittr den in dem betreffenden Gebiet erhobenen 
Betrag, fiberwiesen und 3) wurde 18d0 ein neuer fixtraznschlag 
lar Spirituosensteuer (6 d. p. Gsllone einheimischen und fremden 
Branntweins) eingeführt und dieser sowie ein 1889 hinzugekommener 
Zuschlag znr Staatsbiersteuer (3 d. p. Barrel) ebenfalls der Local- 
verwaltung abgetreten und unter die drei Landestheile nach dem- 
MÜhen Maassstab wie die Quote der probate duty vertheilt. Ein 
grosser Theil der früheren directen Subventionen des Staats ist 
dafür fortgefallen. Die betreffenden Antheile an den Staatssteuern 
werden von der Verwaltung der Staatssteuern mit erhoben. Diese 
vermathlich noeh nicht zum Abschlnss gekommene, sondern in 
derselben Richtung sich weiter bewegende Entwicklung, welcbe 
swar in mehr als eiuem deutsehen und sonstigen Continentalstaat 
ihr Analogon findet, ist doch gerade im Vereinigten Königreich 
Boeb TOB besonderer Bedeutnug, auch stenergesehiebtlieb, stener- 
poKtiseb, stenertecbniscb. Sie zeigt» dass aneh in dem alten 
classiscben Lande der loealen Selbstverwaltung die selbständige 
eigene Bestenernng immer weniger ausreicht gegen- 

In Irland bezieht diese gcwerblicbci: Licenzen nach wie ?or die Staatscasse, 
I8ü4 i)5 195.000 Pf. Der Haupttbeil der bezQfUcbeii Staatteinnahmen aus Licenzen 
(236,000 Pf.), der Rest von njino pf. kommt ans den im f^anzen Staat dem Fiscus 
vcrbliebenco Licenzen der Brauer, Destillateure, Tabaitfabrikantca und einiger anderer 
litenziiter Gewerbe. 
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(Iber dem s t n r k s t e i g e u d e n 1 o c a 1 e ii F i u a n z b e d a r f. Sie 
zeigt weiter, dass Damentlicb das oft besonders gepriesene, zur 
Nachahmung empfohlene, ja nicht selten als das „allein richtige** 
System der Communalbesteueiung bezeichnete britische Local- 
steuerwesen, die ausschliessliche Hesieuerung des Realbesitzes, 
bezw. seiner Nutzun«;, selbst in seinem alten Heimathlande den 
Dienst versagt. Durch die Ueberlassung jener Staatssteuern ist 
jetzt auch in Grossbritannien die indirecte Verbrauchsbesteuerung, 
die directe Gebrauchs- und Lnxusbesteuerung und (in dem Autbeil 
an der probate und jetzt an der estate duty) die Mitbesteuernng 
des bewe{z:lichen Besitzes unter die Quellen der Localbesteuerung 
aufgenommen worden. Die Ueberlassung der Licenzerträge war 
wohl eine besonders passende Maassregel. Sie wird freilich erst 
noch dazu führen müssen, dass die geeigneten Localautoritäten 
fdie neuen Grafschaftsräthe) auch die ganze Einrichtung dieser 
Steuern , wenngleich unter Vorbehalt der Staatsaufsicht , zur Ver- 
fügung bekommen. Die ;rc\verbe-, sanitUts-, sittenpolizeiiicheu Auf- 
gaben besonders im Schankgewerbe lassen sieh so wob! in Ver- 
bindung mit der Besteuerung in Licenzform am Besten lösen. 
Neueste Bestrebungen in der britischen G^setzgebang gehen auch 
auf ein solches Ziel hinaus. 

So ist gerade die neueste Zeit von grosser Wichtigkeit für 
das hier besprochene Steuergebiet geworden. Die reformatorischen 
Veränderungen in der Staatsbesteuerung des 19. Jahrhunderts sind 
viel umfassender gewesen, aber auch die, Reformen in der Local- 
besteuerung erseheinen doch als ein bedeutender Fortschritt und 
führen sicher auf einen Weg, auf welchem man zu weiteren be- 
deutenden Verbesserungen kommen wird. Die locale Stc iierbelastung 
ist freilich absolut und relativ weit mehr als die staatliche ge- 
wachsen, aber dem entsjirechen auch die vermehrten öffentlichen 
Leistungen auf allen localen Verwaltungsgebieten. Und eine bessere 
Vertheilung jener Belastung ist wenigstens erfolgreich angebahnt 
worden. So bietet die gesummte britische Besteuerung doch Ende 
des 19. Jahrbunderts ein viel günstigeres Büd als Anfang desselben. 

S. über die britische Locaibestcuerun«!: und das Local- (Communal- otc> Finanz- 
wesen überhaupt Fin. I, 3. A., }?. 58. S. III il. bes. aber dL-n Absclinitt in Tin. III. 
S. S45— 366 {§. 107 fi.), auch S. 232 und über die altere Zeit §. 76, 6. 173. Daselbst 
genauere Angaben Uber Litteratur, (Gesetzgebung, Statistik. Fttr Verwaltungsrecht and 
seine Geschichte bes. Gneist's S( lirifh:ii. Ilin/.iizufilgen: im Schßnberg'schen H;uid- 
buch der Politischen Ookonomie III, 3. A., r. Kcitzcnstein in der Abli. communaies 
Finanzwcsoi , S.682 , 702* 733« mit weiteien eDgliBekcn litterataraDgaben, Georg 
Meyer eb. S. 881. Craifie im Bulletin de l'institut Internat, de atotiBt 1888; 
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daraus im Bull, de stat. 1808 II, p. 227 ii'., '6ö^ ü. üeber die neuesten oben 
enriliiiteii Vorgänge eSnd besondera die Redet) der Schatdunzler, Gösohens. oinei» 
henorragenden Kenners der Materie, nach ilim Harcourt's, die sich anschliessondra 
parUffieDtaiiscliea DelwUeo, die Jahresberichte des local gofernmeot board, auch die 
Statistik in dem Beriebt des Inlandstenerdcpartemeiits wichtig. Die neueren Erftrteraofen 
über das Licenzsystem , die Schantconcessionen seien noch besonders hi^iiortiohobeti, 
Aach diese Materialien reichhaltig im Bull, de stat. so aus den letzten Jahren, wo 
die StenerQbwtraironfren des Staats in Gaafr kamen: I, 448 it« 45$ E; 1888 II, 
3(54: 1890 I, 4B3ff.. 578fr. flicensing bill). 580; mi\ II. 351; 1891 I, 558 H*.; 
1893, I, 805 ff. (Licenzfrage, (iesetzontwarf über liqaor iraltic . 

Die bisheri{$e britische Localbesteucrong (in Kirchspiel, Stadt. Cirafschaft, Ver- 
band) ist nur historiseb reiständlich. Sie charactcrisirt sich als ein System von Zweck« 
steuern für bestimmte . pesetzlicli roi^eschriebcnc oder zulassitre eiii/.elne ZwecLc, zu 
deren finanzieller Durchtilhrung dann subsidiär, d. h. in Ermangelung anderer, zunächitt 
dafbr verfügbarer und bestimoiter Mittel« sog. Rates ausgeschrieben and anf das 
iresetzliche Steuerobjcct rnpartirt werden. Letzteres ist nnn, iiich dem aus der Armen- 
steuer des 16. Jahrhunderts herrührenden und far die ganze Local besteuerung zur 
Anwendung gelangten Prindp, der siebtbare, Ertrag gebende Bealbesitz im Kirch- 
spiel, und zwar in der Hand nicht des Eigcnthtlmers als solchen, soiideiii des nutzenden 
Inhabers (occupier) (Gncist). Gesetzgebung und Praxis haben dann naher bestiuunt, 
wer hiemacli Stenersabject oder Pflichtiger, was Stencrobjeet sei und wie von letzterem 
der steuerpflichtige Ertrag berechnet wird: iui Allgemeinen der wirkliche Reinertrag, 
nach Abzug der erforderlichen Uewinnungskostcn, £«paraturen etc. Hiernach ist 
dieser steuerpflichtir^e Ertrag immerhin mehr bei der Einkommensteuer in Shed. A, 
namentlich bevor bei letzterer Abzüge vorn ermittelten Krtratr zur Feststellung des 
üteuerpllichtigen erfolgten (o. S. 15) und Shed. B wirklicher Ucinerirag. (Genaueres 
Uber die tediDfsehe Seite der Besteaerong in Fin. III, S. 847—356.) Das Eesultat 
unserer früheren eingehendi-n. alle Ilaupfv itLU der Fras:o berührenden Kritik (in Fin. 
Hl, S. 357 — 366) ist. dass vor Allem die früher nahezu bestehende Aasschiiess: 
lichkeit dieses Localsteuerprineips zu bemängeln ist, namentlich bei der neueren 
Steigerung des Bedarfs und der Raten, bei der Art der Localausgaben und deren 
Wiriiung, auch bei der Unsicherheit den EigeuthUmer des Besitzes richtig getrolleu 
zo sehen, wegen der Dngewissbeit und UugleichmSssiitieit der Deberwälzung der 
Steuer rom Steuerpflichtigen auf den Eigenthünier, Die Nothwendigkeit von Reformen 
in der jetzt erfolgten Richtung wurde daher bereits länger immer allgemeiner an- 
erkannt Auch unsere Ausführungen in B. III a. a. 0 haben dnrch die neuesten Vor- 
gSage ihre Best&tignng gefunden. 

Ausser den directen Steuern Iiat die Localverwaltnug schon länger über erheb- 
liche gebUhrenartige und privatwirthsobaftliche Einkünfte verfugt, in welcher 
hie und da (z. B. bei Gas) wohl Elemente indirecter Besteuerung enthalten sind : Ein- 
nahmen aus Wege-, Brücken-, Hafen-, Marktgeldern n. dgl. in., aus Gas- und Wasser- 
werken u. s.w. (s. Fin. III, S. 350). Oßene eigentliche indirccte Abgaben, Accise 
u. dgL, vie auf dem Gontinent, fehlten dagegen fast ganz; rOllig bis zur neuesten 
Gesetzgebung über die Zuschläge zur Bier- und RranntweinstcTier aucli Zuschläire zu 
den indirecten Staatssteuern, üur in London bestand eine alte städtische Kohlcu- 
abgabe, Komabgabe und Weinsteuer. Erstere ist aber 1889 au^ehoben winden (Er^ 
trag 1886 462,000 Pf.), die beiden anderen sind ganz unbedeutend « die Komabgabe 
wohl mehr eine Gebflhr (Ertrag l.'...sou pf.. \\ Cii, 8800 Pf.). 

So war gegenüber tlieseu V'urhältnisseu der Besteuerung und gegenüber dem 
schon seit einiger Zeit nothgedmngcn zur Ergänzung der Mittel der Localverw altung 
in Ausliildung begriffenen System staatlicher Subventionen fiir bestimmte Zwecke die 
von (jüschcn inaugurirte Politik, bestimmte Staatssteuern oder Antheile 
daran, bezw. <len Ertrag davu» der LocalverHraltung zu tlberweiseii und die Aus- 
wahl dieser Steuern in der That ein^ Maassregcl von nicht bloss unmittelbar 
grosser practischer, sondern auch princijjiellcr steuerpolitischer und »teuertechnischcr 
Bedeutung. 

Für die getroffene Auswahl der zu überlassenden Steuern waren (lesi« htspuncte 
maassgebend, wie sie seit länger bei den betreUendeu Erörterungen in England her- 
T«igette(«n waren« mehifiMh auch die rem uns in Fin. III, S. 357 fT. betouten. Man 
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hatte wohl auch an eine eigene locale Einkommensteuer gelegentlich gedacht, diese 
aber doch Beben d«t staatlichen als undorchfllhrbwr micuiit Aach Localznschllge 
zur Staatscinkommensteaer, wie bei uns, wurden erwogen, aber, weil dadurch wiederum 
der UberbQrdete Grundbesitz und die uatüreu Mittelclasseu mit getroffen vtlrden. hatte 
man geglfttibt, davon absehen zu sollen. So entschied sich Göschen und mit ihm 6m 
Parlament ftir die Tietheiligarig; der Locakerwaltung am Ertrag der Erbsrliaftsstener 
und zwar für die Tbeilong der das bewegliche Vermögen im englischen Sinne 
treifenden probate duty, w^omit das bisherige Locabtenefprincip der ausscbliesslicbea 
Besteuerung- des Realbesitzes absiditlich diircbbrochen wurde. Die an Stelle des An- 
theiis an der probate in lb94 getretene BetheiiiguDg an der neuen estate duty rom 
bew^lichen Yermögen hat dies Prindp «i£recht eritlteii (s. GOsclieii's Bede ron 
1888. Bull 1888 I. 447|. 

Durcli Gewährung yon Züschlägen zur Bier- und Branntweinsteuer wurde dann 
auch die eigentliche indirecte Yerbraucbsbesteaerung für die Zwecke der 
Localrerwaltung^ mit verfügbar gemacht: ebenlkUs ein ptiocipieU irfcfatigm Sdilitt 
(Göschen 's Kede 1891, Bull. 1891 I, 5')8). 

Schwiengkeiten machte die Frage der Vertlieilung dieser Steuererfrüge an die 
Localautoritiiceu, wie imtuer iu solchen Fällen, ebenso wie bei Ge^aiumtdutationen aus 
Staatsmitteln an Sclbstvcrwaltaiigskörper« Man entscbied sich nicht dafür, die Be- 
träge Jen Localitäten zukommen zu lassen, in welchen sie aufkommen, was zwar 
unter briiibclicii Yerhältiiisicn nicht woLl bei den beideii Golraukestcuern, wohl aber 
bei der probate duty zulässig gewesen wäre. Auf Grund der bisherigen Snbventionea 
bestimmte man die Antheile der Königreiche, die weitere Untervertheilung auf die 
Grafschaften dann nach der Armenlast der zugehörigen Unions, — also nach dem 
BedQrfnissprincip. Es tauchten hier namentlich bei der Berathung der Keformbill 
für die Localverwaltung ähnliche Fragen hinsichtlich des Tertheilungsscblüssels auf, 
wie bei uns in Preussen. Die Licenzerträge konimen dagegen derjenigen (Ver- 
valtnngS') Grafiseliaft (bezw. der als solclie geltenden Stadt) zu, in welcher sie ein« 
gehen, rertheilcn sich also nach der localen LeistungsHUiigkelt, dem localen Gewerbe- 
betrieb (Schankhcenzen), dem localen Bcöiu etc. (Luxussteucrn). 

GSsoben verfolgte eine Zeit lang den Plan, eine Quote der Zoschlagstener fax 
Alkohol u. s. w. und der Schanklicenzen gesetzlich zum Klickkauf von Schankconcessionen, 
bezw. zur Entschädigung von Debitanten, deren Ooncession bei Ablauf nicht erneuert 
wOrde, zu bestimmen. Doch ist dies nicht durchgesetzt worden, weil man vielfach 
eine Entschädigung der Debitanten principiell für ungereobtfwtigt bidt, eiii beaond«» 
nach von den Temperenzlern vertretener Standpuncl. 

Die Ueberlassung der Erträge der Schenk- and der meiaten übrigen Licenzen 
der Terbrmncbsstetterverwaltung sowie der directen Gebraneb»- etc. Steaeni an die 

Localverwaltung war schon frllLcr öfters erwogen und wurde Dank der günstigen 
neueren Finanzlage zum Zweck der UinUbcrftthiung des Subveutiona- in das System 
der Oeberlassang von Staatsstenern jetzt bewerkstelligt. Diese a^werblicben Licenzen 
stehen iu enger Verbindung mit den üscalischen Controlzwecken der Verbrauchssteuer 
(Branntwein, Bier, Tabak) einerseits und der gewerbe-, sanitäts-, sittenpolizeilicben 
Tendenzen des Concessionswesens andererseits, besonders denjenigen für den Klein'* 
debit, den Ausschank der Getränke, aber auch weiter für Handel und Fabrikation der 
betieifeaden Cbjecte überhaupt. Das finanzpolitisch und -technisch Charakteristische 
ist, dass die Taxsätze der Licenzen absichtlich ziemlich hoch, sehr ins Einzelne durch- 
gebildet und namentlich die Kleinhändler -Schanklicenzen nach dem Umfang der 
Geschäfte, auf welchen aus der Höbe des Miethwcrths der Localitäten geschlossen 
wird, abgestuft sind. Dadurch wird einigermaasöcn in dieser Besteuerung die 
Bücksicht auf die individuelle Leistungsfähigkeit der einzelnen Geschäfte zur Geltung 
gebracht. S. das grosse Detail und die meist noch jetzt geltenden Tarifsätze in 
Fin. III, S. 329—338. 38. Kep. inl. rei-. Anh. p. III Ü. 

Eine weitere Beschränkung der Schankconcessionon wird allgemein geplant 
Kur über die Wege dazu gehen die Ansichten auseinander. Die Uebertraguug der 
Licenzen an die Localverwaltung soll mit dazu dienen, in Engtand ramentlich auf 
Grund des neuen Localverwaltungsgesetzes von 1888, durch geeignetere Organe 
Aendeningen im CSoncessionswesen darcbznfabren. Ancb an die EinfUhnuif des 
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sogen, üothcnburger Systems iat gedacht worden. Es stehen sich nur die rer- 
sckiedenen Meimmgcn gegenttbor, ob allgemeiner geeetztieber Zwang zar Beschiftnlrang 
der Schminken eintreten oder ob darüber die locale Bcvölkcrui/g selbst entscheiden 
6oUe, ob bei Scbluss von Geschäften, bei ^lichtemetterang der Coucessionea Ent- 
sebSdlgnng zo eifolgen babe oder nicht — Ubeririegend scheint es verneint zn irerden« 
so auch von dem liberalen Ministerium Gladstone, Harcourt l!^02 — 0") — . Die Eut- 
scheidoof bat natürlich auch für den zakUn^gen Ertrag der Schanklicenzen ihre Be- 
dentong. ErOrterangen über diese und fthnlicbe Fragen haben Tidfaoh in den letzten 
Jahren bei Gele? nh it der bcsprocbeneu Maassreeeln Göschen's in Bezug auf üeber- 
tragong ron Verbrauchssteuern und der üarcooxt'scbea Liquor-traffic-BiU statt- 
gefunden. Doch ist diese Frage nnr nebenbei eine finanzielle nad gebSrt daher sieht 
niher hierher. 

Die noch bestehen gebliebenen britischen dircctcn Gebrauchs-, Nutznngs- 
und Lnxuääteuern auf Hunde, Wagen, Wappen, männliche Diener, 
Jagdscheine eignen sich auch wohl besser zu Local- als zu Staatsstenem, nament- 
lich wenn auch die ganze Verwaltung daron Local behörden übertragen und die zweck- 
mässige Weiterbildung und Anpassung an die örtlichen Verhäituiäse den Grafschafts-« 
den Stadträthcn und ähnlichen Oi^anen gestattet wird. Bisher erfol^^t die YeranUgong 
und Erhebung der Steuer nach wie vor durch die Staatsbeamten (das Inland rcvenne 
Depart). Eine eigentliche localc „Luzosbosteuerong" dieser Art bat auch nach neueren con- 
tinentalen Anschauungen und Yoigftngen (prenssisches Oommnnalstenergesetz von 1893) 
wohl eine gewisse Zukunft und mit Bccht mehr nh eine staatliche Bcsteucrunfr. 
näheres über diese Steuern in Fin. III, S. 33^ — ;i45t eb.. S. 345 die Steuersätze und 
Ertiftge. Die Sitze gelten noch (88. Rep. inL rer. Anb. p. Y). Die Wagenstovef hat 
noch vor der üeberlassung an die Loealverwaltung im Jahre 18B8 einen neuen, etwas 
abgeänderten und ermässigten Tarif erhalten (Mieth wagen wie bisher lö sL, vier- 
eder mebrrftdilge mit einem Pferde 21 , mit zirei oder mehr Pferden 42 sh., zvei- 
rädrige 15 sh., s. den friilieren Tarif Fin. III, S. S^'V Eine eigene Specialstcucr 
der Localverwaitung (Grafacliaften) fdr Wagen war Iböb geplant, aber wurde nicht 
angenommen, ebensowenig eine nenn loealo Pferdesteuer, Uoss für ^ctde zur An- 
Dchmlichküit und für Bennpforde. Die frühere Staatliche Pferdostetter war 1874 anf* 
gehoben w orden (Fin. III, S. 342). 

Die Beträge der der Localverwaitung uberlaHSüUtia Staatästeucra bind erheblich 
f^Tisset als diejenigen der dafür zurttekg^ezouenen Subventionen (grants-in-aid). Jene 
betrugen schätzungsweise (auf Grund der bisherigen Staatseinnahmen"! 1890 l.sOfi, 
1891 6.009, 1892 6.429 Mill. Pf. St., in Wirklichkeit, nacli den Ergebnissen noch 
mehr (1890/91 — 94/95 6.974, 7.5^2. 7.21t, 7.164, 7.014 Mill. Pf. nach stat. abstr. 
1895 p. 33*)). Die nach dem LocalverwaItwn«:s^e55efz ron 1888 dafür T?'cg:n:efal!enen 
Subventionen beliefcn sich nur auf 2.860 MiÜ. PI. Dur Gesamnubetrag der Sub- 
ventionen der Staatscasse für Loc&lausiraben in ßcdurfnisszuschUssen (grants-in-aid^ 
und uberlassenen Steuern wird für mH auf 1.42, für 1^92 auf 11.847 Mill. Pf. 
gleichwohl amtlich bercchuct (nach einer Dntersucbung des Prä£>identea des Local 
goveriimcnt board Fowler, Bull. 1893 I. 395). Etwas abweichend die Statistik im 
Stat abstr. (f. 1895 p. 47): 1867/68 1.235, 1892/93 10.799 Mill. Pf. 

Die neueste Statistik der Localßnanzen crgiebt für cini^-e der wichtigeren, zur 
Benrtheilung dienenden Puncte Folgendes (s. Stat. abstr. f. 1895. p. 40ir., 38. Eep. 
inl. rev. p. 62, Anhang p. IX, XIII, XVIII, XIX; ältere Daten iu Fin. III, S. 350. 
856 , 360). Wie in Fin. III wurden auch hier die einzelnen Königreiche zum Theil 
getrennt, was den Einblick in die YerLältuisse erleichtert. Angaben in 1000 Pf. 



^) Etwas abweichende Zahlen unten in der Tabelle S. 47 nach 38. Bep. inl. rev. 
In Stai. abstr. die kleinen Strafgelder u. dgl. incl., die aber die Differenz nicht ganz 
erklären, es müssen verschiedene Becbniingsmethoden oder -AbBchlQsse in den beiden 
Pablicationen zu Grunde liegen. 
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Gesammtc Ausgabe der Localver waitutigca (vgl. l<'in. lU, S. 8«iU fur 



1887/68 und 1883/84). 

Enitland und Wales 

für 



Ganzer Staat 



28,925 
505 



Durch Verbäude und Kirchspicic 
Armen veräorg:ung 

Alle anderen ParochiaUosgabeii txtn 
poor rate 

DgL aus Anlolhen 

Durch S c 1) n I b L- Ii f5 r d c n 

Durch städtische und Munic. autori- 
täten fttr Polizei, Sanitfitsveaen, 
nndere öffentliche Werke. . . 

Durch ländliche Saoitätsautoritätea 

Dnrcb GrafscIiaftsautorittteD fbr 
Polizei . Irronwesen u. s. w . . . 

Durch Landütrasseo-, Strasäcu-, 
Cliaa8seebeliBrdeD,aiich f.BmcItoii, 
Fftbrcn 

Par Entwääscr., Deichbau n. s.v. 

DoTcli HafenbehÖrden 

Durch Lootse II bi'liurilL'ii .... 

Aua Leucht teuer geldcrn ^Uandels- 
narinefonds) 

Durch B n r ä b n i ssbehörden .... 

Aus kirchlichen and geistlicheu 
Stenern 

Von anderen Autoritäten 

Hümme der Ausgaben 
Summe der Einnahmen 

Davon aus Anleihen 10.933 

Ausanderen, ordeutlichcnKinnahmen 44,äü8 

Aus Staats/uschUsscn (incl. übcr- 
lassenen Staatssteuern) 3,682 

oder in "/o ordentlichen Ein- 
nahmen 9.4 

Aus eigenen Einnahmen 40,399 

oder in *"„ der ordentlichen Ein- 
nahmeu 

Wovon: aus directen Steuern (rates) . 

oder in "/o ordentlichen Ein- 
nahmen . 

Aus Gas- und Wasserwerken .... 

Ans I'iirk/;\lilun!ren von durch öffentliche 
Autoritatea au»gufuhrten Privatworken 

Ans Gebthien n. dgl. (toUs, dues) 



1884,85 


1892/93 


18Ö4/b5 


1892/98 


8,492 


9,218 


10,472 


11,325 


1,089 
554 
5,131 


1,259 
404 
7,129 


1,2.51 
595 
6,385 


1,-338 
457 
8,946 



513 
3,195 
392 

413 

503 

10 

lor» 

5r>,49(5 



90.(> 
2.5.6.55 

5,302 

011 
5,154 



35,706 
755 



2,798 5,278 



1,689 
477 

3,108 
427 

394 

536 

7 

373 

67,513 

10,99») 
öü,517 

9,078 



10.0 
47,439 

84.0 
30.206 

Ö3.2 
7,0.5« 

934 
4,675 



32,87« 
G73 



7,062 

556 
4,952 
434 

617 

518 

65 
209 
66,663 
67,403 
13,322 
54,0til 



8.6 
49,677 

91.4 



41,172 



51B 
5,052 
489 

637 

550 

.53 

407 

8i,ai7 

82,129 

13,933 
68,196 



4,404 10,799 



1.5.8 
57,897 

84.2 



37,905 45,766 
6,587 6,089 



Die Statistik dieser Vcrwendungsizwecko genügt, einen Einblick in die Ausgaben 
der liocalrerwaltungen zu geben nnd den Gharaeter der Loealsteoem als „Zveck^ 

steiicra" vorstäiirllich /u machen. (Einiges Weitere hierzu in i'in. lU, §. in2, S. 3.'j9fr.) 
Die Kategoriccn hängen aber so eng mit den Eigen thdoiiichkeitea der Orgaaiaaiioa 
der britischen Localrerwaltong zusammen, dass das Einzelne nnr in Yeibindang mit 
dii M r Organisation völlig verständlich wird. Die Veriui lerungen einzelner Püstou 
zwischen 1884/85 und lHi)2/93 hüngen wieder mit inzwischen eingetretenen Ver- 
änderungen dieser Organisation, Erweiterung der Compctenzen einzelner Instanzen 
i,(irafschafts-, Sanitätsautoritäten) zusammen. Die Steigerung der Ausgaben in den 
wenigen Jahren ist heachtenswerth, hat die abermalige Steigerung der directen Steneni 
(rates) nöthig gemacht, aber auch die starke Vermehrung der Staatszuschusse und 
deren theilweise Verrandlnng ans nnmittelbaren BedorfoissinMiltOasen in Qberlassene 
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Staatssteuem md Anüieile roa solcbea 2a Wege gebracht, liamentlicli die ia der 
Tabelle berecboeten FrocenMItze sind beachtensverdi: die Stefiperangr der Staats- 

Zuschüsse in England von Ü.4 auf 16, im ganzen Staate- von 8.r> auf die dem 

eatsprechende VenainderuDK der Procents&tzo der anderen ordeudichea Eianahmen, 
aadi der ««B^tes**, trotz det starken absoluten Znoaliine der letzteren. Es sind dnrebana 
analoge Entwicklungen wie bei uns in Deutschland. !>pocieIl in Preussen. 

In England und Wales sind für die Auf lefcuog der poor rate folgende Daten 
bemerkenswerth (zur Ergänzung der Zahlen fjoir 1871 nad 1885 in Flu. III, S. 3o6). 
In 1000 Pf. 

GeschMzter Steaerpflichtiger Betrag der GeMmmt- Daron för 
Ertrag des der poor rate poor rate ausgäbe Armen- andere 
unterliegenden Ertrags etc. zirecke Zwecke 

1885/86 175,044 147,351 15.782 15,691 8,296 7,894 
1893/94 190,771 159,469 20,181 20,527 , 9,674 10,854 

Beim Betrag der poor rate sind andere Einnahmen zn Znscliftseen zu dieser 

rate inbct^riffen , weshalb die in Fin. III a.a.O. ausgeführte Piocentberechnung fllr 
die Belastung des steuorpHichtigeu Ertrags durch die Armensteuer jetzt nicht mehr 
ganz correct ist Die Betastung durch die Armensteuer bleibt aber immer nodi hoch 
und wird durch die wesentlich nach demselben Maassstabe anj^elegten übrigen Local- 
steoern noch gesteigert. Diese Gesammtbelastung wird auch jetzt noch wie vor zehn 
Jahren 17 — 18% erxdchen, eher noch etiras mehr, wobei firdlich fra^^di Ueibt 
ob nicht doch der stenupfUchtige Ertrag hinter dem wiiklidien mehr oder veniger 
zoräckbleibt 

Die Beträge der flbeilassenen Staatsstenern ^verbliche Licenzen für Schanko 
gcwerbe etc. und fllr directe Lu.xussteuorn etc.) oder Antheile daran (Eibscbafis- 
steaein), bezw. Zuschläge dazu (Branntwein- und Bieisteuer) waren seit doi Ein- 
fiahmng dsänes Symems in 1000 Pf. St: in den immer 31. Miez enctonden lilifen 
iölg^do (in Irland dnd keine Licenzen überlassen worden) (88. Rep, inl. ter. Anh., p. IX) 





1889 


1890 


1891 


1892 


1898 


1894 


1895 


Licenzen 
















England 




2,988 


8,081 


3,058 


8,099 


3,157 


3,172 


Schottland 






322 


327 


329 


883 


385 


Staat 




2,988 


$,358 


3,385 


3,428 


3,490 


3,507 


Erbschaf tsst. 






England 


1,128 
155 


1,812 


1.9H1 


2,249 
809 


1,918 


1,890 


1,712 


Schottland 


24i) 


2fi6 


2f34 


200 


315 


Irland 


l->7 


204 


217 


258 


21« 


213 


193 


Staat 


1,411 


2,2(U 


2,414 


2,811 


2,898 


2,363 


2,140 


Biersteuer 
















England 






;ü8 


815 


315 


818 


314 


Schottland 






4:5 


48 


48 


44 


43 


Irland 






:^5 


85 


85 


80 


85 


Staat 






■m 


394 


394 


397 


392 


Branntw einst. 
















England 








(529 


018 


009 


581 


Schottland 






77 


^7 


84 


84 


81 


Irland 








71 


G9 


09 


66 


Staat 






704 


787 


766 


761 


732 


Summe 
















England 


1,128 


4,800 


5.888 


0.251 


5,988 


5,974 


5.779 


Schottland 


155 


249 


708 


7»;4 


720 


721 


074 


Irland 


127 


204 


:ü5 


0 - ... 


320 


818 


294 


Staat 


1,411 


5,253 


(),8(il 


7,.j74 


7,028 


7,018 


0,747 



Die Einnahmen bei den Licenzen ohne die kleinen Strafgelder (1895 im ganzen 
Staa ca. 7000 Pf.) Von der Einnahme aus der Erbschaftssteuer rührt vor 1895 
1895 bezw. noch 887, 122, 100, im Ganzen 1,108 Tausend Pfnnd St., $m der 
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probftto duty, 825. 114, d3, 1,032 Taasend aas der neaen esute duty her, im 
Ganzen etwas veniger als biaher. Sonst tehwankeit dte (jesammtertflgo der Uber* 

lassenen Steuern jabresweise nicht so sehr, trotzdem die Natur der einzelnen Steuera 
solche Schvankaugoa bediogt. Diese relatire Stabilit&t ist fOx die Zwecke der Local- 
Terwaltnog sehr ervQnsdit and zeigt, daas die Stoneni auch bierfttr Dicht unpassend 
Hewiihlt biud. Ein günstiger Unterschied z.B. ron den „Lex Hanc'. welche in 
Preosscn Aotheile an den eo schwankenden Getreide • und Viehzölien den Kreisen 
Überwies. 

2. Abschnitt. 
Bio fIranidalBOlie BesteueruiiK. 

Näheres Uber das ältere französische Steuerwesen des „ancien r«^gime" in Fin. III, 
S. 120 — 156, Uber dasjenige seit der ersten Rorolutiou und im 19. Jahrhundert bis 
1888/89) cb. S. 367 — 915, mit der üebersicht über die Entwicklung S. 369 — 415 
und mit der bis ganz ins Einzelne gehenden genaueren kritischen Darstellung der 
einzelnen Stenern S. 415—915. Daselbst, besonders 8. ^7 — 369 nnd vielfach passim 
LitteratHraTig:aben. Aus dieser Darstellung auch hier, wie im vorigen Abschnitt betr. 
Englands, ein kurzer Auszug zur leichteren Üebersicht des Wichtigsten nnd Chaiac- 
t^lBtischsten und znr AnknOpfana: der sonst nicht wohl rerstäudlicben Darstellung der 
neueston Enf\ric{.lun)3:en und Gcbtaltiinsen. Diese, auch marc-hc rrrij-ff gebliebenen 
Beformplänc werden hier jetzt seit 1086/89, wo die Darstellua^ iii Ii. Iii endet, aber 
ebenfalls noch etwas genauer bebandelt, so dass das französische Steoerwesen, das in 
manchm !{insi< ht lehrreichste und irrossartigste Beispiel moderner Steuergeschichte im 
1*J. Jalniiundert, bis zur Gegenwart vollständig und detaillirt seine Darstellung liadet. 
Die letzten Jahre bieten manches bcsonden Beachtenswerthe, freilich bisher weit mehr 
in Bestrebungen als in Erfolgen. Aber auch jene sind wegen der Zi Ijnnf^tc dabei 
von Interesse. Deubchc monographische Hauptwerke sind r. Hock, Fiuauacrwaltuni^ 
Frankreichs, Stuttgait 1857, und B. r. Kaafmann, Finanzen Frankraichs, Leipz. 1882. 
Aus der franzflsiscben Liiteratwr. die in B. III a. a. 0. näher ang^egeben wird, s. bes. 
Yignes, traiiö des impOts en I'raiice. mehrfache Auflagen, btourm, les finances 
de l'ancien regime et de la rcvolntion, 2 vol.. Par. 1885, die tinanzwissenschaftlichon 
Werke von Parieu (über Steuern), Leroy-Beaulieu , Stonrm (imputs, Par. 1S9.~1 
Uistoribclics und namentlich administratives und technisches Detail in den einzelnen 
Artikeln des Block'schcn dictionnaire de l'adaiinistration fran^aise und bes. des 
Say 'sehen dictionnaire des finances. Für die neuere Zeit seit Ende der 70er Jahre 
reichstes und nahezu vollständiges Material in dem vom französischen Finanzministeriam 
beFaoflgegebenen Bulletin de statistiqne (bis 1895 19 Jahrgänge, 88 Binde), hier, wie 
im Bande III, meine Hauptquclle filr die Darstellung. Die neuesten Reformpläne 
meist in den Motiven zu den Finanz- oder Etatsgesotzon. Die Pläne zur Beform der 
directen Sten ern , welche fteUich bisher nur in Betreff der Gebftadegnuidstcuer (coii-> 
tribution fonrii'rc des propri6lcs bäties) gelungen sind, die wiederholten vergeblichen 
Anläufe zur Einführung einer allgemeinen Einkommenstener mit progressivem 
(bezw. degressivem) Steuerfass — ein neuer Versuch des Fioanzministers Doumer, 
Anfang 1896 — , die ebenfalls wiederholt in Angriff genommene, aber immer wieder 
bei Seite gesetzte Beform der Gc trän kes teuer n und die tiefer greifende, aber auch 
noch nicht renriridichte der Erbschaftssteuern sind die wichtigsten Funete ans 
den letstwk Jahren. 

§. 11. Üebersicht der Steuerentwicklnng im 19. Jahr- 
hundert. In den ersten Jahren der ersten fransOsiscben BeTO- 
ItttioD war das verhasste Steuersystem des ancien regime absichtlich 
zerstört worden. Namentlich hatte man die indirecten Stenern bis 
anf die GrenzsOUe, femer die stenerartigen Monopole, zunächst 
ohne jeden entsprechenden Ersatz» einfach aufgehoben, die alte 
directe Bestenernng durch eine nene, welche Yon nun an wesent- 
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lieh die Hauptbesteuerang bilden sollte, la ersetzen und die Ver- 
kehrssteuern (Stempel, Registerabgaben, Erbschaftssteuern; umzu- 
bilden gesucht. Erst mit wiedererlangter politischer Ordnung, daher 
voroemlich erst unter Napoleon I., gelang aber ein dauernder Neu- 
ban der gesammteD Besteuerung. Derselbe erweist sich gegenüber 
der Besteuerung vor der Revolution allerdings nicht in dem Maasse 
als wirklicher voUstilDdiger Neubau, wie es oft angenommen 
worden ist, sondern mehr als ein gründlicher Umbau der alten, 
vor 1789 er Besteuerung. Es wurde dadurch aber das dauernde 
Fandament für die moderne französische Besteuerung, des Staats 
wie der Verbände (Departements) iiud Gemeinden, bis in die Gegen- 
wart gelegt. Alles, was im Laufe des 19. Jahrhunderts, unter den 
weohsehiden Staatsformen und Regiernngeo, selbst seit der Kata- 
strophe von 1870 71, durch welche nngeheore neue Anforderungen 
an die französische Besteuerung erwachsen sind, geschehen ist, 
erweist sich nur als ein Fort- und Ausbau auf dem in der ersten 
Revolution inul durch Napoleon I. gelegten Fandament. Man bat 
bierin so in Frankreich einen merkwürdigen Conservativismns ge- 
zeigt. Erst in den allerletsten Jahren sind tiefergreifende Um- 
gestaltungen TeiBncht worden, aber bisher nttr in beschränktem 
Maasse gelungen. Und gewisse Anschaunngen, welche in anderen 
Lftndem (England, Dentsehland) veraltet sind» spielen in Frankreich 
noeh heute eine ähnliche Rolle wie in der Periode der ersten Be- 
Telntion, so in der directen Besteuerung die Hinneigung zur Be- 
steuerung ,,naeh äusseren Merkmalen 'S Ertragssteuer, die Be- 
denken gegen das inquisitorische Eindringen in die persönlichen 
ond die Einkommen- und YermOgensmhältnisse bei einer ordent- 
lichen directen Einkommensteuer, ein dem „französischen National- 
eharacter" Tielfacher Behauptung nach unerträgliches Verfahren. 
Der ungeheure Yerwaltungs-, Gontrolapparat und Formalismus bei 
der inneren indirecten Besteuerung (Getränke!), den Monopolen 
(Tabak!), den Zöllen, die nemlichen, noch schlimmeren und dem 
Fremden wenigstens unerträglich erscheinenden Verhältnisse, auch 
der Übermässige Fiscalismus und die Plackerei bei dem Enregistre- 
ment und den Stempeln werden dagegen zwar vielfach beklagt, 
aber doeh ertragen. Die ausserordentlich starke Steuerbelastung, 
die Folge der französischen äusseren und inneren Politik, wird 
eben&lls ohne allzniriel Murren hingenommen. Die Zersplitterung 
der Besteuerung in zahlreiche verschiedenartige Steuern ist Frank- 
reich auch heute noch in höherem Grade als anderen grossen 

A. Wftf««r, PlBtosirlM*iiiehift, BigiuangilMft m Buiid IIL 4 
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Culturstaaten eigenthümlich, aber mit aus dem Wunsche zu er- 
klilreii , die schwere Steuerlast durch eine solche Vertheilung er- 
träglicher zu machen (Fin. III, tj. Ißö, 166). 

Das doctrinäre Bestreben in der ersten Zeit der ersten Re- 
volution, die Staats- und Gemeindebestenerune^ vornemlich mir aut" 
zwei grosse directe Steuern, hcsondcrs eine umfassende, re- 
organisirte, auch die (lebäudebesteuerun^'^ mit ciiiscbiiessende Grund- 
steuer zu begründen und diese Steuer nur durch Zölle, besonders 
Einfuhrzölle und einige Vcrkebrssteuein (Kegisterabgaben und 
Stempel) zu ergänzen, ninsste sieh bald als unausführbar erweisen, 
juich ohne die völlige Zerrüttung der V'erwaltung in den Wirren 
der Kevolutionsjahre. Die Erträge dieser Steuern reichten bei 
Weitem nicht zur Deckung des ordentlichen Bedarfs aus. Zur 
nenen directen Hanptsteucr, der Grundsteuer (1790), und der 
directen Nebensteuer, der Personal- und Mobiliarsteuer 
(1791), musste daher schon alsbald lediglich aus fiscalischen Gründen 
eine dritte, die Fatcnt-(Gewcrbe-)Steuer (1791 — 1795), und 
etwas später eine vierte, die Thür- und Fenstersteuer (1798), 
hinzugefügt worden (Fin. III, §. 167, 168, 184—205). Diese vier 
grossen directen Steuern sind aber dann im Wesentlichen bis in 
die Gegenwart die directe Besteuerung des Staats und mittelst Za- 
sehlägen zu ihnen auch diejenige der Departements und Gemeinden 
geblieben. Sie haben nur, insbesondere die Grund- und die Patent- 
stener, eine weitere systematische Aug- und DarchbUdnng und eine 
sorgfältige administrative Durchführung erfahren. Steuertechniseh 
bilden sie ein strenges Ertragaateuersystem (Fin. II, 2. Aufl., §. 217 ff.) 
mit den Vorzügen, aber auch mit den noch grösseren Mängeln 
eines Bolchen — wenigstens bei einem derartigen Staatsatener 
System — , darunter namentlich auch dem Mangel, keine angemessene 
Ertragssteigerung fiir die Deckung des später ungemein gestiegenen 
Stenerbedarfs ertragen zu können: einer der Gründe fUr die spätere 
Übermassige Ausdehnung der indireeten Verbrauchs- und der Ver- 
]:plns-(incl. Erbßchafts-) Besteuerung. Auch fehlte jenem System 
bis in die neuere Zeit ein nothwendiges wichtiges Glied: eine 
directe Steuer auf das bewegliche (Geld-) Kapital, und ebenso war 
die directe Besteuerung des Ertrags der rein persönlichen Arbeit 
(Lohn, Gehalt u. dgl.) bloss mittelst der Personal- und Mobiliar- 
steuer nnztüänglich. So traf die directe Besteuerung nicht einmal 
alle Hauptarten moderner Erträge. Erst 1872 wurde in der Steuer 
auf die Zinsen 7on Werthpapieren (mit Ausnahme der französisehen 



Digitized by Google 



Uebenidil da Stevereatwickl. im 19. Jahrlnundert 



51 



Staatspapiere), der sogeo. taxe sar le revenu des valenrs inobi> 
H6re8, ein Glied zur Zinsbestenerung; des beweglicheo Kapitals, 
hiningeftigt Aber da diese Steuer nicht alle Zinsen und Renten 
des Leibkapitals umfasste, ist auch so die wirklich systemattsehe 
Aasgestaitnng der directen Ertragsbesteiicning^ noch nicht genflgend 
erreicht worden. Diese Steuer wird in Frankreich übrigens zn den 
indirecten gerechnet, sie stebt mit unter der Direction der Stempel- 
lind Registerabgaben (Pin. III, §. 308, 209). Tiefer greifende Re- 
formen dieser vier directen Hauptsteiiem und damit der directen 
Bestenerong ttberbanpt sind auch nach dem letzten Kriege (1871 it) 
zwar wiederholt geplant, aneh in der Riehtang der Hinsnfttgang &o&r 
allgemeinen Einkommensteuer, schweben auch gegenwärtig (Anfang 
1896) wieder. Aber sie sind bisher nur einigermaassen in Betreff 
der in der Omndstener mit enthaltenen Gebäodestener (eontribntion 
fonciöre des propri^tös b&ties) gelangen (1881 — 88). Diese wurd 
zwar aneh gegenwärtig noch im Grundsteuer gerechnet, bildet 
aber jetzt eine ganz selbständige, aneh steuertechnisch wesentlich 
Terschieden ausgestaltete zweite Abtbetlang derselben. An die 
grosse Gruppe der vier alten directen Hauptstenern sehliesst sieh 
dann eine zweite kleinere Gruppe unter dem Kamen „den 
directen Steuern assimilirte Specialtaxen" an, welche 
senerdings immer mehr Glieder umfass^ daranter aber solche Steuer- 
politisch und steuertechnisch mehrfach verschiedenen Gharacters. 

Eine eigeuüichu weitere directo Eitra^ätcuer ist die Bergwurkästüuar 70n 
1810 (Fin. III, §. 207) und die Steuer von den Gatern der todten Hand ron 
1849 (Fin. III, §. 2m). Die nach dem Militäriresntz von 188!) eiiifit'fahrte Militär- 
taxe vou Dienstpilichtigen, welche befreit werden, bat Uberhaupt uicht reinen Steuer- 
duraeter, Ut «Mr tetuiDiseh zu den directen Steuern za feebnen. Die mmiDelir Tier 
Specialfaxen auf Wagou und Pferde, auf Billards, aufgeschlossene Ge- 
sellschaften, auf Yolocipode sind directo (iebrauchs- und Luxusstouern , die 
fibrigen jetzigen zv den assimilirten Tkzen {^ehttrifen sechs Glieder sind wesentUeh, 
Jücb nicht bloss Gebühren (für Verification von Maasseii und Gewichten, — wo 
der üteueicharacter deutlicher i&t — , rou Alcoholo- und Deu^imctom, von der Visi- 
tation der Apoth<lten v. s. ir., dgl. der MineraliraBserfabriken n. s. der Prüfung 
von Dampfmaschinen, der Bezahlung von Bcrü;worksdelc<^irten). Das Gebiet dieser 
Abgaben ist theilveise aua fiscaiischen Rücksichten seit dem deatscheu Ivricgc mehr 
usgebildet worden (Fin. III, S. 416, 489, §. 805^ 309). 

Unter dem Directorium, dem Consulate und dem Kaiserthum 
Napoleon's I. wurde zunächst erat die ordentliche administrative 
Durchführung und Sicherang der neuen directen Steuern su We^e 
gebracht. Die wichtigste Maassregel unter Napoleon war dann die 
Gesetzgebung über eine umfassende Grnndsteaerkatastrirung (1807) 
nnd der practische Beginn mit dieser grossartigen Arbeit. Femer 
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wurde eiiic:^ der wichtigsten französischen Steuergebiete, dasjenige 
der Stempel- und Keg-i sterab gaben , in einer umfassenden, 
zwar sehr fiscalischeu, aber technisch vorz(i:i;liclicn Ges( t/:;ebung 
legislativ ausgebaut und dadurch für diese Besteuerung, weiche die 
Erbscbafts- und Sehen kungssteuern mit umfa^st, die endgiltige 
Grundlage bis in die Gegenwart gelegt (1798). Auch mit der 
verfehraten inneren Verbrauchsbestcuernnp: wnrde bereits wieder 
ein leiser Anfang gemacht {Tabak, Transport, iiir einzelne Städte 
Octroi, 1797, 1798). Erst Napoleon kehrte dann aber nach der 
Befestigung seiner monarcbiBcbeu Gewalt zu ergiebigen grossen 
indirecten inneren fctenern zurück (System der Getränkebesteuerung 
1804—8, Salzsteuer 1806, Tabakmonopol 1810) und machte auch 
den Einfuhrzoll wieder eintraglicher. Bei seinem Sturz war so 
das französische Steuersystem wieder nach Art, Umfang, Einrichtung 
der Steuern, wenn auch mit vielen technischen und administrativen 
Verbesserungen, besonders auf dem Gebiete der direeten Besteuerung, 
dem Steuerwesen des aucien r6gime ziemlich ähnlich geworden. 
Die eigentlichen direeten Steuern betrugen nach dem Ertrage etwa 
" aller Steuern : eine viel stärkere Quote als später und ala zamal 
neuerdings, seit 1871 (Fin. III, §. 169). Für die Städte wurde 
der Octroi bereits wieder eine HauptqoeUe ihrer Einnahmen (eb. 
§. 342). 

Unter den folgenden beiden Regieningen, der restanrirten 
Bourbons und der Julimonarebie, wnrde an die^!en Grundlagen der 
Besteuerung gar nichts, auch an den Einzelheiten nicht besonders 
yiel geändert 

U. A. vrorde dio Grundsteuer in ihrem Principalsatz wogen Ueberlastung 
von Landestheilen cruiässiiit, die Patentstericr technisch Mn weiter g-ebildet fHniipt- 
gesetz von 1844). die iüläiidi&cbe Kübcaiiuckeräteuer mit der Kiitwickiinig der 
betrefienden Industrie eingeführt (1887) und weiter entwickelt, die Eisen babn- 
besteucrung trat in der Consequenz di;r älteren Resteuernn«: des t^ffentlichen Fahr- 
wesens hinzu ll838), im Zolltarif erfolgten mehr im Landclspolitihchon , als im 
üscalischen Interesse AendeioiifeB, in hochschutzzOllnerischer Richtung (1814, 1816). 
dabei auch die Einfuhrang ?on agiarisohen Schutzzöllen (1819—1882, 1888). 
(Fin. III, 170.) 

Die zweite Bepnblik verfolgte zunächst in der Steuerpolitik 
einige Tendenzen gegen indireete und fUr direete Stenern, wie 
ihre Vorgängerin ^ nahm auch Anläufe zur Verwirklichung dieser 
Tendenzen, die aber meist bald und noch vor ihrer Durchführung 
wieder rückgängig gemacht wurden. So blieb es während ihrer 
ephemeren Existenz doch im Ganzen beim Alten. Dasselbe gilt 
abgesehen vom ZoUwesen Ton der Begiemng Napoleon's III. Dieser 
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Monarch liess namentlich die directen Stenern auch au.s politischen 
Gründen im Wesentlichen ein „Rühre mich nicht an'' sein. Er 
konnte trotz des stark steigenden Finanzbedarfs Dank der Schnlden- 
renDebniDg und der wachsenden Ergiebigkeit der inneren Ver- 
branchs- nnd Verkehrsstcuern Rogar die Einnahmeausfälle, welche 
seine liberale Handelspolitik der Handelsverträge (1860 fi.) ergab, 
riskiren. An den Grundlagen der übrigen Steuern wurde nichts, 
m Einzelheiten aber Manches geändert. Beim Sturz Napoleon's III. 
war der Ertrag der directen vier Haoptstenern nur noch wenig 
mehr ale Vs aUer Stenern. In der Departemental- nnd Communal- 
bestenernng war eine annähernd gleiche Entwicklung des Ertrags 
in den Zuschlägen zn den direeten Stenern nnd im stäiltischett 
Octroi eingetreten. 

Aus der 1848er Periode ist die Ennassipog der Saliöteucr dofmitir auf Va 
eebliebeii , die Steoci auf Jon (irtnui besitz der todteii Hand (1^40' binzu- 
Xekommen, auch aiad einijce Aeuderutigeu im Stempel- aud K^isterabxabcavesou 
{Actiefig«8eUschaflssteaer 1850> vorgenommen. Üoter Napoleon IIL vnrde die Be- 
«tenenjng der Werthpapierc fU insatzst.Mi 1857). des Eisenbahntranspürts 
(1855) entw-iclkelt, die Patentsteuer verändert (1658) Der Zucker war seit der 
QnfUiTiiiig der Rttbenzndtentener fartwähreod ein Kreox der Steoerpolitik und Sten^ 
technik, die alte Steucrgrundlaire aber büeli, bei marulien tarifariücheii Aondernogen 
in Steuer uad Zoll. Die auch ünanzicU bcdcuUiaiDstu Maaasregel war die aus den 
Handeiayertrigen mit herforgegangeiie liberale Zollurifreform, velcbe mit dem 
britisch-franzOsischen Yertrafre von 1860 inangorirt wurde. <fin, III, §. 171, Uber die 
ZdUe S. 7S4 ff. uad §. 310, ai5 iL) 

Nach dem dentsch-franzOBiBeheo Kriege, dnrcb den allein der 
Stenerbedarf nm nahezu mnd eine Milliarde Fr. dauernd gesteigert 
worden ist, mnute, Tollenda zunächst, bevor genflgende wirthschaft- 
lidie Erhebung des Landes eingetreten war, das t'iscalische 
Interesse unvermeidlich viel schärfer als bisher die Stenerpclitik 
beherrschen. Die Vei^nderung der Staatsform konnte auch mit 
deshalb auf die Richtung dieser Politik, die Auswahl nnd Ein- 
richtung der Steuern keinen durchgreifenden Einflnss äussern. 
Die radiealeren steuerpolitischen Ideen der ersten nnd zweiten Re- 
volution tauchten wohl hier und da einmal wieder auf, gewannen 
aber dem dringenden Bedärfniss gegenttber und bei der Festhaltung 
innerer politischer Ordnung, welche nach der Niederwerfung des 
Gommuneaufstandes diesmal der Republik gelang, keioen Boden. 
Aber auch berechtigte Reformbestrebungen, besonders in der 
Richtung der endlichen Einftthrung einer allgemeinen Einkommen- 
steuer und der ErleichteruDgen im Gebiete der Verbrauchs- und 
Verkehrssteuern, drangen unter den gegebenen Umständen zu wenig 
durch. Nicht nur in der Noth des Augenblickes, unmittelbar nach 
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dem Kriege, sondern auch spUter wurde daher zur Sichernng der 
F'inanzen die tiberkuaiineue (irundiage der Besteuerong in der 
Hauptsache beibehalten und nur auf ihr weiter das Steuerwesen 
aasgebaut, anfangs last nur ausschliesslich im lisicalischen loteresse 
der Beschaffang höherer Erträge, später allerdings dann auch in 
der Richtung verbesserter Steuervcrtlieilung und zweckmässigerer 
Steuertechnik. Durch Erhöhung der Steuersätze mitteist „Kriegs- 
zuschlagen'^, durch Ausbildung im Einzelnen wurden die Ver- 
k e h r s s teue r Q , Stempel- und Rc 2: i s tc r a !> a b en (und die 
darin enthaltenen Erhschafts- und Schenkuugsslcuenij, die Trans- 
port (Eiseubahü-)Steuern, die Getränkeste u e 1 n , das Tabak- 
nionopol, die den directen Steuern assiriiiliiten laxen im 
giebiger gemacht, zu diesen und zu den inneren VerbraiicLissteueru 
auch einige neue Glieder bleibend oder vorübergehend iiinzugefUgt. 
Nur die Saizsteuer blieb ohne dauernde Erhöhung. Sehr viel 
einträglicher wurden namentlich die Einfuhrzölle und, mit 
Schwankungen, die Zuckersteuer (nebst Zoll) gemacht, in 
der Handels- und Zollpolitik erfolgte überhaupt der bedeutendste 
und auch zugleich ein principieller Umschwung gegen das Napo- 
leonische System. Der Erlrag der Finanzzölle wurde durch Er- 
höbuDg der Sätze, derjenige der Schutzzölle durch Rtiekkehr zu 
einem wieder etwas schärferen inditötriellen Schutzsystem und darch 
Wiedereinführung hoher AgrarzOlle ansaerordentliGh viel ergiebiger 
gemacht. Nor die alten vier directen Haaptsteuern des 
Staats haben an dieser Entwicklung auch in dieser neaesten Periode 
bloss in ibrem einen Gliede, der Gewerbesteuer, auch da zum 
Theil nur vorttbergebend stärker, dauernd doeb auch bloss in re- 
lativ geringerem Maasse, Tbeil genommen. Aus politischen Bttek- 
sichten, wegen der odiösen Folgen, mehr aber doeb aus Steuer- 
technischen Bttcksichten, weil Erhöhungen des Fasses anf der alten 
Grundlage zn nngleichmässig wirken mnssten und weil diese Steuern 
ohnehin schon durch die starke Steigerang der Departemental- und 
Communalznschläge immer dräokender wurden, sah man von einer 
Erhöhung dieser Steuern, ausgenommen bei der Gewerbesteuer, 
selbst in der Finanznoth nach dem Kriege ab. £ine eingreifendere 
Reform, die Hinznflignng einer Einkommensteuer (abgesehen von 
der sogenannten auf bewegliebe Wertbe) oder die Hinüberbildung 
der Ertrags- in die Einkommenbesteneruog, wobei dann eine Ver- 
mehrung der Einnabmeu möglich geworden wäre, kam aber auch 
jetzt nieht zu Stande. 
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In den allerletzten Jahren hat man wiederholt Anläute zur 
grünulit lieren Umgestaltung der Gebäudebesteuerung (Thür- und 
Fenster. -ti uer), der Personal- und Wohnungssteuer, der Getränke- 
steueni, dar Erbschaftssteuern gciiöininen. Ausser den inneren 
teclmisehen Schwierigkeiten haben immer wieder die po Ii tischen 
Vii hiiltnissp, die parlamentarischen Coustellationcn, das Getriebe 
der Interesscnparteien, mit die Folge von dem Allen: der ewige 
Wechsel der Ministerien, speciell auch des Finanzministeriums*), 
sich hinderlich erwiesen. Man wird nicht längnen können, dass 
sich hier ein inhärenter Fehler des pariamcDtarischeu Systems zeigt, 
welcher vollends in einer partci- und interessenzerklüfteten Republik, 
wie der französischen, verhangnissvoU wirkt. Das System erweist 
sich hier zumal wenig befähigt, Aber die (*lassenlnteresscn obzu- 
siegen, und steht da wohl der ihrer Aufgabe bewussten Monarchie, 
auch der constitutionellen, wieder erbeblich nach. Kiu auch für 
die wissenschaftliche Betrachtung der Stcuei r. forni-rolitik beachtens- 
werther Piinct. Der Vergleich zwischen Frankreich und z. B. 
Preossen fällt gerade hier nicht zu Gunsten des ersteren aus. 

.So sind bisher und zum Tüeil erst in neuester Zeit doch nur 
kleinere Verbesöerungen, Erleichterungen gelungen, in der Patent- 
Steuer, ina Stempel- und Registerwesen, die Gebäudesteuer ist re- 
formirt, die eigentliche Grundsteuer (vom agrarischen Boden), die 
Transportsteuer (auch vom Eisenbahnverkehr) ist ermässigt, an 
der Zackersteucr und den ZockerzöUeD weiter experimentirt, die 



Am Anfang- jedes Jahrgangs des Bnll. de stat findet sich eioc üebcrsirht 
der fiaaozmiiiister seit 17Ö9. lu deu etwas ubei2öJabrea vom Stuu Napoleon s IIL 
nad der WiedereinfilhniDir der Bopnblik (4. Sept 1870) an bis Aafanar 1896 flüirt 
diese Uebcrsicht nicht wcni^rur als 15 Wechsel, bezv. Ministerkrisen auf. Mehrfach 
ist dabei alierdüiga dieselbe Peräon, nur efeutuell in einem anderen üabinet> Finanz- 
mioister geblieben. Femer komint in der Liste derselbe Hann mitanter spSfer noch 
ein oder mehrmals als Finan/jninister vor. So war z, B. Magne (zuf^leich der letzte 
Füiaiuuainister Kapoleoa's III., 9. Aug. 187U bis 4. Sept.) zweimal, 1873 and wieder 
1874, L. Say siebenmal, meist nur kurze Zeit Minister <1872, 1875. in 1877 zweimal, 
das zweite Mal wenigstens 16 Monate lan^, IS'79 wieder zweimal kurz. 1882), Tirard 
siebenmal (18d2 zweimal, lb83, gleich im Auöcbluss daran, einmal, nach korzer 
ünterbreebnne: noch zweimal, zuletzt Uber 19 Monate lang, dann wieder 1887\ 
Eouvicr zweimal (1887 und dann 1889—1892 weni.gi^tens einmal 2 Jalir 10 Monat 
lang), Peytral zweimal (18ÖÖ und lb93). Auch wenn man dieselbe Peisou nur 
dmaal zfthlr. was wenigstens bei li&ngeTen Unterbrechungen der Stellung aber die Ver- 
hSltnisse viel zu stabil erscheinen lässt, so enthält die Ll-^tc '2" Namen, — in 25 
Jahren! Nach Eoufier's leutem längerem Ministeiium ^Dccembcr 1892) »ind bis 
AB£uigl896 schon wieder secbs Personen Flnanzminister gewesen, mit Ronrier seit 
sieben. In dieser Zeit war z. B, in Preussen Miquel bestäudii; Finanzministcr. 
So konnte er die grossen Stetierrefonnen hier durchfuhren. In Frankreich stürzt ge- 
wöhnlich der i^Iinister noch beror auch nur irgend Zeit war, eine Keform wiiidich 
in Gang za bringen. Das will auch hier berttdoiclitigt sein. 
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erstere völlig umgestaltet worden, dies, weil es die deutsche Con- 
currenz zu fordern schieu, also unter Mitwirkuug eines politischen 
Moments, mit dem uian in Frankreich auch in Finair/.t'fageu Alles 
erreicht. Ferner sind einzelne der nach dem Kriege eingelUhrten 
Verbrauchssteuern bei verbesserter Finanzlage wieder l'ortp^efnllen, 
ein paar neue kleinere Abgaben aber auch erst jtingst wieder liiii- 
zugekommen (Militärtaxe 188i>, Velocipedsteuer 1893). Die höhere, 
auch vom Standpunct steuerpolitischer Oerechtigkeit nicht einwand- 
freie Besteuerung des Erwerbs der i;» istliclien Congregationeti ver- 
dankt mehr radiralen antikirchlicliffii reiuleuzen als wirklich be- 
rechtigten steuerpolitischen Grundsätzen ihre Verwirklichung (1»94). 
Im Jahre 1891/92 siegte die den Bindungen durch Tarifverträge 
feindliche Handels- und Zollpolitik. Der protectionistische Gesicbts- 
pnncT dranjs: im Tarif noch mehr durch, zugleich übrigens bei stark 
mitspieleiuieni fiscalischen Interesse (Getreidezölle!), für welches 
sich die neue Handels- und Zollpolitik auch bald sehr vorth eilhaft 
erwies. Aber die auch fiscalisch wie volkswirthschaftlich und con- 
sumpolitisch wichtige Getriinkesteuerreform und die fiscalisch und 
Bocialpolitisch gleich wichtige Erbschaftssteuerreform <:criethen doch 
wieder ins Stocken. Mit dem Project der Einführung einer all- 
gemeinen Einkommensteuer — sei es als einer mehr die Leistungs- 
fähigkeit der Besteuerten ])erüek8ichtigenden Ergänzungssteucr 
neben den alten grossen Ertragsstenern, sei es mittelst Hinltber- 
lührung emes Theils von diesen, besonders der Personal- und 
Mobiliar-, aueb der l'hlir- und Fenstersteuer in eine solche Steuer — 
ist man noch kürzlich (1894) beschäftigt gewesen und hat einen 
derartigen umfassenden Plan soeben (Anfang 1896, Finanzminister 
Do um er) von Neuem aufgenommen. Ob mit beBserem Erfolg als 
bisher ist einstweilen mindestens zweifelhaft. 

Die gesammte Staatsbesteuerung ist in ihrem Ertrage so trotz 
einiger neuerer Ermässigungen seit 1870 endgiltig ausserordentlich 
gewachsen, von 1870 — 96 im Voranschlag von 1543 auf 2942.5 
Mill. Fr. roh. Davon kommen auf die vier alten directen Haupt- 
steaem 1870 332.8, 1896 474.2 Mill., damals 21.6, jetzt nur 16.1% 
von allen. Die Steuern (im Roherträge, aber einschliesslich des 
ganzen Kobertrags der drei Monopole Tabak, Pulver, Streichhölzer) 
sind vom Gesamratbetrag der (ordentlichen) Einnahmen von 3341.2 
Mill. Fr. für 1806 88.1%. Der Keinertrag der Steuern ist fiir 
181)6 auf ca. 2719.3 Mill. Fr. oder 92.7% vom Rohertrag venm- 
scblagty wo bei den Kosten der Monopole zu gedenken ist 
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Dio «igeuUicheo Verwaltungs-, Erbobiuigs- und Aasbeutangükoäten (letztere 
ntaeDdidi Im den Monopolen) sind 190.S, die Sttelizablangen, Entlastungen u. dgl. 
82.9 Mill. 1 r. 

Yoa den abxigoo, nicbi-steuenechtlicheo, gebtthreo&rtigAa und privatwirthscbaft- 
HclieD Einnalraien Bind diejenigen der Polt, Tdegrapbie nnd Telephonie (znsammen 

216.8 Mill., im Reinertrafr jedoch mir 48.2 Mill.i, die Erträge der Forsten (27 Mill., 
rein 13.S), die Erträge Fonchiedener Stoatsunternebmen mit 10.7 Mül. (darunter der 
Staatseisenbabnen, 9.2 Mill. Fr.), die Erträge des sonstigen Domaninms (domnine, im 
französischen ätaatsrechtJicbcn Sinne) mit 18.8. dio „vcrscbiedcnen Erträge des Budgets", 
eine Kategorie mannigfaltigster vermischter Einnahmen (Gebühren und Anderes mehr) 
mit 57.2 Mill., die wiederum mancherlei Verschiedenartiges, auch wieder Gebühren 
u. dgl. enthaltenden „Einnahmen von Ordnungswegen" (recettes d'oi^re) mit 66.8 Mill. 
(darunter besonders diejenigen „zur Verminderung der Ausgaben", wovon ti. A 2fi Mill. 
Abzüge au den Civilbcamtcngchaltcn zum Dienst der Civilpensioneu , Ü.l Mill. dgl. 
Abztlge am Solde der Soldaten und Marineleute, Beiträge der Colonieen u. A. m.), 
dii; Haoptposten. Das jetzt wieder apart geführte, aber dem Staatsbndffct arigefrliederte 
Budget Aljjiorsi schliüsst für lÖÜG mit 52.8 Mill. Fr, Eintiahmcn (worunter 12.5 Mill. 
diieete« 27.0 indirecto Steuern mit Zöllen, Euregistmncnt, Stempel), einer Summe, 
welcher aber 72.1 Mill. Au'^g'abcn pfcsrcnubeistehen« m dass FxMikreick an 20 Mill. 
«ial'ur ixüü :>eineü Mitteln zu.^et^cu muss 

Im Departemental- und Comm un alfinanzwesen ist aach 
in Frankreich in der nettesten Periode seit 1671, wie in anderen 
Lflndem, die Gewährung von Staatszttschüssen in Ans- 
dehnnng begriffen. Anch, übrigens nnr kleine, An t heile am 
Ertrage Ton Staatsstenern (Patent-, Wagen- und Pferde-, Velociped- 
stener, dem Plane nach auch bei der 1895 projectirten, aber nicht 
darcbgebraohten Dienstbotensteoer) besteben. Trotzdem bat die 
eigene Bestenerang dieser Körper in Form von Znsehlägen zn 
den direeten Hanptsteuern und zu einigen anderen und bei 
den grösseren Gemeinden (Städten) in Form des Octroi eine 
sehr starke Zunahme erfahren. Das „Commnnalstenerproblem'' 
und die weitere Frage der finanziellen Auseinandersetzung zwisehen 
dem Staate und den anderen genannten öffentlichen Körpern über 
AasgabeYertheilnng nnd Besteuerung sind daher auch in Frankreich 
wie in Orossbritannien» Deutsefaland und den meisten anderen 
Cnltnrl&ndem am Ende des 19. Jahrhunderts immer wiebtiger und 
schwieriger geworden. Das deutet auf allgemein und ziemlich 
gleiehmfta^g einwirkende Ursachen, welche in der Umgestaltung 
der technlsehen und wirthsobafUichen Verhältnisse liegen, und 
dringt überall auf allgemeinere Steuerreformen mit hin. In Frank* 
reich vielleicht in einer Hinsicht noch mehr, weil der einträgliche 
Octroi, die Hauptsteuer vieler Städte (Paris!), doch immer wieder 
Anfechtung erfährt, wenn man auch schwer begreift, wie er 
bei seiner einmal erreichten finanziellen Bedeutung ohne eine 
sehr eingreifende Umgestaltung der sonstigen Besteuerung ersetzt 
werden könnte. 
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2. Abaduu FnaiOsiacbe BestenenuiK. §.11. 



Die folgende Tabeüe zar Ergänzung und FortfUbrang derienigen in Fln. 1£I, 
S. 895, giebt eine Debenieht der EnCinddiing der Ertitge der Stenern seit den 

in der französischen allgemeinen politische» wie in der Finuizrr' chichte eine 
£pocbe abschliessenden Jahren 12547 und 1870 (Voranschläge). Aufätellang und 
Gmppirong in gleicber Welse wie in der genenntM Tabelle in Fln. III. Ertrag 
in Mill. 1>. Unten am Schlnss des § 24 wird das folgende stntiBtiflche linterial noch 

in einer etwas anderen Weise tabellarisch gruppirt. 



Kohortra- ut Mid. Kr. 



Ib47 1 lö7Ü ^ IHtib 



! Progression Propürüüu iu "/o 
in "/o I 

Ibyt) , isTrt ' ;1847j 1870,1096 
im I 



1847 



2. 
8. 
4. 



<■). 



B 



I. Staatsbesteuruug 
A. Directe (Hauptst.) 
1. Grondstener a) oiicentl. 
b) r. bobaat. Boden 
Samme l 
Pors. u. Mobiliarst. 
Thür- uad FeDSterst. 
Patentstenor . . . 
Kcbeiitaxe .... 

Snninic 1 — 5 
Einkommenst. v. be- 
weglichen Wf-rtluiii . 

Sil nun.' A 
VerkL'lir.M. (incl. 
ErbsL hai'tsst.) 
Enregristremene (incl. 
Erbschaftssteuern) . 
Stempel . . . . 

Somme B 
Grössere in dir. 
Verbrauchsst. 

1. ZoUe Q. Nebenabgab. 

2. Salzst. (inländ. ii. Zoll) 
'S. (ietriinkeätcucru . . 
4. lolftnd. Zncker . . 

Zockerzoll (fremd, tt 
Colou.) ..... 

0. Tabairmonopol . . 

Summe C 
U. Uebrigo kleinere 

(dir. Q. indir.) St 
Summe I Staatsstcuern 
IL Dopart.' o. Com- 

mnnalsteiiern 

1. ZuschlTit^e ZU den di- 
recteu Steuern . . 

2. Octroi d. Gemeinden 

Samme II 



I 



— — i 118.6 

— [ - ^ 58J 
172.5 177..") 

58.(5 67.4 

89.4 4().() 

66.8 104.9 

O.C O.G 

332.8 396.4' 

1 I 

, — 48.9 

381.7 332.8 445.8 



331.7 



1 



C 



' 214.5 862.8 544.4 

: 89.8. 88.7, 155.1 

< 253.8' 446.5; 669.4 

: I ! 



118.6 
80.0 

198.6 
90.5 
58.4 

125.6 
1.1 

474.2 

66.2 , 

540.4 I 

I 
I 

581.2 
188.4 , 
719.6 ! 



— 15.1 



69.0' — I — 
48.i» — — 



0.3 



0.3 



69.2 
118.0 
75.9 



160.8 75.1 292.6 

70.7 ^l.x 84.0 
112.0 248.4 895.5 

19.8 111.8: 110.1 



428.8 if 
82.8 1 
45Ö.Ü I 

. 4' 

bei ZoU 41.0 1 ( 
112.51 246.8 879.1 376.3 
464.81 708.9:1252.3. 1486.5 



88.8 — 

42.9 30.2 



62.4; 30.2 



46.4 — 
125.1 — 



21.5! 16.1 

I 

— ' -j ■> 
21.51 lii 



61.2 



28.11 28.9 



110.1 1 
41.0 / 



196. 



-50.1)464.8 — 

-.>5.0j 1.6 
18«.4 
479.3 



48.0 54.8 227.71 197.0 
'1098.81543.02624.7 2942.5 

I i 



119.4 
52.5 

14.2 
40.5 



87.6, — 



52.5 
109.5 



42.3 



24.5 



- I ^ 
46.0 50.5 



259.5 4.4 
90.71100.0 



8.6 
100.0 



6.8 
100.0 



86.2, 288.8 84ö.7, 875.7 , 171.2 , 60.7i 49.5i 53.7 5o.l 



88.0 
174.2 



201.3! 277.1 r 805.9 
435.1 625.8 681.6 



128.7 
150.4 



52.0! 50.5; 46.31 44.9 
56.71100.01100.0.100.0 



Die Zahlen fOr 1885 sind bler gegen die in Fiu. III, S. 895 g^ebenen in einigen 

Posten, besonders beim Enrf!«^^istreraent und den inJirccten Steuern, etwas abgeändert 
(vermindert), nach dem im Parlament rectiticirtcn Budget, wahrend die früheren Daten 
diejenigen des Voranschlags der Begiening waren (s. BalL 1884 II, 620(1'., Etat für 
1896 s. eb. 1896 I, 2211'., jetzt im Bndjret etwas anderes aufgestellt als früher). Die 
Zitier des Octroiertra/ra iu der Col. 1870 iat die für 1869, in der Col. 1885 die für 
1880, in der CoL 1896 die für 1894 (Engebnias, s. Bull. 1895 II, S. 157). Die Zn- 
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schliffe za dcu directea Stenern v«rea far 1890 für die DeparteiueauUusKAben 179.2, 
Air die Gomnranalaasftben 196.5, zusammen 875.7 (s. BtiU. 1896 H, S. 11). 

Die „übrifren kl e i ii e r>' n Steuorn" i Kabrik D der Staatshestcucning in 
obiger Tabelle) bind n&cli den Etatäiabiikeu folgende, Mill. Fr. £rtruj$ (roll). 



1885 1896 

I. Deu directen Steuern assimilirte Spocialtaxoo. 

1. Steuer auf Guter der todten Hand 6.07 6.96 

2. Bergwerksabgaben 2.80 2.28 

8. Abgabe fUr Vorificatiou von Maasscu und Gowicliteu 4.42 5.02 

4. Abgabe für Verificatiou der Alcoholoineter .... 0.08 0.03 

.'>. Abgabe für Controlo der Apotheken, Droguericn . . OSSd 0.84 

6. Abgabe fUr Inspectiou der Fabriken und Lager vou 

Mineralwasser — 0.03 

7. Steuer auf Wagen, Pferde n. s. w. 10.64 12.52 

8. Steuer auf Velocipede — 2,18 

Steuer auf Billards 1.14 1.10 

10. Steuer auf gescliloasene GflaeUseliaj^en u. s. w. (ceicles) 1.50 1.40 

11. Militärtaxe — 4.73 

12. Abgabe für Eatscbädi^uaguu der delegues witieurs . — 0.22 
18. Al^be tsa Pxafbo; von Dampfkesseln — 0.22 

Summe I 26.96 37.02 
IL Kloiuero ind irecte Steuern und kleine Monopole. 

1. ZflndliMzcheD (1885 Pacht-Reinertrag, 1896 Boliertcag 

des Monopols) 17.01 28.«.»8 

2. Pulvermonopol 14.20 10.U8 

8. Papiersteuer 15.97 aufgehoben 

4. Mineralölsteiiei (iiiland.^ 0.008 aufgehoben 

5. Steuer auf vegetat. ond animal. Ode 3.07 2.11 

6. Steaer auf Stearin und Kerzen ........ 8.88 8.1)5 

7. Steuer anf Essi<^ n.s,w. 2.71 2.80 

8. Steuer auf Dynamit , 1.54 — 

9. Steuer auf Eisenbahntransport (Scbnellferkehr) . . . i»0.28 .50.79 
10. Steuer auf anderen Fahxrerkebr . 4.72 5.11 

Summe 11 158.39 109.22 
III. Verschiedene Abgaben und Einnabmen der 

Yervaltang der indirecten Stenern 42.34 50.79 

Summe I — III 227.(i9 197.03 



Unter diesen Abgaben befinden sich allerdings einige, welche mehr GclniLr als 
Steuer oder doch zugleich mit Gebühr darstellen (I, No. M— ß, 12, 13 und Manches 
in der Rubrik III). Die Zahlen für 1885 und 1896 bei dea Zündhölzchen (II, 1) 
Jiflsen sich nicht streng vergleichen, weil die erste den Reinertrag des rerpacbteten« 
die zveite den Sobertrag des selbstbetriebenen Monopols angiebt 

Die cbaracteristiscbsten Momente in der neaeren französischen 
Stenerentwicklnng treten in den beiden vorangehenden Tabellen 
deatlieh hervor. Die «]ten grossen direeten Stenern haben sich 
sogar seit 1847, vollends seit 1870 Terhältnissmässig nicht stark 
im Ertrage vermehrt, am Meisten die in den Sftteen nach dem 
Kriege gesteigerte Patentstener. Die Vermehrung der Grundsteuer 
fönt neuerdings ganz anf die in ihr enthaltene Grandgebändesteuer. 
Der Ertrag des Enregistremento (incl. Erbschaftssteuern) und des 
Tabakmonopols ist in den letzten Jahren aneh nicht mehr fort* 
geschritten, die Erhöhungen und Vermehmngen der Steuern im 
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erstercn sind durch Erlässe ausgeglichen, beide Stcnerarlen scheiß cn 
in ihrer Entwickluni,^ zu einem Stillstand gelangt zu sein, welcher 
auf eine gewisse Stabilität der volkswirthschaftlichen Entwicklung 
hioweiseo möchte. Stark gestiegen sind auch neuerdings noch nur 
die Erträge der Zölle, Dank der scharf ])rotectioni8ti8ch-fi8cali8chen 
Handelspolitik, einigermaassen die der Getränke-, Zuckersteuern, 
auch, mit unter Einwirkung der Gesetzgebung, der Stempelertrag. 
Der vermehrte Ertrag der Einkommensteuer von beweglichen WertUen 
ist lediglich der Erhöhung des Satzes von 3 auf 4% zuzuschreiben, 
er wäre sonst seit 1885 stabil geblieben. Auch die OctroieuiDahme 
der Städte weist neuerdings, trotz des weiteren Steigens wenigstens 
der städtischen Bevölkerung auch in Frankreich, keine sehr wesent' 
liehe SteigeroDg auf. Die Salzsteoer ist im Ertrag selbst etwas 
kleiner geworden. Alles Erscheinungen , welche mit der Stabilität 
der Bevölkerang (einige Jahre lang jüngst selbst kleine Abnahme!) 
zusammenhängen mögen, aber auch darauf hindeuten können, dass 
die Steaerfähigkeit des steuerttberbflrdeten französischen Volks 
einigermaassen an einer Grenze angelangt ist, die sich, einstweilen 
wenigstens, nicht leicht überschreiten lässt. Wie die letzten drei 
Colonnen der Tabelle zeigen, sind in der Staatsbestenernng im 
Ganzen die indirecten, in der Departemontal- und Communalsteuer 
umgekehrt die directen Steuern seit 1847 und 1870 mehr in den 
Vordergrand getreten. Dort kommt jetzt die volle Hälfte, mit Zu- 
rechnung der kleineren indirecten Stenern noeh etwas mehr anf 
die indirecten. 

Die Vcräudcruiigcii im Ertrage der einzehien Steuern, insbeiondere audi im 
letzten Jahrzehut, iiodeo im Folgenden mit ihre Erklärung. 

Die Zuschläge fbr Departemental- ond Gommunalausgaben zu den 
directen Steuern vertheiltcn sicli im Etat für 1896 in Mill. Fr. folgendcrmaassen auf 
die einzelnen Steuern, waä auch für die Würdigung der Last ood der ganzen Ein- 
richtung der zunächst zu besprechenden Staatsbcstcuerung zu beachten ist. 



Depart. 

1. Eigentliche Grundsteuer . . . i>7.Ql 

2. Grundsteuer vom Gebäudebodon 3f>.iy 
o. Personal- und Mobiliarstcuer . MJA 
4. ThUr- und P«»t6ntttiier . . . WI" 

ö. Pateiitsteuer 25.25 

6. Asöimilirtc Speciahaxcu ... — 

Summ« 179.23 



Gemeinden Summe Zusammen mit 







Staats steuern 


61.21 


128.22 


246.89 


37.37 


73..'>6 


153.60 


34.92 


72.42 


162.89 


20.2.') 


33.-^2 


91.94 


41.44 


66.69 


192.27 


1.27 


1.27 


38.19 


196.46 


375.68 


875,78 



Die Auihcilc der (jcmuiiiUcn au der Staats- Patentsteuer mit 7.016 Mill. Fr. 
(Ges. V. 15. Juli 1880, Art. 36), an der Wagen- und Pferdestener (622,500 Fr.) und 
der y< Iocipedst«^ner (^650,000 Fr.! ;>ind hier bei den Gemeindeeimiahmen ans directen 
Steuerzuscblageu eingerechnet (Bull. 1896 II, S. 11, 6). Uebor&icht der Besteaerungs- 
maasraegeln seit 1870 (bis 1885--89) in Fla. III, §. 172 ff. und Dantellnnf im Ein- 
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zeloea daselbst bei den eiozeloea Steuern. Kritik eb. 177, 332—334 und passim. 
Unter Venreisnnp Uersiif im Folgenden nur eine kon» Characteristik der einzetnen 
StencnrattTinoren und Steuern mit Hervorhebung wichtigerer legislativer Vorginge seit 
1871 und wieder eine nähere Darlegung nur der neuesten Vorgänge, B^ormfläne 
11. 8. Mit dem Abschlass des Bands III (1888/89). 

§. 12. Directe Besteuerung. In der Gruppe der vier oder, 
wenn man die Gmndstetier seit ihrer TreDnung in zwei AbtbeilaDgen 
(1881, bezw. 1883) doppelt reebnet, der ftlnf alten grossen 
directen Hauptsteuern ist die vereinigte Grundsteuer 
immer nocb die nach dem Ertrag wichtigste, für den Staat wie 
nach den Zuschlägen für die Departements und Gemeinden. Die 
eigentliche Grundsteuer allein, die wesentlich ländliche (vom „uube- 
bauten" Boden) behauptet diesen Rang nur noch, wenn die staat- 
liche Steuer und jene Zuschläge zusammengerechnet werden, für 
den Staat allein wird sie jetzt vom Ertrag der ratentsteuer über- 
troflfen. Da die Patentsteuer und jetzt auch die Gebaudegrundsteuer 
(vom „bebauten^' Boden) Quotitätssteueru sind, die eigentliche 
Grundsteuer auf .stabilem Kataster mit festem 6tcueilu.sü bcrulit 
und iiepartitionssteucr ist, steigt ihr Ertrag im Principalsat/, worauf 
sich im Wesentlichen der Staatsantheil an dieser Steuer beschi aiikt, 
fast nicht und nimmt durch Herabsetzung des Coutingeuts und 
Piiueipal Satzes sogar ab. Die Erträge Jener beiden Quotitätssteuem 
steigen dagegen durch Vennehrung der Steuerobjecte, bei der 
Patentsteuer auch durch (Kriegs-) Zuschläge ftir den Staat. Auch 
die Personal- und Mobiliarsteuer und die ThtJr- und Fenstersteuer, 
obwohl als Repartitionssteuern eingerichtet, zeigen in Folge der bei 
Feststellung der Contingente berücksichtigten Vermehrung der Steuer- 
objecte auch bei gleichbleibender sonstiger Constructittn und Stcuer- 
fuss ebenfalls steigende Erträge für den Staat. So verschiebt sich 
aber das Verhältniss der Erträge der einzelnen vier bezw. fUnf 
Steuern unter einander immer m* In und ist namentlich in längeren 
Perioden erheblich verändert worden. Bei der nicht ganz gleichen 
Belegung der Principalsätze mit Zuschlägen für die Departements 
und Gommunen hat dies Verhältniss der Erträge nocb weitere 
Veränderungen erlitten. 

Vgl. die beiden Tabellen oben S. 58 und S. 60. Feiner die iiitaüstik der diiecteu 
Stenern mit TTnterselieldang der Antheile ron Staat, Departements und Gemeinden für 

in 13iill. It. 41 fT. In den letzten Jahren hat u. A. die Ermässiffong 
des Piincipals der üioAdäteoei noch weitere VerschicbuBgen der Qaoten bewirkt. 
Prineipalbetnm; in 1^^^ der eigentlichen Grandstener 108.24, der allgemeinen und 
der besonderen Zaschla-rcentimen für den Staat 15.37 Mill. Fr., bei der Gebäudegrund- 
stcuer bezw. 69.3 und 10.74, bei der Pers.- und Mob.steuer G8.8 und 21.67, bei der 
Tiftr- wid Fenstereteaer 45.1 und 17.33, bei der Patentsteuer 80.68 und 44.9 MilL Fr. 
M. 1896, 1, S. 6). 
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2. Abschn. FranzOstscbe iBesleiiMninf . §. 12. 



Die alte allgemeiue Grundsteuer war nach der (xesetz- 
gebung der Revolntionszcit und Napoleon's I. als allgeineine fRein-) 
Ertragsstener vom gesamniten Grund und Boden, einscbliesslich 
der Area der Gebäude und des Ertrags der letzteren, geplant 
gewesen und ist nach dem System des Parcellen-Reinertnin-s- und 
Classenkatasters eingerichtet, wobei dann ein bestimmtes Steuer- 
contingent llir den Staat von oben nach unten repnrfirt werden 
sollte. Aber die Verschiebung des Reginns der Katasti ii uug, die 
Langwierigkeit der letzteren (1807 — 1850 und darüber hinaus), die 
Nothwendigkeit der Stciiereinnahme und die Mängel des beendeten 
Katasters tühitcn dazu, dass das GiundsteneiTontingent nur inner- 
halb der Gemeinde selbst nach dem neuen Kataster, vom Staat bis 
zur Gemeinde herab aber nach alten, nur ziemlich willkürlich ab- 
geänderten Katastern vertheilt wurde und noch heute wird. Die 
thatsächliche Ungleichniässigkeit der Stencrvertheilung und die von 
Anfang an viel zu hohe Ansetznug des durch die Grundsteuer auf- 
zubringenden Contingents (240 Mill. Fr.) und des danach sich er- 
gebenden Principalsatzes der Steuer nöthigten dann auch zu wieder- 
holten Herabsetzungen von Contingent und Principalsatz, so noch 
jüngst wieder (1891), um so mehr, da durch die hohen und unver- 
meidlich steigenden Zuschläge für Departemental- und Communal> 
bcdürfnisse der Druck der Steuer schwerer wurde. Trotz der hierbei 
erfolgten localen Aasgleichungen der Steuer sind sehr grosse Un- 
gleichmässigkeiten zwischen den einzelnen Gebietstheilen, Departe- 
tnente, Arrondissements, Cantonen, Gemeinden geblieben und auch 
darch neuerliche Untersuchungen wieder constatirt worden. Aber 
auch innerhalb der Gemeinden selbst sind die Katasterergeboiflae 
nicht befriedigend. Allgemeine periodische Revisionen waren zwar 
beabsichtigt, sind aber nur in einzelnen wenigen Fällen erfolgt. 

Durch die neuerlich (1881—83) eingetretene Theilung der alten 
Grundsteuer in die eigentliche vom „nicht bebauten'' Boden, 
besonders dem ländlichen, und in die Gebäude -Grundsteuer, vom 
„bebauten'^ Boden, hat ein wichtiger und richtiger Fortschritt 
stattgefunden. Die letztere Steuer ist jetzt als Quotitätssteuer nach 
anderen Grundsätzen eingerichtet und entspricht mehr den An- 
forderungen einer wirklichen Reinertragsteuer. Sie hat vorläufig 
nur einen wohl zu niedrigen Stenerfuss erhalten. Aber eine weitere 
Umgestaltung dieser Steuer, zu der dann sehr unorganisch die 
ThUr- und Fenstersteuer hinzutritt, ist doch noch nothwendig ge* 
blieben. Die andere Abtheilung der alten Grundsteuer, die eigent- 
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liehe vom unbelinnten Boden, ist aber um so reiormbedlirftiger. 
An ihre Reform ist auch wiederholt und ^rerade ncuestens wieder 
gedacht worden. Ks i«t ahcr /n bezweilcin, ob bei der Festhnltung 
des technischen Characters und Systems dieser Steuer Befriedigeudes 
zu erreichen ist. Die Geschichte der tranzösischen Grundsteuer 
beweist wohl, dass dieses System wenigstens lUr die Staats- 
beflteuerung eines grossen Staates nicht passt. 

S. Näheres, mit vielerlei ütatistiscbeu Bel«)(en, in Fiu. III, §. 184 — 190, S. 434 
bis 452. HaaptResetz r. 3. Frim. Vit (33. Vor. 1798), Kataster^etz 15.^25. 8ept 1807, 

Trennung der Steuer durch 'iesetz v. 29. Juli 1881. verwirklicht von 1883 an. Ui-ber 
die im voneen Bande berührte Bodeabevrerthuog s. Weiteres in der ausgezeichneten 
Stadie Ton 0. Köbner, Die Methode der letzten (ninzOsiscben Bedenbeirerthun;, ein 

Bcitra^^ zum Katasterproblein, Jena 1889 (aus Eist er 's Sammlang staatswiss. Studien). 
Üeber die Beform der Gebättdegnmdsteoer s, den Aufsatz von f. Ueckel in Schanz' 
FinanzATchk, Jg. VIII, S. 57. 

Aus tlen letzten Jahren ist von bemerkenswerthen Vorijäniri ii FoItrerKlcs zu er- 
wähnen. Durch Finauzgesetz über dirccte Steuern fUr 1891 v. 12. Aug. 1890, Art. 14. 
wurde eine weitere Herabsotznng des Principalcontingeiits der eigentlichen Grundsteuer 
noch Uber die früheren hinaus (s. Fin. III, S. 439) von 1891 an angeordnet, um 
15.27 Mill Fr., von 118.Ö5 auf 103.28 Mill., wodurch der Annahme nach auf Grund 
der voraubgcgaiigenen Untersuchungen über ßodenwerth und Rente ein Normalfuss von 
4^0 Steuer vom Keinertrag erreicht niUe. Die Motivirung lag in der durchweg 
zu hohen Besteuerung dos unbebauten vcrs^lichcn mit dem bebauten 
Boden, und Rücksichten auf die Kothlage der Landwuihschaft spielten mit, auch wohl 
politische Rücksichten auf die LandberSlkeniiig (s. Motive zum Budget f. 1891, BtlU. 
1890 I, 268, 272, die Regienin«rsvorschIä;re crlani^teii mit kleinen "Moclificationen 
Gesetzeskraft). Das Gesetz bestimmte die Vertlicilunjj der Entlastung auf die Departe- 
ments und zwar auf 82 von 87, indem 5 wegen relativ gunstigerer Besteuerung nn- 
bctlieilii^t blieben. Ueber die lebrrcichc Lf»sung der Aufgabe der \Veitcrrertheilun5 
der Eatlastuiip-ssumme auf A rrondissements und Gemeinden, nach verschiedenen Maaba- 
stäben, g. Ball. 1891 I, S. 458 ff. Im J. 1891 wurde auch eine Commission zum 
Stadium der Katasterfrage, wobei alter auch die anderen Seiten derselben fadministrative, 
privatrechtliche Interessen) buriickbiehtigt wcrdeu sollten, eitigcseut (Bericht u. Decret 
Bull. 1K91 I, S. 593). Jüngst ist dann im Gesetz über directe Steuern für 1895 v. 
21. Juli 1894 (Art. 1, No. 4) wieder die Verwaltung^ der dirccten Steuern beauftragt 
worden, „die nothwendigen Schätzungen vorzunehmen, um die Grundsteuer vom nicht 
bebauten Eigenthum in eine Steuer auf das Heineinkommen dieses Eigenthums um- 
zubilden". Leicliter verlangt, als aussefulirt. Temporäre Erlasse der Grundsteu'T liabeii 
für Weiuland wegen der Keblaus-Iniection ätattgefuudcn (s. Statistisches im Bull. 1895 I. 
522). Im Entwurf des Etatsgesetzes f. 1896 (Art. 15) war eine Revision des Katasters, 
mit Beschränkung auf den Srhätzunfrstarif und die Classiruug der ParccUen in jeder 
seit wenigstens 30 Jahren katastrirten Gemeinde nach Antrag des Municipalraths oder 
in seiner Eniuuiglang eines oder mehrerer Grendbesitzer vorgesehen, doch ist diese 
Bestimmung nicht in dns Etaisfjeset?: gekommen (Bull. 180") I. ')S2; 1895 II, 4). lu 
dem Steuerreformplan Doumer's (Febr. 1896) ist auch eine Staatsbeihilfe zur rascheren 
EroeveniDg des Katasteis für Ibidlielieai Boden in Aussicht genommen (s. n. §. 27). 

üeber die jetzt abg-ctrennte Gebä u d e ejnmdstener s. Fin. III, S. 448. In weiterer 
Durchführung der 1881 eingeleiteten Reform wurde diese Steuer in eineQuotitäts- 
steoer rerwandelt, ron 1891 an, welche nach dem von der Verwmltang der directen 
Steuern ermittelten Miethwcrth i valeur locative^ aufgelegt wird , unter Abzug von ' 
dieses Werths bei gewöhnlichen Gebäuden, von 7s Fabriken für Abnutzung, Untcr- 
haltnngskosten und Reparataren. Der Steuersatz wurde auf 8.20 7o Fiincipal ge- 
setzt izn niedrig auch jetzt noch gegenüber selbst der jün^rst ermilssipten eifrcntüchen 
Grundsteuer, doch mit Rücksicht auf die bestehende Thür- und Fenstcrstcuer , die 
Begiemnpr hatte den Satz von 8.97 */o vorlangt). Die EinschStzungen sollen alle 10 Jahre 
revidirt, Neubauten vom dritten Jahre der Vollendung an besteuert werden. (S. Motive 
zum Etat f. 1891, Boll. 1890 I, 273, Gesotz Uber directe Steuern f. 1891 v. 7. Aug. 1890, 
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Art 1, No. 4 ff. , mit deu Eiuzclheitcn Ball. 1890 II, 12b.) So verblieb es ia dcu 
£9jg«nden Jahren. Dieser nemlicho Steuersatz ist bisher seitdem gewöhnlich im Etats- 
gosetz, bczwr. im Spccialgcosetz über die Erliebmif? der directen Stenern festgehalten 
worden. Im Budget f. 1895 war in Verbiudung: mit andorcn Reformen der directen 
Steuern eine Erhöhung des Fusses auf 4Vü f:<'plaiit, aber auch für 1895 and wieder 
für 1896 ist es bei dem Satz von 3.2" n srcLüebcn. In Corsica wird allgemein nur 
die Hälfte dieses Satzes erhoben. You lö96 an sollte Gleichstellung erfolgen. Der 
Extng: der Steuer ist immerhin ziemlich rascli gewachsen. 1883 war er für den Staat 
im "Er^ebniss 58.33, 1888 63.43. 1896 im Vorm lag 80.04, wälirend dio eigentliche 
<iruBdsteuer ertrug: (Ergebniss) 121.03 — 12U.U4-- Voranschlag U8.Ö0 Mill. Ff. (Er- 
gebaiss Ind. Spedalzaschlige Är den Staat). 

Die zweite an die Gebäude, die dritte an die Immobilien sieb 
anknöpfende Steuer ist die Tbttr- und Fensters tener von 1798, 
welche trotz ihrer grossen Unvollkommenbeit bisher ziemlieh nn-> 
verändert beibehalten worden ist. Sie soll eigentlieh den Benutzer 
treffen, aber wirkt nach ihrer Veranlagnngs- und Erhebnngsart doeh 
wesentiieh wie eine neue Haus- Ertragssteuer, daher hat sie aueh 
das Bedenken der Doppelbesteuerung neben der Gebäudegrundsteuer 
gegen sieh. Auch ist sie im Grunde trotz ihrer formellen Gestaltung 
als Bepartitionssteuer doeh eine Quotitätsstener, die nur nach einem 
Olassen- und Stufentarif von Wohngebäuden und den bewohnten 
Theilen anderer erhoben wird, nemlicb nach einem Tarif Ton Orts- 
dassen (nach der Bevölkerungsgrösse) und nach Stnfensätzen nach 
Zahl und Art der Oeffnungen (Art der Thore, Zahl und Stockwerk 
der Fenster). Der Yortheil, nach einem äusseren Merkmal die 
Steuer leicht veranlagen zu können, wird durch den Naebtheii der 
ungleichmässigen Wirkung der Steuer, namentlich Je nach der Ört- 
lichen Lage des Hauses in einem Wohnorte und der davon mit- 
bedingten Ertragshöhe, und durch andere nachtheilige Wirkungen 
aufgewogeD. Hau ist denn auch seit länger entschlossen, die Steuer 
aufzuheben oder sie in eine andere htnUberzubilden, doch haben 
auch die neuesten Anläufe dazu noch nicht zum Ziele geführt Der 
Beformplan von 1896 umfasst sie mit. 

S. Fin. III, §. 145—147. S. 461—468. Hauptgesetz vom 4. Frim. VII i24. Not. 
1798) und 21. Apr. 1832. Seit der ßeform der Geb&udc-Grundbteuer steht die Ictris- 
lativo Beschäftigung mit der Thür- und Fenstcrsteaer wieder auf der Tagesordnung. 
Nach dem Gesetz v. 18. Juli 1892 Uber die directen Steuern filr 1893 Art 1 aollto 
diese Steuer von 1^94 an wegfallen und durch eine Steuer von 2.40 "/o Tom Rein- 
ertrag des bebauten Grundeigeuthums ersetzt werden. Demgemäss wurde auch beim 
Etat far 1894 von der Regieiani^ beantragt, diese Steaw von 1894 an virklidi fort- 
fallen zu lassen und dafür eine Qtiotit.ltsstcuer anf rl -r '"mndlagc des RcineintomiUL'ns 
aas Gebäuden nach der Einschätzung zur Gebäude-Grundsteuer ftlr alle dieser onter- 
worfenon Gebftnde dnzofahren. Diese Steuer sollte jedoch jetzt rerschiedene Steaer- 
sätzc erhalten, ncmlich für Fabriken u. d^^l. LSV^. für Wolingebäude nach einem zu 
der Bäfölkeruugsgröaso umgekehrt degressiven Fasse 2.70 °/„ (far Orte bis 5000 Ein- 
wohner) bis herab anf 1.5% (Paris) betragen. Diese Bewegung des Fasses einer 
derartigen Staatri-teuer frlaiibte man mit der stärkeren Quote des Wohnangsaafwands 
Tom Einkommen in grösseren als in kleineren Orten begründen zn können (s. aus den 
Modren zum Etatsentwoif für 1894« Boll 1893 I, S. 601 ff., mit deu Spedalnormeu). 
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Aach hier daher eine mehrfach in der neuereu iCruizöäiächca Steoerpolitik herror- 
betende T^deius, die Objeetstener mit nach dem Gesicbtspanet der Besteoerung nacb 
der 1 i"-i-*iHi:'-fähio-l{cit, daher nach einem Sfibj-rr^-teuermomeut cin^tirichten, [ndessen 
sind die»d Vorschläge nicht in das Etatsge^et^ gekommen, vielmehr ist die BesUmman^ 
ther die Aufhebung der Thar> und FensterBtaaer aas jeaem Gesetz rom 18. Jnli 1893 
rieder beseitigt worden. Im Entwurf des Etats f, 1895 wurde dann zwar wiederum 
die ficseitigoui; dieser Steuer vorgescblaKen und diesmal ohne directo Ersatzsteuer 
dafür, weil die Besteaeranf nacb dem Mtetbvertb, wie im Gesetz vm 1892 beab> 
sichtiKt war, ntr r:rjn z-iveite Steuer nehen der (lebücdogjnndsteuer auf wesentlich 
derselbeu Basis gebildet hätte, vas wohl mit Becht fUi anpassend galt (s. Motive 
Boll. 1894 I. 366). Man wollte statt dessen den Ersatz darcb die greplante Reform 
der Persona!- nnrl Mi.liilii r-feuei mit schafTen (s. n.). Indesvn i-t es vorlaufiir 
weajgstens auch im Etat für 1895 noch beim Alten, die Thür- und Feuätersteuer 
dsber noeb beateben geblieben. Ebenso ist es im Etat fttr 1896 gegangen, wo ancb 
Seitens der Regierung keine Voränderun<r vorgeschlagen war. Möglich, dass die Steuer 
eist bei den geplanten grösseren Keformen der directea Steaeru, wenn diese geliageu, 
vsdUIt Der Ertrag der Stetier ist wcfen des Zowacbsei neu« Gebinde fortwährend 
in langsamer Steigerung begriffen. 

Die Personal- und Mobiliar (WohQiiDg8-)Sfceuer isr, wie der 
Name andentety eine aus zwei Gliedern zusammeDgesetzte Re- 
partitionssteaer, nnprilnglich zum Zweck der directen Besteuerung 
der Einkünfte aus beweglichem Vermögen und rein penGnlichem 
Erwerb, ein jedoch in der Entwicklung der Gesetzgebung (1798 ff, 
1832) Dicht sobarf festgehaltener Zweck. In ihrer AnsgestaltiiDg 
ist die Personalstener eine Kopf- and Familienstetter geworden, 
Toroemlich für die selbständig oder als Familienhänpter an der 
8pttze Ton Familien lebenden Einwohner (mit einigen Ausnahmen) 
im festen Satz ?on IVt^^^/t ^i"* (^^^ dreifaehen Arbeitslohn), 
insofern für die Stenerpflicbtigen doch eine Qnotlt&tsateiier. Was 
dann rom Steaereontingent der Gemeinde und der grosseren Ver- 
wsltnngsbesirke nicht durch den Ertrag dieser Personalstener auf- 
gebracht wird, wird in Form der Mobiliar- oder WohnnngB-(Mieth-) 
Steuer nach gleichem (proportionalem) Fuss auf die Wobnnngs- 
Inhaber vertheUt. Diese Steuer ist insofern die dritte direete Steuer, 
welclte sieh an Haus und Wohnung anschliesst Die Feststellung 
der Gontingente der Departements beruht auf alten, nnr'willkflrlieh 
TSiitoderten Grundlagen und ist notorisch ungentlgend, sie belastet 
die ^Keinen Landestheile ungleich. Die Personalstener unterliegt 
den Bedenken der Kopfsteuer, Bedraken, welehe durch den niedrigen 
Fuss und den Hinzutritt der Moblliarsteuer gemindert, aber nicht 
gehoben werden. Die letitere ist, zumal bei ihrem gleiehen Steuer. 
foBB fttr alle Miethhohen, sowohl wenn sie als Verbrauchssteuer ate 
wenn sie als Einkommensteuer aufgefasst wird, zu bemängeln. Sie 
hat, wie auch die Personalstener, den in Frankreich immer hoch- 
geschätzten Vorzug, verhältnissmässig leicht, nach äusseren Merk- 
malen, ohne lästiges Eindringen in die persönlichen Einkommen- 

A. Wiener, naaaswissanMiliaill» ürsAasongslicft ni Band HI. 5 
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und Vermögensverhältuisse aufgelegt werden zu können. Aber 
wie die Festsetzung des Contiiigeuts so bietet namentlich auch die 
Verbindung von Personal- und Moljiliarsteuer zur Auftringung des 
Contingents der Kritik viele Anbaltspuncte. Beachtenswerth ist, 
dass wiederholt, sogar schon nach Ideen bei ibrer ersten Einführung, 
aber auch noch neuerdings und jüngst wieder, der Plan verfolgt 
worden ist, die Mobiliarsteuer für sich oder in Verbindung mit Per- 
gonalstenertaxen als Ein kommensteuer auszugestalten, wiederum 
in dem Gedanken und Wunsche, so eine Steuer letzterer Art ohne 
Declarationen, ohne Eindringen in die persönlichen n. s. w. Vcrball- 
nisse nach äusseren Merkmalen zu veranlagen. Dass man auf diesem 
Wege nicht zu einer btlriedigenden Losung des Problems kommen 
-kann, wird seltsamer Weise in Frsmkreieh immer noch nicht erkannt. 
Mit Recht geht der neueste Keform})lan (1896) endlich davon ab (§. 27). 

S. Fia. m, §. 191—194. S. 452—461. Haaptgeseue: 13. Jan., Ib. Febr. 1791, 
iMS. 8. Kir. yil ^ Dec. 1796)« 21. Aag. 1832. üeber die Ausbildung einer Art 
EinkommeusteDer mittelst Bildung des steuerpflichtigen Einkommens aus dein Wohnnngs- 
aufvaod unter Multiplicatiou defiselbeu mit einer mit dem Miethwertb progressiv 
steigendMi Go^dentenreilie in der enten Revolution s. Fln. III, S. 454. Ucber den 
verwandten Plan des Ministers Dauphin 1887 eb. S. 455. Ein neuester Plan beim 
Etat fOr 1895 wollte in uocb eigeutliUmlicberer Weise die Steuer zu einer Eiukommea- 
stener nmpresatten , ist aber anch wieder nicht rerwirklicht worden. Hit ric1itif«r 
Kritik der ^Trmgel der bishcriirt-n Steuer, welche sich auch auf deren Grundlage nicht 
beseitigen lassen, und unter abermaliger Abweisung einer eigeutliclien Eiokommea- 
steaer mit den in Fninkreich flbUehen GrOnden (nnnchere, nngldchmisai;^ Ein- 
schätzung, Gehässigkeit von Di?cIarationen . Controlen derselben) wollte man an dem 
Vorzog der Be&teaerung nach äusäcreo, leicht cikoiui baren oder nicht lästig zu er- 
mittelnden Merkmalen festhalten nnd die bisherige Personal- and Wohunngsstener 
durch eine ncne ..Wohnungssteuer" (cootribution d'habitation) ersetzen, welche zugleich 
den Ertrag der aufzuhebenden Thtti- und Fenstersteaer mit decken soilto. Diese 
Stener sollte ans zwei Theilen. einer Steuer anf die Wohnnngsmiethe tind einer 
Steuer auf die Dienstboten bestehen, erstere eine Repartitions-, letztere eine 
Quotitätsstener sein. Das Cootingent jener sollte aber im Princijpalsatz nach einem 
mit der BeTÖlkwongsgrösse der Ortschaften umgekehrt progrcssiren Fmse (G.ßO "/„ bei 
Orten bi:. 1000 Einwohner, herab auf ."..50 bei ürten über 200,000 und auf 4.0o7o 
in Paris) aufgebracht werden, unter Freilassung gewisser Personen ganz niedriger 
Wohaongsmlethe und Gewährung von Ennlssigungcu in steigenden Quoten (am 25 bis 50 
und 80%) bei Familien uiit einer Zahl von uielir als 7 Kindern, für kleine Miethen 
nach einem Ortsciassentarif (in Paris bis 7üU Fr.) und je nach der Anzahl der Kinder: 
eine Bertlcksichtigung, bci^w. eine Begünstigung der gr&sseren Kinderzahl, welche in 
dem kinderarmen Krankreich neuerdings wieder mehrfach horvoitritt (s. u.). Schon 
diese Steuer würde als „Einkommensteuer" durchaus nicht genügen. Die hinzutretende 
.JDienstbotcnsteQer'' sollte nun nicht in der gewöhnlichen Weise einer solchen Taxen 
für das Halten von Dienstboten auflegen, sondern nur von der Thatsache des Haltens 
solcher ausgehen und, indem daraus auf die Leistungsfähigkeit geschlossen und diese 
daraus eiuigermaassen bemessen wurde, dann danach in einem Zuschlag zur 
Micths teuer bestehtti; im Betrage von 40 Vn der letzteren, im Principalsatz, in der 
Hälfte dieses Sat7.es, wenn nur ein weiblicbur Dienstbote gehalten wird. Man be- 
gründete diese „Diciistbotensteuer** mit der Annahme, dass das Halten von mehr 
Dienstboten regelmässig mit dem Bewohnen einer grosseren, tbeuerem Wohnung vcr- 
bufiden sei und :^o d- r Zuschlag cinigennaasscn wie eine Einkommensteuer die Einzelnen 
und lamilieu nach Veilialtiiias iiircr Leistungsfähigkeit tretl'en werde. Das üanze 
macht mehr den Eindmck eines Gnriosoms. Aber im Entwarf des Etatsgesetses ist 
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alles Einzelne genauer l'ormulirt (S. Bull. 1894 I, 367 if., 388 ü ). Vou dieser Keforin 
der Personal- und Mobiliarsteaer nad der gleichzeitig voi^jfeschlagiMltti Krlu'jhung; des 
Fusses der Gebäudegrundsteuer von 3.2 auf 4*'o erwarft'te man trotz W'csfjills dor 
Thür- und Fenstersteuer (57.2 Mill.) eine Erhöhung vou 17.Ö Miü. Fr. vom (iesammt- 
enrag der directcn Hauptsteuern fUr den Staat, ohne die Departemental- und Commnoal- 
znschläpr 1 1*--!? L'i-gi'ii 4^5.8 Mill. Fr.). Im Voranschlag fiir 1896 i:^t die Regierung, 
d.h. be^<-'ll^> wieaer eiu auderer Finauzuinister. Ribot, abermals auf eine Dienst- 
botensteuer zurückgcLonuneo, velche aber jetzt eine selbständige nnd ein neacs 
Glied dor den diretten StiMiern assimilirten Specialtaxen werden sollte. Auch dic-s 
Project ist im Etatsgesetz selbst nicht verwirklicht worden. Mehr darüber unten iu 
§. 22 bei den directen Gebrauebs» und Gennsssteoeni. 

Erleichterungen der Personal- und Mobili.irstener für kinderreiche F.ainilicn 
sind seit 1890 gewährt worden (Etatsgesetz r. 11. J all löö9, Art. 3): Vater und Mutter 
7on fljebea lebenden (legidmen oder aaerkannton) Kindern sollten nicbt in die Steuer» 
rolle mehr aufccnonuii>.n werden. Diese Bestimmung hat dorh in crrösserem Umfang 
Anwendong gefunden, als man erwartet liatto. und kau bei ihrer Allgemeinheit auch 
woblbabendttn Familien zq Gnte (aacb bevAlkerangflstatistisch InteressaDt» Einzetbeiten 
der Ergebnis.se im Bull. 1890 I. innfi".'. Man hat daher später die Beschränkung 
eintreten lassen, dass Familien mit sieben Kindern nur dann von Amt:>wegen ron jener 
Steuer freibleiben aollten. wenn die Kinder »inorain nnd der Steneibetng Un Prin- 
cipal »atz nicht aber 10 Fr. aei (Gesetz Uber die directen Stenern ßkt 1891, r.8. Avg> 
1890, Art -rUy 

Die letzte der grossen directen Steuern, die Patent- oder 
Gewerbesteuer, ist, wenn man einmal ihr steuevtechnisches 
Prineip zulässt, die technisch vollkommenste und durchgebildetste, 
in ihrer Art eine grossartige Leistung der Steuertecbnik. Sie wird 
im Unterschied von den anderen älteren directen Steuern als 
Quotitätssteuer durchaus nach äusseren Merkmalen der Ertragsfäbig- 
keit des Gewerbebetriebs veranlagt. In der Ausbildung, welche 
sie allmälig, besonders in den Hauptgesetzen von 1844 und 1880 
und zahlreichen speciellen weiteren gesetzlichen Bestimmungen (in 
den Etatsgesetzeu) erlaogt bat, stellt sie sich als eine nach äusseren 
Merkmalen immer feiner casuistisch specialisirende Classen^ 
gewer bestener dar. Auf Grund des Anmelde- und Patentnahme- 
zwangs wird sie in festen Sätzen (droit fixe), welche nach Ge- 
werbegattungen and bei den Gewerben, wo die Tbätigkeit für 
den Ortsbedarf als maassgebend gilt, nach Or tsclassen abgestuft 
sind, und in ebenfalls abgestuften Proportionalsätzen nach 
dem M i e t h w e r t h der gewerblichen Localitäten veranlag:t. Damit 
verbinden sich dann in gewissen Fällen noch „veränderliche^' 
Sätze nach dem Betriebsumfang der einzelnen zu einer Ge- 
werbegattung gehörigen Unternehmungen. Die Steuer trifft die • 
ttblieher Weise so genannten „ Gewerbe mit gewissen, bestimmt 
bezeichneten Ausnahmen, aber inbegriffen gewisse selbständig aus- 
geübte liberale Professionen (so seit 1850 Aerzte, Anwälte, 
Ingenieure, Architecten u. 8. w.). Befreit oder ermässigt sind all- 

mälig nnd bis in die neueste Zeit immer mehr Kleingewerbe, 

5* 
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erhöht in der Steuer, ijamentlich neuerdiugis , c;ewisse besonders 
leistungbtiüiiire Grossgew cibe (so Magazine u. dgl.). Durch 
die immer tcinere Cahuibtilv in den Merkmaien und die Abstuiuug 
der Steuersatze mit danach, wodurch immer zahlreichere Speeial- 
Steuerquoten entstehen, bat man sich der bestandi^eu üntwii kliin^' 
und Umgestaltung der. Oekonomik und Technik des Gewerbebetriebs 
und den individuellen Verbältnissen der einzelnen gewerblichen 
Unternehmung anzupassen und so den Grundsatz der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit besser zu verwirklichen gesucht. 
Wiederum ein charactcristiseher steuerpolitischer und steuertechni- 
sober Vorgang, durch weichen sich die Starrheit der Object- 
besteuerung mehr in der Richtung einer Subjectsteuer modificirt 
und mildert. Was nach dieser specialisirenden Methode der Be- 
steuerung nach äusseren Merkmalen geleistet werden kann, wird 
80 wohl von der französischen Patentsteuer geleistet. Der iuhäi ente 
principielle Mangel der Steuer liegt in ihrer Methode selbst, 
bei welcher die in den specialisirenden Classenschematismus auf- 
genommenen Merkmale doch stets mehr auf den Roh- al^ den Rein- 
ertrag einen Schluss gestatten, wohl die Richtung, in der sich die 
Erträge bewegen, aber nicht die wirkliche absolute oder wenigst c iis 
relative Grösse der ErträiGre (\m Verhältniss zu einander) ermilteit, 
die genauere Bedeutuua des Ivapitahactors zu wenig, diejenige der 
leitenden Persönlichkeit unmittelbar gar nicht berücksichtigt wird. 
Eine Hintii)erbildun£r der Patentsteuer in eine wirkliche Ertrags- 
steuer, wie in Preussen, oder die Erhebung zum Gliede einer Ein- 
koromenbesteuernng (Preussen, England) möchte daher doch das 
Ziel sein müssen. Immerhin hielt man die Patentsteuer nach ihrer 
Einrichtung für geeignet, nach dem deutschen Kriege Erhöhungen 
einzelner Sätze und allgemein starke Kriegszuschläge zu ertrageu, 
die später ermässigt wurden, aber zu einem Theil (20 %) noch be- 
stehen geblieben sind. 

S. 2Üähere8, auch technisches Detail, Statistik, Kritik in Fin. llt. §. 198 — 205. 
S. 468— 489. Nach verschiedeneii Vorläufern Hauptgesetze v. 7. Brum. VI (28. Oct. 
1797), bes. 1. Brum. Vü (22. Oct. 1798); Codificationen durch Ges. v. 25. April 1844, 
15. Juli 1880. üie Erhöhungen und Zuschläge nach dem Kriege ß. Fin. III. S. 4>^2. 
Auch in den letzten Jahren sind mehrfach kleine Aenderungen erfoliit, beiuiidci's zur 
Erleichterung der Kleinbetriebe, zur stärkoien Belastung der tirossbetriebe, regelmässig 
in den Etatsgcsntzen (Gesetzen über die directea Steuern für das Etab>j:iLrl. mittelst 
Abänderungen dos Patentsteuer^je^et/ej» v. 1880. So wurden durch das Gesetz vom 
17. JaU 1889 fttr den Etat von 1890. Alt 2, Fabrikanten, die ausschliesslich ä mctier 
h faeon arbeiten, vom P i»e:it b''fieir, wenn ihre feste Abgabe (droit fixe) im Principal 
nach dem gesetzlichen larit berechnet 21 Fr. nicht überschreitet: auch von der 
Prüiioitionalabgabe wurden sie daun frei. Für Geschäfte, welche mit .Sät/.en für jeden 
Beachäfitigten belegt sind, so namentlich gewisse Grossgesch&fte (in Ciasse B des Tari&), 
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wurden ilirse Sätze verdoppelt, weun die Zahl iler Beschäftigten 200. verdreifacht, 
weim sie 1000 Uberstei^ (ä. Fio. III. S. 478). i>aä Gesetz v. 8. Aug. 1890 aber die 
direeteo Steoern f. 1891. Art. 28—80 und Annex D brachte wieder kleine Aenderungen 
des Tarif:^, besondere im Sinne strengerer Proportionalität der Steu(;rsätzc für die 
grossen Magazine. Weitere Tarifänderungen uit Ermässigungen, sovie einige Special* 
bestimm uugen fUr ortsfremde Kaoflente (WaiMleriager a. i. w.) im Ktatsgesetz t 18^ 
V. 28. April 1893, Art. 5—9 Aüch im Yoranschlagsgesetz f. 1896 varcn ver- 
schiedene Yei&odonuigcu biü der Fateutsteuer geplant, die aber nicht iu das Gesetz 
seUwt gdaagt Bind (a. Entwurf Art 4 Ol, Boll. 1895 I. 579). 

Diese verschiedenen VeiHndeinn^n , welche diese grossen 
directen Stenern In den ktxten J«hren erfahren haben, stellen wohl 
durchweg richtige Verbessemngen dieses ganzen Ertragstenersystems 
dar* Aber die tieferen MHogel desselben sind geblieben. Daraus 
erklärt sich, neben anderen, soeialen und politischen GrIlndeD, dass 
auch steaerteohnlsche Rttcksiohten immer wieder, ahnlich wie in 
anderen Ländern, auch In Fhmkreich aaf eine grundsätzliche Aen< 
dernng dieses gansen Systems der directen Besteuemog hindrängen, 
in der Richtong der allgemeinen Einkommensteuer. Die 
bisherigen Projecte, welche durch eine Umänderung der Personal- 
und Mobiliarsteuer dies Ziel erreichen wollten, sind wohl mit Recht 
nicht ▼erwirklieht worden. Die HerbeitUhrung einer selbstilndig 
stehenden Einkommensteuer ist aber bisher gegenüber den Vor- 
urtbeüen wider Declaratlonen, Controleii, der schwachen Rttoksioht- 
nahme auf die Interessen und Ansichten der wohlhabenderen und 
besitzenden Classen und bei dem steten raschen Wechsel in der 
parlamentimscben Lage und in den Ministerien nicht gelungen. 
Ob der neueste Anlauf in dieser Riehtong (1896) besseren Erfolg 
haben wird, lässt sich noch nicht ttbersebeo, aber ist soboo jetzt 
nicht wahrscheinlich (Febr. 1B96, s. n. §. 27). 

Vom Finanzminister Peytral, der vom April 1888 bis Febr. 1889 im Amte 
war, wurde im October 1888 ein üesetzeniwurf über eine allgemeine Einkommen- 
steuer in der Deputirtenkammer eiagebncht Danach sollten süle ]%inkominea Uber 
2000 Fr. im Princip steuerpflichtig sein und die profeanoneUen , industrielloi und 
l ommercicllen Einkommen ^s« ^^'^ anderen 1"^ Steuer zahlen. Declarationszwang 
war vorgesehen, abgetiehen von den Fällen, wo die Steuer gleich durch Abzug bei 
AassaUonir ^ Eitilomiiieiu, Gefaahs v. b. w. erhoben wurde. Es soUte der vohe Bo- 
trag der Einkünfte und der gesetzlich davon abzuziehenden Kosten und Lasten an- 
gegeben werden. Der Plan ist nicht zu Staude gekommen. (S. den 50 Aiiikel iim- 
anaden Gesetzentwurf im Boll. 1888 II, 516 — 528.) Die neueste Bewegung zu 
Gunsten eines allf^emeinen Systems von Einkommensteuern ist aus der Budgetcommiüsion 
der Pepntlrtf.n kammer hcrvorgegaugcn. Die noch unter Präsident Carnot auf Antrag 
des Fin&nzministers Poinear^ eingeäctzte Couunission zum Studium der Frage sollte 
namentlich die Methoden zur Feststellung der Einkünfte (Declaration. amtliche Schätzung. 
Schlosse ans äuMeren Anzeichen), die Fragen der Beätimmong der steuerpflichtigea 
Einkommen, der Vomenclator, der rerhUtnissmSssigen Belastung der reTschiedenartigen 
Einkünfte studiren. Die Comuii^sioii ht nach den Vorschlägen dos Fi n an zm in isters 
absichtlich aas M&nnern verschiedener Ansichten Uber Steuerreformen zusamuieu- 
gesetzt worden (Deeret Gamot's 7. 16. Juni 1894). (S. Boll. 1894 II, 19—21). 

Im Winter ISO^ OH besrliäftigte sich der neue Finanzministcr Duunu r mit 
einem neuen Plan der Einkommensteuer. Kach diesem Plan soll die Steuer en>t bei 
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einem Einkommen von melir als 2500 Fr, beginnen, dann für 2o00 — 5000 Fr., 
27o von 5—10,000 Fr.. n"o ^'^n 10—20,000 Fr., 4"/o »^n 20—50,000 Fr.. 57o von 
Uber SOfOOO Fr. bctraeeo. und zwar in der Weise, dass das höhere Einkommen immer 
nur von dpm )<f»r'^ff«Mifiori Zuwachs den höhereii. für die iiiudriireren Betr;i!re den 
betreltendeü klemeteii Satz tragt und allgemein l'ur die ersten 2500 Fr. ebenfalls 
stenorfrei ist. Nur bei riesif^en Einkommen wUrdOE daher die oVo annähernd erreielit. 
Es werden r 1">'> Mill. Fr. Ertrnf:- in Aussicht genommen, w^ofür ab^r andere Steuern, 
die Personal- und Mubiliar- und die TiiUr- und Fensterstenor, wegfallen sollen. Dabei 
Declarationen, schärfere Controlen u. s. w. Aber gerade dies, neben dem „progressiven** 
Stenerfuss findet sriiarfe Opposition, ,.dii' Gallier seien seit jeher dem Eindringen des 
Fiscus in die wirthschaftlichen Verhältnisse der Einzelnen sehr abgeneigt", heisst es. 
Ob es diesem PIah besser geht als frQheron, bleibt daher liniflicb, auch wenn die 
neue Steuer so unpassende Steuern wie die vorgenannten ersetzen würde. Im Augenblick, 
wo dies geschrieben wird ^Febr. 1896), ibt noch nichts entschieden. Näheres über 
das sonst vlclitig« und wmhfolle Pcojeot unten in ^. 27. 

§. 13. Als tlbrige kleinere directe Steaeni (vom be- 
rnfsmässigen Erwerb n. s. w. nacb unserer, im zweiten Theile 
dieses Werks näber dargelegten wissensebaiUichen Terminologie, 
wovon die Terminologie und Classification der französischen Ptaxis 
aber tbeilweise abweicht) kommen hier noch die Bergwerks- 
ab gaben ) die Steuer von den Gütern der todten Handnnd die 
Steuer von den beweglichen W ort hen in Betracht, woran wir die 
neue, sonst apart stehende Militärtaxe anreihen (s. o. S. 51, 59). 

Die Bergwerksabgabe (redevance des mines) wird neben 
der Grundsteuer, welche die benutzte Oberfläche nach dem Steuer- 
satz der angrenzenden Grundstticke trifft, von den Bergwerks- 
besitzern, bezw. Concessionären, welche ausdrücklich patentsteuer- 
frei sind, als eine Art Specialgewerbesteuer erhoben und zwar wie 
die Patentstener in zwei Sätzen, einem festen, nach Umfang des 
GrubeDtelds, bezw. Betriebs, einem proportionalen, nacb dem wirk- 
lichen Keinertraj; (5" ,/). Die Steuer i.st daher in letzterer Hinsicht, 
im Unterschied von der Gewerbesteuer, eine wirkliche directe Reiu- 
ertragssteuer, in deren Einrichtung auch die erforderlichen Con- 
sequcnzcn einer solchen Steuer gezogen sind. 

S. Fin. III, §. 207. S. 492, 493. Bcrgwcrkagesetz v. 21. Apr. 1810, Art 83 ff., 
Decret v. 11. IMai 1811 und spfttere. Salzweike und Salinen zahlen seit 1840 nur 

die feste Abgabe. 

Die 1849 eingeführte Steuer von den Gütern der todten 
Hand ist steuerpolitisch eine Ersatzsteuer für die hier sonst grossen- 
theils entfallenden ßesitzwechselabgaben des Enregistrement, stener- 
technisch eine directe Sten^ in Form eines starken, seit 1872 anf 
70 erhr>hten Zuschlags zur Grandstener des Immobiliarbesitzes 
der betreffenden juristischen Person. 

S. Nälion's Fin. ITI. §. 200, S. 489 — 491. Hauptgesetz v. 20. Febr. 1<^49. 
Statistik jährlich iui Bull. (f. 1894 im J.g. lt!95 I, 458). Der Ertrag lioiuuu vorüeuj- 
Hch ron der Stener der Gemeinden and der Actiengesellscbaften. — Neaere, tendenziöse 
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b«soDderö Belastung religiöser Coogregationen mit Abgabea uacb Analogie der Besitz- 
wecbselal^abe bei Todesflllea nnd der Schenknngsetener 1880. 1884 bei Veriiiög:eo»' 

anfallcD von Seiten durch Tod oder sonst aiisscheideiider Mif^Iicder; s. Fin. III, 
S. 4dl« 495. Diese Beia^tuo^ erfolgt mit durch die folgende Steuer, bei welcher auch die 
neueste Besteneranj^ der GoogrcgatiODen o. s. «r. im Etatsgesetz ttr 1895 enr&bnt wird. 

Die Steuer vom Ertrag beweglicher Werthe, wesentlich 
gewisser Werthpapiere (Actien, Obligationen, in- und ansliindischer, 
mit Ausschluss aller Staatsfunds, auch fremder) ist die einzige er- 
hebliche directe Steuer, welche nach dem deutschen Kriet^e (1872) 
hinzugelionimen ist. Sie stellt eine pailiulie Kapitalrentenbtcucr 
von Zinsen, Kenten, Dividenden der steuerpflichtigen Werthpapicrc 
(nicht mit von Hypotheken) dar, welche allein von uinlassenderen 
damaligerj J'länen der Einkommen- und Kapilahentensteuer ver- 
wirklicht und ein dauerndes Glied des Steuersystems geworden ist. 
Das für Veranlagung und Erhebung steuertechniseh besonders 
Characteristische dieser Steuer ist die ISteuerzahlungspflicht der die 
Zinsen u. s. w. ausz-ablcnden Personen (Corporationen, (icjicllschaften 
u. s. w.) auf Grund abzugebender Declarationen, mit dem Recht, 
dem zum Zahlnng8em})iang Berechtigten den Betrag um die Steuer 
zu kürzen: daher mit der Wirkung einer Dividendenverkürzung 
gegenüber Actionären u. dgl, einer Zinsreduction gegenüber Obli- 
gationsinbabern („Couponsteuer")- Der Steuerfuss war bis löDO 
3, seitdem ist er auf erhöht worden. Die Ausdehnung anf 
französische Staatsrenten und fremde Staatspapiere ist iifters au- 
geregt, aber unterblieben, im Interesse des einheimischen Staats- 
credits, der Vermeidung eines Vertragsbruchs tdei übrigens nicht 
vorläge) nnd etwaiger Conflicte und Repressalien anderer flächte. 
Die momentan 1872 gesetzlich bestimmte Besteuerung hypothe- 
karischer Zinsen ist noch vor ihrer Durchführung wieder zurUck- 
genoiiuiien worden, im Interesse von llypothekarcredit und Grund- 
besitz, die durch Stempel, Enregistrement nnd letzterer durch andere 
directe Steuern ohnehin schwer belastet sind. Bei kündbaren 
Hypothekenschuicicn galt auch die LIeberwälzung der Steuer auf 
den Schuldner als zu berticksicbtigeodes Moment, das gegen die 
Steuer sprach. 

S. Näheres Fin, lU, §. 208, 20<), S. 493 — 498. Uauptgcsctz v. 29. Juni 1872 
Ein höherer Steuerfuss als 3"/, war schou früher beabsichtigt gewesen. Der jotziye 
von 47o (Fin.ges. v. 26. Dec. IMio. von 1891 au) entspricht dem des Principals do.r 
entlasteten Grundsteuer, der auf 47u geschützt wird, natilrlich immer noch unsich*;r 
und nur annähernd. Zuschlägen für den Staat und fUr Departements und Communou 
unterliegt die Steuer nicht. Sie steht Übrigens auch mit dem Stempel nnd der Um- 
satzsteuer von W'ertbpapicren in Verbindung und ressortirt mit di<^?en zur Direction 
des Stempel:» und Enregistremcnts (s. eb. S. 497). Stuti&tik in dm ßechcnschaftä- 
b^ckten dieser Venraltun; (s. Fin. III, S. 498). 
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Au^Uübuung dieser Steuer auf diu zu ö"/« au^^enotQuicuen ErtrSge den Brotlo- 
werts des beweglicheu und unbewcglicbea Besitzes religiöser Congregatfonen, 
ähnlicher Associationen u. dgl. durch Gesetze vom '2"- . I' -c. 1880 und 29. Dec. 1884: 
piincipieli nicht oobedenklich, zumal die Steuer hier aucli tecbiiiscli und poUtibch 
eine andere wird (e. Fiii. III, 495). 

Die iu diesen Gesetzen (Art 4, 1880. Art. 9, 1884'! eingeführte Steuer (droit 
d'accroisseueut) ist durch das Etatsgesetz f. 1895 voni 17. April 1895. Art. 4—10 
(BoH. 1895, I, 328, mfi einigen AMB^erangen der licgierungttforlage, Mioieter Biböt, 
eb. S. 121), in eine jä}irliclie obligatorische Steuer vom Bruttowerth der be- 
wegiiclien und unbeweglichen Uater religiöser Gonosscnscbaften (coogrügatioos, 
comnraBaares. aMOciationi:). antorisirter vfo nictit amoilBtrter. übrigens ancli der Obfigen 
in den Gesetzen von 1880 und 1884 hezeichneten Gesellschaften und Associationen 
verwandelt nordeit. Die Steuer stellt eine nominelle Yeimögenssteuer dar, ihr 
Fuss beträfrt 0.307«. auf 0.40^/o für diejenigen Cougregationeii «. 8. w. steigt, welche 
nicht der Steuer der lodteu Hand von 1849 unterliegen. Zuschläge (Decimen'i treten 
niclit hiüza. Im or&teo Quartal jedes Jahres mUssen detaillirte Declarationen über 
VoAandMisdii vnd Werth der Güter für das Voi^hr an das Enregistrementsbureaa 
des Gesellschaftssitzes cing;ereicht werden. Frei sind nach einem zur Vorlage ge- 
machten Zusatz im Gesetz solche mit Bewilligung der Kcgierung erworbene Güter, 
welche bestimmt und virklieh verwendet werden für die unentgeltliche Unterstatznng 
von Gebrechlichen, Kranken, Armen. Waisen, Findelkindern und für Werke der fran- 
zösischen Missionen im Ausland. Für BUckständo der bisherigen Steuer wuide den 
Congrcgationen eine straflose Nachzahlung nach Wahl nach den alten uder neuesi 
Restiumtingen gestattet (Art. 8), wovon im Etat eiue ausserordentliche Einnahme von 
*>. 75 7.000 Fr. erwartet wurde. Die ganze Maassregel hatte eine scharf antikircb* 
liehe Tendenz und hat lebhaften Protest erfahreu. 

Die Militärtaxe (Wehr Steuer) war eine alte EiErichtun^ 
in der Zeit Napoleou's 1. gewesen (1800 fi".), aber nach 1815 wieder 
beseitigt wt ixkn. Jüngst ist man jedoch zu einer solchen Ein- 
richtung im neuen Militärgesetz (Uber Reerutirung u. s. w,) von 
1889 znrllckgekebrt. Sie trifft im Wesentlichen alle rcisonen mit 
wenigen bestimmten Ausnahmen, welche aus irgend einem Grunde 
vom Dienste in der activen Armee befreit werden und zwar mit 
einem festen Satze von jährlieh G Fr. und mit einer Jahrestaxe im 
Betrage des i'rincipalsatze.s der Personal- und Mobiliarquote des 
„Beireiten*', wozu, im Fall der letztere noch Ascendenten ersten 
Grades hat, ein bestimmter Theil der Personal- nnd Mobiliarsteuer- 
qnote dieser Ascendenfen, bezw. eines derselben und in deren Er- 
mangelung der Abcendenten zweiten Grads tritt. Der Crn a^- fliesst 
in die Staatscassc und erscheint seit dem Inkralttreten des xMiiitäi- 
gesetzes (18in ) im £tat, soll aber zu Prämien fUr reugageme&t 
verwendet werden. 

S. tiber die principicU und auch in der practischen Durchfuhrung schwierige 
Frage der Wehrsteuer überhaupt dea Abschnitt darüber in meiner Abb. directe Steuern 
im Schtoberg'schen Handbuch IU« 8. AuH., S. 327 — 3:^, mit Litteratur und Gesetz- 
gehung und in dem betretenden spätereti Abschnitt des vorliegenden Werks (Band IV). 
An ersterem Orte ist in der 3. Aufl. die neue französische Wehrsteuer schon berück- 
sichtigt worden. Ueber die älteren Einrichtungen in Frankreich s. 6. Cohn iu seinen 
..volkswirthseh. Aufsätzen" (1882) S. 189 IL Ueberhaupt Dict. de fin., vol. II, p. 1324 
bis 1:332, Art. taxe miiitaire von Uennebiquc (auch mit statistischen Einzelheiten). 
MUitftigefletz r. 15. JuU 1884, Art. 85, dun Reglenent v. 30. Dec. 1890 (Ball. 1889 
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U, & 37, 18n 1. S. 32 £). Adoderung des 6 jeae» Art. 35 durch £uui^ds«u f. 
1894 f. 26. Juli 1893. Neues Reglement dazu t. 24. Febr. 1894 (Boll. 1893 II, 

S. 142, 1894 I, S. 222 ff.). Die Bestiuiniunfjen sind verwickelt, besonders we^a'ii der 
Mitbelastang, beim. TMaiigeheadeii BeiAfttBog der Aaceadeateu, — eine «ach piiacipieU 
Ibeiklige Frawe. Vnch der VoTSeliTift fon 18^ ist zvar, wie naeh dem Gesetz roa 

1889, die Milit&rtaxc geschuldet vom Pflicliti^en (d. 1. dcu» MilitÜrfreien). Aber 
wiJueod aie nacb dem äUereu tieeetz nur uacb eifolgloser Zahluagsaaffordecuug des 
Befreften tob den Aseendenten einprefordert warde, wird aie nach dem neuen Gesetz 

sofort zunächst diesen aufgelegt. Nur wenn letztere fehlen oder ganz diirftiir ^inJ, 
wird die Steuer vom Befreiten erhoben. Das verwickelte Detail a. im Gcseu und 
Beglement. Beflrelt sind nur ganz Dorftige oder w^en Verwundung oder im Dienst 
zufrezogener Untauglicbkcit Entlassene, von der festen Taxe auch wegen absoluter 
ArbeitSQufaliigkeit in Police von Gebrechen Militärfreie. Die Kegicrnng hat mehrfach 
(zulet/:t beim Etat von 1896) beantragt, diese letzte Kategorie von Personen gänzlich 
von der Militärtaxe zu befreien, was aber bisher im Parlament nicht durchgedrungen 
ist (8. Bull. 1895 I, 576 , 580, Abänderung des Art. 35 de« Ges. v. 1889). Bei der 
Belastung nach der Quote der Personal- und Mobiliarsteuer der Aseendenten ist der 
Beirag der Militärtaxe der Quotient, welcher sich aus der Division jener Quote mit 
der Kinderzahl ergiebt. Wird nicht nach der Quote der Aseendenten 1. Grads auf- 
gelegt, so tritt die Quote der Aseendenten 2. Grads mit gleicher Burechnungsweiso 
an die Stell< Ine Ascendentenqnote kommt nicht mehr in Anwendung, wenn der 
Militärfreie 'SO Jahr geworden und ein eigenes Doinicil hat. Die Steiierpflicht der 
Befreiten hört mit dem Uebertritt in die Reserve der Territorialarmee auf. Die Taxe 
unterliegt einem 57<i-^i>^cblag für die Fonds de non ralean und von „ fOr £r> 
hebungskostcn. Im J. waren der festen Taxe unterworfen 227, Iii» Personen, 

davon bclrcit wegen (iebrechen 3808 (1.6"/o)« der l'iapürtionaltaxc uaterwurien 
201,029 (davon veranlagt nach ihrer eigenen Steuer(]UOte 6,789, nach der ihrer As- 
eendenten 186,160, nach eigener und nach der der Aseendenten !^080), von •üe'xT 
Taxe befreit wegen Armuth u. s. w, 2^,898 (13%). Der Kohertra^i für lÖÜÖ war 
1,924,775 Fr., wovon 1.302.714 (71 7„) auf die feste Taxe, 562.061 auf die Pro- 
portionalabgabe fielen (29 7oi> ^oi' it^tzterer Summe 503,200 Fr. auf die verantwort- 
lichen Aseendenten, der Keat (ca. 10" o) die Befreiten selbst (s. Dict. de tin. it, 
p. 1331). Die Personal- und 31obiIiarsteoer bildet nach ihrer Einrichtung eine nicht 
eben einwandfreie Grundlage einer Militärtaxe. Nach dem Project der .,WoLnun?s- 
steuer** (impüt d'habitation) hatte diese die (irundlage auch für die MUitärtaxe werden 
6ollen. Im Etat steht der Enrag der Taxe bei den den directeu Steuern assimilirten 
Specialtaxeu 1896 mit 4.7 Mill. Fr. ; in den letzten Jaliren gestiegen. Anschlag in 
den Etats f. 1893 2.35, f. 1894 3.26 MÜI. 

Beim Ueberblick Aber die ganie französische directe Besteuerung 
Qnd deren Entwicklung seit der ersten Revolution wird man groBBe 
tomellOi tecbniaehe and poUtisctie VerbeBBerongen dei-sclben gegen- 
Qber der directen Bestenening des aoeien regime (Taille u. s. w.) 
nicht bestreiten können. Aber in materieller Hinsicbt, in Bezug 
auf Ausreicbendbeit, Beweglichkeit, Fähigkeit der Ertragssteigerung 
im VerhUtnlsB zum wachsenden Steuerbedarf und zu den steigenden 
BSrtrignissen der anderen Steuern, in Bezug auf wirkliche, nicht 
nur scheinbare und formelle Allgemeinheit und Gleichmässigkeit, 
Anpassung an die LeistungBiUhigkeit der Steuerpflichtigen ist auch 
die gegenwirtige directe Besteuerung Frankreichs wenig genügend 
und hierin hinter der Entwicklung dieser Besteuerung in anderen 
LAndern (Deutschland, auch wohl England) zuiflckgeblieben. Dies 
hängt mit dem Streben, nur nach äusseren, objectiven 
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Merkmalen zu veranlagen, das Eindringen in die individuellen 
Verhältnisse zu vermeiden, mit dem Ertragssteiicrcharacter des 
ganzen Systems, mit der grossentheils erfolgenden Vernachlässigung 
snbjectiver Momente bei der Veranlagung eng zusammen. Auch 
die neuesten Reformen seit Ende der 1880er Jahre haben in diesen 
Beziehungen zwar einige Verbesserungen gebracht, aber bei W eitern 
nicht ausreichende. Nur der lieb ergang zu einem 8ul)ject-, 
Einkommen-, Vermögenssteuersystem, mindestens zur 
Ergänzung des umzugestaltenden, einzuschränkenden, besser 
noch, zum Ersatz des Ertragssteuersystems, wenigstens in der 
Staatsbesteuerung, kann zu befriedigender Gestaltung der fran- 
zösischen directen Besteuerung führen. Man scheut sich aber in 
Frankreich, diesen Schritt zu thun, um Odium und Unpopularität 
in den maassgebenden Gesellsehaftsclassen zu vermeiden. Weder 
Regierung noch Parlament wagen sich darliber hinwegzusetzen. 
Auch die nationalökonomiscbcn Theoretiker sind in diesem Puncte 
ängstlicher als die deutschen. Die Republik erweist sich aber 
damit in der Tbat, wie schon oben bei der Characteristik der all- 
gemeinen Öteuereotwicklung hervorgehoben, dieser wiehtigen Auf- 
gabe nicht gewachsen. Die Aufnahme des nenen Donnier'schen 
Einkommenstenerprojects (Febr. 1896) zeigt das von Neuem (§. 27). 

S. den kritiseben Rückblick in Fl». HI. §.210, S. 498— 502. Die EndutaD^ 

der eigentlichen Grundstonor (rotn „unbebauten" Boden), die neue Eiriricliiiinu-' der 
Gebäudegruudsteuer als Quotitutssteuer (von der Frage, ob der Steuerfass uicbt zu 
niedriip normirt sd, abgeseben, wo Kbrigeas doch aacb immer au dae Daneben^Bestehen 
der Tliüi- und Fenstcrstcii.'r zu denken ist), die Erhöhiin«; des Pasees der Steuer van 
bewegiicbeu Wertben von *d auf 47p« vencbiedenc der oben ervräbnten Ycräaderaogen 
der Fersonal- und Mobiliar^ und der Patentstener sind geirisa richtige Maassregdn 
auf dem nothwendigcn Weni- zur gleiclimässiurrMi Gcsialtuii!;- der directen Bestoiiennr-'- 
gewesen. Aber sie reichen uicbt auä und werdea das auch bei weiterem derartigem 
Vorgehen nicht tbnn. Die neoeste emstliebere Bescbilftiguug mit dem Einkommen- 
stenerprobloni könnte vielleicht ein Anzeichen dafür sein . (lai!^s man das endlich in 
Fiaokreicb einsieht. Aber erst sind die Ergebnisse abzuwarten, (iunstig scUeiueo 
die Atsdchten nicht za Hegen. 

§. 14. Die Verkehrsbesteuernng umfasst in Frankreich 
die vier Hauptglieder: das höchst eigentbUmliche, grossartige und 
ertragsreiche System der Regist rirungsabgaben (nebst Ge- 
richtsschreiberei- und Hypothekenabgaben), worin die hoben £rb> 
Schafts- und Schenknngssteuern mit enthalten sind, die 8 tempel- 
abgab en, welche mit dem System der Registrirungsabgaben enger 
zusammenhängen, femer die Abgaben von Erfindungspatenten 
und die Transportstener Ton öffentliehem Fahrwerk und ins- 
besondere Eisenbahnen. 
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Die beiden crstereu Haapteinnahmezwcig'c ressortircn zur „Gcneraldircction von 
Enregistrcment, Domänen und Stempel ", bei der auch gewisse Domäocu- und Korst- 
erträge zniD Theil erscheinen und zu der ferner die oben erir&knto Steuer von 
Mobiliarwerthen \m\ iVw (AiiiercfrationftisteTK^r eeliört. Die Abgabe von Erfiiulnngs- 
patentcn steht im Etat bei de» .. vei>cluctlenen Erträgen des Budgets", die Trans- 
portstcuern gehören zur Generaldircctiou der indirecteo Steuern und stehen im Etat 
bei letzteren. .S. di.' speciellc Darstelluns: der panzen ..Verkehrsbesteuerung" in Fin. 
III, 502 — 582. Die Erbsehat'ts- und Schenliuua;ssteuer (cb. S. 582—597) trennen vir 
auch hier in der Darstellung vom Enregistrcment, s. darüber noten §. 15. Hier nar 
eine Characteristik des Systems der Enregistrements- und Stompclabn'abeii mit Hervor- 
hebung einiger Hauptpuncte und eine Darlegung der ncuestea Vorkommnisse seit 188S. 

Die Eiaricbtang des französischen RegiBtrirangBwesens, 
der sicli daran anknflpfendeo Abgaben steht in engem Znsammen- 
hang mit den Normen and besonders dem Formalismus des fran- 
zösischen Civilrecbts. Die specifiseben EigentbUmlicbkeiten des 
Systems erklären sich so. Vom Stempel gilt zwar dasselbe, aber 
so verhalt es sich mit dieser writNcrbreiteten Steuer auch in 
anderen LUndern, während die Einregistrirong nad Abgabeerhebung 
dabei, von Einzelheiten und Nachahmungen abgesehen, im Wesent- 
lichen eine französische Singularität ist. Der schwierigen Aufgabe 
der Veranlagung der Registerabgaben (und Stempel) musste auch 
die Verwaltungsorgan isation dieses Steuergebiets angepasst werden, 
was wieder Eigenthiimlichkeiten der Rechtsnormen, sowie der Rechte 
und Pflichten der Behörden und Steuerpflichtigen mit sich brachte, 
Qbrigens im Ganzen gut gelungen ist (s. Fin. 1X1, §. 211, 212). 

Die Begistrirungsabgaben stammen schon aus dem ancien 
r<^gime, wo das System bereits ziemlich ausgebildet und steuer- 
teehnisch wie administrativ verhältnissmässig ordentlich eingerichtet 
war (Fin. III, §. 65). In der ersten Revolution wurden diese Ab- 
gaben zwar aufgehoben, aber, im Unterschied von den meisten 
anderen damals beseitigten Steuern, wurden sie alsbald als Abgaben 
von Urkunden und Eigenthumswechsel yereinfaeht und ver- 
bessert wieder eingeführt (1790), Sie erhielten indessen erst durch 
eine sehr tüchtige Gesetzgebung 1798 ihre endgiltige Gestaltung. 
Auf dieser Grandlage, welche bis in die Gegenwart im Wesent- 
lichen bestehen geblieben, ist das System dann weiter ausgebaut 
worden. In der Hauptsache beruht es auf der gesetzlichen Vor- 
schrift der Eintn^Dg von UriLunden und Erklärungen über Eigen- 
thnmsweehsel in Öffentliche Register und auf der Erhebung von 
Abgaben für diese Eintragungen. Diese Abgaben haben den Doppel- 
character der Gebühr für eine öffentliche Leistung und der eigent^ 
liehen Steuer auf ein Rechtsgeschäft bzw. auf eine Urkunde oder 
ErklÜxuDg darüber. Der Oharacter der Steuer überwiegt aber bei 
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den eiDzelnen Abgaben, wenn auch iu verschiedenem Grade, regel- 
mässig stark, nach dem eigentlichen Grunde 'der Erbebung, wie 
nach der Art, Bemessung, Höhe der Abgabe. Im WeseutUchCD, 
jedenfalls weit Uberwiegend , auch abgesehen von den im System 
enthaltenen Erbsehatlts- and Schenkungssteuern, bat man es daher 
bei den Registrirnngsabgaben mit wirklichen Stenern, Stenern 
auf Rechtsgeschäfte, „Verkebrssteuern" in der neueren 
Terminologie« zu thun, — mit einem Steuersystem, welches snper- 
fiscaliseh und sehr verkehrsbelastend nud stdrend ist, wenn ihm 
auch in gewissem Umfange eine steuerpolitische Berechtigung nicht 
abgesprochen werden kann. Und zwar hat es diese Sereehtigang 
nicht nur an sich, principielP), sondern insbesondere gerade aneb 
in Frankreich als eine £rgftnsnng der Mängel der dortigen 
directen Bestenernng, zn welcher es als Ersatz der fehlen- 
den Einkommen- und Vermffgenstener hinzutritt. Andererseits freilich 
unterliegt dies Steuersystem in Frankreich hei der besonderen Be- 
lastung des Immohiltenverkehrs auch wieder dem Bedenken, zu 
den directen Steuern auf Immobilien erschwerend hinznzntreten» 
Die grossen Finanzbedfirfnisse haben aber genOthigt, das System 
festzuhalten, auszudehnen, in den Sätzen zu erhoben, so auch nach 
dem deutschen Kriege 1871. Die Vertheilung der Belastung auf 
zahlreiche einzelne Fälle von Bechtsgesehäften im Verkehr, sowie 
die lange Gewöhnung der Bevölkerung an diese plackereivollste, 
in germanischen Ländern ftür besonders lästig geltende BesteneruDg 
haben über alle Bedenken hiowcggebplfen. So sind denn auch 
nar gelegentlich kleine ErieichteruDgcn in Einzelheiten und einzelnen 
Sätzen eingetreten. 

Im Allgemeinen sind alle gerichtlichen und aussergerichflichen, 
privaten Urkunden und Rechtsgeschäilte, durch welche Eigenthum 
unter Lebenden und von Todeswegen, desgleichen Nntzniessuog an 
nnbeweglichem Eigenthum übertragen werden, sowie der Uebergang 
von Eigenthnm und Nutzungen im Intestaterbgang abgabepflichtig. 
Die bezIigUcben Urkunden oder in deren Ermangelung „Erklärungen** 
mttssen unbedingt, bei Strafandrohung, binnen gewissen Terminen 
zur ßegistrirung und damit zur Abgabet'estsetzuug gebracht werden, 
wenn es sich um Uebergang von Eigenthnm und Notzniessung, 
Miethe, Pacht u. s. w. von unbeweglichen Gütern handelt; in 
anderen Fällen muss Registrirung und Abgabeleistung ftir Urkunden 

') S. darüber die eingehörKle Erörtcruni^ im 2. Baude der Finauzwisseuacluift, 
besonders in der 2. Auflage, §. 224 fi'., S. 547 H'. 
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u. 8. w. nachgeholt werden, wenn diese Urkunden vor Gerichten 
oder oflTentlicben Behörden, zur Begrtlndnng, Beweisführung u. s. w. 
gebraucht werden. Das Enregistrementsystem umfasst somit die 
Acte der nicht- streitigen Civilgerichtsbarkeit, die betreffenden Ab- 
gabeo sind zum Theil sogen. „Gerichtskosteu" für die Mit- 
wirkung der Gerichte bei jenen Acten, insofern wieder mit Ge- 
bühren. Ausserdem gehören noch die sonstigen Gerichtskosten 
hierher. 

Die Art der Abgaben war von Anfang an (1798) eine zwei- 
fache, neuerdings (seit 1871) ist sie eine dreifache: 1) Feste 
Abgaben nach einem systematischen Classentarif im Allgemeinen 
ftir Urkunden bloss darlegenden, erklärenden Inhalts, nach der 
ODgefabren Bedeutung der behandelten Sache, daher 'ahnlich wie 
bei iStempelabgaben ; 2) abgestufte Abgaben (seit 1872), nach 
dem Werthbetrag, auf den sich die Urkunden, ohne dadurch unter 
die folgende dritte Kategorie zn fallen, beziehen; diese Abgaben 
siud jüngst (1893) aber zum Theil in die folgende Form mit ttber- 
geftihrt worden (s. u.); und 3) wirkliche P roporti o n al abgaben 
für Urkunden und thatsächlicbe Vorgänge, durch welche Rechte 
(Nutzniessnng: , Oenuss), Eigenthum an beweglichen und unbeweg- 
lichen Gütern zuertiieilt worden, Abgaben in a erschieden er Procent- 
h<»he nach dem Werth des betretVenden Ubjects. Diesen Pro- 
porüüualal)gai)eu sind auch die Schenkungen und Erbschaften 
unterworfen, nach Sfltzen, welche sich aber zugleich nach dem 
Verwandtschaftsverbältniss von Sclicnkci uiul Erblasser zum Be- 
schenkten, Erben und Legatar absiuten. Die gewrilmlichen Pro- 
portionalabgaben (auRser bei Schenkungen und Erbschaften) be- 
wegen sich zwischen und 5.5"'o im Principalsatz vom Werthe, 
wozu aber von Anfang au (1791*1 ein Zuschlag von 10"/o für den 
Staat, seit 1871 und 1874 ein weiterer von 10 — 15%, im Ganzen 
also ein Zuschlag von 20 — (meist) 25% des PrincipalsatzeK treten. 
Besonders der gewöhnliche Immobilienverkehr unter Lebenden 
(Kauf und Verkauf u. s. w.) ist mit den hfichsten Sätzen (5.5^ ,,, 
mit Zuschlag '^75*^/„I) belegt. An 90 '^' ^ dos riesigen Ertrags des 
Enregistremeut (allerdings einschliesslicli Erbsehalis- nndSehenkungs- 
steuern) fallen auf die Proportionalabgahen. Da letztere innnerhin 
principiell als Steuern, wie auch einigerniaassen als Gebühren, l icli- 
tiger als die festen Abgaben sind , besteht in der Gesetzgebung 
auch eine Tendenz, sie auszudehnen bzw. feste Abgaben in sie zu 
verwandeln. 
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S. Ober die franze Registrirung and ihr Abgabeäystem — das aacb fttr Darstellaug 
und Verst.inriiiibä scliwierig&tc und Terwickeltste Gebiet der gcsammten französischen 
Bcsteuäruug, wo das Detail aosserordeDtlich gross and schwer zu Ubersehou, in KOize 
gar nicht darzalegen ist — Fin. III, 8. 502—529 und 534—545: insbesondere mt 
genaneTcn Charactciistik der Abgaben Fin. Ilt, §. 213—218 (S. 511—523), zur Kritik 
eb. §. 225 (S. 541—545); ttber die admioistraÜFe Durchführune eb. §. 221—224 
(S. 534—541) : über Einzelheiten des Tarife eb. §. 218 (S. 523—528), auch mit 
Statistik. Das gehende Hauptgesetz ist das rom 22. Frim. VII (12. Dec. 1798); dazu 
zahlreiche Novellen (s. Fin. III, S. 502 ff). Die statistischen Jahresberichte der En- 
registrement-Verwaltung geben den besten Einblick in die Hauptkatcf!;orieu und Unter- 
arten der Steuere bjecte und Steuer^iitze S. Berichte f. 1S91 und ls9'2 iti Bull. 1893 
II, 557—591, f. 1893 und 1894 eb. 1895, II, 452—492. Die wichtigsten Daten f. 
1886 in Fin. III. 513 ff. — Die Ily pothekenabgabcn sind wesentlich Gebühren, seit- 
dem die eigentlich dazu gehörende sogen, üeberschreibungsgebiihr von P/a'/o 
Kcgistrirungsabgabc (von ursprünglich 4%) hinzu g-crechnet wird. Sie zerfallen eben- 
falls in feste und Proportionalabgabcn (HauptgcsctiJ v. 21. VeiiL VII [11. März 1799], 
s. Fin. III, S. 504, eb. §. 219, S. 528), In noch höherem Grade sind die Gerichts- 
schrei beroiabgaben (liroits de ^^refTc'i Gebühren fiir Amtshandlungen, meist in 
festen, in wenigen Fälleu in proportionalen Sätzen. Autheile an ihucu hat das be- 
treffende Affltspenonal (Haoptgesetz 21. Yent. VH, & Fin. III, 8. 504 iu §. 
S. 570). 

In den letztun Juhreu haben auch Kejiistriruugsabgabeu Aeuderuugeu erfahren: 
Im Finan^esetz v. 26. Juni 1892 für 1892, Art. 4 wurden die von der Register- 
venraltnng fllr die Sta.ltstasse iMliobenen Droits de treffe hei den Friedcüstrerichton, 
Giril-« Handclstribuualcu und AppcUhöi'eu aufgehüben, wai sich ci"sit nach und nach, 
mit Abwicklung der früher anhängigen Sachen . für den Staat in der betreffenden 
Einnahmevermindcruns: fühlbar macht (1891 7.63, 1892 6.09, 1893 1.90, 1894 
0.85 Miil. Fl. Einnahme). Durch dasselbe Gesetz sind Ermässigungen einer 
ganzen Reihe von Kegisterabgaben auf verschiedene gerichtliche und aussergerichtlicbe 
i'rknnden und Acten eingetreten, einige beseitigt, dafUr aber zur Deckung des Aus- 
falles für gewisse Uithuile, CoUocaüoiien und Liquidationen eine Reihe neuer Pro- 
portionalabgaben mit festen absoluten Minimalsät/en ein^:efü]irt worden (Art. 5 — 24 
de-J sren. Gesetzes'^, üebt r die finanzielle Wirkung dieser Aendcrnngen, die auch erst 
allmiilitf vollstatidii^- hervortreten wird, schon für 1892 aber in einer Abnahme dos 
Eitia-s sich zeigte, s. den Bericht f. 1892 in Rull. 1893 II, -555; f. 1894 eb. 1895 
II. 455. Im Fiiianzfresetz v. 2H. Aitü fiW im?, Ut diese Reform des Tarife 

des EnregistreiJJüiit für Gerichtskosten iti der Richtung, rroportionaiabgaben an Stelle 
fester treten zu lassen , weitergeführt und sind abermals einige feste SUze ermässigt 
worden und andere Erleichterungen eingetreten (Art. 19 — 27 des gen. Gesetzes) Man 
sah aber ein , dass man mit dem Princip der festen Sätze nicht ganz brechen könne, 
weil Vieles sich nicht bewerthen lasse und ein reiner ProportiODaltarif auch nicht 
immer gerecht wirken würde (s. aus den Motiven zu dem gen. Gesetz, Bull. 1893, I, 
20 ft'.). im Ganzen schätzte man die durch diese Bestimmungen des Gesetzes v. 1893 
herbeigeführten Ausfälle auf 5 Mill. Fr., immer noch nicht l*Vo Ertrags des En- 
reaistrement (hier mit Frbschafts- und Schenkungssteuerii). Zum Ersatz wurden ge- 
wisse abgestufte feste Sätze des Gesetzes v. 20. Febr. 1872. Art 1 in genaue Pro- 
portionakätze von 0.15 und 0.20% renraodelt (Ges. v. 1898, Art. 19). Weiteren 
Ersatz lieferte ein neuer Börsengeschäftsstctnitel (s. vi.). 

Der hnanzielie Efiect der erwähnten Aeuderungen im Tarif des Enregistremeut 
u. s. w. war In 1893 eine Mlndereinnabme ron 2.88 Mill. Fr. der bezüglichen Abgaben 
tregen wo noch die alten Sätze iralten i4~>.07 Mill. Fr. Einnahmi^n daraus im 

Ganzen] und ein Minus von 3.17 Mill. fr. in 1894 gegen 1892 (Bull. 1895 II» 
S, 455). 

Eioe Ergänzung- des Enre^n-strement, dessen BestimmuDgen 
hier theils eine Lücke gelassen hatten, tlieiis thatsächlich nicht 
niisgeftihrt wurden, noch werden konnten, bildet die 1857 hinzu- 
gei'ügte Umsatzsteuer von gewissen WertbpapiereD| in- uud. 
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auHlilndischen Actien uod Obligationen, mit Ausschluss aller, auch 
frenitier Staatspapiere. Der Umsatz dieser Effecten, als beweglicher 
Wertbe, hätte zwar eigentlich unter die Kegistrirung und die be- 
treffende Besitzwechselabgahe dabei fallen sollen, aber das hatte 
sich nicht durchf'tihrcn Ifis.sen. Die »Steuer war daher eine richtige 
Consecjuenz des Piincipis der Kcgistrirunj^sabgabe. Sie fungirt nicht 
sowohl als „Börseustcuer", denn als iSteuer auf bewegliches Kapital, 
als welche sie zum Effeetensteuipel und zur „Steuer auf den Ertrag 
beweglicher Wertbe" (oben S. 71) hinzutritt. Eine eigentliche 
formelle Lmsausteuer ist sie aber nur bei Namenpapieren, welche 
nur durch Umschreibung in den BUchern der Emittenten über- 
tragen werden können, hier beträgt sie nach der Erhöhung; von 
1871 V3%. Bei den anderen Effecten, also namentlich den inhaber- 
papieren, wird sie nach einem System des Zwangsabonnenients bei 
den Emittenten jährlich in einem Satze von nach dem Curse, 

nicht nach dem Nennvverth der Papiere erhoben. Je nachdem sie 
hier vom Emittenten (Schuldner) endgilti^ getragen oder dem Be- 
rechtigten ((Muubiger) in Abzug gebracht wird, hat sie freilich 
eine verschiedene Wirkung und einen verschiedeneu steuertechniscben 
Character. 

S. Fin. III, §. '2'>0, S. 522- 534, auch mit Statistik, üesn^r. r. '28. Jnn-; Iv,7. 
Art. ü ü. , Erhöhung nach dem latiuu Kriege. £rUag 1892 42.4 Miii. Fr. , etwa 
TVt'Vo Gesammtertracs de» EnreirietremeDt Stabiler Ertrag in den letzten Jaluren, 
1893 42.4, 1894 42.2 Mill. Fr., davon von heimischen Gesellschaften im Abonnement 
('/&*/•) ^«63, als eigeatiicbe ümsat2steuer 6.55, roa fremden (iescilschaften im Aboaae^ 
ment 4.90 lön. Fr. IMe Steuer ist tlbrigens im Zosammenhaaf mit dem Emissions- 
Stempel für W'ertlipupiere und mit der Einkommensteuer von hnwosjlichen Werthen zu 
betracbten. Fremde Papiere entziehen sich auch ihr leichter. Die neueste weiter 
anten darj^estellte Aendemng in der Besteuerung diraer Papiere (Etat f. 1896) 
soll auch diese Lücke mit ergänzen (Bull. 1895 T. S. 570 (f.). Eine üebersicht der 
ganzen auf den Werthpapieren lastenden äteuern wird uuteu bei der l>arbteUuug dieser 
aeaesten Maassxegel mit gegebeo. Auch die Seeassecuranz- Policen sind der Re- 
gUtriniDgaabgabe, mit 0.42*/« im Principal« unterworfen (Ertrag 1894 nur 0.28 IfiU. Fr.). 

Die Abgaben in Stempell'orm stammen auch aus dem aneien 
regime, sind aber durch die Gesetzgebung der ersten Revolution 
Beui,^estaltet worden. Nach einem ersten Misslingen (1790/91) haben 
sie zur selben Zeit wie das Enregistrement durch ein Gesetz von 
1798 ihre endgiltige Grundtage bis zur Gegenwart erhalten. Seit- 
dem hat auf dieser Babis nur ein Forlhau statt^eluuden. Auch 
diese Abgaben sind wie die Registera blähen gemischten Characters, 
tbeils Gebühren , theils (Verkehrs-, hie und da auch Verbrauchs-) 
Steuern, eine öfters in derselben einzelnen A})jrabe vorhandene 
Mischung. Im Ganzen waltet aber bei der stark häcalischen Ten- 
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(leüz, welche das französische Stenipehvesen von Anfang an hatte 
nnd später noch mehr bekam, auch hier das Steuerelement 
vor, doch jedcnialls nicht in gleichem Grade wie bei den Kegister- 
abiraben. Der grössere Theil des Ertrags (wohl an -!<^) kommt 
auch beim Stempel aul wirkliche Steuer, aber verhälliiissuiiissig ist 
das ein viel kleinerer Theil als beim Enregistremeut. Die Grenzen 
des Gebiets des Stempels sind ini All-enieiucn ähnlich wie in 
anderen Gesetzgebungen gezogen, doch iu weiterer Ausdehnung 
als meiätens in diesen, indem im Princip, wenn auch nicht in der 
wirklichen Durchführung, alle bürgerlichen und gerichtlichen Ur- 
kunden und Schriftstöcke, welche vor Geriebt vorgelegt uud zur 
Beweisführung gebraucht werden können, stempelpfiicbtig sind. 

So aucli Acten. Register rcrschiedenster Art, der Gerichte. Notan" in ^n^^issen 
Fällen der Ütaats- und ticmeinde-Behördei», Handelseüecten (Wechsel u. s. w.), W erth- 
pafdero (idl 1850X Vordebomogspolieen, Schlmmoten «Dd BechnuDfCD der Agentaa 
und Makler, Checks, Quittungen. Fiachtscbeine u. s. w., Jagdscheine, öffentliche An- 
schläge Q. m. a. m. Indem die xu registrireaden Urkooden auc)\ stempelpfliditig sind, 
werden dt« betreffenden Rechtsgesebifte «. 8. w. noch lidlier belastet Nach dem Kriege 
von 1870—71 haben Ansdehnt^ngcn t]:i 1 EihJ^hniiÄen. Auflegung von KriciirszTischläu'ca 
ütattRefuoden (zum al'cn löproceuti<:eu kam ein weiterer von 10°la* immerhin weniger 
ab beim EnrafistTemcnt, wo 15% liinxvtraten). Amdebnnnir dosStempete. BelMtang 
des Verkolirs uimI der Rcchtsg:eachäfte, der ürkiiiulen. freilich anch Erfrag sind so sehr 
bedeutend, auch im Verhältnis» za anderen L&ndoru, selbst zu England» was am so 
bemerkwiwwther, d» die noch höheren nnd ertragsr^cheren Begiatwnbgabea ausser- 
dem noch bestehen. 

Besondere Eigcnthüniliohkeifen zeigen sich auch in den Arten 
der Stempel, deren int Wesentlichen drei mit zahlreichen Gliedern 
und Tarifsätzen zu unterscheiden sind: 1) der Dirnen sions- 
«tenipel , welcher sich nach dem Umfang (Grösse) des für die 
stempeipllit litigen Schriftstücke gebrauchten Papiers richtet, daher 
nach einem rein äusserlichen Moment, wonach diese Stempelart 
wenigstens in den meisten Fällen — eine Ausnahnie hiervon bildet 
der Anscblägestempel — besonders unvollkommen erscheint; sodann 
2) eine Reihe von S p e c i a 1 s t e m p e 1 n , ein Tarif v(m festen 
Stempelsätzen ftlr verschiedene Urkunden, l'ajucre; endlieh ancb 
hier 3) der Proportionalstempel, nnr^h dem Werth des in der 
Urkunde erscheinenden Objects, insbesondere für Handelsett'ecten, 
namentlich Wechsel und andere Schuldscheine, dann seit 1850 tllr 
Börseneffecten , wesentlich als Emissionsstempel fUr in- und aus- 
ländische Werthpapiere, Actien und Obligationen (auch fremde 
Staatspapierc), die steiioiin litisch wichtigste, der Proportinalabgabe 
bei der Kegistriruug ähnliche Form. Man hat neuerdings auch hier 
gesucht, diese dritte Form anszudebneu und sie an die Steile der 
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anderen treten zu lassen, was sich aber doch nur in beschränktem 
Maassö verwirklichen lässt. Auch in neuester Zeit kam noch nicht 
des Gejjiimmtertrags des Stempels auf die Proportionalabgabe. 
Erst seit der Einführung des neuen Börsengeschäfts -Stempels (für 
1S93 ff.) ist diese Quote etwas grösser geworden, 1894 im Ergebniss 
der Einuabme 47.75 von 173.35 Mill. aus dem Stempel überhaupt. 

S. Näheres Fi n. III, S. .'04, §.226- 2;V.,S. -545 -.-,70. Haupt^esetz vom 13. nrum. VI! 
(.3. Nov. 1796). üesetz v. 5. Juni 1850 (Stcuipcl vou HaudclsefTccten, Börsenpapieren), 
l'ebor die ErhOhuagiSD , Aosdchnangen , Zuschläge nach dem deutschen Kriege eb. 
S. 504. VcrJinderung^en der letzten .Tahre (seit fanden folgende wichiifrere statt. 

Es ist dadurch auch der Ertrag nicht unbedentend im (janzen gewachsen (1890 165.88, 
1894 ni^.S."). Voranschlag 1896 188.40 Mill. I'r.). Eine im Finanzgesetz ?. 17. Juli 1889, 
Art. 7, fllr 1890 bestimmte Abänderung der Eisen bahn reo epii>äe und Fracht- 
scheine (Fin. III, S. 557) verwandelte die festen Stempelsätze in ab^jestufte nach dem 
Frachtbetrag bei Frachtgut (petite fitease), was indesBen ein Gesetz v. 26. Dec. 1889 
bereits wieder aufhob. Recepisse u. dgl. von Tramways wurden durch das Finanz- 
gesetz f. l^d'S V. 28. April 1893, Art. 38, auf 10 cont. für jede Ausfertigung gesetzt. 
Gesetz über Stempel von internationalen Bahnfraehtbriefen v. 27. Dec. 1892, Consequenz 
des internationalen Vertrags v. 14. Oct. 1890 über Eisenbahnfrachten. — Der Stempel 
für Keisepässe von 2 Fr. für Inlands-, 10 Fr. fdr Auslandspässe (Fin. III, 858, 916) 
▼aide doFcli Ges. v. 16. Juoi 1888 allgemein atif Ve ^f* (wozu 20% Zuschlag tritt) 
herabgesetzt. — Das Finanzgesetz f. 1891 v. 16. Dec. 1890, Art. 5, brachte eine 
Aendemug in der Affichensteucr (Fin. III, 555). Die Abgabe auf öttentliche 
Anacbl&go («ueer den gerichtlichen nnd amtlichen) des Gesetzes v. 8. Joli 1852, 
Art. 30, vtirde in eine jährliche Stcmp elabgabe fUr das Quadratmeter, welche 
sich nach der Ortsgrösse abstuft, verwandelt (Orte bis 2500, bis 40,000. über 40,000 
Einwohner und Paris, Stempeteats 60, 75 Cent., 1 Fr., 1% Fr.. Zuschläge erfolgen dazu 
nicht). Dazu AnsfUhrungsverordnung v. 18. Febr. 1891 (Bull. 1891 1, 244). Dies wurde 
aber bereits im Finanzgesetz f. 1894 r. 26. Juli 1893, Art. 19, wieder abgeändert. 
Die j&hrliche Stempelabgabe wurde in dne feste fttr die Oaner des Anseblngrs 
verwandelt, doch nach densidben Prlncipien der Bemessung nach dem Quadratmeter 
und der Abstufung nach der Ortsgrösse, nor mit etwas anderen Bovolkerungsstufeu 
nml liOheren festen Sätzen (bis 5000, bis 50,000. ober 50,000 Elnwobner, Paris, mit 
Sätzen von 1. IV3, 2, 2Vä Fr.). Das Finanzgesetz f. 1896, Art. 9. gestattete den ür- 
bebem voa Fapierafächen die belbststempeluag mittelst Anwendung von mobilen 
Stempeln. 

Gleichzeitig mit den oben (S. 78) erwähnten Abänderungen von Regis« -:0,?-abi.'a 
worden im Art 28 des Finanzgesetzes f. 189S v. 28. April 1S98 noch Stempel für 
BeclurangeBtlberBOTsenifeschftfte eiogefilbit DanaehmossfOrjedesBOisengeschUft, 
welches Uber An- und Verkauf, p. Casse oder auf Zeit, von Werthen jeder Art abge- 
schlossen wird, eine liecbnang (bordereau) ausgestellt werden« weldie einem Stempel 
von 5 Gent für je 1000 Fr. oder einen Brachthell davon nnteiüegt, für Reportgeschulte 
beträgt der Stempel die Hälfte. Näheres über die Durchführung in dem gen. Gesetz 
Art. 29 — 35 und Ausfabrungsveiordnang daza. Der Gesetzentwurf hatte den doppelten 
Satz, alter nnr fbr Zeitgeschäfte, und nach Stafen vorgescbli^n (Ball. 1893 I, 
17 ff.). Die Abgabe liat sich ziemlich einträglich erwiesen, 1893, wo sie nnr ftlr einen 
Tbeil des Jahres bestand, 4,39, 1894 schon 10.54 Mill. Fr. Im neuesten Finanzgesetz 
f. 1896 ist dieser Stempel für Geschäfte in franzOrisclier Bente Übrigens anf ein V4 seiner 
sonstigen Höhe herabgesetzt worden (Art. 8). Auch sonst sind kleine Verandurungen in 
Einzelheiten des Stempels vorgekommen. Man trägt dadurch wah^enommencn Mängeln 
bald im fiscalischen, bald im jndiciellen und Yerkebisinteresse Bechnnng. 

Im Finanzgesetz f. 189G v. 20. Dec. IS'J.'). Art. H — 7. hat eine wichtigere Ver- 
änderung in Retrefr des Stempels auf fremde Werthpaj)iere stattgefunden, im 
fiscalischen Interesse, aber auch um diese Papiere den inländiacli(!n mel»r in der Be- 
steuerung gleichzustellen. (S. Motiv», Bull. 1895 I, 570 ff. und oliffu S. 79.) Bisher 
seien sie durch I.Ucbm in der Gesetzgebung und durch mangelhafte Ausftthrang der 

A. WAsner, Fiuan2nri88en849hiift, Eigäuznngsbeft tv. Uand III. 6 
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in letzterer vorgeschriebenen Besteuerung günstiger gestellt gewesen. Gesetzlich ^ahleu 
französische Actien und Obligationen von Gobellschaften, Gemeinden u. s. w. dKri 
Stenern, einen Emissionsstempcl von 1.2**/,,, der aber meistens im Abonnenjent 
iiiit Jährlich 0.06"/o bezahlt wird (Gesetz v. 5. Juni 1850, Art. 22. 31), die Umsatz- 
steuer (droit de transmission) nach Art. 0 des Gesetzes v. 23. Juni 1857, httM. 
Art. o Jes Gesetzes v. 29. Juni 1872. mit O.ri0*,'o bei jeder Cebertra^ning für Namen- 
papicre, 0.20 " „ vom mittleren Curs des Vorjahres für lababerpapierc, endlich die 
Steuer von beweglichen Werthen mit 8. jetzt 4%. Ein 4*ft-FapitT wird so 
im Ganzen jälirlich mit 0.42 hei einer 20jJlhrig'en Datier zusammen mit 8.4 "/o 
Steuer belastet. Diesen neuUicheii Steuern sind lürmell gesetzlich auch die fremden 
gleichen Papiere (Actien, Obligationen, ausser Staatspapioren) unterworfen. Die Böxaen- 
uotirun» und die Erlaubniss, Geschrifte in diesen Papieren in Frr\n!:reich zu machen, 
ist an die Bedingung der Zahlung dieser Abgaben geknüpft, i ur Jie Effecten, welche 
amtliche Kotiiang verlangen, wird das auch dadurch erreicht, dass sie einen für die 
Zahlung verantwortlichen Vertreter stellen und die Znh! 1er in Frankreich circulireadeo 
Papiere angeben mtLesen. Aber vielen Gesellschaften und Emittenten gegenüber 
fehlt e» dem Fiscus an Zwangsmitteln, sie zur Stelloiig eines verantwortlichen Yer» 
treters zo oOthigcn. Die betreffenden Papiere tragen dann nur die Emissionsstempel 
von 1.2 ^ber entziehen sich der Umsatz- und der Einkommensteuer. Zur Aus- 
gleichung wurde vorgeschlagen, den Emissioustempel auf 2% zu erhöhen, der aber 
alle 5 Jahre im Fall neuer Geschäfte in dem Papier wiederholt gezahlt werden solle. 
In das Gesetz selbst ist letztere Bestimmung; nicht gelangt, sondern nur die Erhöhaug 
auf 2% (für die in Art. 1 des des. v. 23. Juni 1857 und Art. 1, g. 4 des Ges. r. 
SO. ^lärz 1R72 ) i- ' i^-lineieu Elfecten). Auch ist im Gesef?. df>r beantragte Berechnnngs- 
modus verändert und nach dem Nominalwerth bestimmt worden. Schon früher ge- 
stempelt gewesene Effecten haben nur den Betrag der Differenz gegen den siten 
Stempel, also 0.8"/„ zu entrichten. Zuschläge zu der Steuer finden nicht statt (Fin.ges. 
f. 18%, Art. 3). l)ie Regierung hatte durch ihren Yoischlag die Emittenten bestimmen 
woJlen, mehr znm System des Abonnements übenogehen nnd debei dann verantwort- 
licbe Vertreter zur Zahlung der dreifachen Steaer zu stellen. 

Fremde Staatspapiere unterlagen früher nur dem Emissionsstempel von anfangs 
0.5 (Ges. V. 13. Mai 1863, Art. 6), später 17« vom Nennwerth (Ges. v. S.Juni 1867, 
Art. 7), seit dem Gesetz v. 25. Mai 1872, Art. 1, einem festen Stempelsatz von 0.75 Fr. 
für Stücke bis 500 Fr , 1.5 Fr. für solche über 500—1000 Fr., 3 Fr. für solche über 
1000 — 2Ü0Ü Fr., und 1,5 Fr. mehr für jede weiteren 1000 Fr. oder Bruchtheil davon. 
Es wurde für den Etat v. 1896 bemtfagt. zum 1% Stempel zurückzukehren, diesen 
aber nicht vom Nennwerth, sondern von dem jährlich durch Verordnung zu bestimmen- 
den reellen Werth zu berechnen, dies im Interesse der erheblich unter dem Neuuwerth 
im Curse stehenden fremden Staatspapiere. Und ancb hier sollte die Steuerzahlung 
alle 5 Jalire im Falle von (Jeschäften in den Papieren wiederholt werden. Di»";" Be- 
stiumong ist im Gesetz selbst ^vicderum gefallen, auch der Stempel nur auf Va'/o 
gestellt (unter Ausschluss von Zuschlagdecimen) , doch vom Nennwertb. Die beteta 
froher g'estempelteu Papiere haben auch hier nur die Differenz zu zahlen (Etatsges. 
fc 1890, Art. ö). Dies Gesetz vorschärft auch die Sirafbeütimmuugen bei Geschäften 
in nicht nach dem neuen Satz gestempelten Effecten (57o vom Nennwerth als Strafe» 
mindestens 100 Fr.). Verstösse gegen die Vorschriften einer zu erlassenden Aus- 
lulirungsverordnung: sind mit 100 — 5ü00 Fr. bedroht (Etatsges. f. 1896, Art. 4 — 6X 
DieBflgierung hatte den Mehrertrag dieser neuen Stempel bei Spieren von ( iesellschafteik 
n. s. w. auf 1.2, bei fremden Staatspapieren auf 1^18, zusammen auf 15 Mill. Fr. fer- 
auschlagt, eine Zlfi'er, welche sich dorch die in das Gesetz selbst gekommenen Be- 
stimmungen indessen etiras racringeni mAehte. 

Zur Ergänzung der in Fin. III, S. 506, 523, 533, 567 und passim mitu:etheilteQ 
Daten (meist f. 1886 und für ältere Jahresreiben) folgen hier einige neuere statistische 
Angaben Ober die Register- und Stempelabgaben aas den sehr detailUrten 
und lehrreichen Jahresberichten der bezüglichen Verwaltung (neuester für 1S94 im 
BulL 1895 U. 452 li^). Eine Uebersicht des Stempeiertra^ von 1800—1892 im Boll. 
1892 n, 5&— 85, Die (Roh-)£rträge im Ergebniss in Mill Fr. 
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VexkehisbesteiMffajif. Euegistremeiit Stempel. StatistiL ^ 



I. En re^M stroment ISb'R 1894 

EiLTcntliche Keg^AbgabeD .... 4tio.;i4 477.47 

Davon wirkliche 2«'). 17 207.22 

Dgl. Erbsch.- u. Schenli.steuer . . 200.17 210.2.'» 

Droits de ?rcffo 8.08 0.8.> 

Uypothekeuabgaben 5.68 6.08 

GeldsiraiVn im Gebiet d. DirecUon . 1.27 1.23 

Seerersicb.policca 0.2.i 0.28 

Efrecten-Ümsatzsteuer 36.90 42.16 

Verschied. Einnahmen d. Ktg.abth. 1.56 2.95 

L Snmine Euregibtreuieat . . 519.11 531.02 

Samine ohue Erbscb.- a. Schenket 318.94 320.77 

II. Stempel 156.14 mM 

Samme Enregi^trem. n. Stempel . 675.25 704.37 

Ohne Erbsch.- u. Schenk.steaer . . 475.08 494.12 

III. Steuer r. bevegl. Weitben . . 47.24 66.21 

Samme 1— lU 722.49 770,58 

Ohne Erbich.- v. SchenkjBtftna' . . 522.32 560.33 



Der Voranschlag fOi 1896 im votirton Etat ist 581.19 für das ganze £u- 
registrement, 188.40 fttr Stempel, zusammen 719.59, fOr Steuer von bewegUehen 
W erth n 66.20, alles zusammen 785.79 MiU. Der Voranschlag' für 1894 war für di- 
drei Kategohecn 548.50, 161,79, 69.24, im Ganzen 779.53, ist also im Ergebmüs nicht 
eireiclit worden, indem Earegiatrement nnd Steuer reu heveg^cben Wertheu mebi 
anrUckblicben, aber Stempel mehr ergaben. 

Die Hauptfälle des Enregistrement waren nach dem Ergebnissim 
£nrage folgende in Mill. Fr. (weiteres Detail f. 1886 in Fin. III, S. 521—523, mit 
ndiefeii Angaben ttb» die TMifBMze bei den einseinen Poeten eb. S. 524). 



1 


1886 
lOOOScck. 


1886 
Ertr. 


1894 
lOOOStck. 


1894 
Ertr. 


Steoersatz (Principal) 
1886 1894 


A* Feäto Abgabe. 

L Olfit** iLndmlninr« Oikond. 


2379 


9.54 


2,419 


l I.:. Fr. M.r, Fr. 
l bis -JJ.:. Fr. bi>22.:.Fr. 


Z^-^tgäMk^ Udnnden . 


2,168 


9.97 


1,757 


7.33 


J 1.5 bt. U.2Ü Ff. 
\bi8l50Fr. bislSOFr. 


S.r^tawis«EicbUi6he üik. . | 


6,554 


14.47 


3,735 


8.92 


j U.75 Fr. U.5U Fr. 
\bia37.5Fr. bis 87.5 Fr. 


4. Civilstaiids-Ürkuiiden . . ^ 




0.2U 


11. 'J 


0.2 1 


Ibis 150 Fr. ^ ' 


8a^e A incL nach lltereo 


|11,109 


37.23 


7.923 1 2G.11 


alle mit 25 7« Zuschlag 


B. Feste ab ^«-.stufte Abg. 

Alter Tarif (187^ || 4Ö0 


iU.6Ü 




u.iy 


Diverse — 


Neuer Taig| (specieile Pro- 
ponionai^igalw). . . . 


1 




Werth 
M.ll. r. 
7,095.8 


15.77 




Davon: 1. parta;i?cs . . . 


;»:. 


;;.l.'-(>.7 


1 




2, Bildun^^ v. Uc^eiisch. . . 


9.4 


J.jn 


i.'t;'.';/.» 1*. 


■ - u 



a riiifay ü piyff i». * • || 106 j 2.19 1,207.7 | 3.o2| — u.2^/, 

6» 
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2. Abschu. FraazO«isctie Besteaeruof . §. 14. 





1886 ' 1894 ' 1894 'steacreatz 


(Principal) 


, lOÜOStck. 


£rtr. |lOOOätck.| £rtr. | 1886 


1894 



4. Ii -1 irschiod. aiid. 1 ;ille 
(«.ArLl>üeö.?.2Ö.F6br.lÖi2j|| 


22ü 1 


Ö.17 1,7W.5 j 


4.25I 


_ A 00 / 

• <- II» 


1 

Siiinine B ...... | 


4au 1 


lU.ilU| 




1 

l.>.9(i, 


allo m.2-V'/o 
— Zuacliiag 


C. Proportional absahen. ! 

l.Uebertrag. niif. Leben- 
den mit last. )1W0 Stck. 
Titel . . .\Mill. Wth. 1 


1.1;'.: 1 
a,022.5j , 




ia.U69.7l| 


101.20| 


alle mit 20 'Vo Zuschlag 


Davon: a) von beweizlichem 
Gat ^Verkiiofe 1 lUÜO i>tck. i 
ü. 8. . . \MilL Wth. • 


<n4l 
918/ 


18..'.2 


'^^^ ^ 1834 


Normal 2 7u, Ausnahia. 
0.10, 0.5, 1, S, 3.5 "V 


b) Vou u u b ü w g 1. / IIHJO Stck. 
GQt(Verk.n.s.w.)\Mill. Wth. 


2,104} 




Xoriiial Auaualiuiu 
4, aach0.20, 1, 2, 3bd7« 


2. Verschied, ürlc., Ver- 
träge unter fKXKl Stck. 
Lebeod. etc\Mill. Wth. 


6,022 \ 
7,277/ 


I ( 


Alle mit 25% ZwcU. 


Davon: a) Pacht, Mieihc, 
anticUruiiöcbti /lUUO Stck. 
Tertr&ire . . tUÜL Wtfa. 


\ 2,915,4/ 


1 7.74 


l;5,2lö l 
< 8,072.8/ 


8.17 


Koruial Ü.20, Auaiiaiim, 
2, »noh 4%. 


b) Zuschläge, JlUUUStck. 
Sitbmi89.n.dgLtMUL Wth. 




Normal I. auch ''V^i^. 


c) Scholdreracbreibanf^n 
aller Art . . f 1000 Stck. 

iMill. Wth. 


' 2,22:{ ] 
2,152.sj 


»2.08 


fl.TW 1 
\1,7M.2J 


:-iU.47 


Normal 1, Wechsel etc. 
0,.">. Feuerrcrs.-Pol.S" ,„ 
Auäu.s. '6, 0.15, l.^^/*. 


d) Sohuldbüfrci- f 1000 Stck. 
unjf.(Quittun,u i IMill. W th. 


IST \ 

i.l;:2.4| 


7.10 


1 4i:i ( 
U.ii'.t.i'/ 


7.05 


Koniul 0.5*/«. 


e> Verurth.,Li4Ui- 1 iOiÄ<StcL 
dftt u. s. V. .\MiaWth. 


1 572.9}! ^-^^ 


{ ?4.6}| ^-06 


NoflD«l0.5,A«8D.fl^^. 


1"> Gauüoncu llOÜOStck. 
. Q. dgJ. \liiU.Wtb. 


7i> 1 
l 211.0/ 


1.08 


{ i^Ui 


jJCoriaal 0.5. Auusu. 0.10. 
1 0.257». 


3. Proport. abgaben auf 
Urtheilt! u. s. w. (z. Tbeil 
tin Steile vou Nu. 2, o; 
neues Ges. t./I 000 Stck. 
26. Jan. 1892 \Mm. Wth. 


1! 

ij 

i - 


r 


1 442.2/ 


7.98 


Haiipt8UseO:25, 

auch 1. Ü.75, 3** „- 


r flOOOStck. ; 7,4fKi 1 
buuuuoC . .|Mm.Wth.;|10;299.5] 


j2ia.4| 


. ''^^^ i 

|10,077.7/ 


j22U.Oö 


1 ^ ^ 


Snnune A bis C . . . . 


II — j261.2 




|262.8 1 .V 



Dieso Tabelle zeigt u. a., dass die Registembgabcn sich in einer Hiusicht auch 
in den letzten Jahren günstiger entwirkelt haben, ncmlich in der Richtung, dass sie 
in noch höherem Grade Proportional- statt fester Ab{j;abeii geworden sind, womit 
idch di^e an sicli so sohirere Besteuerung der Leistungsfähigkeit immerhin mehr an- 
BcUieast. 1886 trafea auf die 3 Kategoiieu A, B, C 14.3, 4.0, 81.6. 1896 bzw. 10.0. 
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6.0, 84.0 wobei aber B jetzt mehr als früher der Proportionalabgabc [C) sich 
niliert. Diese Veitheilaii; zwischen Proportional- und fester Abgabe ist aach ein 
gUnatiger OAtencliSed des EnregistreiiMmts fobi Stempel (s, n., meh Fin. m, & 568). 
Die Effeetea-DmsatzBteiiei ergab fdgeude Daten (a. Fio. IH. S. 588): . 

1885 1894 



FrinzSs. Act. Abon». 0.20% 



Oblig. 



„ Act. Steuer 0,507« • • 

.» Oblig. , 

Samme 

Ausländ. Act. Abonn. 0.207„ . 

«4 Oblig 

Samme 



Belege Werthe 
Mül. Fr. 
. 6,912.6 
. 6,665.7 
426.8 
. 556.9 
14.562.0 

1,195.3 
1,218.7 
2,414.0 



Ertrag 


Belegte Werthe 


Ertrag: 


MiU. Fr. 


MiU. Fr. 


MiU. Fr. 


13.88 


5,850.8 


10.70 


1 O '>•> 
i»>.').> 


9,966.9 


19.98 


2.13 


497.6 


2.49 


2.78 


812.1 


4.06 


32.08 


16,627.5 


37.18 


2.39 


1.071.3 


2.14 


2.44 


1,410.9 


2.82 


4.83 


2.482.2 


4.96 


36.90 


19,109.7 


42.16 



ZnsanuDen (mit Nebentaxen) 16,975.9 

Das JaLr 18S5 ist hier statt IS'Pß zum Yerglcich genommen, weil dies eine ab- 
uorme Verminderang der ausländischen Obligationen gezeigt hatte (s. Fin. III« 533). 
Bemcrkensweitli ist seit 10 7ahi«ii die Abnabme des Actien> und die Zanahme des 
Obligationeiibcbitzes. Niclit zu vergessen ist , dass die französische Rente hier fehlt. 
Die kleinen Beträge der aoswärtigen Werthe deuten auf die Lacke des Steuerxechts, 
die das Gesetz vom 29. December 1895 avsfMloi wilL 

Die Stcmpelabgaben gestalteten sich fotgendeimaassea in MilL Fr. (8. die 
Fin. III, S. 552—562, 567 eingestreuten I>aten). 





Ertrag 
1886 1 1894 


Steuersätze, alle, mit einzelnen Aus- 
nahmen, mit 207« Znschlftiren 


A. X i h t- proportio- 

naier Stempel 
1. Steinpelpap. n. Maiken 


1 1 

55.58 1 49.70 ' 


0.5—3 Fr. pr. Blatt 


2.< Yeniob.poL ausser Se^ 


4.38 1 7.27 1 VeCDdiiedea 


3. Dimensioiispap.st. '.An- 
schläge, Acte jed. Art) 






0.05—0.20 Ft. und 0.S0— 1 Fr. 


4. Quitte Checks . . . 


18.04 22.oi 


Meist lU Cent. 


5«'laiteK Specialst aof 
; Tnospoffte 


80.00 


82.38 


Qewfthnl. Fraehtsch. 0.50, Reeep. der 

Eisenbahn. ().?>:>. Frarlitscl:. ? rs. 0.70, 
letztere beiden ohne Zuschläge. Con- 
nossamente 2, 1. 0.50 Fr. 


6, Verschied, feste Spe- 
. ciaist. (Anschläge, Quitt. 

öir. Gass., Pässe, Jagd- 
• i^ine etc.) .... 


8.15 


j 0.50—1 Fr., Pii^i-se trtlher *i (iiilaud.') 
und 1<) (ausliind.j, jetzt beide 0.50 Fr,, 

.hti^dscheine l'i Fr. 

8.61 1 


Samme A ) 122.80 1 125.60 | 


^<«P(op<>'!(loAal»teiii- 

l<!AElidel«p*p. jeder Art, 

r.n-h \ot. il. Bank v. 
Ifüiur. , Bors.sesch. St. 


14.12 


, 24.G9 


Meist Absrhnitt*^ v^. 5 Cent.— 10 Fr., 
u. CM) t . 1000 Fr. bei Beträgen aber 

1 20,UW b"r. 


2^ Act. u. Oblig. franz. (ie- 
sellscb.. G^f«iiideii ete. 


16.76 


17.31 


0.50 D. 1%. im Abonn. O.oV';,, 


3||(M|i|^ Wenl^pieie 


2.96 1 5.75 


U.T:) bis .>oo Fr., 1.50 Fr. je 1000 fr. 
Keine Zuschlüge 



Summe B 



o3.8-l 47.7."» 



: «od B I 156.14 | 173.35 | 
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Die Jagdscheine ergaben 1886 7.04, 1894 7.34 Mill. Fr. Die Besteuerung der 
fnnzUsiscbeti Wertbpapiere (6. 2) fast ganz im AlMBiiMBent. Äocli beim Stempel bat 

sieb die Quote des Proportionalöteuipels von 1886—94 von 21.6 auf 27.6% erhöht, 
aber ist immer noch ausserordeatUck fiel kleiner gegenüber dem Feststempel als im 
Falle des EnTegfotrement Zn dieser Verindenmg der Qooten zwiscben beiden Haupt- 

arten des l'ranzt'isisdicii Stempels hat namentlich die Eintührung des Börsenf^esobifts- 
stempels in 1898, mit 10,54 MilL Fr. Ertrag in 1894 (in der Tab. in Kabrik B. 1 
mit enthalten) beigetragen. 

Zur Beleuchtung der die Besteuerung der Werthi'apierc betreffenden Verbält- 
nisse (oben S. 82) und zur Ergänzung der statistischen Daten in Fin. III, 49S dienen 
folgende Angabea Uber die bestenertea Eztiige in Hill. Fr. Stettenats 1886 8. 





li<»6 


1894 






600.5 


„ Obligatioiirii 


766.9 


8.>17 


^ lAter.aiith., Command.kapit. . . 


iio.ä 


66.2 


Sttmmo 


1458.8 


1520.4 




42.5 


47.9 


Obliirntionon 


62.« 


70.8 


Geseli;»ch. mit (itltern in Frankr. 


lü..^> 


15.0 


Somme 


115.8 


18S.3 


Znsammen 


1554.5 


1653.7 



Haa wird anch hiernach annehmen köaaea, da» diese Steuer ron firemden 
Paplecen nur zu eiaeiD Tbeii bezahlt wird. 

Die Abgabe von Erfindungspatenten. 

Sic ist nach dem Gesetz vom 5. Juli 1894 für die drei Perioden der Patent- 
daiier von 5, 10 und 15 Jahren 500, 1000 und 1500 Fr., jährlich in Baten von 
100 Fr. zu entrichten. (Hiernach ist die Darstelhin? in Fin. III, S. 571 etwas ZU be- 
ricMgeß). Ertrag nach Etat f. 1896 2.7 MilJ. tr. 

Die Transportsteuern vom öffeotlichen Fnbrweik, be- 
sonders Eisenbahnen, haben eine lange, nicht unwichtige Geschichte 
und bilden ein ziemlich erhebliches Finanzobjcct. Die Steuer war 
anfangs auf den Personentransport beschränkt (1797), wurde dann 
auf gewisse Waarentransporte ausgedehnt (1804) und bestand je 
nach Art der Transporte in einer proportionalen Ertragsabgabe und 
gewissen festen Abgabesätzen , woza 1317 noch Licenzabgaben 
vom einzelnen Fuhrwerk traten« Grosse und steigende finanzieUe 
Bedeutung haben diese Steuern erst durch ihre Anwendung auf 
den Eisenbahnverkehr erfahren. Es sind hier mehrfach Ver- 
änderungen eingetreten, nach dem Kriege von 1870 Ausdehnungen 
(vorübergehend 1874—78 auch auf den gewöhnlichen Frachtverkehr) 
und Erhöhungen der Steuer. Das regelmässige Steuerobject war 
in der neueren Gesetzgebung der Personen- und der Eilgut- 
yerkehr, welche verhältnissmässig hohen, 1871 stark erhöhten 
Steuern in der Form der Proportionalabgabe (1855 10%, seit 1871 
20^Iq, mit Zuschlagdecimeo) unterliegeu. Diese Stenern durften 
auf den Bahntarifsats geschlagen und mit diesem in einem Satse 
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erhoben werden, sodass sie sich als wirkliche Beste aeruug 
des Verkehrs, bezw. der Benutzer erweisen. Jüngst (1892) sind 
aber im Interesse der Herabsetzung' der Tarife starke Er- 
mrlssigungeu der zugescbiageoeu öteuera uud sonstige Aeii* 
derangen erfolgt. 

Die verwickelten Verhältnisse mit vielen Details entziehen sich einer kurzen Dar- 
stelioDg. S. ^'ähere» Fia. UI« & 288. 239. S. 572—579. Haupt^esetze vou 9. Veadöm. 
VI (80. Sept 1807). S.Vent XII l23. Pebr. 1804), 6. Sept. 1871. Für Etseitbahnen 

Oes. V. 2. Jali besoiuler.s r. 14. Juli 18'.*), wodurch die Steuer für diese Bahnen 

vaseQÜiche Veränderungen exfalii. Hinzelues, aucli die neoesten Acuderaugen häogea 
mit den cnmplicirteu gesetdichen und TertngsmSssii^n Beziehungen zwischen dem 
Staat und den Eisenbahngesellschaften zusammen. Nach längeren Beintihungen fand 
durch Finanzgesetz t. 26. Jan. 1892, für den £ut von 1892, Axt. 26— 28, eine neue 
Ordnung der Besteoenrngsrerhältnisse mit starker Ermässigung statt, ans- 
gesprocbenermaassen im verkehrspolitischen Interesse und im Ziisammetihung mit der 
oeaesten Handels- und Zollpolitik Fnnkroicbs (1892). Das fscalische lateiease, das 
eine solche Reform bisher gehindert hatte, vnrde zarttckgestellt, ein starker Aosfall 
(von ca. 50 Mill. Fr.) wurde vorausgesehen (s. Motive zum Etat f. 1892, Bull. 1891, 
I, 250 tf., auch in Betreti der complicirteu fierechuungsweise der Steaer und der 
dadurch l}edingtcn Tarifsätze). Der 10% Zuschlag des Art. 12 des Gesetzes vom 
16. Sept. 1871 wurde aufgehoben für die Platzpxeise der von Eisenbahnen, öffentlichem 
Fuhrwerk, Dampf- und anderen Schiä'en transportirten Personen, ebenso fUr die Preise 
von Gei)jick und Eilgut; iur lot/.teres und für Lebensmittel uud Vieh wurde auch die 
gesammte Proportionalabgabe aufgehoben, die somit nur in geringem Maasse für 
einige Objecte hcstchen crebliebeu ist. Weitere Erleichteruniren in Art. 28 des gen. 
Gesetzes; für Bahnen vun Lücalinteresae und Trauiways uiii mechanischer Zugkraft 
3*/o Proportionalalj<;ai! vom Platzpreis der Passagiere nnd Eilgepäck. Im Etat für 
1^92 dalier Anschlag des Ertra^rs der Eisenbahnsteii'-r nur 54.4 Miil. jfe^en 100.4 
Mill. L'r. in 1891, obi^leicli die Eruiäsiigungen erst am 1. April 1892 eintraten. Der 
Ellfrachtverkehr der Bahnen ist nunmehr fast ganz steuerfrei geworden (Ertrag 1891 
16.5 Mill. Fr., nur noch 1.95), der Personenverkehr träcrt (in dem alten, vor 

1871er Steuersatz mit Decimeu zu». 12 V«) nur »och 47.09 Miii. Fr. äieucr, gegen 
79.2 in 1891 (Bull. 1895 I, 24B). Diese Erleichterungen sind den Benutzern selbst 
durch die Herabsetzun-? der Tarifsätze zu Gute gekommen. Transportabgabe von 
anderem Fuhrwerk isy2 im Ergebniss 5,145,000, lb% im Aikschlag 5,110,000 Fr. 
Eine Statistik der tinanziellen Lasten der Bahnen für den Staat, nach den einzelnen 
Kategoriecn. Eisenbahnstcupr, Frachtschein-, andere Stempel, Steuer für Actien und 
< ibligaiiüiieß, Einkommensteuer von den beweelichen W'ertheu u. A. m. i'ar 1886, 
n.^cli Bahnverwaltungcn geschieden, im Bull. 1890, I, 189 f. — Die Eistnbnhn- and 
1 uhrwerkstener gehört zur Verwaltung der indirecten Steuern. In deren Jahres- 
berichten Statistik (jährlich im Bull.) und die Erträge im Etat bei dieser Steuergrappe. 

Die hier als ,,Verkehr8be8teuerung'' ziisainmengefasBte 
Steaergruppe (Enregistreraent, Stempel, Eisenbabnstener etc., aller* 
dinge einschliesslich Erbschafts- und Schenknngssteiter) ist dem 
Ertrage Dach auch nach den io den letzten Jahren erfolgten kleinen 
Aenderangen nnd Erleichterungen im Bnregistrement und nach der 
Herabsetzung der Eisenbahnsteuer, immer noch die bedeutendste 
•Steuergattnng im französischen Etat, welche nicht einmal von den 
Übrigen gewöhnlichen inneren indirecten Stenern im Ertrag er- 
reicht wird. Nur bei Hinzurechnung der Monopole zu letzteren 
ist die innere indirecte VerbranchsbeBteuerung ertragsreieher. Aach 
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bei Absetzung der Erbschafts- und tSchenkungssteuer (mit ca. 200 
bis 210 Miil.) liefert diese Verkehrsbesteuerung mehr als die ge- 
sammte direete (Hauptsteuern und Öpecialtaxen) und gut soviel als 
die indirecte ohne Zuckersteuer, Zölle nnd Monopole. Immerhin ist 
aber gerade in den letzten Jahren der Ertrag der übrigen Steuern 
stärker als derjenige der Verkehrssteuern gewachsen, so dass letztere 
mit Erbschafts- u. s. w. Steuer nur noch ein gutes Viertel (etwas 
über 25°/o) vom Gesanimtsteuerertragj gegen ca. 30 " o Mitte der 
1880er Jahre, aufbringen; übrigens in diesem Umfange noch immer 
das IVs^'acbe der directen Staatssteuern. Diese Zahlen zeigen und 
die Formen von Enregistrement und Stempel bedingen eine un- 
gemein starke Belastung des Verkehrs, bezw. der betreffenden 
Steuerpflichtigen, auch wenn man das Gebtihrenelement in Register- 
und Stempelabgaben berücksichtigt Durch die vielfältige Zufällig- 
keit und den ungleichmässigen Umfang des Entstehens einer Steuer- 
pflicht wirkt diese hohe Verkehrsbesteuerung auch steuerpolitisch 
nngenOgend, ungleichmässig. Die Belastung zumal des Immobiliar- 
vermögens, welches ohnehin durch die directen Steuern schon hoch 
und durch die Erbschaftssteuer noch einmal besteuert wird, ist 
durch das Enregistrement eine wahrhaft unerhörte : fast 7^/o Steuer- 
satz bei Verkäufen, eine gut zweifache Jahresrente des (zumal 
ländlichen!) Grundbesitzes. Eine Besteuerung, die nur vielleicht 
das eine Gute hat, die Bodenspeculation (auch bei städtischen 
Grandstttcken) hintanzuhalten und die Mobilisirnng des Besitzes 
etwas zu hemmen, freilich auf der anderen Seite den wirthschaft- 
lich, technisch und socialpolitiseh wünsch enswertken Besitzwechsel 
auch erschwert, den sonstigen liberalen*' Grundsätzen des fran- 
zösischen Verkehrsrechts entgegen. Aber — diese Besteuerung 
vei*theilt allerdings die grosse Steuerlast auf zahlreiche Einzelfälle 
und lässt sie so ertrSglieher werden, jedenfalls so erscheinen. Auch 
dient sie wenigstens in gewissen Fällen snr passenden Ergänzmig 
der Lücken der directen Steuern, besonders für die Besteuerung 
des beweglichen Vermögens, des Kapitals, freilich nicht ebenso 
in ihrer Wirkung auf Erhöhung der Belastung der Immobilien. Sie 
in erhebiicfaem Maasse durch andere Steuern zu ersetzen, erscheint 
wenig aussichtsreich und auch steuerpolitisch nicht unbedenklich, 
von dem Falle einer grossen Beform der directen Steuer abgesehen, 
welche sich in der Richtung der Einkommen- und Vermögenssteuer 
bewegte. Eine solche Steuer würde freilich dann theilweise auch 
mit an die Stelle der im Folgenden behandelten Erbschafts- und 
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Schenknngsstenem treten, die im Enregistrement ja mit enthaiten 
sind. Eine Ersetzung des übrigen TheUs des Enregistremeot and 
Stempels böte Doch weit mehr Sehwlerigkeiteii. 

Die neuesten Vor(^än-;e ^eit 1888 bestfttigen das Urtbeil in FIn. HI, §. 240, 

S. 579—582 und §. 245, S. 596. 

§. 15. Erbecbafts- und Scbenkangsbeetenernng, 
die Hauptform der „ Anfallerwerbs -Besteuerang" in unserer Ter- 
minologie (Fin. II, 2. A., §. 2S2Ü., 242-243). Das Characteristiaebe 
dieser entwickelten, ziemlicb beben Sätzen unterworfenen und er- 
tragsreichen Steuern ist in Frankreicb deren völlige Eiu- 
gliedernng in das System der Registerabgaben, daher 
die Anwendung der Grundsätze der letsteren, als Besitswecfasel- 
abgaben, anfsie, nur mit Abstufungen des Steuerfasses nach dem 
Verwandtscbaftsverhttltniss nnd bei den Schenknngssteaem ansse^ 
dem nach dem Umstände» ob es sieh um Schenkungen im Heurath»- 
vertrag oder ausserhalb desselben handelt Die misslichsten drei 
Poncte des französischen Stenerrechts folgen ans dieser Eingliedernng, 
einmal die sn weit gehende Oleicbsftellnng von Besitzwechsel wegen 
Todesfalls nnd in Folge Schenkungen mit denjenigen durch Rechts- 
geschäfte unter Lebenden nnd mit onerosem Titel, femer der 
Kichtabzng der Schulden nnd Lasten vom Werth des Stenerobjects 
und endlich die allgemeine Anreihnng von Schenknngssteoem ttber- 
haupt an die Erbscbaftsstenem nnd übrigen Besitzwechselabgaben 
des Earegbtrement Besonders schwer nnd im Allgemeinen sn 
schwer y an sich nnd vollends im Vergleich mit dem beweglichen 
Verml^gen nnd Kapital, snmal im Hinblick auf die directen Stenern 
und die übrigen Enregistrements- nnd Stempelabgaben, welehe es 
direct nnd indirect treffen, wird anf diese Weise wieder das Im- 
mobiliarvermögen, der Grandbesitz in Stadt nnd Land 
belastet, wenn man ancb sonst die Tarifsätze der Erbschafis- nnd 
Schenknngsstenem nach H()he nnd Abstufung rechtfertigen kann. 
Oer erstgenannte, misslicbe Fnnct ftthrt dazu, alle Tarifnormen, 
die Zuschläge zu den gesetzlichen Hauptsätzen nnd die Normen 
zur verwaltungsrechtlichen DurchiÜhruDg des Enregistrement ohne 
Weiteres anf die Erbsehailts- und Schenkungsstenera anzuwenden, 
was zu grossen Härten nnd Bedenken führt. Der zweifgenannte 
Fnnct ist zwar oftmals als Uebelstaud anerkannt, seine Umänderung 
durch Gewährung des Abzugsrecbts fHr Schulden und Lasten ins 
Auge gefasst worden und wurde auch jüngst wieder in einem Ge- 
setzentwurf von 1894 hinsichtlich einer grösseren Reform für die 
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Erbschaftssteuern veiitilirt. Aber anderseits ist das bestehende 
Kecht des Nichtabzu^s der Schulden u. s. w. auch immer wieder 
als Cniisequenz des Princips der J^eRitzwecbscIabgabe, 
als welche die Er})scbaft8- und Schenkungssteuer bebaiuiclt werden 
solle und müsse, in Schutz genommen worden. Die betrefi'ende 
Umänderung- des Kechts bietet auch technische 8cb\vierip:kciten. 
Ohne Erhöbung der wSteuersUtze würde sie Ertragsaustalle bewirken, 
die man in der französischen Finanzlage und bei der sonstigen 
Anschauung über diese IStcuern glaubt vermeiden zu müssen. Die 
Verbindung einer Schenkungssteuer mit dem ganzen System fUr 
definitive Schenkungen unter Lebenden, insbesondere auch unter 
nahen Verwandten, ist bisher immer im tiscaliscben und Gerechtig- 
keitsinteresse beibehalten worden, um Umgehungen der Erbschafts- 
steuer zu verhüten und wiederum eben das allgemeine Prlncip der 
Bcsit/wechselabgabe auch hier zur Anwendung zu bringen. Doch 
bleibt das grosse Bedenken bestehen^ dass diese Schenkungssteuer, 
trotz der vielen Formalitäten und Cauteleu des Enregistrement, 
welche auch auf sie als ein Glied des letzteren angewendet werden, 
doch nicht genügend und namentlich auch nicht gleichmässig für 
alle Vermögenskategorieen durchgeführt werden kann. Immobiliar- 
vermögen vermag sich eben auch hier nicht zu entziehen and wird 
von den viel höheren Steuersätzen getroffen, MobiliarvermOgen, ins- 
besondere das in Werthpapieren bestehende , wird dagegen viel 
weniger sicher zur Bestenerang herangezogen, wie die Steuer- 
statistik unverkennbar zeigt. Ohne eine tiefgreifende Reform, 
welche dann wohl in einer völligen Ablösung der Erbsebafts- 
und Schenkungsstenern vom Enregistrement und einer V erselb- 
ständig nng dieser Steuern bestehen und bei den Schenkungs- 
Stenern viel schärfere Cautelen und Controlen einführen mtlsste, 
wird diese französische Bestenerang erheblichen Bedenken aus- 
gesetzt bleiben, zumal die Öchenkungssteuer. Auch der neueste, 
anssiehtsreiche Reformplan von 1804 96, so beachtenswerth und 
richtig er ist, beseitigt diese Bedenken nicht ausreichend. 

Dies Urtheü stimmt mit unserem früheren noch jetzt ganz tlbcrein. S. die nähere 
Darlegung ia Flu. III, 241 — 244, S. 582—595, aameutUch audi die daselbst mit- 
getheuten statistischen Daten und die daraus gezogenen ScblOwe. Die seitdem weiter r 
LiiizutrekouimLiio Statistik (für 1891 und 1892 im Bull. 1893, II, S. 560, für 1893 
and 1894 cb. 1895, II, 4C0) bestätigt diese Schlüsse darcbaus. Die Gesetze sind die 
des Enregistrement (o. S. 78) ; specielle ia Fin. III, 8. 582. 

Die Principalsteuersätze. zu denen die älteren unJ »eueroii Zuscbläge der 
£egisterabgaben treten, seit 1871 and 1874 25*Vo* Erbsciiaftssteaei: 
Diracte Linie (gleich fftr Aflcendeotai DesoeiideiitMi) 1, EbesaAten 3, eiste Seiten- 
linie (Geschwister, Onkd nnd Tanten, Neffen und Kichten) 6.50, sirelte Seftealinie, 
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(ürossonkel, -Tanten, -Keiren, -Nichten, Geschwisterkinder) 7, weitere Verwandte bis 
12. Grad (wo das Intestaterbrecht aufhört) 8, Nichtrerwaudte 9"o' Die Schenkungs- 
üteuersütze, ebenfalls mit 'I-t^U Zuschlägen, stafen sich nach einem complicirten Tarif 
ab nach den drei Momenten der Verwandtschaft, der Dcbertragung durch Heiraths- 
rcrtrag oder nicht und, bei dirccter Linie und Ehegatten (dagegen nicht bei der 
Seitenlinie oder Nichtverwaudten) nach dem Unterschied zwischen Mobilien, eioschIiess> 
lieh Werthpapicren u. dgl. eiiii r-, Immobiliftn anderseits. In dem practisch weitaus 
wichtigsten Fall der directen Linie (auf die von den Ucbertraguugeu unter Lebenden 
schenkungs weise ca. 95";„, vom Steuerbetrag ca. 80*/o kommen) ist der Principalsatz 
für bewegliches Verinöjren 1.2-'i im Ehevertrag, 2.-")"'„ sotii^t, letzteren Falls bei Thciliins: 
(partage) auch 1.25"/o» für uubewcglicho Vermiigeu in diesen drei Fklieii bzw. {>.~i't, 
4 und l^«/o- 

S. Uber die Frage des Abzugs der Schulden , die wiederliolt im Parlament be- 
handelt ist, die eingebeaden Erörterungen von Matbieu-Bodct, Finauccs fran^aise» 
(1870—78, Paris 1881), IT. ch. 18. p. 146 IT. Er renrirft die Forderong des Sebald- 
abzugs, weil die Üngleicblu^iien auch dann nicht fortfallen würden, der Nichtabzug 
eine Aasgleichang für die Verheimlichungen eines Theils des Activvcrmögei» sei. neue 
BetrOgereie» entstSoden, die Haassregel genule dem ItadUchen Eigentboin schidlich 
wäre, schärfere Einmischung der Steuerrerwaltung in die Faujiliengeheimnisse nothig 
macbte and eiae wesauUicbe Grundlage des ganzen Steaeisystems eracbuttera wurde. 
Doeh seUigt aveh er ris Abblühe der Mimstibide der gleicben Besteaeroiig Tersebnldeter 
und unverschuldeter Erbschaft u. w. eine Verschiede nheit des Steuersatzes 
lor. Unter anderem bat auch die fiscaliscbe Seite der Frage es bisher in Frank- 
rdcb noch immer nicht m diesem Abzug der Schaden Itommen lassen, der in England 
schon län-rer orroicbt ist. "Man bat den Ausfall für die Staatscasse mitunter, wohl zu 
bocb. auf 20 — 2ö7it veranschlagt, indeüsen Hesse sieb dies durch eine entsprechende 
ErbObnnp und Aenderuug der Steaenätze Temeiden. Jedenfidls würde »ach bä einer 
solchen uicbt die GesammtUst der ErbseballMsteiter rermiudert, aber ricbtiger rertbeilt 
werden. 

Im Jahre 1894 ist von dem Finanzmioister Poincarü bei Gelegenheit der Vor- 
lage des rectificirten Budgets ftr 1895, Daebdem die Kammer die vorgescblageue 
Reform der directen Stenern (Wohnnnffssteuer u. s. w. s. o. S. 64) abgelehnt hatte, 
eine entsprechende Heform der £rbschaft:steu6r, welche zugleich weitere eingreifende 
Aendemngen enthält, beantragt worden (s. Butt. 1894 II, 306. 341 C). Mit von 
Einfluss darauf war wolil die netie Gesetzgebung Elsass-Lothrinere ns über die 
Erbschaftssteuer. liier ist durch (jesetz vom 12. Juni 18^9 der Abzu»? der Schulden 
und Lasten etogefehrt und sind einige weitere Aendemngen der bis dahin geltenden 
französischen Gesetze erfolgt v^f die Noten in Rull. l>^^f' II, S. 7H ff, zu jenem 
elsass-lothhngischen Gesetz, worin die Abweichungen vom französischen Hecht hervor* 
gehoben und giosairt werden). Die Scboolcangtsteaer ist in Ekass^Lotbrincren durch 
dies Gesetz nicht verändert worden. (S. darüber Carl im Fiuanzarchiv 1893, IX, 
241— 2*iä.) Ucr Hauptgruudsatz ist in §. 3 dieses Gesetzes so ausgesprochen: „Dte 
ErtMchaftsstever ist ron demjenigen BeUage za entrichten, um welchen derjenige, 
dem der Anfall zukommt, durch denselben rcicliRr wird. Von der steuer- 
päichtigeo Masse kommen alle Schulden und Lasten in Abzug, welche mit der^ielbeu 
ttbemommen werden.** Der Keformplan Poincar6's, der 15—17 Hill. Fr. Mehr- 
ertrag: geben sollte, ist danii von dem Xacbfulger Poincare's, Kibof, wehren der 
Langwierigkeit der Behandlung und wegen principieller Dili'ereuzen in einigen Puucten 
einstweilen für den Etat ven 1896 abgesetzt, aber nicht ganz fallen gelassen, sondern 
fUr gesonderte Behandlung resorvirt worden, die ihm im Jahre 1895 96 im Parlament, 
bis jetzt (Febr. 1896) unter Erlangung der fieistinunung der Deputirtenkammer, zu 
Theu worde. Er verdient besondere Beachtung. Es sollen danach die Entlastongen auf 
der einen Seite durch Erhöhungen von Sfitzen und andern Berccbnun-^srnethoden auf 
der andern Seite mehr als vollständig ausgeglichen werden. Die Schulden sollen bei 
der Berechnung der Motationsabgabe in TodesfUien nach näheren Bestimmangen und 
unter Ausschluss von gewissen SchuldtMi ab-Lvuirc-n werden, was einen auf 2" Mil!. Fr. 
veranschlagten Ausfall ergeben wUide. Object der Abgabe für die Anlegung der 
Tul&itze soll daiiii bei MoUlltr» und Imnobüiarrermögon der von jedem Be- 
rechtigten erlangte reine Antheil werden, die Erbpoition, nicht die ganxe 
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Eibächaftsioa^e, ein nothvendiges und licbtigds Princip, wena, vie in diesem Plan, 
der Tarif den SteseTfltss richtig abstufen will nicht nnr nach dem Yenrandtschafts- 

grade , soncleru auch nach der Höhe des jreerbten U'erthbetrags. Denn 
weon hier die ganze Erbschaft je nach ihrer Werthsnmme den verschiedenen Tarif- 
Sätzen unterliegt, «rird die Steuer fUr die einzelnen Erben gleichen Grades doch nach 
deren Anzahl wieder sehr verschieden hoch, sü z. B. in dem Hanptfall der Becrbnng 
der Eltern durch die Kinder nach deren Zahl. Der neue Entwurf macht nun den 
socialpolitisch vic steuerpolitisch wichtigen Schritt, im Tarif die Höhe nach dem 
doppelten Princip des Verwandtschaftsgrades und der Höhe des einem jeden einzelnen 
Empfänger von Antheil aus der Erbschaft zufallenden Betraes abzustufen. Dasselbe. 
Princip, wie in der britischen Erbschaflssteuerreform von 1894, aber mit dem richtigen 
und wichtigen Unterschied, dass nicht wie in England die Erbsehaftsmasse, sondeni 
in Frankreich eben die Erbportion, also regelmässig, bei mehr als einem Erben, 
ein kleinerer U'erthbetrag fur die Bemessung der UOhe deä Steueisatzca maas^- 
f ebend wäre. Die Sätze sollen daher progressiv mit der Entfernung der Yerwandt- 
srhaft tnid der Hfilie diosc:« Einzelbetraps bis zu einem Maximum steigen (der Tarif 
ist also richtiger als ein doppelt dcijressiver m bezeichnen): ein principiell 
richtiges Vorgehen. Sie sollen aber zugleich nach dem Vorschhg durchweg, ausser 
für die directe Linie in den beiden untersten W'-'rtbbetragsstuft'n, 'j-cfren früher erhölit 
werden, um die Auslalle wc{j;en ßerüclisicbtiguijg der Schulden u. ü. w. zu decken. 
Auch das ist ein ricbti^at» Vorgehen, wenn man einmal den Qesammtertrag nidit 
missen will. Z'iL'bMcb werden Ai iidcrnnpen in den Verwandlschafts:^tufen vorgeschlagen, 
u. u. indem mit i^ecbt die eu'ferniereu Verwandten (über den G. Grad hinaus) den 
Nichtverwandten gleichgestellt werden sollen. Der interessante Tarifentwurf, zu dessen 
Sätzen keine Dccimcn mcbr biijzuzufretcn halten, stellf si^h dann im Vcrp;leich mit 
den bisherigen nur nach der Vcrwandtachaft abgestuften i:.inheitsäät2en (incL Decimen 
ron 25 Vo) iblgendeuMuissen: 



I Bisher. 

Satz .iDÜ bis 2ij04V 
Dwlmvn) ;2000 Fr.l iu.OOO 



Xouer Tarif *',o-Antbeil von 



— ftO,000| 100,000 



100,<>t)U 250,0<X» I bOü.uu'j j üb«r 
-260,0001—500,000—1 Ulli. 1 MilL 

1 Fr. 



Difectu Linie . 1.25 
Ehegatten ... 1 d.75 
Geschwister . \ 
Onkel, Tanten . ] 
Keffen, Nichten I 
Grossonkel u. s. w.| 
tirossnefien u.s.w.l 
OeseliwiBteikinder | 
Verwandte üb. d.\ 
4. bis 12. Grad/ 
Vetw.5.u.6.Grads flO.O) 
Verw. üb. d. 6. Gr. (10.0) 
Kicht -Verwandle , ,11.25 



1.00 
3.75 
8..50 



1.25 
4.00 
9.00 



1.50 
4.50 
9.50 



1.75 
5.00 
10.00 



2.00 
5..50 
10..50 



2.50 
6.00 
11.00 



2.50 
6.50 
11.50 



I |l0.0010.50| 11.00 1 11.50 ^ 12.00 i 12.50 1 13.50 



2.50 
7.00 
12.00 

13.50 



Ö.75 , 12.00 12.50 18.00 



10.0 



14.00 



14.50 



jl5.C 



00jl5.50 



15.00 
16.00 



13.50 



15.50 
16.50 



14.00 



16.00 
17.00 



14.50 15.00 15.50 



16.50 



17.00 



17.50 ! 18.00 



17.50 
18.50 



Für die; S c h e n fc u n g s ab ^ a b fl n schlägt der Entwurf vor: 1 .50"^ (Prinripal- 
satz) fUr Schenkangen mit Theilong durch Acte unter Lebenden, nach Art. 1075 u. 
1076 des Code civil, Seitens der EUem mi anderer Aseendenten swisefaen ihren 
Kindern oder Descendenfen ; 'J'V„ filr Schenkungen unter Lebenden in directcr Linie 
durch Heirathsrertrag für die Zukünftigen; S7o ^nter den zuktlnftigen Gatten. 
Far Schenkungen i«ler Art unter Lebenden in der Seitenlinie oder unter Kidit* 
verwandten, einerlei ob im Ehevertrag oder nicht, sollen Piincipalsätze von 8,9, 11, 
12 und IS Vit der obigen Uebersicht angegebenen Erben eintreten, also 

auch durchweg höhere Sätze als htsher. mit einem geschUzten Kehreitxag ron 
8.5 Mill. Fr. Eine Abstufung nach WertbliTdie der Schenkung ist hier aber nicht in 
Aassicht genommen. Wichtige weitere Aenderungen sind, daii« in Znlniitft Im- 
mobilfen nidit, wie bisher, nach dem 20fiichen des Ertragswcrdifl oder Pacht- und 
Miethzinses (Ges. v. 22. Ffim. VII, Art. 7), sondern nach dem Texkaufswerth bei 
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der Erbbchaft:>ibteuer belegt werden sollea; nur wcnu die alte W'erthljeri'cUuuug eiuea 
hftheren Betrag ergiebt, h&tte dieser einzatreten. Davon wurde ein Mehrcrtrag der 
Steaer von 7.6 Mill. Fr. erwartet. Zur Entlastun;; fiihrto das^egen die Bcätimmung. 
dass der steaerpflichtige Werth von ^^iessbrauch uud von Zi-it- und Leibrenten bei 
Erbschafts- und Scbenkongssteuer (bei dieser Renten u))orbaiipt bei jeder Uel;er- 
tfsgting) unter Berücksicbtigung des Lebensalters des Empfäng:ers, nicht wie nach 
dem alten Gesetz stets mit dem 10 fachen deä Jahreswerths , sondern mit audereu 
Quoten berechnet werden b 1 ti (Details im Art 5 des Entwürfe), was oineii AvsEül 
von 16 Mill. am bisherigen Ertrag erf^eben würde. Im Ganzen wurde von den nen^n 
Tarifen der Erbsebanssteuer, nach Abzug von :>:> ^UlL i'tir Entlastungen durch die 
fenannten Erlasse, ein Enrag von 200.4 MiU. Fr. erwartet, 15 Mill. mehr, als der 
Ertrag von 1801 war. Durch eine Erhöhung der Enre^istrementsabgaben vom Verkauf 
beweglichen Guts sollten weitere 5 Mill. t r. und durch die ganze £eform '61 MilL Fr. 
mehr endelt weiden. Eine wesentliche Yerbessenuig des fanzea französischen Erb- 
schaftssteuersystems und der französischen Besteuerung übcrli i ipf würde diese Reform 
immerhin darstellen. Bis jetzt scheinen aber auch hier wieder die Schwierigkeiten, 
sie 80 oder ähnlich darehzufiihren, nicht sicher Uberwunden werden zn kOonen. — Von 
kleineren Vcrändernnc:cn der letzten Jahre ist eine geänderte Besteuerung der Ehe- 
gatten in dem Fall, wo der überlebdude Gatte den anderen beerbt, zu erwähnen 
(Plus von 8.5 MiU. Fr., Gesetz t. 9. März 1891). 

Aus der neuesten vorliegenden Statistik, zuletzt für 1894, werden hier wieder 
einige Daten mitgetheilt, zur Ergänzung der in Fin. III, §.243, S.590 — 595, auch 
528, 524 gegebenen. S. bes. Bull. 1895 II. 460, 492. 

Die inuiz -lhafte Durchführung: der Schenkungssteucr verjrlichen mit der 
Erbschaftssteuer möchte schon darin ihre Bestätigung hnden, dass die der ersteren 
imtnliegenden Werdibetrftge in den letzten 26 Jahren, 1868 — 94, mit einigen 
Schwanknutren fast sr-i' i! geblieben, eher selbst etwas gesunken sind (9f?0— 1127 Mill. Fr. 
Mher, 1869—72, lOÜU— 937— 1012— 995 Mill. Fr. jeut. 1883—94), während die der 
ErbsdiaftBSteoer nnterliegeoden eich um etwa zwei Drittel, wenn noch ehenMs mit 
Schwankt» n?:en . dauernd gehoben haben (1*^0?^ im Durchschn. 3.')4fi. l^^^O — f)4 
bezw. 5059, 5811, 5792, 6405, 5741, 5751 Hill., höhere SterbUchkeit 1890—92). 
Froher V«, sind die durch Sehenkvnf Oberirehenden steoerpllichtigen Werdie jetzt 
nur Ve vererbten. Das deutet doch ziemlich sicher mehr auf uns?<jnllgenLle Durch- 
fiihroug der Schenkungssteuerpflicht, als etwa auf wirkliche (wenigstens relative) Ab- 
nahme der Schenkungen hin. 

Folgende Zahlen enthalten die Hanptponcte der Statistik: 



Zahl der FftUe 



Werthbetrag 
Mill. Fr. 



Stenerertrag 

Mill. Fr. 



I.Scb entrangen 
Dincte Linie. .! 

Seitenlinie A. . 

« 6 . . 

,. C * . 

Ehegatten . . . 

Kichtv'crwandte . 

Zusammen . . . 
Daren : beweg- 
liches Gut . . I 
üabewegliches .j, 



1885 1 


1894 j 


1885 j 


1894 


188"> ' 
1 


1894 


152,744 , 

j 

6,657 . 


12b,b45 


970.14 


942.35 


1 

1.97 


17.41 


5,232 


26.50 


23.85 


1.75 


1 

91S 


841 


;ib7 


4.29 




u.;i5 


537 


443 


2.83 


2.31 


0.21 , 
0.009.4 


0.22 


950 


555 


3.84 


2.68 


0.081 


5.217 


4. ."»öd 






1..59.', 




167,018 


140,4 Iii 


l.U21.:>4 


994.74 


22.4^.-. 




99.381 
67,687 


88.7.SV» 
.50,077 


(•>02.2a 
, 419.31 


r.09.91 
, 3ts4.«<3 


in>'21 
ll.Wi4 


11.122 
. 10.705 



Stonerfuss, Principal''jp 
j (dazu 25*/o Znschtag) 



/4.."» norm. Ehccontr. 
|(i.ö „ andres 
I *> „ Ebecontr. 
17.5 „ andres 
j5.5 „ Ehecoutr. 
' |8 „ andres 
ll.r, u. n Mobil 
l^o u. 4.5 Immob. 
|(i norm. Ehecontr. 
\9 „ andres 
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Zahl der FiUle 


Wertli betrag 


Steoercrtr<ifj 


Steaerfiu» 


! 






MUl. 


Fr. 


MUl. Fr. 


1 


1885 1 

1 


1894 


1885 


1894 


1885 


1894 




II. Erbschaften : 















. . - _ _ — 

f 


Directe Linie. . 


533.315 


502,358 


3,622.67 


8,821.17 


45.28 


47.76 


1 


SeitmÜnie A . • 




14II..V2.- 


782.08 


S82.2!) 


(;:,,. M 




6.5 




22,24<» 


22,252 


131.18 


144.82 


11.48 


12.67 


7 


„ c . . 


9,.V27 


11,368 


103.18 


133.24 


10.82 


18.32 


8 


Ehef^attcn . . . 


166.811 


251,064 


588.85 


600.45 


20.21 


22.39 


8 


yichtverwandte • 


86,904 


89,076 


229.00 


217.98 


25.76 


24.52 


9 


ZubamiQCD . . . 


922,721 


966,689 


5.406.91 


5.749.95 


1 76.-59 


188.36 




Dav.: bewegl. Gut 


516,772 


511,520 


2,»;22>;i 


•J.s(;:l44 


91.72 


100.90 




UnbeweuHchos . 


405.499 


455,1 IH 


2,7H4.0H 


2.886.51 


84.87 


87.46 




buinme 1 und IL 1,089.290 1,007,000 


0,428.45 


6,744.69,199.08 


210.25 





In dem statistischen Excurs über den EiDfloss der französische!: Bevölkerung»» 
hevegnn? anf die Ergebnisse der Erb.schaftssteucr in Fin. III, 244 konnte \\.\hT~ 
scheinlirh g-cmacht werden, dasi die bcbwache fraiizusisclie Vülisvcriueliruug, uameiiüich 
die geringe (ieburtsziirer den Erbgang allmälig mehr von der directen Linie in die 
Seitenlinie dränpt. Das bestfitigt sich 1^94 abermals: von den Werthsummen worden 
in der directen Linie nur noch 66.45"/o 66.90 in 1885 — 86, 'IT. 22 in 1876 — 80, 

68.41 in 1851—55, 70.16 in 1826—30 vererbt« In der Seitenlinie bezw. 19.31 gegen 
19.01, 19.83. 18.50, 17.917«- Vom Steoerertrag kamen 1885— 86 «if die diiecte Linie 
bei der Erbschaftssteuer 25.5, jeut 20.3^;^. 

Bei ScIienkaDfB- irie EriMdiafisMeaecn kommt rem »beireglichen Gnt^ nur dn 

unrerhältnissmässig kleiner Betrag auf die in der Statistil aosgeächiedenen „firanzö- 
Bischen Staatafonds'" und .Jtranzösische und fremde Mobilianrerthe" (Weithpapiere), 
ähnHch Boeh 1894 wie 10 Jahre firtther (1894 von 83.74 MUL von beideo Etfeoteii 
nur 2.78 bei den Schenkungen und ?on 511.52 nur 58.64 MilL bei den Erbschaften). 
Das weist auf Lücken in der Besteueranfc hin, vormathlich sind sie bei der Schenkonge- 
Steuer noch giOmer als bei der Erbaclullistenor. Die längeren AnsfiÜinuigeii ttner 
die Statistik in Fin. III und die dort gexogeneii Schlösse finden nncli aoost dmch die 
neueste Statistik ihre Best&tigung. 

DerErtrag derErbschafisstenerwar 1891—94 191.41,210.20, 188.40, 188.86 MiU. Fr., 
ih r Sehenkunj;ssteoer 21.95, 22.35, 22.02, 21.89. beider zu-ammeii 213.36, 232.-55, 
210.42, 210.25 Mill. Die Erbschaftssteaer zeigt seit Mitte der 80 er Jahre zeitweise 
eine nicht nnbedentende Zonabme des Ertrags, letzterer schwankt aber nach der 
Sterblichkeit und nach den Zufälligkeiten des Erbgangs ziemlich stark; die Schenkuni;s- 
steuer zeigt eine Abnahme des Ertrairs (s. ältere Daten in Fin. III, S. 591). Von der 
ganzen Einnahme des Enrcgistrement (1891—94 483.57, 494.23. 469.17, 477.47 MilL Fr.) 
kommen also jetzt auf jene beiden Steuern über 45"/^. Auch aus den übrigen Begister- 
abgabeu und den Stempelabgaben fallen noch mandtke Beträge anf Urkunden in Erb- 
Schafts- und Schenkungsangelegenheiten. 

§. lü. Indirecte Verbrauchs- nnd verwaüUte Be- 
steuerung. Darunter fallen in Frankreich 1 Ii nf Gruppen der 
gewöhnlichen inneren Verbrauchssteuern, welche «ich an 
die privatwirthschaftiiehe Production anachlie.ssen (Salz, 
das eigenthümliche System der Getränkebesteuerung für Wein, 
Obstwein, Branntwein, Bier, die Rdbenziickersteuer, verschiedene 
kleinere steuern auf einzehie .\rtikel nnd einige verwandte Abgaben); 
sodann die inneren Verbrauchssteuern in MonopoHorm (Tabak, 
Pulver, Zündhölzchen), die gewerblichen Licenzabgaben im 
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Anschluss an Steuer-, besonders verbrauchssteuerpfliehtige Gewerbe, 
die directen Gebrauchs- und Geuusssteuern (Wagen und 
Pferde, Billards, gesellige u. dgl. Gesellschaften, dazu jtlnc-st Veloci- 
pedes); endlich die Grenz-, besonders die Einfuhrzölle. Die 
Gesammtheit dieser Abgaben liefert heute wieder mehr als die 
Hälfte des Ertrags aller Staatssteuern (s. Fin. III, S. 601). In 
keinem Punctc ist die französische Steuerpolitik der ersten Revo- 
lution, welche mit diesen Steuern, von den Zöllen abgesehen, grund- 
sätzlich ganz und practisch fast ganz gebrochen hatte, unter dem 
Drang der Umstände so völlig wieder verlassen worden: schon 
unter dem Consulat und Kaiserthum Napole(>n s I., seitdem fort- 
dauernd, bis besonders unter der dritten Republik vollends diese 
Steuern, voriieuiiich die Zölle, eine ungemein starke Ausbildung 
erfahren haben. Kein anderer moderner Staat hat eine gleich ent- 
wickelte Besteuerung dieser Art. 

Die englische Concentration auf wenig II;ui|)tartikcl innerer 
Steuern und Zölle konnte Frankreich nach seiuem Finanzbedarf, 
seinen Productions- und Consumtions Verhältnissen nicht nachahmen. 
Seine Verbrauchsbestenerun^ umfasst weit mehr Artikel und ^It it ht 
insofern auch heute noch mehr der Besteuerung der früheren Ziit 
im 18. Jahrhundert. Beim Zoll wirkten handelspolitische, sclmtz- 
zöllnerische Rücksichten selten tiscalischen der Vereinfachung des 
Tarifs entgegen. Die Steuer-. Monopolpreis- und Zollsätze smd 
anderseits durch den Finanzbedarf und bei den Zöllen mit durch das 
Schutzzollprincip in den meisten und wichtie-sten Fällen in be- 
deutender Höhe gehalten oder wieder dazu emporgebracht worden. 
Fast die einzige, immerhin erfreuliche Ausnahme hiervon bildet 
die mässig hohe, aber eben doch bisher noch besteben gebliebene 
Salzsteuer. 

Die Steuertechnik und der ganze Formalismus der Verwaltung, 
der Veranlagung, Erhcljung*, Controle der Verbrauchssteuern stellen 
sehr bedeutende administrative Leistungen d^ir, aber zugleich — 
eine ungemeine Belästigung und Beschränkung des Verkehrs, der 
freien persönlichen Bewel^:urI^^ der Prodnction und des Handels, 
wie sie andere Kulturländer gegenwärtig in dieser Ausdehnung 
kaum mehr haben und andere \'ölker, so namentlich die i^er- 
nianischen, auch kaum ertragen würden. So vor allem aut dem 
Gebiet der Getränkebesteuerung und der Grenz zölle. 
Auf ersterem sind auch immer wieder Anläufe zu grösseren Reformen, 
wodurch namentlich auch der steuertechnische und administratiTe 
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Formalismus verein tackt und erleichtert würde, gemacbt worden. 
Ancb gegenwärtig ist man mit dieyem Problem wieder beschUttii^t. 
Aber bei dem grossen Finanzbedarf und dei Schwierigkeit, (ien- 
selben durcb andere Steuern zu decken, ist die Aulgabe noch uicht 
gelöst worden. Man plant übrigens, wie in England nnd anderen 
Ländern, die Geträn Itebesteuerung müglicbst auf eine höbe Brannt- 
weinsteuer zu concentriren , die anderen Getränke zu entlasten, 
wenn nicht gar ganz steuerfrei zu machen. Die eigenthümlichen 
französischen Verhältnisse des Consums und der Production von 
Wein bieten in dieser Hinsicht ihre besonderen Schwierigkeiten. 
Die Rtlben z uckers teuer bildet in Frankreich wie in andern 
Ländern das Kreuz und das beständige Versuchsfeld der Steuer- 
technik und -Verwaltung, daher auch der Steuergesetzgebung, in 
Folge der Entwicklung der Productionstecbnik und der Collisionen 
zwischen dem tiscalischen und dem wirthschaftspolitischen Interesse, 
sowie in Folge der internationalen Concurrenz der verschiedenen 
Znekerproductionsländer. Ob internationale Verträge ttber die Be- 
bteuernng des Zuckers nnd besonders über die Beseitigung der 
offenen oder verhüllten Ausfuhrprämien hier endgiltig Wandel schaffen 
und zu befriedigender Gestaltung der einheimischen Zuckerbesteuerung 
fuhren können, lässt sich nur aus der Erfahrung erweisen. Au 
dem Misslingen solcher Verträge hat der handelspolitische Eigennutz 
Fi'ankreicbs aber einen erheblichen Antheil. In der Zollpolitik 
ist das tiscalische Interesse bis 1871 eigentlich beständig hinter 
das volkswirtbschattspolitische zurünkcretreten und hat der anfangs 
lioelisphutzzöllnerische, seit dem Haiulclsvertrag mit England (18G0) 
gcrnässigt schutzzöllnerische Standpunct den Zolltarif auch in seiner 
technischen Einrichtung und DurcbfUhrung nnd das g^anze Zoll- 
verfahren beherrscht, zum Nacbtheil des Verkebrsiiit lesses. Seitdem 
nütbigte der Finanzbedarf zu einer stärkeren Berücksichtigung des 
fiscalischen Interesses auch hier. Man hat aber verstanden , das 
geit dem Sturze Napoleon's III. gleichfalls wieder rriacbtii^^er ge- 
wordene schutzzrihierische Interesse mit Jenem anderen mehr in 
Einklang zu bringen und so, auch noch bei der letzten LTossen 
Revision des Tarifs im Jahre 1892, den Einiuhrzoll viel ergiebiger 
als früher zu machen. Die Verwickeltheit und der Umfang des 
Tarifs, die Weitläutigkciten und Belästigungen des Zollvertäbrens 
sind aber so auch geblieljen und zum Theil noch grösser geworden. 
Die jüngste Entwicklung im Tarifsystem von 1892 ist in erster 
Linie von protectionistiscbeu Teadeuzeu getragen gewesen, hat 
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jedoch ebenlalls dem Finuiizinteicsse durch Steigerung der Zo)!- 
erträge genützt. Die Monopole, namentlich das bei Weitem 
wichtigste davon, dna T a h a k mo n opol , aber auch das nai Ii 
dem letzten Krietre er<t cin^^eUihrte , in neuester Zeit in eigene 
Staatsverwaltung gcuonimene Zündhölzchen ni onopol, bind 
technisch und administrativ vortreflfiich, wohl mustergiltig ein- 
geri( litet, wenn man einmal den streitigen Piuk t der Monopolisirung 
zugiebt. Aber die beim Monopol unvermeidlichen Verkehrs-, Pro- 
ductions-, Handelsbeschränkungen, die Controlen sind freilich aucli 
sehr entwickelt, um so mehr, da der Finanzbedarf zu hoben Mono- 
polpreisen, besonders bei Tabak, zwang. Der neuerdings stabil 
bleittendc Ertrag des Tabakmonopols scheint übriiirns darauf hin- 
zuweisen, dass die finanzielle Leistun<;sl;iliigkeit dieser Steuer bei 
den gegenwärtigen Steuer- bzw. Preissätzen einstweilen wenigstens 
ihre Orcnze erreicht bat. Auch die kleineren, neueren inneren 
i 11 (1 i re<^' ten Verbrauchsstenern, noch bestehende (nicht-mineralische 
Oele, Stearin und Kerzen, E.ssiir, Dynamit) und wieder aufgehobene 
(Seife, Cichorien , Papier, jüngst Mineralöl), die verwnnfUru 

Abgaben auf Gold- und Silberwaaien , Spielkarten, die genannten 
directen Gebrauchs- und GennsR^teuein zeigen die Vorzüge fran- 
zösischer Sfonertechnik und Verwaltung, aber ebenfalls wieder die 
bei solchen Steuern mehr oder weniger unvermeidlichen, bei der 
französischen Einrichtung immer besonders scharfen Beschwerungen 
des Pttblicums, des Verkehrs, der Production. Das muss man be- 
achten gegenüber dem sonst gerühmten \'orzug des französischen 
Steuersvsteras, dass es nicht wie unsere Einkommensteuer mit ihrer 
Declarationspflicbt u. s. w. die Bevölkerung (will freilich vornemlich 
sagen : die wohlhabenderen Classen) durch Eindriogen in die persön- 
liehen Verhältnisse belästige. 

Nnr unter der wesentlich vom Gang der inneren und äusseren 
Politik abhängigen Voraussetzung einer nicht abermaligen plötzlichen 
ungemein starken Steigerung des Finanzbedarfs, wenn auch bei 
regelmässiger weiterer Zunahme des letzteren, und unter der feineren 
Voraussetzung einer fortdauernden Ertragssteigerung der Hauptarten 
der indirecten Verbrauchsbesteueruug, namentlich der Geträn kc- 
(besonders der Alcohol-), der Zuckersteuer, des Tabakmonopols, der 
Zölle erscbetnen erhebliche Vereinfachungen, Beschränkungen nnd 
Erleichterungen auf dem Gesammtgebiet der Verbrauchsbesteuerung 
in Frankreich in absehbarer Zeit erreichbar. Auch durch die 
etwaigen Reformen der directen, der Verkehrs- (Enregistrement und 

A. Wagaer, FinmawieMiwohaftf Eigiazansaheft tu ßAud IIL. 7 
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Stempel) und der Erbsclialts- und Scheokungssteuei* kann schwerlich 
ein solcher Mehrertrag erzielt werden, welcher es ermöglichte, in 
stärkerem Maasse auf Verbrauchssteuern zu verzichten. Um so 
weniger, da man bei den Reformen dieser anderen JSteuerij schon 
Mühe haben winde, die Ausfalle, welche sie auf der einen iSeite 
unvermeidlich bewirken müssten, durch Mehrerträge auf der andern 
.Seite zu decken. Selbst die Einführung einer allgemeinen Ein- 
korn mensteucr wUrde daran uiclit viel ändern. Kur eine völlige 
Veränderung der französiscbsn inneren und auswärtigen i oliLik, 
welche den riesigen Finauzbedarf des Staats erheblich verminderte 
(Militär- und Marineetat!), starke Tilgung der ungeheuren Staats- 
schuld oder wenigstens immer weitere und bedeutendere Herab- 
setzung des Zinsfusses dieser Schuld mittelst Conversioueu ermög- 
lichte, könnte hier Wandel schaffen. Solange sie unterbleibt, wird 
Frankreich die ungeheure Bürde seiner Verbranchssteuern, ebenso 
wie seiner Verkehrssteuern, als die finanzielle Endwirkung seiner 
Geschichte seit L789 tragen müssen (Fin. III, §. 246, 332 — 334). 

Ueber die gesammto hier erwähnte Besteuerung iii- besoudcrs eing^ttda 
Darstellung in Fin. III, S. 507—862. litteratur daselbst S. 597 u. passim. Ad- 
inüiistratires Hauptwerk : Ülibu, codo des coiUributious indircctcs etc.. melirfacho Auf- 
lagen. Gesetzgebung in Fin. III bei den einzelnen Steuern (bis 1888). Ueber die 
ganze Organisation des Dienstes und der Verwaltans eb §. 240 if., S. 597 — 610 (mit 
Statistik). Im Folgenden wieder ciau Uervurbebuug einiger Ilauptpuncto und etwas 
genauere Darstellung der ^ orkommnisäc und Reformpläue seit 1888. Statistik im 
Budget und besonders in den Jahresberichten der Generaldiroction der indirecten 
Steuern, zu welclicr die meisten dieser Steuern ressortiren (über die i{c&ä»orts Fin. III, 
S. 51*8 IT.). In den letzten Jahren ergaben sich folgende Erträge, womit die Daten 
far 1886 in Fin. III, S. 600 zu vergleichen sind. (Daten der definitiven Ergeb- 
nisse in 1893 uacli deu Berichten der Yerwaltaog der indirecten Steaeru, Bull. 1895 
I, 24/0 Ct ebenso filr die Zolle.) 

L Bei der Yerwaltoug dci indirectea Steuern erjjaben 



Yerbrauelissteseni: 

Salz, innere Steuer . . 
Getränke 



1000 Fr. 



1000 Fr. 
10,255 



Wein 

Obstwein 

Branntwein 

Alcoholisebe Weine . . . 

Bier 

Wein aus trockenen Beeren 



146,930 

15,94.3 
272,649 
2,713 

23,973 



462,633 



Zaschlagcentimen 
Expeditionsgebuhr . . 
Innere Zuckersteacr . . 
Kleinere indirecte Steuern 



310 
110 



.5,701 
153,050 



Mineralöl . . . 
Andere Oele . . 
Stearin und Kerzen 
Essig u. s. w. 
Dynamit u. s. w. 




14,640 
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Andere rerwaudtä. (iold- u. äiiberprulabg. . 4,7^^91 

Abg. filr Denatnr. nnd Alcohol .... 4,010} 11,041 
Spielkarten 2^247j 

Monopole 

Tabak 374,C 



Pulver 10.778 410,871 

ZundbOkchcu 26,0Uöj 

Licenzea bei Gctränkeii 13.408i , o -oo 

Andero 324/ ^"^'"^^ 

Summe dieser Vcrbrauoh3>,teacni 1,082,123 

Sonst. Eiim. dieser Direction. Stempel . . 1 0,027 1 

Strafen und ConfiscfttioiieB o,07'j| o~ o—i 

Fähreu, Fischerei 2,6 1 1 ' '"^ * 

Anderes lU,Oü(iJ 

IL Zolle. 

Einfran.sc^zßlle (incl. Zvcker 41.8 Mül.) . . 4.52,492' 

Statist. Abgabe 7,008 

ScIlifl&bTtttbgabeD 8,108 

Verschiedenes ">.1^'0 

Saksteuer in der Zollrerwaltang (Zoll etc.) . 22,100 

Summe I nod II 1,004,'279 



472,783 



§. 17. Die inneren Verbrauchssteuern im Anschlnss 
an den privaten Pro d n ctio n s h et rie b. JSalz, Getränke. 

Die iSalzsteuer war im aiu ien regime durch ihre Höhe und 
mehr noch durch ihre Veranlag luiiis- und Erhebungsart und ihre 
Ungleichmussigkcit besonders verbasst gewesen (gabelle), daher 
mit zuerst in der Kevolution beseitigt worden (1790). Nur zögernd 
ging mau nach wiederhergestellter ►Staatsordnung an ihre Wieder- 
einfUbrosg, die jedoch durch Napoleon 1. 180G erfolgte und zwar 
in der Form der ISteuer auf das Product beim Ausgang aus der 
Productionsstätte , doch mit Beschränkung der SteuerpHicht auf 
Speisesalz. Der Salzverkehr im Inland konnte so im Wesentlichen 
sich frei bewegen. Die Steuer blieb dann nach 1815 bestehen, 
von da an mit dem hohen Satz von 30 Fr. für den nietr. Centner 
(doppelt so hoch nls jetzt in Deutschland). Im Jahre 1848 momentan 
aufgehoben, wurde sie alsbald noch in 1848 wiederhergestellt, aber 
endgUtig auf ein Drittel herabgesetzt. Hierbei ist es geblieben, 
indem bei den allgemeinen Steuererhöhungen nach dem Kriege 
von 1870/71 absichtlich Salz verschont und nur vorübergehend 
1875/76 dem üblichen 25*^/0 (Kriegs-) Steuerzuschlag unterworfen 
wurde. Für aasländischea Salz tritt aber der Zoll, früher mit einem 
Drittel der Steuer, neuerdings in etwas anderer, auch nach Salz- 
sorte, Herkunft und Transportweg abgestufter Differentialböhe zu 
letzterer hinzu; insofern besteht ein 8ehutzzoll. Die ganze Salz- 
steuer ist niedrig in Satz und Ertrag gegen die frühere Zeit, gegen 
andere Lander nod im Yerhältniss zu anderen französischen in- 
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diiecten Vei brauchästeuern und Zöllen : durchaus ein Ausnahmefail 
im französischen Steuerwesen. 

S. Fin. III, §. 250, 251, S. 610—018. HauptpeseUe von l^Of;, Dec. l'>'4<. 
Ges. T. 19, April 1889 Uber die Diflerentialzolliäuc für Salz. Die Secsalz>?ewinuuiiä 
steht unter der Dfrection der Zölle, der Krtrag der Steuer kommt zu ^ \j lüerron. 
Consum und Steucrertrag: schwanken wenig und steigen bei der französischen Be- 
völkerungsstabilität nur langsam. Ertrag der Steuer 1886 31.9, 1891 32.9, 1893 
82.d5(vo7(m 10.25 ümereStenor, 22.10 in derZoDfenraltiiug), 1894 (proris.) 31.25 Mm.Fr. 

Die ältere französische GetrUnkebesteuerung, die sogen, 
aides (Fin. III, §. 62\ war in dem allgemeinen Ansturm gegen die 
indirecten Verbrauchssteuern in der ersten Revolution 1791 gefallen 
(eb. §. 167, 252). Aber auch sie lebte wieder auf, zuerst im 
städtischen Octroi (1798), dann unter Napoleon 1804 auch wieder 
als Staatssteuer und (nach einem Versucli mit einer anderen Steuer- 
ibrm, nemlich einer Besteuerung unmittelbar beim Produceotenj 
im Wesentlichen nach den Formen und der Steuertechnik des 
ancien regime, sogar nach speciellcn Kormen aus Reglements 
Ludwig's XIV^ Danach bestand für Wein, Obstwein und Brannt- 
wein ein drei- bis viergliedriges Steuersystem, eine nach Gebiets- 
tbeilen abgestufte Circulationsabgabe bei Versand im Grossen, eine 
Detailabgabe vom Kleinconsum, besonders im Wirthshaus, nach dem 
Werth des Getränks (p^PL^en wartig mit 12V2Vo)> ^i^^ Eingangsab- 
gabc in den Städten mit Stufensätzen nach der Ortsj^-rösse. Dazu 
trat ] ^^14 noch in Städten mit Octroi an Stelle der Eingangs- und 
Detailabgabe facultativ eine einzige" Steuer, welche 1875 für alle 
Orte Uber 10,000 Einwohner obligatorisch geworden ist. In Paris 
wird für alle Getränkesteuern (auch die Licenzabgabe) eine uni- 
ficirte „Ersatzsteuer" (ausser ftlr Bier) erhoben, eine speciüsche 
Abgabe (für Wein 8V4, für Alcohol 18ßV^, Fr. jetzt). Diese Form 
besteht lllr Wein und Obstwein auch in Lyon. Dies System ist 
dann I^IG definitiv c-ewnrden nnd mit manchen kleineren Ver- 
äcdcniD^en in der Stcucrtechnili und den Steuersätzen, auch mit 
gelegentlichen Unterbrechungen, welche durch politische KUcksichten 
auf Producenten (Weinbauer, Weinbreuner, Consumenten) veranlasst 
waren (schon 1814, LSI,^, 1830, 1848) im Ganzen bis heute ver- 
blieben. Nur fltr Branntwein trat schon 1812 an Stelle der Cir- 
cnlafions- nnd Detailabgabe eine Wertbsteuer, weiche 1824 einer 
specitischen Steuer vom reinen Alcohol, einer wahren Fabrikatsteuer, 
Platz gemacht hat. Die Eingangsabgabe trat aber auch hier noch * 
hinzu. Diese Getränkesteuer wurde dann immer mehr zn einem 
zwar sehr liscaiiscben, aber ingeniös aasgedachten und mit grosser 
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Folgerichtigkeit des steuerpoliti^^chen Gedankens und der Steuer« 
teiehiiischen Grundsätze durchgefübrtQii System entwickelt, welches 
zu den grössten, in ihrer Art bewundmawertben Leistungen nicht 
nur französischer, sondern modemer Steuertechnik und Verwaltung 
überhaupt gehört, — ähnlich wie das Enregistrement. Mit diesem 
tbeilt es auch die hohe und immer steigende Einträglichkeit, be> 
sonders seit weiteren Verschärf nngen der Coutroleu und Erhöhungen 
der Steuersätze, namentlich fttr Alcohol, seit dem deutschen Kriege. 
Aber freilich ist es nicht minder durch seine Controlen, seine 
Formalitäten („exercice", beständige Beaufsichtigung durch die Stener- 
beamten) vielfach beschwerlich, selbst Tezatorisch für Publicum, 
Producenten, Händler, Verkehr überhaupt und zwar zum Theil 
gerade durch einen an und für sich richtigen Grundsatz, das 
Steuerobject unversteuert, aber unter Stenercontrole vom Prodn- 
centen fortgehen und mögliehst erst vom Empfänger oder an be- 
stimmten Stellen des Uebergangs zum Consum (beim Eingang in 
die Städte, beim Wirtb) versteuern zu lassen. Auch die ungemein 
grosse Zersplitterung einer Production, wie im Weinbau, der Wunsch, 
den Weinbauer und Brenner ftlr seine Production zum Eigenconsum 
steuerfrei zu lassen — das viel behandelte Privileg der bouilldufs 
de cra, besonders seit den Erhöhungen der Branntweinsteuer, — 
haben grosse Schwierigkeiten veranlasst Die Nothlage des Wein- 
baus durch die Reblaus, die »steigende Concurrenz fremden, besonders 
spanischen, italienischen Weins, die Aenderungen in der Technik 
der Breunerei, die Verdrängung des Weinalcobols durch den aus 
mehligen Substanzen gewonnenen, die Entwicklung des Grossbetriebs 
in der Brennerei haben in neuerer Zeit, verbunden mit sanitilts- 
und sittenpolizeilichen Gesicbtspuneten, immer neue Keformprojecte, 
zum Tbeil sehr radiealer Natur, wie gänzliche Aufhebung der 
staatlichen (und eventuell auch commnualen, — un Octroi) Wein-, 
Obstwein- und Bierbestenerung neben möglichster Erhöhung der 
Alcoholsteuer bei den wechselnden Regierungen auftauchen lassen. 
Dabei spielen politische Momente, Btfeksichten auf Wirthe, Con- 
sumenten, Producenten vielfach mit, auch psrlamentatisehe Ver- 
hältnisse, was, ebenso wie die verschiedenartige Lage der Produ- 
centen- und Consumenteniuteressen in versehiedenen Landestheileo, 
die wirkliebe Durchführung der versebiedenen Beformpläne bisher 
vereitelt hat. Auch im J. 1894 und 1895 sind solche wieder von 
der Begierung eingebracht worden. Die internationalen Handds- 
Verhältnisse haben in Verbindung mit dem zeitweise starken Bflek- 
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gang des franzdBischen Weinbaus and der Weinernten aach die 
Zollfragen, besonders fUr,Wein| Tranben und Rosiaen, neben 
den Fragen der inneren Bestenemng wichtig werden lassen. 

Im Ganzen ausserhalb des Rahmens der sonstigen Getrilnke- 
bestenemng eteht die Bier Steuer, die als Fabrikatstener gedacht 
in der AnsfDhmng eigentlich eine Eesselstener vom GebiHn nach 
dem Ranminhalt der Kessel Ist. 

Thcils zn BesteiicruDgs-, vornemlicb zu Controlzwecken im 
Interesse der eigentiichcu \'crbrauchsbe8teuerung besteht ein um- 
fayseudes System gewerblicher Li cenz e u und Abgaben dafür für 
alle, welche gewerbsmässig mit Grossbandel und besonders mit 
Rleindebit der Getränke, mit gewerblicher Brennerei und Brauerei 
zu tbun haben. 

S. aber die ganze, nncndlicbes Detail umfassende Getränkebcsteueruug die ver- 
hältnissmässi^ eingcbeiMio Dar^t'-lhin-r in Fin. III, S. 617 — 658: eine in Kürze, ähnlich 
wie das Enrtjgiitrcuicut, uucii uui m den Hauplijunctcn gar nicht darstellbare Materie. 
Grondlot^cndes HftQpigesetz (weniger nen, als eine Art CodiiicirDiis: der voransgehenden 
(jesetze) dasjenige vom 28. April 1816 bis heute; dazu fUr die Verbraochsabgabe roii 
Alcohol das Gesetz v. 24. Juni 1824. Weitere Gesetze in Fin. III, 617 und passim 
dort. Ueber die Getränkezülle eb. §. 264, S. 652 ff. Abschliessende Kritik ob. §. 268. 
In der Daretcllong in ß. III auch vielerlei Statistik, nach den Jahresberichten der 
Yerwaltang und anderen Materiatieii , aas Enqueten ii. s. w. Alles das reichhaltigst 
im Bull., anch wieder in den neuesten Bänden. Aus der Statistik der letzten Jtihn 
hier zunflchst noch einige Daten basondens über dio Verthcilung der Getränfcestcuern 
auf die einzelnen Formen einer jeden (definitive Ergebnisse fUr 1893 ; für 1894 liegen 
erst die provisorischen vor), Daten, welche ftr das Yentladniss der Beformpiftne 
wichtig sind (Bericht der Venrattnnf der iadirectea Stenern f. 1898 und 1894 
Ball. 1895 I, 240). 

Wein, auch Obstwein. Schwanken der Erträge mit nach den Ernten, dann 
wegen der Besteuerung nach dem Werth bei der Kleinabgabe (droit de detail), 
nach der WecthFetschiedenbeit in den eiozeloen Jahren, weldie nicht unbedentend 
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Ernte 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Kieinvcrkanf 


Mittlerer Preis 


Wein 


Mill. HectoL Hill. Ucctol. Mill. Hectol. 


Hectol. 


Mill. Fr. 


p. Hectol. Fr. 


1890 


27.42 


10.83 


2.16 


2.32 


1^4.08 


79.49 


1891 


30.14 


12.28 


2.04 


2.17 


175.68 


81.00 


1892 


29.08 


9.28 


1.84 


2.24 


178.88 


79.94 


1898 


50.07 


5.89 


1.56 


2.45 


190.43 


77.60 


• 1894 


39.05 


4.49 


1.72 


2.22 


151.31 


70.08 


Obstwein 














1890 


11.10 


ganz 


gering- 


1.75 


44.75 


25.52 


1891 


9.28 


un- 


fOgif. 
«♦ 


2.25 


51.23 


22.71 


1892 


15.14 


be- 


2.31 


52.55 


22.70 


1893 


31.61 


den- 
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57.86 


20.14 


1894 


15.54 


tend. 


t1 


2.89 


44.45 


18.57 
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wein 


f. l Umtol. 
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4,aoi 




3Ö.21 
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2,öo8 


7,lö5 


Ecratztaace PbiIsI 


8.25 


4,757 


4,632 


39,24 


88.22 


4.50 


0,216 


0.972 


Lyon 






7<M) 


>- 




o -.. 


<l.(Ktl 


<),uO;-; 




V«nelii«d. 


2,t>03 






1.72 


Verscbietd. 


1,380 




Einzige l%zo 


»» 


8,830 


7,956 


38.91 


36.69 




2,079 


4,705 


Sanune 




82,856; 


30,100 


154.59!146.98 




6,779 1 


15,942 



FQr Verlast und Familieoconsum vird bei der darch exeicice constaüiten Klein- 
abgabe 3% abgerechnet. 

Bei AI CO hol betrag in 1000 Hectoliteni: 

1890 1891 1892 1893 1894 

Fabrikation 2,215 2,208 2,26.') 2,476 2,829 

Einfuhr 139 131 16Ö 144 I.V. 

Ansfahr 386 348 268 279 280 

Dio Besteuerung von Alcoliol etc., Dier, Bosincnwcin ergab Folgendes: 

Steuersatz Versteuert Steuerertrag 



Branntwein, aneb Absinthe, LikOre 

Allgemcini; ivonsumabf. fn foischiedenen 

Formen erhoben 156.25 

DgL constalirt durch ezcrcice 

Efsatztaxe in Paris 186.25 

Zusammen 

Eingangsabgabe Versch. 

öummo ' — 
Zaschlagabgabe f. alcohol. Weine 

Doppelte Consumabgabo 312.50 

Doppelte Pariser Ersatzsteuer .... 372.50 

Doppelte Eingangsabgabe Versch. 

Zusammen 

Bier 

Starkes (forte) 3.75 

Schiraches (petiee) 1.25 

In Hospitil. fabric Ver»cb. 

Summe Bierstencr — 

Rosinenvcin 1 

Zoschlagcentimen — 

tiesammtertrag der Getränke Stenern . . — 

Abgabe Ton 40 cent. p. Expedit. . • • — 



1000 HcctoL 
1893 
1,246 
229 

1.642 
579 



6.4 

1.5 
3.6 



5.120 
3,805 
18 
8,938 
316 



E.\pedit. clOOO Fr.) 
14.252 



1893 MiU. Fr. 

194.64 

34.69 

81.25 
260.58 

12.07 
272.65 

2.00 
0.56 
0.16 
2.71 

19.20 
4.76 
0.02 
23.97 
0.32 
0.11 
462.63 

5.70 



Digitized by Google 



104 



2. Abadiii. FnnzOaificho Bestonwong. §. 17. 



Bei der durch cxercice coustatixton Coosaiuabgabc ?on Braniitweiu ist cbenfiaUs 
3% Ar YerlnsC und FamiUeDconsiiai abgesetzt 

Die Höhe dieses Gcsammtcrtrags fällt natUrlicli bei atten Fftfen der Getrinke- 
Steuerreform schwer ins Gewicht. Denn da die sonstigen Steuern einen grösseren 
Ausfall schwer oder gar nicht, wenigstens nicht oliue eigene grösi>ere Keformen, wie 
es z. B. die EinfttlmiDfr der Einkommensteuer wäre , decken können , und Minder- 
erträge in der französischen Finanzlage nicht ernstlich in Betracht kommen dtkrfen, 
muss ein Ausfall bei den einen Steuern, so der Wein-, Obstwein- und Bieisteoer, 
nothvendi; darch hAheroo Srtrag der BranntweiiMtaDer an«; egüchen verdai* Daianf 
lanfcn anrh alle neneieii PlSiM biiiMis. Die DorcbfftlininK bietet aber wiedw groese 
Schwierigkeiten. 

Der in Fin. III, S. 625, 629 erwähnte radicalc Eeformplan ist nicht zu Staude 
gekommen. Aus späteren, seit 1889 ist Folgendes von Interesse (s. auch unten §. 21). 
Im Etatsentwurf f. 1801 war abermals eine tiefgreifende Cmg^cstaltuug der Gctränko- 
besteuerung geplant. Daaach sollte die so oft verlangte Beseitigung des „exercice** 
der Geträukedebitanten der beständigen steueramtlichen Visitation und Cootrola, 
s. Fin. III, §. 2n:S, S. ()4;»^ der ?on 405,000 Debitanten noch 21(MX)0 unterworfen 
waren, künftig fortfallen. Dafür sollte eine genauere Goutroie der Production und des 
TlMi8]MntB der Spirituosen eintreten , «reiche man bei der heutigen Prodnctions- nod 
Transportweise ausreichend wirksam und nicht besonders lästig glaubte einrichten zu 
können. In Folge der Beseitigung der exercicc füllte die Detailabgabe ron Wein, 
Obetvein u. s. w., die wesentlich die ärmere Classc belaste, auch fortfallen, ebenso 
die nach Gebietsabtheilungen dreifach abgestufte Circulationsabgabe (s. die Tabelle. 
S. W6). Beide sollten durch eine gleichförmige Cousumabgabe im ganzen Staats- 
gebiet enetst werden. Auf diese Weise werde die Reform einen Mrein demokmtiBchen^ 
Character haben, indein H Steuer für alle Landestheile und für alle Constimenten, 
reiche wie arme, im Grobäea und im Kleioen sich versorgende, gleich sei. Man 
plante einen specifischen Stenenatz ron SFr. fÜrVein« Vit Vf. fttrObetw^« 225 Fr. 
(gegen 156 Vi Fr. bisher) für Alcohol p. Hectoliter. wozn indessen die atrfrecfct er^ 
haltene Eingangsabgabe in den Orten «ron tlber 4000 Einwohnern in drei Stufen 
(4-^10,000, aber 10.0(M) Einwobner nnd Paris) mit je 1 , 2 und 5 Fr. für Wein, V^, 
1 nnd 2Vj Fr. für Obstwein, 10. 20 und 25 Fr. für Alcohol hinzinreten sollte. Die 
auf 17 Miil. Fr. teranschlagte Entlastung soUtA durch eine Erhöhung der Debitanten- 
licewien (8 Sitze ron SO— 120 Fr. nadt der GrOese der Ortsberftlfconing) ausgeglichen 
werden. Die Versendung von Gelränken nach Orten von über 4000 Einwohnern blieb 
an das fiegieitscheinveifahren (acqjoits-i-cautiou) gebunden (s. Fin. III, §. 262, S. 648). 
F(tr die Sitze^ des sttdtfsclien Octrol anf tietrilnke waren Mazima vorgesehen, in zwei 
Stufen nach Orten bis und Uber 10,000 E„ deren Deberschreitung an ein besonderes 
Decret, bezv. an ein eigenes Gesetz gebunden sein sollte. Im fiscalischen wie im 
Interesse des honneten Handels, welcher gegen die Concurrenz uuverstenerten , im 
(jeheimen verbreiteten Branntweins der kleinen Eigenbreuner zu schützen sei, sollte 
das Privileg der Steuerfreiheit der bouilleurs de cru (s. Fin. III, S. 631) zwar immer 
noch nicht ganz fortfallen, aber auf die Hälfte seines Umfangs (10 Lit. reiner Alkohol 
ötatt 20 als Familienbedarf) beschränkt werden. Verschiedene Verschärfungen der 
Controlen waren vorgesehen 's. aus den Motiven für das Budget f. 1891, Bull, 1890 
I, S. 269 ff., die Fassung des (jesetzeutwurfM, mit eiugchciidea Spcciaibestimmungen, 
in Art. 5—37, eb. S. 279 ff.), (ileichzeitig war auch eine Aenderung des Tarifs für 
Essig u. s. w. im Hesctz v. 17. Juli IST'» beabsichtigt (s. u.). Indessen anch dieser 
Keiurmplau hat ük lit Gesetzeskraft erlangt, es blieb bei dem bestehenden System. — 

Nicht anders ging es mit einem neuen Beformplan im Etatsentwnrf fllr 1893. 

Auch hier sollte namentlich das exercicc und mit ihm die Circulations - und Detail- 
abgabe fallen, letztere auch wegen der Ueberiastung der kleineren Consumenten. Zum 
Enatz sollte wieder eine allgemeine Verbranchsabgabe eintreten, docli mit niedrigeren 

Sätzen als nach dem letzten Plan i W'ein 2, Obstwein 1, reiner Alcohol 190 Fr. p. hl.\ 
In den Orten mit Eingangsabgabe auf Wein und Ostwein sollte diese Abgabe auch 
fOr den Staat nicht einfach fortfallen, weil sonst zu befQrchten sei, dass die Ge> 
meinden sie ftir sich im Octroi mit beliessen. Dm dies zu verhüten und die Ge- 
meinden zu veranlassen, ihrerseits ebenfalls die heilsamen oder „hygienischen'^ Ge« 
tränke zu entlasten, sollte die staatliche Eingangsabgabe auf Wein und Obstwein nur 
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fortfallen iu den Ürtea, wo aach die GemeiAdda kdiaeo Oetroi mehr dafür erbeben. 
AndernftJls sollto sie aach für den Staat nacis dnem Tarif mit fior aaeb der Orts- 

prösse sich abstufondoi speciM<clien Sät/eii (',',^, 1, 1'/,,, 2 Fr., letzterer Satz in Paris) 
bestehen bleiben. Auch var<>n weitere Beäcür&nkauj^eu für den städtischen Oetroi 
für Wein, Obstwein und Bier geplant, neu sollle denellM nielit mebr eingeführt, be- 
stehende Octroisütze nicht erhöht werden, und wurden für diose Sätze feste Maxima 
bestimmt Für Branntwein u. s. w. trat allgemein eine nach der Ortsbevölkerung ab- 
restnf^e staadiebe Eingangsabgabe fn den Orten Uber 4000 Einwohner hinzo. Der 
Freiconsum der liouilleurs de cru sollte wieder auf 10 I.it. verriajfert und schärfer 
eoutrollrt werden, woron man sich 20 Mili. Fr. Mehrertrag rorsprach. Die Bier- 
stener dadite man anch nm ca. herabzmt^a. Die Weinproducentcn soUtcn das 
Becht erhalten, durcli Zusatz von Alcolml in gewissen Grenzen den Alcoholgehalt 
ihres Weines bis zu einem bestimmten Grad zu erhöhen, gegen eine Dcnatnralisations- 
abgäbe ron S?*/» Fr. p. hl. reinen Alcobola. Man wollte so dio „hygienischen Ge- 
tränke" stark entlasten (im Ganzen sofort um 75.6 Mill. Fr. für den Staat allein, bei 
röiliger Durchführung der Maassregel, auch im Oetroi, um 174 Mill.), den Brannt- 
wein höber belasten (um den Entlastongsbetrag des Staats zunächst). Aber die Be- 
steuerung ron Wein u. s. w. und die damit in Verbindung stehenden Controlen der 
Circolation, der Bnchfahrung der Grossh&ndler sollten doch nicht ganz aufgehoben 
werden, einmal im fiscalischeu Interesse und weil dio Besteuerung auch dieser Ge- 
tränke, wie uberall, so auch in Frankreich berechtigt sei, ferner aber auch, um den 
fiscalischen Apparat, der schwer wieder hcrzuntellen sein würde, nicht ganz rcrfallon 
zu lassen und damit anch die indirccteu Comrolcn der Branntweinsteuer, welche 
dieser Apparat mit liefert, nicht zu verlieren. Der durchdachte Plan i^^t indodsen, 
wie gesagt, wiederum nicht dnrchfredruniren (s. die Motive zu dem Plan und die 
Formulirang als Gesetzeiitwuri, erstere mit lehrreichen Ausführungen, auch werth- 
vollen statistischen Daten im Bnll. 1892 I, S. 312—825 n. Art. 4—49 des Sntwnrfs, 
eb. S. 457—465). 

In dem Entwurf des Etats fur 1895 war der Finanzminister Foincar6 aber 
anf den eben beqirochenen Plan zurückgekommen and hat ihn nnr etwas abgeändert, 

auch durch Puncte aus dein Refonnplan von 1800/91. Es sollte danach wiederum 
die Circnlations- und Detaiiabgabe von Wuin und Obstwein durch eine allgemeine 
specifisehe Abgabe fon 1.50 nnd 0.80 Fr. p. hl. ersetzt werden, fQr welche ^e Be- 
stimmungen Hl)cr die Versejuiutiir in Kraft zu bleiben hatten. Die Eingangsabgabe 
des Staats für Wein und Obstwein sollte fortfallen oder nur in bestimmten Betrl^en 
(0.40 — 2.50 Fr. p. hl. Wein, in fltnf Ortsdasson, die letzte Paris) erhoben wenien, 
je nachdem die Gemeinde Oriroi nicht mehr dafür erhebt oder dies noih thut, mit 
ähnlichen Bestimmungen über diesen Oetroi wie im vorigen Entwurf. Dio Brannt- 
w^stever solito anf 200 Fr. p. hl. reinen Alcohol gebracht werden, daneben der 
längangsabgabe nach den bisherigen Sätzen unterließen. Das Privileg: der bouilleurs 
de cm sollte auch, aber nicht so scharf, wie nach dem vorigen Plan, auf seine 
..legalen Grenzen** EinschrAnkangen erfahren durch Haassregeln, von denen man nur 
3 Mill. Fr. Ertra«? erwartete (g^egen 20 Mill. Fr. im vorigen Project). Anch die 
Bierstener sollte verringert werden. Die Entlastungen (Wein 75.2, Obstwein 8.4, Bier 8.0, 
ZQ«. 91.6 Mill. Fr.) wollte man wieder vomemUch darch den Mehrertrag des Alcohols 
(75.2). durch die Beschränkung des Privilegs der bouilleurs de cru, zum Best, unter 
fiewirkung eines kloinen Mehrertra^rs ?on 2.6 Mill. Fr. durch eine Voränderung, bezw. 
Erhöhung der Licenzen (mit Mehrertrag vun 11.2 Mill. Fr.), durch Ausdehnung der 
Licenz auf die Debitanten iu Paris (2.7 Mill. Fr.) und durch Einführung einer jähr- 
lichen Supplcmentarlicenz für die Grosshäudlcr nach Maassgabo ihres Wein- und Obst- 
weinabgangs von 5 Cent. p. hl. (2.1 Mill. Fr.) decken. Auch die Gemeinden ohne 
Oetroi für Wein, Obstwein und Bier sollten ermächtigt werden, neben der Staatslicenz 
Municipalliccnzen für Getränkedebitanten nach einem festen Satze im Hflchsthetrage 
der Staatslicenz und nach einem Proportionalsatz im Hüchstbetrago von V.^j <ios ilieth- 
werths der Localitäten einzuführen: was ein steuerpolitisch bemerkcnswertber Fort- 
schritt gewesen wäre. Indessen — auch dieser Kcformplan ist Project geblieben. 

Mit einem wiederum anderen Plan ist im Jahre 1895 der Finanzminister Ki bot 
an die DtqputiiteDkamiDer hemngetreten (14. Mai, s. BnlL 1895 I, S. 599—614). Anob 
hier w ^ne starke Endastnng der hygienischen Golrftnke gegen die bishsiige Be> 
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Atonernog beabsichtigt (Wein um 64.88 7on bisher 154.59, Öbstireiii um 6.d5 voa 
15.02, Bier am 10.43 tod 22.48. Im tianzen diese drei Artikel um 81.96 von 192,05 

Mill. Fr., so dass nur eine Besteuerung von llO.Of), nemlich Wein 80.72, Obstwein 
6.58* Bier 12 Mül. Fr. rerbieibeu «rarde). Dea £rMtz dieser AasföUe hatte wiedenm 
der Branntwein und dessen vetscMedene Sorten m Hefem, doch im Ganten nar so 

viel iPn.lö Mill.^, (lass der bisheriife Steuereriraf? aller vier GetrSnke (448.82 Mill.) 
wieder erreicht wurde (nur mit einem kleinen Mclir von 1.14 Mill.). Die allgemeine 
Oonsnmab^be rom Alcohol sollte von bisher 156V4 nur auf 175 Fr. p. hl , statt 
auf 200 Fr. nach dem Plan Poincare's und auf 225 Fr. nach dem 1890er Plan 
gebracht werden (für 1.54 Mill. hl. 269.39 Mill. Fr.), die Eingangsabgaben den 
bisherigen Tarifsatz behalten. Absinthe und Liköre u. dgl. sollten ausser der all* 
gemeinen Steuer einer Fabrikationsabgabe nacl> dem Stärkegrad (20 Fr. bis unter 
30 Grad. 40 Fr. für 30—40 Grad. 70 Fr. für r>0 Grad und darüber) mit einem Ertrag 
von 20 Mili. Fr. unterliegen, die Fabrikautcii davon überall eine Jahresiicenz von 25 Fr. 
entrichten, die bouilleura de cru mit 25 Mill. Fr. belastet werden, durch die ße« 
nifsbrenner und durch Maassregeln betreffs der Circnlation der (ietr.inke .5 Mili. mehr, 
durch Aenderoogen bezüsrlich der Bebteuerung der Vermouths 2 Mill. mehr, durch 
Ausdehnung der Lieen/. auf die Debitantcn und Grossisten von Pari^ 1.35 IfilL mehr 
beschafft werden. Die in Frankreich stets besonders schwierig befundene Besteuerung 
der bouiUeurs de cru, welche ausschliesslich Kigenproducto (Wein, Obst) verarbeiten, 
soll nach dem Plan ko gestiftet werden, dass die Brenner, welclie etwas grOssecea 
Betrieb haben und vollkommenere Destillirapparatc (»ber r» hl. F.issung) benutzen, 
nach dem wirklichen Ergebniss der Fabrikation, die übrigen nach der Zahl der 
Arbeitstage, der Fuennup nnd Rmft der Apparate, der Art und Menge de? rer- 
arbeitftten Stoife besteuert werden, wobei die Dircction der indirecten Steuern von 
Fall zu Fall, unter Zuhilfenahme von Untersuchungen vor einem vom I^riedensrichtec 
erauDten Dritten, eine ScbMtzong zn machen nnd sieb dartber mit de» Stenerpflielitigen 
zu benehmen bitte (umfassende Gontrol- nnd AusfQhrongsbestimmnngen). 

Auf Wein und Obstwein sollen nach dem Plan alle bestehenden Steuern 
fortfallen nnd durch eine allgeuieiue onsu m abga be ersetzt werden. Diese 
sollte auf dem platten Lande und in Städten bis 10 000 Einwohner für das hl. 2 Fr. 
für Wein, i Fr. für Obstwein botragen. In grösseren Städten sollte sie in Verliältniss zu 
den bestehenden Eiiigangsabgaben (auch für üirculation, einzige Steuer und Umsatz- 
steuer) gebracht werden und demnach betragen, fUr Wein, wenn diese Abgaben nicht 
über 4 Fr. p. hl. 2 Fr., für Obstwein, wenn nicht über 2 Fr. l'/* Fr., wenn zwischen 
4 nnd 5.50 bzw. zwischen 2 und 2.75 für Wem für Obstwein P/j, wenn zwischen 
5.50 und 7 Fr. bzw. zwischen 2.75 und 3.50 für Wein S'/,. für Obstwein wenn 
ziriaclien 7 und 8 bzw. zwischen 3.50 und 4 rcsp. 4 und 2. wenn 8 nnd mehr oder 
4 and mehr rosp. 4'/« und 2^/^ Fr. p. hl. Für diese neue Consuuiabgabe hätten aber 
alle bisherigen Bestimmungen über dio Circulationsabgabe in allen Orten und tlber 
die Eingangsabgabu in Orten über 10,000 Einwohner in Geltung vm bleiben. Für die 
Eigenbauer sollen die Befreiungen von dieser neuen Steuer in gewissem Umfang 
verbleiben. Die Debitanten nnd Grosskanflente in Paria wttrden denen in anderen 
Städten in der Liccnz gleichgestellt. Wie in früheren Plenen sind auch in diesem 
Beschr&nknngen des Octroi für Wein. Obstwein, Bier vorgesehen, — eine noth- 
wendige Goneeqaenz, nm m Terhttten. dass sieli die Octroi^Gemeinden nicht abbald 
die Steil rerli-irfiterungen des Planes zn Nutzte machen und ihre Tarife erhöhen. 
In Orten, welcLe bisbor keinen Octroi fUr diese Getr&uke gehabt, sollte ein solcher 
nicht neu eingeführt, in ander«i nicht erhöht werden dürfen. Und fttr die Octrei- 
sätzc sind Ma.Tiroa vorgesehen, nach Ortssätzen abgestuft wie dio Consumabgabe des 
Staats (fttr Wein 7 Säue von Vs— 4 Fr., für Obstwein von 'Z^— 2 Fr., für Bier 2 Sätze, 
2 Fr. in einigen besonders genannten Departeraonts , 5 Fr. in den anderen p. hl). 
Auch fiir Branntwein ist ein Maximum, im Betrajre des Doppellen der Eingangsabgabe, 
vorgesehen, höhere Sätze sind nur nach gesetzlicher Ermächtigoog statthaft. Innerhalb 
zwei Jahren sollten die abweichenden OcMHtartfe mit diesen Bestlmnnngen in Einklang 
ßobracbt werden. Zur Aus^jleicbunir der Ermassisrunsf der Octroitarife ist auf den 
früheren Plan von Communalliccnzcn für Getränkedcbitanteu neben der Staatslicenz 
zurückgekommen (fester Satz höchstens im Betrag des doppelten der Staatslicenz, Pro- 
portioiiaiaatz roa Vie Miethwerths der Localit&ten). Anch Gemeindeft ohne Octxoi 
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sollten diese Licenzen einführen dürfen. Die Gemeinden xrnnlen aber [fleichzcitiu'' 
anch ermächtigt, proportionale directe Steuern auf Eigcntlium miuI Ubjecte, die iü der 
Gemeinde liegen, mit gesetzlicher Billigung einzuführen. 

Wein mit Alcoholstärke Uber 12 Grad soJI bis 7x1 einer Stärke von 1" Grad dio 
Hälfte, Fon 15 — 21 Grad den vollen Betrag der Coiisuiu-, Eingangs- und Ociroiabgabea 
mehr zahlen. Weine mit noch stärkerem Alcoholgehalt unterliegen der Alcoholsteuer 
für diesen Oehalt. Werne mit natürlichem Aicohoigebalt roa Uber 12-^18 Oiad 
sind aber von diesen Zuschlägen frei. 

Yermouths und Likörweine oder Nachahmungen sollen filr Ihien Alcoholgehalt 
bis 15 Grad mit der halben, darUber mit der roUen Comnim-, XSngangs- und Octroi- 
abgäbe belebt werden. 

In dem neoen Prospect ist ferner eine völlige technische Umgestaltnng 
der Biersteuer geplant. Die bestehende soll durch eine Bierwürzstener ersetzt 
werden (30 Cent vom Hectolitor und vom Grad ubcr lUÜ bei der Temperatur von 
15 Grad Cels.X Dabei ist ein Steu(>rcrtrag von 12 Mill. Fr. in Aussicht gwommen, 
wobei der Steuersatz entsprechend crmässigt oder erhöht werden soll, wenn dieser 
Ertrag nicht erreicht wird. Auch Veränderungen der Steuer auf Essigsäure nnd 
Essig sind gleichzeitig: beabsichtigt. Jene soll nach dem Gehalt in sechs Sätzen mit 
10—105 Fr. für den hl., crystallisirte in festem Zustand mit 125 Fr. für 100 Kilo 
belastet werden, Sätze, welcbo zu den ZüUen für fremdes Product iioih Iiinzutreten. 
Die Consomahgabe für E^ig (Gesetz vom 17. Juli 1875, Art. 1) soll durrli eine 
Steuer auf den verarbeiteten Stoff (nur Alcohol von f^f] Grad und mehr, Wein, Apfel- 
nnd Birnwein, Bier) ersetzt werden, die verarbeiteten Spirituosen mit 100 Fr. vom 
Hectolitcr reinen Alcohols Speelalstener belegt, die andern Stoffe erst nach ZaUaOf der 
auf ihnen lastenden Stenern verarbeitet werden. Fremde Essige zahlen aniaec dem 
Zoll specifische Sätze als innere Steuer. 

Durchgedrungen ist auch dieser neue Gesetzentwurf bisher noch nicht endgiltig 
im Parlament Febr. 1896). Alle Entwürfe zeigen von Neuem die Schwierigkeit der Auf- 

Sabe, bti^uders auch die, die verschiedunen Interessen der Landestbeile, der Urpro- 
ucentcn und Fabrikanten zu vereinigen und doch das iiscalischo Interesse in der 
erforderlichen Weise wahrzunehmen. Das Gesetz von 1816, so sehr man d« ssf 1 i; f^rm- 
bedurfiigkeit anerkennt, ist so einstweilen immer noch die Grundlage der vcrwiciiclten 
Gotrftnkesteiier>Gesctzgebnng geblieben. Die häufigen Kegicrungs« and Miniatenrechsel, 
diä parlamentarische System in der M^ritteii Bepablik" haben dch frdUclt nttch hier 
ab weitere Hindernisse erwiesen. 

Die ungeheure Zersplitternng des Wein- nnd Obstbanes nnd ziiniTbeil auch 
der Prodnction von Alcohol ans Wein (bouilleurs de cru ti. s. w ) stpig:crt die Schwierig- 
keiten der indirecten Verbrancbsbesteuerung dieser Geträinke nothwendig besonders. 
Die eompHdrten, plackareiToUen Stenerfonnen erbliren sich mit daraus und sind eben 
scinrer ^cntlgcnd durch einfachere zi: ersetzen. 

Im Etatsgesetz von 1895 (erst vom 17. April 1895) ist zur Deckung der Control- 
tnsten etc. fär Denaturalisation ron Aleehol eine Abgabe von 80 Cent. p. hL 
reinen Alcohols eingcft\hrt (Art. II). 

Nur in den ZollfrageU) wo es sich um Interessen des Inlands gegenüber dem 
Ausland zu handeln scheint, war bishor immer noch leichter Einmflthigkeit zu erzielen 
(s. Fin. III, S. 654), ebenso bei Fragen der Concnrrenz ron Kunstweinen u. dgl. 
mit Natnrwein^. Seit der Widdererholung des französischen Weinbaas and besserer 
Ernten, 1890 ff. bes. in 1898 (50.1 Mill. hl.), 1894 (89.1 Ifill. hl.), 1895 freilieh 
wieder nur 2R.7 Mill. hl., bat iibrii^ens die concurrirende Weineinfuhr, die IS'^'' l'-'28. 
1891 nach einem Sinken abermals 12.28 MiU. hl. gewesen, erheblich abgenommen 
(s. die Tabdie oben 8. 102), die Einfbhr trockener Trauben und Feigen ebenfküs. 
Erstere war 1890 auf lO-'.Or) Mill. Kilo gestiegen, woraus 3 18 Mill. hl. Wein fabricirt 
wurde, 1898 war sie nur 36.62 Mill. Kilo, die Weinprodoction daraus ^^34,000 hl., 
1894 allerdings wieder 40.91 Kill. Kilo, aber nur 0.51 Hill. hl. WeinprodocHon. 
Die Feigeneinfuhr ist bis 18f)2 gestiegen, die Feigen haben aber seit 1890 nicht mehr 
zor Weinbereitung gedient (vgl. Fin. lUf 654 Utere Daten, und die vorigen nach 
BnH. 1894 II, 161). Ein Gesetz r. 14. Augnst 1889 und ein weiteres r. 11. Juli 1891 
nl' r Wi inhandel und Verhinderung: von Betrug dabei haben die falsche Bezeichnung 
der weiaaitigen Prodacte aus Trestcm nnd aus troci^enen Trauben (Hosinen) als „Wein'' 
rerboteu und unter Strafe gestellt. Solche andere Weine müssen ausdrtt^Uch mit 
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ihrem Kaioeii bezeichuet werden (?ia de marc, de raisins secs, de sucxe) (s. aach 
Gesetz ?. 24. Jvni 1894). Das Finanzgeaetz für 1890 r. 17. JaU 1889 dehnte die 

Bcstiinuiungen der Visites der Getr.ltikebesteaerang auf die Fabriken von Weiu aus 
tiockeuen Trauben aas und imterwarf die zar Weiafabriiatiou bestimmteu Frilcbtie in 
den Orten mit Eingangsabgabe im VeASltoiss ?(m 100 Kilo fttr 8 Iii. Wdn der Be* 
bteuerang (3 Mill. Ertragsanscblag). Ei:i C -setz v. 20. Juli 1890 (Bull. 1890 It, S. 3, 
dazu Aittftüinuigedecret r. 7. October IbdO. cb. S. 404 £} bat da» BegleitscbeiUTec- 
fkhnn fttr die Versendung von trockenen Trtnben an FaMkanten, Ltcenzen fbr die 
Weinfabrilianteii, das Recht der steucramtlichcn Controlo (Visitc" für die Fabriken ge- 
regelt and die Steuersätze nach dem Alcoholgebait mit ürtragsaoschlag Ton 6 Mill. Fr. 
beatimmt. Wettere Hodificationen in dem Decret r. 25. Januar 1892. 

§. 18. Die ZuckerbesteneruDg ist »e\t 1814 das Gebiet 
häufigster AendeningeD der GesetzgebuDg , besonders in Bezug 
auf die Tarifsätze des Zolls und der inneren (RUben-)Zucker8teuer, 
aber mehrfach auch in Bezug auf die Technik dieser Steuer ge- 
wesen. Sie bietet dadurch ein Bild der Unruhe, das sich auch 
nur in seinen Hauptzügen in Kürze schwer darstellen lässt. Der 
Grund dieser Entwicklung Hegt io der Kreuzung fiscalischer nnd 
volkswirthschaftlicher Interessen bei der Regelung dieser Steuer. 
Die ersteren sind öfter von deo letzteren zurückgedrängt worden, 
haben sich dann aber immer wieder geltend gemacht. Erfahrungen, 
wie eie seit der Entwicklung der Rübenzuckerindustrie überall ge- 
macht worden sind (Deutschland, Oesterreich u. a. I^.). Die volks- 
wirthschaftlichen Interessen waren indessen gerade in Frankreich 
aach nicht einheitliche. Zuerst wurde besonders das Kaffinirgeschäft 
im In lande und der französische Colonialzucker gegenüber dem 
fremden Zucker begünstigt. Mit der J^ntwicklung der Rübenzucker- 
indastrie trat zwischen dieser und nicht nur dem fremden, sondern 
aueh dem französisehen Colonialzucker ein Interesseoconflict hervor, 
welcher mehrfach aus colonialpolitischen Rücksichten zu GauBten 
des letzteren entschieden wurde. Bei der Einfuhr von Zucker er- 
folgten die der französischen Handels- und Schiff t'abrtspolitik ent- 
sprechenden differenzlellen Behandlungen des Products nach Her- 
kunft, Transportweg. Bei der Ausfuhr beimischen Products und 
aller Raffinade gingen die gewährten Rttckzölle nach Höhe und 
Berechnungsweise in Ausfuhrprämien über. Die Zuckerbesteuerung 
wurde also stark schutzzöllnerisch eingerichtet. Die internationale 
vertragsniässige liegeluDg der Zuckerbesteuerungsfrage, woran sich 
Frankreich wiederholt bctheiligt hat, ohne jedoch mit der Durch- 
Alhmng der vereinbarten Grundsätze völlig Ernst zu machen, bat 
zu keinem dauernd befriedigenden Ergebniss gcftilirt, die letzte 
Londoner Convention ist mit durch Frankreichs Schuld nicht per- 
fect geworden. 
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Die im Jahre 1837 ciii^eiiüjrle Besteuerung des heimischen 
Rübenzuckers beruhte bis 1^S4 im Wesentlicheo, unter mancherlei 
kleineren Wandlungen, am einer im Ganzen steueipolitisch und 
steuertecbnisch rationellen Methode, der der Fabrikat Steuer. Hier- 
bei erlo Igte zuerst eine Besteuernno^ des Zuckersaftes auf Grund der 
Feststellung der Menge und Dichtigkeit des letzteron mittelst des 
sogen. Densimeters. Dadurch wurde das stt ncrpt]i( litip:e Minimuni 
der Ausbeute von Zucker cinei- Ijcstiniinten I v|u ermittelt, Durch 
steneraratlicheRuchCUbrung, Invciitai isiniu L; (ics \\ irklich gewonnenen 
Products, Classitication des letz,tereu in Hinsicht auf Sorte und 
Qualität anfangs nach Farbentypen, Rpäter (seit 1875, bezw. l.siSU) 
nach dem wirklichen Zuckergehalt auf (xrund saccharonietrischer 
Annlvse, alles unter der Betriebscontrole des scharfen JSvstems des 
tranzösischen exercice, wurde die Besteuerung dann zu einer w^rk - 
lieben Fabrikatsteuer ausgebildet, bei welcher Menge, Art 
und Gtlte des Zuckers möglichst genau festgestellt und zu den ge- 
setzlichen Steuersätzen herangezogen wurden. Hierdurch gewann 
man auch die Grundlage für die Regelung der AusfuhrvergUtungen 
und Ausfuhrprämien und zur Normirnng des Verhältnisses der 
Zollsätze auf fremden und französischen Colonialzucker zu der 
Steuer auf heimischen Rübenzucker. Die Möglichkeit, gerade bei 
dieser Besteuerungsmethode das fiscalische Interesse genügend wahr- 
zunehmen, wurde indessen im Interesse der inländischen Zucker- 
industrie, der ßaffiniruDg, der Ausfuhr nicht genügend verwirklicht, 
indem naan die Steuer- und Zollsätze und AusfuhrvergUtungen zu 
Gunsten der inländischen Rdbenzuckerindustrie, der Raffinirung 
und des französischen Colonialhandels und zum Nachtheil des 
fremden Zuckers wie zugleich des Fiscas normirte. Auch bei den 
starken Tariferhöhungen, zu denen nach dem deutschen Kriege 
(ld71<->7d) das Finanzbedürfniss zwang, hörte diese Politik nicht 
anf und beeinträchtigte daher den finanziellen Erfolg dieser Maass- 
regeln. Die ganze Besteuerungsmethode hatte in ihrer allmäligen 
folgerichtigeil Durchbildung übrigens dem landwirthschaftlichen 
Interesse gedient, indem sie die Gewinnung eines höheren Boden- 
ertrags an, wenn auch etwas weniger zuckerhaltigen Rüben, und 
damit grösserer Futterrückstände bei der Fabnkation begünstigte. 
Aber andererseits wirkte sie nicht in gleichem Maasse auf technische 
Verbesserung des Rübenbaus und der Zuckerausbeute hin, wie die 
Bohstoffbesteuerungs- und ähnliche Methoden, welche hier förmlich 
pritmürend den technischen Fortschritt angeregt haben, da sie das 
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gewonnene Mehrproduct au Zucker piiucipiell nicht frei Hess. Die 
liKlnstiie iitachte daher technisch nicht die gleichen Fortschritte 
wie diejeüigc anderer Länder, besonders Deutschlands. Diesem 
Laude gegenüber kam denn auch die seit 1871 stets durch hlinde 
Eifersucht uod Neid geleitete iran^üsische Politik auch auf diesem 
Gebiete ZQm Durchbruch. 

Rücksichten auf die erschwerte Stellung des lian/^ösiscben 
Rülienzuclvi rs im Weltmarkt und uamentlieh aul die wachsende 
Concurrenz licniden liübenzuckers veranlassten so im J. 1084 eine 
völlige Veränderung der technischen Grundlagen der Besteuerung, 
nachdem starke Tarifieductiuüeii, zu dcncu man schon 1880 wieder 
im Consumenten- und Troduccnteninteresse bei verbesserter Finanz- 
lage geschritten war, nicht genügenden Krfolg zur Hebung der 
Industrie gehabt hatten. Man ging von der rationelleren 
Fabrikat- zur irrat io nell e r e u liohstoffbesteuer ung 
Uber, opferte das fiscalische dem volkswirthschaftlicben Interesse 
und der Rücksicht auf leichtere Concurrenz gegen den fremden, 
besonders deutschen Rübenzucker, — nicht lange bevor Deutsch- 
land im fiscalischen Interesse gerade umgekehrt von seiner alten 
Rohstoff- zur Fabrikatstener tiberging! Unter der neuen Steuer- 
methode und bei den durch sie nach den Steuernormen gewährten 
bedeutenden Prämien tUr grössere, zunächst steuerfrei bleibende 
Zuckerausbeute im VerhUltniss zu der im Gesetz angenommenen 
minimalen und besteuerten hat sich der französische Rübenbau und 
die Fabrikütiou des Zuckers allerdings technisch rasch verbessert, 
in ähnlicher Richtung wie in anderen Ländern dieser Steuermethode. 
Aber das üscalische Interesse erlitt auch sehr erhebliche Einbussen. 
Diese wurden schon 1887 aul 5U MdL Fr. jährlich geschätzt und 
traten zu der absichtlichen Entlastung vom Jahre 1880 von fast 
60 Mill. Fr. noch hinzu. S( hon 1887 begann man daher doch 
wieder im fiscalischen Interesse Steuerzuschläge für die 
bis dahin steuerfreie Mehrausbeule einzuiühren, erhöhte dieselben 
1890) und traf sonstige Aenderungen, namentlich verschärfte 
Cuntrulen, auch für die früher davon im Wesentlichen freie Raf- 
finerie (18Ö0, 1893). Man ist aber wohl immer noch nicht zu 
einem Absehluss der legislativen Experimente auf diesem schwierigen 
Gebiete gelangt, wo die beständigen Fortschritte der Hetriebstechnik, 
die handelspolitischen Conjuncturen, die französischen dreifachen 
Schutzrücksichten auf den heimischen Rübenzucker, die Rallinerie, 
den Colonialzucker stets wieder neae Verhältnisse schaffen, denen 
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bald im volkswirtbscbaftlichcn , bald im fiäcaliäcUeQ luteresse 

Rechnung getragen werden muss oder — soll, zumal eben aus 

Missgunst gegen Dentschiand. 

Das schwer übersehbare, sehr grosse Detail der frajizAsischea Zuckerbestouorang, 
ibni Entvricklung, Einrichtung, Erfolge iA bisincl. 1888 nadi Möglichkeit im III. Band» 

der Fin. in vcrhältnisssmässig eingehender Darstell uiiti: zusammenzofassen gesucht 
vordeo, 266—273, S. 659—688. Daselbst auch litteratur (r. K a n f m a nii , J. Wo 1 0 , 
Statistik und Gesetzirobnng. Die wichtigsten Gesetze äbcr die Rttbenzackersteuer sind 
die vom 18. Juli 1837 (Einführung), 31. Mai 1846 (genauere Feststellung der Mteron 
Methode), 29. Juli 1875, 19. Juli 1880 (weitere Durchfahrung der Methode), 29. Juli 
1884 (Einführung der Methode der Rohstoffbesteuerung.) (Genaueres Uber die weiteren 
Gesetze bis 1888 in Fin. III, S. 660—662.) Für die im Obigen nicht näher vcrfolgton 
Zollrerhältnissc , die Zollzuschläge (zur innercu Steuer) für fremden Zucker und be> 
sonders die Behandlung des französischen Colonialzuckers und far die Ansfuhrvcr- 
gutungcn , bczw. Prämien sei hier ganz auf Band III verwiesen. S. jetzt den reich- 
haltigen, bis 1893 iucl. greifenden Artikel sucrc im dict. de Fin. II, p. 1200 1278, 
von Dechaud und Boizard. Wichtigstes Material zur Beunheilung des Erfolgs 
der <jeset/e. besonders statistisches, in den Jahresberichten der Gencraldirection der 
indirecteii Steuern über die Zuckerfabriken im Bull, (für 1802'*);> im J.sr 1^04 I, 
44i> fr , fur 18ü3;y4 eb. 1, 4UU, aucli 1895 II, 582 iL. mit liackblick 1.^6l/b2 bis 
1894 auch Uber die mehrfach couuexen Fragen der Zuckerung rOA Wein und Cidtx 
(Jg. Iä94 I, S. 440 fi'.). Unsere frühere kritische Darstenni:!,^ der neuen Ge:5etZ)iebung 
seit 1884 (in Fin. III, S. 671 ö".) findet durch die weitere £(UwickluDg der Yerhältuiüse 
seit 1888 durchaus ihre Bestätigung Aus den nenesten Vorgängen und Gesetzen, zur 
Fortfühning- der Dai-stcllung: in Bd. III bis Ende 1895 sei hier noch Fülgciides berichtet. 

Die iortdaueriideji, wenn auch nach 1887 nicht mehr so groiseii Einbussen des 
Staats an Steuererträgen und die immer noch ^ehr bcdontesden Gewinne, welche die 
einheimische Zackerindustrie (wie auch die coloniale) ans der Besteuerung nach 
Miiaasgabc der gesetzlichen Aubbcuteaunahmen statt nach ihrer wirklichen Productiou 
bezog, Teranlassten nicht nur die Beibehaltang der im J. 1887 eiogefilhrten Steaer- 
zuschläge auf die constatirten Mchrausbeuten geg:cnüber der ang'ctiomiuenen Ausbeute- 
ziffern, bOiidern auch die Erhöhung dieser Zuschluije von Anfangs 10 in 1888 auf 20^ 
in 1890 auf 30 Fr. für 100 Kilo raffinirten Zeckers, gegen den vollen Normalsatz 
von C)0 Fr. (fies. v. T». Au^:. 1890. worin auch ivn^- Bestimmungen über die beständige 
Lcberwachuiig der Kaflinericen, Art. 8 ö., wozu dann das Ausf.dccrct v. 25. Oct. 1890 
Ueber die vorausgehenden Gesetze s. Fin. III. S. 661, 672, 673). Das Gesetz v. 
29. Juni 1891 bestimmte die gesetzliche stcnerpflichtige Ausbeute der Zuckerrüben 
bleibend auf 7.75% Kilo raffinirten Zuckers aus lOU Kilo Küben, dem nach früherem 
Gesetz \ on 1891 an gehenden Satze (Fin. III, S. 674), traf aber hinsichilldi der Be- 
haudlunif der abweichenden, bezw. der thatsächlichen. auch höheren Ausbcnten etwas 
andere Bestimmungen. Wenn die wirkliche Ausbeute 10.5 Kilo nicht i;burateigt, haben 
die Fabrilen fur diese Mebrausbeute über 7.5 Kilo hinaus den Anspruch anf Be- 
steuerung zu 30 Fr. also zum halben Nonnalsalz. Bei noch höheren Ausbeuten über 
10.5 Kilo hinaus wud die Hälfte davon zu diesem halben ^atz, die andere zum vollen: 
Satz besteuert (sogen. Abonnementssystem). Die Fabriken können aber zugleich er- 
klfiren, da.ss sie auch auf die Vortheile der PrSinien für die Mebrausbeute verzichten» 
Dann wird ihnen ein Erlass von Ib^U vom ganzen Productionsbetrag gewährt, den 
sie nur nach dem niedrigeren (batbes) Steuersatz der Mehransbenten zn reisleiiem 
haben (über Zweck, praclischc Anwendung und Wirkung dieser verschiedenen Metboden 
Näheres in den amtlichen Steuerberichtcn , Bull. 1893 1, 359, lä94 1. 449, 1895 I, 
401 ; ancb Art siei» im dict. de Fio. II, 1369.) Man wellte durch die Wahl swieehen 
diesen Methoden die Interessen der Fabriken und des Fiscii? mehr in Uebereinstimmnng 
bringen und dem Kübenban wie der Industrie Mittel geben, sich gegen die Eventuali-^ 
tfttra schlechter Ernten mehr tn sichern. Die Fabriken mit geringerer Ansbente 
(weniger als 9.11 Kilo raffinirten Zockers aus 100 Kilo Kühen) haben allein einen 
Vortheil . die zweite Methode zu wählen, was 1891/92 bei höbeior Durchschnittsaus- 
bonto (10.265 Kilo ftr aUo Fabiiken snsammeu, 8.734 ittr die die Metbode wählenden) 
f on 368 nur 9, 189^98 bei niedrigerer Aasbeate (bezv. 9.563 und 8.500) von 86& 
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dagegen 48 gethan haben and 17 ein lotereäse gehabt hätten zo tbun. Für den Staat 
ist die Bestcoerniif der Hälfte der Helirtasbeote ülier 10.5 Kilo hinaas zam veUea 
Satze noch niclit ron erheblicher finanzieller Bedeutung, — 98 ergab sie nur einen 
Gowiim von 2,744,UUU Kr. fOr ihn gegen das frahero System. Die Pr&mio der Fabiiken 
"bat immer noch 69,664,000 Fr. betragwn, vthread sie sonst 72,408,000 gewesen sein 
wurde. Der französische Colonialzucker crlanj;t filr die znm Consum cingefahrten 
i^aantit&tea denjenigen proceatveisen £rlass zur Besteuerong zum halben Satze, 
welcher der dnrcliBchmttliehw Mebnnsbonte der heimischen RQlieDfiihnlEen Ober die 
volIbestcuLTtc ^gesetzliche Ausbeute (also jetzt 7.7.5 Kilo) entspricht. Das war 1884 
bis »6 12, 1886/87 24, 1887/88 36.44. 1888 89 27.24, 1889/90 26.19, 1890/91 
28,54, 1891/92 19.35, 1892/93 23.88, 189iS/94 19.47 »/o^ Verinderungen der 
Zahlen unter deutlichein Einfluäs der Ernte, bezw. Kabenqualifät. Far die ganze 
Periode seit dem amgestaltenden Gesetz 70o 1884 hat die eiabeimische BQben- und 
die eelenlale Zuclterindiisfrie in 9 Jebren bis fnd. 1892/93 beinahe 500 Hill. Kr. 
(49R Mill.) Prämien aus der zu|j:elassenen 'Minderbesteuerung- erlanu:t, welche in Etwas 
wohl den Consumeuton durch Preisermässigung zu (inte gekommen sein mögen, jcden- 
fiills aber dem Fiscus entgingen. Die Preise gingen besonders 189.3 '94 (1*. stark herab, 
um c. 20 Vo' '^»s freilich auf die allgemeine Ucberprodaction von Zucker mit zartlck- 
zufdhren ist. Ein französischer amtlicher Bericht scliiebt die Schuld daran besonders 
auf Deutschland, wo die Bohzuckerproduction von 1874 75 bis 1894/95 von 0,2.j1 auf 
1,832 Mill. Tonnen gcstie^^en sei, dann auf Oesterreich - Ungarn (Production bezw. 
O.lOG und 1.0}."">). während sie in Frankreich nur von 0.4"in auf 0.745 Mill Fr. ge- 
wachsen Ware. Imuierhin hat sich jeduch der Ertra;^^ der Zuckcrbtcuer (und ZüUc) 
wieder pe-ren d;is Minimum um 1887 mit 1.31 Mill. Ft. auf c. 200 Mill. Fr. {in 1892 
203.9, l^\m 109.8. 1894 provis. Berechnung 194.:.) gehoben (Etatsanschlag 1894 
203.4, 1895 199. 1896 196.5 Mill.'). Interessante Daten liefert der Ueberblick der 
Entwicklang der Kubenzuckerindustrie seit 1881/82 bis 1894/95 (endi nach Departe» 
menls) im Boll. 1895 U, d82'-656. 

§. 19. Die kleineren inneren Verb ranclis Stenern nnd ver- 
wandten Abgaben haben bei verbeBserter Finanzlage im Interesse 
▼on Prodnction und Oonsnmtion bereits einige der in der Finanz- 
noth nach dem dentsehen Kriege 1871 ff. eingeführten Glieder 
wieder verloren. 

S. über diese Steuern im Alljfcmcinen Fin. III, §. 274, S. 688 ff. Die Seifen - 
Steuer, eingeführt 1873, wurde 1878 aufgehoben (eb. §.282, S. 701). Die 1871 
a«fg:olef?te CichorionsteiJer fi(d 1*7!» wcet f<'b. 2'^1. S. 7CK,»). Die Papiersteuer, 
die liiianzii ll wichtigste, bestand von 1^71 — ^ti \^ch. Jj. 280, S. 698). Die 1871 ein- 
geführte Stcner auf iaiändisebes Mineralöl stand in Verbindung mit der bedenteD« 
den, fiscalischen Rtii ksichten entsprongenon ErliTihnns: der Zölle auf fremdes Petroleum 
(1871, 1872). war aher viel niedriger als der Zoll (s. Fin. III, §.275, 8.690). Der 
Ertrag war immer unbedeutend, der Controlapparat gleichwohl gross. Die Steuer ist 
denn auch jünirst durdi Gesetz vom 27. Juli 1H94 aufgehoben worden. Der Ertrag- 
war 1893 nur nocii 4^,i»37 Fr. (.bloss von 6 Fabrikanten, ausschliesslich nach dein 
Steuersatz fur BebOl, e. I^n. III, S. 690). Der Petroleumzoll ist zuletzt durch Gesetz 
V. 30. Juni I8*.t3 gercf^elt worden, wobei im (Jeneraltarif der Satz des Zolltarifs von 
1881 (18 Fr. rohes, 25 Fr. für lOU Kila raftinirtes Oel) beibebaltcji , im Minimaliarif 
(daher oremaell für die Staaten, mit denen Handelsrertrtge bestanden, und als Gon- 
cesejonl aber auf 9, bezw. 12.-50 Fr. herabsreset/t worden ist (iridchcr S&ti f:lr euro- 
päisches, also namentlich russisches, und ausscreuropäiAches, daher nordamerikaniscbes 
Prodact, docb mit Zuschlägen von 5 Fr. bei Indirccter Einfohr). Hl«nnit stand die 
Besdtignnff der inneren Steoer in Verbindung. ^ - • 

Von den noch vorhandenen sonstigen Stenern dieser Art be- 
steht die Ende 1873 eingeführte Steuer auf andere als mineralische 
Gele, insbesondere auf Olivenspeiseöle als Staatssteoer in 
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der Form der fiingaiigtabgabe seit 1$79 nar nocb in denjenigen 
Orten, welche einen communalen Octroi auf diese Oele haben. Mit 
dem Fortfall des Oetroi entfällt sie anch. 

S. Fin. IK, §. 276, S. 691 ff. 'Bxtng 1892 2.225, 1893 2.162 MilL Fr. Hier 
besteht also schon der Zusammenhang zutschen Octroi und Staatssteuer, den man in 
den neueren Getriinkesteiicrreformen für die btaatliclie Eingangsabgalje von Wein und 
Obstwein herbcifQhren will (s. o. 8. 106). Oio volle Stenemdheit hli^ deffl&ftch 
TOA den MonidpaiittlMHi «b. 

Die ebenfalls Ende 1873 eingeführte iSteuer von Stearin und 
Kerzen (Liehtern) ergänzt gewiesennaaesen die Petrolenmsteuer 
(Zoll), wird aber yermnthlioh bei ihrem doeh nur unbedeutenden 
£rtrag von ca. SV« MilL Fr., ihrer Iflstigen Ocmtrole nnd bei der 
Steuerfreiheit von Gas und eleetrischem Lieht Uber kurz oder lang 
Tersehwinden. 

Fin. HI, §. 277, S. 643. Steiienatz SO Fr. f»T 100 Kilo Licliter. Die dazd 

dionentlen Ivohstotli! (Wachs. Steariiisäiirt:) sind nur hei dieser Verwi-ndun;? steuer- 
j)flicbtig. Der Ertrag kommt fast fcaihz aul' die Lichter selbst. Zahl der besteucnen 
.FAbifkaaten ron SteannstBie 1892 6« von Lielitzieheni 883. Talglicht ist iuL 
Ertn« 1882 bia 1894 8.445, 8.799 und 8.443 MiU. Fr. 

Unter den übrigen hierher gehörigen noch bestehenden Steuern 
haben bei der Steuer auf Essig u. s. w., auf Dynamit u. s. w. 
und bei der als einer der VerbrauehsbesteueruDg verwandten Ab- 
gäbe hier mit hergezogenen auf Gold- und Silberwaaren 
andere als lediglieh fiscalische Bdcksichten die Einführung and 
die bisherige Beibehaltung veranlasst 

Die Essigsteuer ist 1875 durch internationale Oonearrenz- 
rficksicbten und durch den Wunseh, die Essige aus rerschiedenen 
Stoffen gleichzastellen, herbeigeführt worden. Ihre Umgestaltung, 
bezw. Aufbebung ist neuerdings in Verbindung mit den Plänen 
der allgemeinen Getrilnkesteuerreform beabsichtigt gewesen , aber 
wie die letztere selbst noeh nicht zu Stande gekommen. 

8. Pin, III. §. 278. S. 694. Gesetz v. 17. Juli 1875 über Stener auf Essig und 
Essigsäure. Art. Vinaigre von Boizard in Dici, de Fin. II, p. 1518 tf. , daselbst 
p. 1522 Uber die neueren Reformprojecte. üeber den Plan im Kähmen der Getränke- 
eteucrroform des Ministers Poincare s. Bull. 1894 II. 388, Uber den gleichen 
Bibot 'sehen Plan s. o. S. 107 o. Boll. 1895 II. 61211". Wie nach vorangegangenen, 
von den Kammern gebilligten, aber nicht zu Gesetzeskraft gelangten Plänen soll die 
innere Verbrauchssteuer von Essig nach Art. 1 des Gesetzes von 1875 aufgehoben 
and durch eine Specialstcuer in der oben S. 107 dargelegten Weise ersetzt werden. 
Essigsäure hätte den doppelten Satz wie bisher, abgestuft nach den bishon'!!:ori Zustands- 
und Stärkestufco, zu tragen. FUr industrielle Verwendung dienender Essig ist steuer- 
fireL — Stenerertn« 1892—94 3.049, 2.917 n. 2.788 MiU. Fr., im Gaozea stationär. * 

Nachdem die bei Bestehen eines Pulvermonopols nahe liegende, 
fiscalischen und sicherheitspolizeilichen BOeksichten dienende Ein- 
beziehung Ton Djnamit (nnd Nitroglycerin) in dasselbe , welche 

A. W«giiftT, FlMunrisMiisdiatt, BusftnraagalMft m Band lU. 8 
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1872 im Verwaltungswege bewirkt worden war, sich nicht hatte 
aufrecht erhalten lassen, wurde die Fabrikation 1875 der Frivat- 
indnstrie überlassen, doch unter besonderen, weiter als die gewöhn- 
lichen steuertechnischen gehenden Cautelen und Controlen und uoter 
Auflegung einer Verbrauchssteuer beim Fabrikanten. 

Diese Steuer, jetzt fast nur von Dynamit, ist 1890 iDecret v. 12. Juni) von *2 
aaf 1 Fr. far daa Kilo berabKeseut worden, der Ertrage Iiat sieb aber uiclit 
entsprechend rermindert (1888 1.042, 1889 1.272. 1898 0.951. 1894 0.930 WH Vr.). 
Die Steaer aaf Nitroglycerin ist 4 Fr. f^eblieben, g:ab aber 1893 g»r keioeu Ertrag 
mehr. S. Fin. III, §. 279, S. 696 ff. Gesetz v. 8. Märe 1875. 

Die ziemlich complicirte Gesetzgebung über die amtliche Prüfung 
der Gold- und Silberwaaren und die dabei erhobenen Abgaben 
dient Tornemlieh gewerbepolizeiliehen Zwecken. Sie beruht im 
Grande auf bewährten Bestimmungen des ancien regime, welche 
schon 1797 durch ein neues noch geltendes Gesetz wiederhergestellt 
worden sind. Die Abgaben sind zugleich Gebühr und (Verbrauchs» 
nnd Luxus-) Steuer. Sie Warden 1872 erheblich erhöht. Der £rtrag 
ist ftber seit 1882 in Abnahme begriffen, neuerdings stabil 

Besonders bei Goldfraaren« wo d«r Modeweelisel dem Sdmrack nngimstifr ist. Silber- 

verarbeitnne: hat neuerdings wieder etwas zugenommen. Ertrag 1881 (Max.) 7,092, 1893 
4.784, 1894 4.989 MilL Fr. Hauptgesetz v. 7. Brum.VI (9. Nov. 1797). Ges. v. 30. Mär« 
1872. Steoemtz (mit ZoscblSgen) seitdem für das Hektograoim Vio feinen Goldes 
37..5. Silbers 2 Fr., bezw. 12.1 und 10 " i'ft vom Metallwertli. Genauere Darstellung 
iü Fia. m. §. 283. S. 703—707. ßoU. 1893 I, 368 tf. Die Abgabe steht unter der 
VsrvaltoDg der indireetsn Stauern. 

Auch die Spiel kartens teuer ist nach ihrer Beseitigung im 

Jahre 1791 auf alter Grundlage im Jahre 1797 in Verbindung mit 

dem Stempelwesen wiederhergestellt worden. Sie bietet manches 

EigenthUmliche. Jüngst ist sie von Neuem erhöht worden. 

Scbou 1872 und 1873 crlolgteu starke Erhöhungen, um über 100%. der Ertrag 
bat kaum nm die Hüfte zugenommen und ist seit Jahren ziemlieh stabil, 1869 1,588, 

1875 2.037, 1885 2,382. 1892—94 2,305, 2,249, 2,294 Mill. Fr. Hauptcresctze 
V. 9. Vendcm. VI u. 28. Apr. 1816. Eine Aeuderuog der Controlen, durch Hinzu- 
fügnng eines Stempels auf einer Karte jedes Spiels in der Weise der Kartenstetier 
anderer Länder, clnrch Decret v. 12. Apr. 1890 (Bull. 1890 I, 411). Näheres Fin. III, 
§. 284, S. 707 — 709 o. Bull. 1890 I, S. Ö42— ö48. Zar neuesten Erhöhung der 
Sätze sehritt man im Etitsgesetz f. 1896, Art. 28, trotz der aneh fiscalisehen Bedenken 
dagegen, unter Annahme einer Ertr;vi;ssteigcrung von 1.2 Mül. Fr. dadurch bei den 
von der Regierung vorgeschlagenen, im Gesetz etwas veränderten Sätzen. Diese sind 
jetzt für Karten mit französischem Portrait Vi vnd 1'/., Fr. (far Spiele bis und tlber 
•V6 Karten, nisher 0.025 Fr., Dceiinen Ijeide Male eingeschlossen), für Spiele mit 
fremdem Portrait der Einheitssatz von IV4 Fr. (bisher 0.875). Zugleich worden aber 
in lazusstenerlidier Tendenz diese Sfttze verdoppelt fUr Spiele in geschlossenen Gesell« 
Schäften u. dgl. (cercles), die hier ausschliess-lich gebraucht werden sollen. Oaza 
Ausfiihrunesdecret v. 31. Dec. 1895 (s. Boll. 1895 I, 575, 588, 1896 I, 12, :.(;). 

Zu den kleineren besonderen inneren indirecten Verbrauche^ 
steuern wird auch wohl die Den aturalisations abgäbe von 
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Aleohol gerechnet, die indessen auch als Glied der Ctetrftnke- 
bestenerang erscheint, ftlr welehe sie mit als Controlmittel fongirt 

Sie heixikfi 87.5 Fr. (incl. die 2^'« Dedmeu) pur bl. reioen Alcobols and fiebt 

aa 4 Mül. Fr. Ertrag (1892, 1S!K5). S.' Fin. III. S. 702. Gesetz v. 2. Aug. 1872. 
Die Reioim. der üeuäjjkesteueio wird auch hier wohl Aeaderungeo briagen, Sine 
Nebenabgabe dabei ist die oben S. 107 genannte neue Controlabgabe. 

Eine den hier besprochenen kleineren Verbrauchs- und ähnlichen Steuern nahe 
rervraodte ist die Züudhölzchensteuer, welche jedoch in Mouopolfoim er- 
hoben, daher im §. 20 mit bei den Monopolen behandelt wird. 

Als Mitte der 1870 er Jahre alle diese zelm Steuern, die vier 
jetzt wieder aufgehobenen (Seife, Cichorie, Papier, Mineralöl) und 
die sechs noch vorhandenen (andere Oele, Stearin und Kerzen, 
Essig, Dynamit, Gold- und Silbcrwaaren , Spielkartea) neben ein- 
ander bestanden und (oicht genau in demselben Jahre, aber in der 
Periode 1876 Ü.) zum höchsten Ertrag gelangt waren, braehten sie 
zusammen immerhin 03— Mill. Fr. jahrlich auf: den Zins lür 
über IV4 Milliarde der neuen Kriegsschulden'' zu deren damaligem 
Zinsfuss. Jetzt (lÖÜtJ) ergeben die sechs noch bestehenden nur 
noch ca. 22 Mill. Fr. Die Geschichte dieser Steuern liefert aber 
wieder den Beweis, dass man auch im modernen Staatshaushalt in 
grossen Fiuanznötbcii zu solchen, sonst ja mehrfach zu bemängelnden 
Abgaben mit Erfolg greiieii kann, um den 15edarf zu decken und 
seine Last besser zn vertbeiien. In günstigerer Lage lUsst sich 
dann wieder mit ihnen aufräumen, wie es zum Theil in Frankreich 
schon geschehen ist. V'ermiithlich werdrn die Oel- und Kerzen- 
steuer auch noch verschwinden, die anderen zum grossen Theil sich 
nur wei2:en des Zusammenhaüiz;? mit anderen, sichcrheits-, gewerbe- 
polizeilichen Rücksichten und mit der sonstigen Besteuerung (Essig) 
halten. Nur die Gold- und Silbervvaaren- und die Spielkartensteuer 
haben als Luxas- und Genusssteuern eine selbst-indige steuerpolitiscbe 
Bedcutuiip-, ähnlich wie die directen Gebrauchs- und Gennsssteuern, 
und werden ^^ieh vermuthlich auch deshalb orh;ilteu. Die neueste 
Erhöhung der hpielkartensteuer zeigt, dass man aus ihrem luxus- 
steuerartigen Churacter die Folgerungen zieht. Sie schliessen sich 
auch mehr an die in §. 22 behandelten steuern au. 

§. 20. Die Monopole, Tabak, Pnlver, ZflndhOlzehen, bilden 
eine dnrch ihren Ertrag finanziell hochwichtige und dnreh ihre 
ganze technische Einrtehtnng besonders interessante nnd lehrreiche 
Gruppe der franzjJsischen Verbrauehsbestenernng. 

Namentlich das fisealiseh glänzend durchgeführte Tabak« 
mono pol liefert den Beweis für die finanzielle Vorzttglichkeit der 

8* 
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Monopolisirung als Steucrfoiiu liii- Tabak uud für den Vorrang, 
welchen diese dann vor allen anderen behauptet. Die imgemeinen 
technischen Schwierigkeiten der indirecten inneren Verbrauchs- 
besteuerung von Artikeln der freien privatwirthschaftiichen Production 
(Getränke, Zucker!) fallen hier fort. Nach Annahme des Princips 
ist die Durchführung der Besteuerung in Monopolform verhältniss- 
mässig leicht, brauchte dann auch in Frankreich nach endgiltiger 
Eioriditung des Monopols keinerlei ernstlichere Veränderungen zu 
erfahren, während die Praxis leicht im Stande war, durch allmähliche 
kleinere Verbesserungen die Einriebtang immer mehr zu vervoll- 
kommnen. Die Verlegung der Steuererhebung unmittelbar auf den 
kaufenden Consumenten vermeidet alle Complicationen der Steuer- 
liberwäIzun^^ Die Abstufung der Fabrikatspreise mit nach der 
Qualität erledigt eine andere schwierige Frage der Verbrauchs« 
besteuerung einfach und richtig. Die Aenderung der Preise er- 
möglicht, den Ertrag leicht dem Stcuerbedarf anzupassen. Zugleich 
zeigt gerade das französische Monopol, dass die Interessen des 
Tabakbaus, als landwirthschaftlichen Production zweigs, derTabak- 
fabhkation, der Tabakarbeiter und, natürlich innerhalb der durch 
das Finanzinteressc eben einmal gebotenen Preishöhe der Fabri- 
kate, auch die Interessen der Consumenten sich befriedigen und 
im Ganzen besser als bei anderen Steuerformen wahrnehmen lassen. 
In allen diesen Tlinsiobten ist die Geschichte und Einrichtung des 
französischen Tabakmonopols von grosser allgemeiner finanzwissen- 
scbaftlicher Bedeutung für die specielle Steuerlehre. Das Missliche 
bleibt freilieh die Unterdrückung der Privatindustrie und des Privat- 
handels, eine Ful-^e, welche man mit dem Monopol hinneiimen musfl 
und in Frankreich wegen der Einführung des Monopols schon Anfang 
des Jahrhunderts und wegen des unnnterbrochencn Bestandes des- 
selben seitdem auch leichter hinnehmen kann. Die steuerpolitiscb 
missliche Folge, dass bei den ausserordentlich hohen Monopolpreisen 
die Consumenten eines einzelnen Artikels und unter diesen doch 
wieder trotz des QuaUtätsstcncrfusses die unteren Classen einen 
unverhältnissmässig grossen Theii des ganzen Steuerbedaris des 
Staats, ^ i„— ^9? aufbringen, ist ebenfalls nicht zu leugnen. Sie ist 
aber eben wieder durch die Grtfsse und die Steigerung des Finanz- 
bedarfs, daher durch die innere und äussere Geschichte Frankreichs 
im Id, Jahrhundert hervorgerufen und Hesse sich principiell ja durch 
andere Normirung der Verkaufspreise jeden Augenblick practiscb, 
wenn es die Finanzlage gestattet, andere Steuern Ersatz liefern 
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können u. s. w., abändern. Uebrigens scheint die neuerliche Stabilität 
von Tabakconsum und Stetterertrag seit Mitte der 18^50 er Jahre 
auch anzudeuten, dass selbst tiscalisch geurtbeiit die Preise zu hoch 
gestellt sind und die Coosumtionskrait an ihrer Grenze angelangt 
ist. Der im Ganzen, gegen Deutschland und andere Länder ge- 
ringerer Tabakfabrikatspreise, niedrige Oonsum lässt wenigstens 
dieselbe Deutung zu. Diese Wirkung würde dann freilich auch eine 
in anderer Hinsicht, so wohl in sanitärer, günstige sein. 

Das alte französische Tabakmonopol , das beim Verbot in- 
ländischen Tabakbaus sich auf fremden Tabak bezogen hatte, gut 
eingerichtet und ertragsreich gewesen, war nach einigem ZOgern 
in der Consequenz der Finanzpolitik der ersten Revolution (1791) 
und damit jede Tabakbesteuerung ausser dem Einfuhrzoll auf Roh- 
tabak aneh gefallen. Doch kehrte man schon 1798 zur inneren 
Tabaksteuer in Form der Fabrikatstener zurück, welche später 
mehrfach verbessert und auch wieder ertragsreicher wurde, indessen 
doch in letzterer Hinsicht wie als Stenerart nicht befriedigte. So 
wandte sich Napoleon 1810 wieder zum Monopol und fnbrte das» 
selbe steaer- nnd productionstechnisch nnd fiscalisefa, was den 
höheren nnd rasch steigenden Ertrag anlangte, sehon in einer Weise 
durch, dass die damalige Einrichtung flir alle Folgezeit in der 
Grundlage nnd den Hauptpuncten unverändert bleiben, alle neuen 
Wechselfdlle der Staatsform, Dynastien, Regierungen durchmaehen 
und sich durch Steigerung der Erträge finanziell sehr bewähren 
konnte. Das Monopol, welches von vornherein in eigener Staats* 
Verwaltung stand — das alte hatte zur fenne generale gehört — 
wurde als Ankaufs-, Fabrikations- und Verkanfsmonopol eingerichtet, 
der inländische private Tabakbau aber jetzt unter gewissen Gautelen 
nnd Beschränkungen gestattet, unter der Verpflichtung der Ablieferung 
des im Bau nnd später nach der Ernte controlirten Products zu 
bestimmten, genligend remnnerativen Preisen an die Verwaltung 
(Zwangsabliefernngssystem). 

Bei Weitem der grösste Tbeil des verarbeiteteu Tabaks ist eiQbeijnischcs Product 
(gleich bei der Cinftbning des Monopols sollte es mindestens ^(^f. betrafen). EHe 
Fa'brikation erfolgt in g^o^se^ Tabriken yetzt 20). dit^ einzeln mehifnch nur gewisse 
Specialitätea hemelleo. Die Fabrikate kommen zunächst in amtliche staatliche liieder^ 
lagen (1893 S60>. Qod Ton da tn angestellte Debitanten, welche den Verlanf m 
festen, ihre Piovisioii gleich mit enthaltenden Preisen an das Puhlicntn bfisorixen 
(1893 44,838. wovon V« mit Nebensteacrämtero verbundent die andeni selbständig). Doch 
findet im geringen Maasse aach ein Yerkauf direct, ohne Vermittlonp der Debitanten, 
an die Consamenten statt. Die Preise sind mit nach Kosten und Qualität abgestuft, 
aber sehr hoch gehalten und mehrfach allgemein erhöht , auch 1871 If. nach dem 
Kriege, aas fiscaUschen Gründen, auch mit dem Erfolg, dass der Ertrag stieg. Der 
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Eeinertr«g enthält natUrlick vor Allem die Steaerbe&undtlieile des Preistiä, aber auch 
die ElemtDto, wdche bei Privatfabrllation »nd Handel den Gesehiftsgewion bilden. 

Koh- und Rdnertrag: wie Absafziiüintnm sind bis 188') ziemlich stetig, seitdem !:Tnii 
mehr gewachsen, /.eitveiüe etwa» herabgegangen, in den letzten Jahren fast stabil 
geveien: aof den Kopf 1887 0.934, 1893 0.933, 1894 0.984 Kilo, in den Zwischenjahren 
zwischen 0.94r. und 0.987. Torkauf.ertra- 18^7 9.05, 1893 9.73. 1895 9.78 Fr., in 
dea Jahien dazwischen Fr. (ßuU. 1894 1. p. 278, 1895 I, p. 251). Dieser 

Kopfsatz vnd ein Bohenrag von 372—377 (1893 deltnitir 374.1 . 1894 prorisoriMh 
87r>.80) Mill. Fr., GewiriiHiiigs- «nd Betriebskosten von ca. 72 Mill., ReinertraL' von 
304~30(> Mill. (Bull. 1895 1, p. 151): Dies ist ein aogemein Kroascr, verglichen mit 
den Beemltaten der TabakbesteoeruDg anderer Linder. Kanehtabalceonsmn nnd Ertrair 
bildet immer noch die Hauptsache, grelit aber sepcn die Cigarre und diese gegen die 
Cigaiette aach in den letzten Jahren wie schon länger zorück» der inuner noch 
bedentende Schnopftabakconsnoi und der Ertrag darans ebenso. Kleine andere Yei^ 
schiebnngen in den Consuinriclitungen machen sieh auch bemerkbar. Die Preisansätze 
sind neuerdings nur für wenige Sorten verändert worden, ü. A. hat man den unter 
bestimmten Formalitäten gestatteten Bezug ausländischer Cigarren und Cisraretten durch 
Private (Fin. III, 728) jüngst noch vcrtheuert, iicmlich den Zoll von 36 auf 60 Fr. 
pro Kilo erhöht (Budget f. 1895). Ein Decret v. 9. Mai 1?<94 enthält ein neues 
Keglement mit Tarif und neuer Nomenclatur für die Sorten , besonders der Cigarreu 
und Cigaretten (Bull. 1894 I, 010 ff.) Die Preisermässigung des Tibal» für Soldaten 
ist jetzt auch den Kranken nnd Insaawn in öffentlichen Eospitiüem gewibit woxden 
(Etatsges. f. 1895). 

Die Verwaltung des Tabakmonopols untersteht zwei verschiedenen General- 
directioncn, dcrjonir'^t <1 r Stm'smaaufactnren für die Ucberwachung des inländischen 
Tabakbaues, den Aukaui von Tabak und die Fabrikation, derjenigen der iudirecten 
Stenern fttr den Abeafz der Fabrikate. 

Frttber wurde das Tabakmonopol immer auf fttDf, dann mdst 
auf zehn Jahre gesetzlich genehmigt, so noeh znletzt 1882 bis Ende 
1892. Mitunter erhohen sieh frtlher auch noeh Stimmen gegen 
diese BestenemngBform. Jetzt Ist das Tahakmonopol so fest ein- 
gehfirgerty dass an eine Auf hebnng nicht mehr leicht gedacht werdeo 
kann. 1892 wnrde es daher anf nnbestimmte Zeit oder „bis es ge- 
setslich anders bestimmt wfirde'', verlängert. 

Gesetz v. 26. Dec. 1892. Art. 25. Die älteren Hauptgesetze and die Napoleo- 
niscben Decrctc vom 24. Dec. 1810 und 11. Jan. 1811, dann dos. 7. 2t$. Apr. 1816. 
Tiicl V, Art. 172 ff. Weitere s. Fin. III, 71Ü(r. 

Das französische Tabakmonopol eignet sich besonders gut zur Darstellung aller 

steuertechnischen Eiiizellieiten und i>t demgeinllss eingehend in Fin. III, S. 710 — 753 
bcbaudtilt Würden. E'5 i^t da/u auch in Betrell der letzten Jahre seit 1888 nichts 
Wttiter hinzuzufügen, als die vorangebenden Bemerkungen. S. auch die Art. inauu- 
factures de I'rtat und tabacs iui dict. de fin. II. Rcicbhalti;i'cs statistisches Material 
in dun Jabresbcriciiieu der (icueraidirection der indirectcn bteuern (im Bull.) und in 
den besonderen comptes der IHrecti0n der Staatsmanu&ctttren. 

Das Pnlrermonopol stammt ebenfalls aas dem aneien rögimCi 
ist anch in der Revolution nicht eigentlich aufgehoben, wenn ancli 
factiBch gebrochen, schon 1797 aber ans sicherheitspolitisehen 
Gründen wieder formell hergestellt und strenger durchgeführt worden. 
Es schloss bis 1819 anch den Salpeter ein und beziebt sich auch 
auf dem Pnlver ähnliche Explosivstoffe ; doch konnte seine von der 
Regierung versnebte Ausdehnung auf Dynamit nicht aufrecht er- 
halten werden. 
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Die Verwaltung der techoischeu Seite, vdche gevecli&ek bat, aaterstelit jetzt 
wieder dem Kriegsmioisteiliim, der Verinraf des "Pnwvn an Prirate (grOMtcotheib) 

der Direction der indirectcn Stcuf-ni Die Proise übersteigen die Kosten erhoblicli. 
Der Gewinn liomint besonders aus dem Jagdpolrer« doch, wenigstens bis 1890, aach 
mit ans dem Hfnenpnlrer. In der DorcDfUhrong bestellt naaclie Aehnlicbkeit mit 
dorn Taljakinonopol. Dlt Ertni;? ist natürlich viel irerin^er und hat in den letzten 
Jahren nach üerabsotzang der Preise fdr MioenpuUer (18^1 und wejrea der Ersatzoi 
des Pnlvers darch Dynamit auch nicht nnerheblich abgenommen. Neacr Tarif für 
MinenpDlvcr im Decret v. 17. Aug. 189r> (Bull. 1895 II. 20S). Das Monopol wird 
aach mehr durch andere, politische, sicherheitspolizeiliche, übrigens Often als nicht 
dsrchsch tagend an^egrillcnc, als durch fiscalische Rücksichten bef^rundct. 

S. Fin. III, §. 298, 299, S. 754— 759. Hauptgesetz ?. 18. Frnct. V |:{0. Auir. 
1797^. Art. poudrc im dict. de flu. II. Kolumra? im Ganzen 1885 15.00<>. 1M89 
11.654, Keinertrair 10.465 und 8.042 Mill. i r. Ertrag bei der Direciion der iudirccleu 
SMaen ailein 1886 12.97, 1892—94 9.76, 10.77, 10.96 MiU. Fr. (roh). 

Das dritte and neueste der französischen Steuermonopole, das 
Zflndh ölzchenmonopol, ist erst nach dem letzten Kriege (1872) 
eingetübrt und verdankt nur fiscalischen Rücksichten seine Ent- 
stehung;. Es Hat an die Stelle einer 1Ö71 aufgelegten Verbrauchs- 
steuer bei der rrivatproduetion, welche sich nielit bewährte, wurde 
dann zuerst verpachtet, jedoch 1890 in eigene Vcrwaltuii^^ des Staats 
übernoinuieii. Monopolisirung und Kegie scheinen sieh zu bewahrcü, 
das Publicum wird befriedigend und preiswürdig bedient luui der 
Staat hat eine ganz htibsche und steigende Einnahme aus der Ein- 
richtung, schon jetzt Über 20 Mill. Fr. rein, kann auch den sani- 
tären Verhäitnisseu und den Arbeiterinteressen hei der Herstellung 
der Zündhölzchen mehr Jüiekslchten einräumen. 

Die Gescbiclite dieser Steuer und des Monopols bietet manches allgemein Bc- 
nerlenswarthe. S. Flu. III, §. 300— H02. S. 759—768. Geseu Uber das Monopol 

». 2. Aup. 1872. Pili Pachtgesellscbaft zahlte uonnal fest 17.01 Mill. Fr. jährlich. 
Ges. V, 27 • Dec 18äU tlber die eigeoe liegic des Monopols. Dazu Decret v. äO. Dec. 
1889 (Boll. 1890 I. 5 ff.) und manche weitere Decrete aber einzebie Sorten Streich- 
hölzer und deren Tarifsätze. Im ersten Jahr der Ueberuahuie tles Monopols war 
selbst der Rohertrag niedrijrer als der bisherige Fachtschüling, nemlich 14.bö MiU. Fr. 
in 1890, wfthrend man im Etat anf 25.5 Mill gerechnet hatte. Das eitcUbrte sich aber 
aus grossen Vorrätheii im Handel, welche die (icsellschaft noch vor ihrem Schlnss 
abgesetzt hatte. Schon 1891 war das ausgeglicheu. Die lioberträ^rc (oxcl. einige 
Honderttansend anastehende Reste) waren 1891—94 23.88 , 24.79 , 2G.01 nnd 26.57 
Mill. Fr., immer noch etwa^ unter den Budgetanschlägeu (1896 28.(W) Mill. Fr. 
Die Verwaltnngskosten sind jetzt H — 6.6 Mill. Fr. Die Verwaltung untersteht der 
Direction der Staatsmanufactnren. Die Einnahmen erscheinen in den Rechnungen 
der Direction der indirccten Steu rn. Nach einem Specialbericbt der GettenddlrecÜOU 
der Staatsmanufactnren f. 1871 — 92 (Bull. 1894 I, 538; mit kleinen Abweichungen 
dar Zahlen und Berücksichtitrungr der Aenderungeu im Werth des (jeschäft^kapitals 
1890—92 Rohertrag 14.4:^, 24.78, 20.87, ProdilctioukoBttn 8.59, 4.63, 6.3.*), Ueber- 
schuss 11.34. 20.14, IH.-'H, die Kriiiit;il>bewe!»-\inp einsrerechnct aber '2. :>'_'. IV». ^'n 
20.07 Mill. Kr. Die Entschädigungen lur Expropriation etc. bei Einriclituug ile.-> 
Monopob (1878 fll) waien 31.2 MilL Vt. 

Im Ganzen fällt nach den franzöeiseben Erfahrungen derVer- 
gleieh zwischen dem Monopol nnd den anderen Formen innerer 
Verbranchsstenem finanzwirthschaftlich, irolkswirthschaitltch, nach 
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dem ProdiK'tions- und Consiunenteninteresse, auch socialpolitisch 
beurtheüf \\<M zu Gunsten des Monopols aus (Tin. III, 303). 
Für eine weitere Ausdehnung; desselben käme »Salz, wenn (iessen 
Besteuerung^ überhaupt nicht lieber unterbliebe, und vielleicht, wie 
bisweilen schon an^reregt, Branntwein in Betracht. Mit den so zu 
gewinnenden Mclnerträgen Hessen sich dann die Mittel finden, 
andere lästige Steuern zu beseitigen oder herabzusetzen (sonstige 
Getränkesteuern, Registerabgaben). 

§. 21. Die gewerblichen L i c e n z s t e n e rn Frankreichs 
sind nach der technischen Einrichtung eigentlich directe^Special- 
gew er besteuern, schliessen sich aber sonst den Verbrauchs- 
steuern näher an, wobei das Licenzsystem naujentlich Oontrol- 
zwecken in Bezug auf letztere dient. Vornemlich ausgebildet in 
der grundlegenden Gesetzgebung von 1816, übrigens schon im 
ancien regime bekannt und von Napoleon aufgenommen, finanziell 
auch allein von Bedeutung, besonders seit 1871, wo Verdoppelung 
der Sätze eintrat, sind die Lieenzsteuern anf dem Gebiete der Ge- 
tränkebesteuerung, wo sie selbst wieder ein entwickelteres Steuer- 
System bilden. Bei den oben ('S. 104 — 107) erwähnten neueren 
Keforniplänen der Geträn Uesteuern hat man daran gedacht, die 
Lieenzsteuern durch Erhöhung der Sätze und weitere Ausbildung 
des Systems für den Staat noch ergiebiger und zugleich auch den 
Oommunen dieses Besteuerungsgebiet zum Zweck der Octroireformen 
in Betreff der sogen. ,, nicht schädlichen" oder ,, hygienischen" Ge- 
tränke (Wein, Obstwein, Bier) zuganglich zu machen. Aehnliche 
Ziele, wie sie in England und anderen Ländern neuerdings ver- 
folgt werden. In finanzieller Hinsicht sind die französischen Ge- 
tränkelicenzen mit jetzt 13 — 14 Mill. Fr. jährlichem Rohertrage, ca. 3" ,j 
des Gesammtertrags der staatlichen Getränkebesteuerung, schon 
jetzt nicht unwichtig. Sie würden nach der Durchführung jener 
Reformen noch wichtiger werden. Soweit diese Steuern nach Ver- 
anlagungsart und Höhe jetzt und später nicht vom Gewerbetreibenden 
endgiltig und vollständig getragen, sondern thatsächlich auf deo Con- 
sumenten tiberwälzt werden — was nicht ohne Weiteres, namentlich 
bei mässigen Sätzen nicht unbedingt als Regel anzunehmen, indessen 
bei grösserer Höbe doch wahrscheinlich ist, — würden sie als Ver- 
brauchssteuern in anderer als der gewöhnlichen Art anzusehen sein. 
Ob allgemein und stets besserer Art, steht dahin und wird auch in 
Frankreich nicht immer genügend erwogen. Als nicht überwälzte 
Specialgewerbesteaern für ein oft besonders lucratives and darcb die 
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Licenzertheilung noch gewinnln iDiienderes Gewerbe sind sie wohl am 

Platze, Bedenklich bleibt in der bischerigen Gesetzgebung der doch 

immer etwas willkühilich bestimmte ürataagderiicenzsteuerptiichtigen 

Geschäfte, deren Belegung mit festen Taxsätzen, welche letzteren 

vornenilich nnr hei den Getrau kcdebitanten für jedes Geschäft nach 

einem Ortsciassensystera (ausser Paris, wo die ,, einzige Steuer" 

die Licenzen bisher mit ersetzt) abgestuft sind, also selbst hier, 

vollends bei den sonst meist bestehenden gleichen Kinheit^^sätzen 

für das ganze Land, die einzelnen Gewerhetreibcnden doch sehr 

öDgleich belasten. Bei den Reformen hat man daher auch an die 

Verbindung von Proportionalabgaben, nach dem ^liethwerth der Loca- 

htäten, mit festen Sätzen gedacht: eine wesentliche Verbesserung 

und eine Voraussetzung für erhöhte Belastung durch das Licenz- 

system. Ob freilich damit alle Bedenken schwinden, steht dahin. 

Uaoptgeaetz vom April 181(5, Act. 144. 171; SpecialbeütiiDiaiui|;ea in dca 
Gesetzen ober die einzelnen Verbrauchs- und <:iuiKo verwandte Steuern, vo Lieenz 

nud Steuer dafür Anhängsel jener Steuern. — Fin. III, §. 314, S. 771- 776; Gcträuk- 
liceazea cb. S. 029. die sonstigen dort bei den einzelnen betrettenden Hauptsteaern. 
Art Licences im dict. de Fin. II. Im Allgemeinen sind die Produceuten (Fabrikanten) 
der Artikel der inneren Yerbraachssteueru (Getränke, Zucker, kleinere oben in §. 19 
behandelte Stenern), die Spielkartenfabrikanteu , die ünternelimor öifentlichen Fahr- 
wesens, die Kleinhändler (Debitanten, Wirthe u. s. w.) in Getr&nken, aach die Oel- 
debitanten, die Grosshändler in Getiänköo, Essig licenzsteuerpliichtig (Fin. III, S. 773, 
771, zor Berichtigung einer Notiz von eb. III, S. 416). Die Direction der indirecteu 
Steuern, zu der die Licenzen ressortiicn, veröffentlicht interessante statistische Daten 
Uber die Zahl der mit Licenzen belegten Geschftfle, woraos sich zugleich der Umfang 
ergiebt, in welcliem die Verbrauchsstenorcontrolen ausgeübt werden : ein für das ganze 
französische System wichtiecr Punct. i>. ältere Daten passim mehrfach in Fin. IlL 
Im Jahre 1892 (Bull. 1894 I, 271) waren licenzsteuerzalilcndo Gotränkdebitantea 
417.568 (davon iV):27l aboiinirt. M.711 ausschliesslich Branntwein- oder Bierverkäufer, 
%,027 in den Stiidten lüit „eiuzi^^cr btcuei' , 204,559 unmittelbar dem steueramtUchen 
„cxcrcice" unterworfen Paris, wu diese Licenzen fehlen, hier immer »na- 
sesclilosseii). Sie entriclitcteu Fr., Jurclisi biiittlicli 21."> 1'r. P'crner waren 

liceuzpflichiig 27,603 (iroashaadlur in Gcträiikon , ^TTS Breuner, 200*) Destillateure 
und gcwcrbsm&äsige Brauer, zusammen 32.387, die 4;>t)4,741 Fr. Licenzsteuer zahlten« 
durchschuiitlich 134 2 l r. Kndlit Ii D.KO'f) aiuleie Licenzirte mit 290,870 Fr. Steuer, 
durchschnittlich 15.2 Ir. lui Ganzen 4<;'.),uU Steuerpflichtige mit 13.618,756 Fr. 
Steuer. Speciellerc Statistik der controlirten und dann meistens liccnzstoueriillichtigea 
Gewerbtreibenden (nicht durchaus, so VüMen die Debitanten von Tabak, l'uher. die 
Gold- nnd Silberschmiedc Ausnahmea) Öfters im Bull, so 1879 - 1889 Jg. 1891 I. p. 15 If. 

Ueber die Beformpläno s. Fin. LH. 629 (ProjectTon 1888) und obenS. 104 -107. 
In dem hier erwähnten R< füruiplane für 1891 sollten gewisse Entlastungen der Ge- 
trünkesteueru mit durch Erhöhung der Debitantenlicenzen nach dem Urtsclassentarif 
gntgemncht nnd Paris in die oberste Classe einbezogen werden, aber im Unterschied 
zu dem Plane von 1^88, welcher nclu a Jen festen Sützen proportionale nach dem 
Miethwerth enthielt, wurden wieder nur fe^te Sätze in Aussicht genommen (8 Stufen 
von 50—120 Fr. incl. darin, statt der bisherigen von 15 50 I r , Bull. 1890 I, 
3791. Der spätere Plan für l^'}') betraf die Licenzen nicht mit. der des Ministers 
Poincare für 1895 wollte dagegen wieder, iihulich wie der für 1891, die Getrünke- 
debitanteti-Licenzen nach einem neuen Ortsdassentarif in 8 Sttifett von 25—100 Fr. 
(Parisi abstufen, die Brenner und Destillateure wie bisher mit 25 Fr., die Brauer 
mit 200 Fr. (bisher 125 und 75 Fr.), dio Grosshändier wie bisher mit 125 Fr. belegen, 
letztere aber seUten daneben jährücli eine sjpeficisdio Abgabe von 5 cent vom Hecto« 
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liter Wein und Obstwein fQr ihre Ausgänge aus dem Lager entrichten. Man er- 
wartete vüo dieser Kefuriu im Ganzen ein Pitts ron 16 Hill. Fr. im Ertrage. Aucb 
den (Gemeinden sollte die IJccnzbestcuerung gestattet werden und zwar ihnen ausser 
in festen auch in Proportionalsätzen nach dem Miethwerth (s. oben S. 105). Dieses 
licbtige und wichtige Princip dos Bcformitlanes von 1888 findet sich also hier an- 
genommen, während es in anderen neuen Reformplänen der Staatslicenz fehlt. ..Poli- 
tische" Rücksichten auf die — „wichtige Ciasse * der Schenkwirthe u. s. w. spielten 
wohl bei dieser Schonung mit. Der oben mit dargestellte Refbisqdan Bibot's ans 
1895 kommt indessen «af diese Commonallicenz wieder znittck. 

§.22. Directe Gebrancbfi- und GenuBBsteuern» mit 
deneo in der eisten Rerolation (Dienstboten-, Wagen-, Kaminstener) 
und kurze Zeit einmal unter Napoleon III. (Wagen- nnd Pferde- 
stener 1863^65) Versnehe gemacht worden sind, wurden, abgesehen 
Ton der eventuell mit hierher zu rechnenden Abgabe fllr Jagd- 
scheine (oben S. 85), erst nach dem deutschen Kriege (1871) 
gleichseitig für Wagen und Pferde, für Billards und fbr 
geschlossene Gesellsehaften (eercles) eingeführt nnd Jfingst 
(1893) durch eine Tierte auf Velocipedes vermehrt finans- 
und etwas luxuspolitische, insofern auch socialpolitische Gesichts- 
puncto führten dazu. Die Wagen- und Pferdenteuer wurde erst 
durch weitere Gesetze (1872, 1879) leidlich befriedigend gestaltet, 
im Gesetz tiber die directen Steuern fBr 1896 in einem Puncte 
ausgedehnt, die Oerclessteuer neuerdings (1889, 1890) in der Be- 
messungsgrundlage verändert. Am £rtrage der Wagen- und Pferde- 
steuer hat die Gemeinde einen Antheil von der in ihr erhobenen 
Staatssteuer (d^o)» desgleichen vom Ertrage der Velocipedestener 
QU). Die Stenern gehören zur Gruppe der „den direeten Steuern 
assimilirten Specialtaxen" und werden daher von der Generaldirection 
der directen Stenern mit verwaltet, bezw. veranlagt Die Erfahrungen 
mit ihnen sind die gewöhnlichen: massige Einträglichkeit, mancherlei 
besondere Belästigung der Pflichtigen. Aber principiell berechtigt 
sind sie gerade in Frankreich neben den schweren Verbraschs- 
steuern und bei mangelnder Einkommensteuer gewiss: ersetzen 
können sie letztere (oder ähnliche Steuern) freilich nicht entfernt 
Aehnliche steuerpolitische Tendenzen verfolgte ein Project beim 
Etat ffir 1896, betreffend eine eigene selbständige Dienst- 
botensteuer, ein von dem frtther (S.66) erwähnten abweichen- 
der Plan. Aber er ist bisher, nicht durchgedrungen. 

Für die Wagen- und Pferdesteuer Hauptgesetze vom 16. Sept. 
28. Jüli 1872, 22. Dec. 1879. S. Fin. III, §. 305. 306, S. 776—781 ; sehr eingehend 
der Art. von Arnoux voitnres ini ilii !. de Fin. II. Steuerobject die in Federn 
bangenden, zum Persoueutransport bedduiuUen, dem persönlichen Gebrauch deä 
Besitzers und der Seinigen dienenden Wagen, die Spannpferde difur und die Eeit- 
pferde dagL, seit 1879 auch die betreffenden Manlthieie. Der T«ri£ unterscheidet 
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Wageo zu 4 and zu 2 K&dero aod belegt diese so wie die Tbiere mit festen Sätzen 
nach einem eechMtnfigen Ortscfassentaiif — ein hier rollends fnf würdife» Princip ^ — 

(Wagen von 10— CO be7^-. n 40. Pferde von 2') Fr.). Nur die HSlfte des Tarif- 
SAtzcs zahlen jedoch Wagen und TMere, wenn sie „gevöhnlich" in Landrirthschaft 
ed«6everb<»i beoatzt wetden. Manclierlei schwierige Fragen in Gesetzgebung (1B72, 
1879) uud Praxis. Im Gesetz vom 17. Juli 1!^P5 wurdo von l<^9n an bcs-timint, dass 
die dem Pmatgebiaucb eines Benutzers aUein dienenden gern ictheten, Vemüetbero, 
Eanflenten , Kutschern jedoch gehörenden Pferde nnd Wagen, Mch wenn sie snf 
Kosten der Eipenthümer unterhalten und ?on einer Person in deren Dienst preführt 
weiden f bei den benutzenden Privaten der Steuer unterliegen sollen, — eine noth- 
wendige Consequenz, um rerbreiteten Einricbtttngtti Seehnnng zu tngen und Um- 
gehungen der Steuer zu verhindern. Statiiiiik der Grundlagen (Fm. III, S. 781, dict. 
de Fin. II, 154ö), j&brlich im Bericht der Direction der directen Steuern (f. 1894 in 
Bali 1895 I, 459). Ertrag 1898 (incl. 610,000 Fr. Oemeindeantheil, Fonds de non 
nlenrs und Anmeldckosten, s. Fin. III, 777 i 12,874.000 Fr., 1M04 12.053,000 Fr. 

Die BilUrdsteaer beruht auch auf dem (iesotz v. 16. Sept. lS7i, Art S, 
trifft alle zum Privatgebnuich und in Wirthsehnfteu ti. s. w. dienenden Bilhrds 

wieilerum mit festen Sätzen von 0 fiO Fr. nach einem vier:5tufijron Ortsciassentarif. 
Zahl der BiUards 1894 93,476. Steuerertrag 1,11U,000 Fr. S. Bull, cb, Art. Billards 
rm Arftonz tin dict. de Pin. I, meine Fin. III, S. 771, u. §. 307. S. 781. 

Die Steuer auf cercles o. s. w., geschlossene Gesellschaften, ist eben&Us durch 
Gesetz vom 16. Sep. 1871. Art. 4. eingeführt. S. Art. cercles von Arnoux im dict. 
de Fin. I, meine Fin. III, S. 771 u. §. 308, S. 782. Frei sind danach wohlthätige, 
vissenscbaftliche und verschiedene andere, steuerpflichtig wesentlich gesellige Ver- 
eine. Clubs u. dg'I., nach dem Gesetz v. 1>^71 mit 20% der Miftrliedsbeiträt?e. Hierin 
Mod aber Aciiderungcu eingetreten. Durch das Finanzge^etz für l8^Mj vom 17. Juli 1889, 
Alt 4 wurde bestimmt, dass die Steuer bei Jahreseionahmen (ressourccs aunuelles, 
wozu auch der Wertl» der den Beamten gewährten Vortheile zu rechnen ist) unter 
6000 Fr. mit 10, Uber 6000 Fr. mit 20% besteuert werde. Dazu Boglemctit vom 
1. April 1890 (Bull. 1890 I, 407). Im Gesetz über die directen Stenern f. 1891 rom 
8. Aug. 1890 erfoJg;te eine abermalige Yeriin !i>: 'i!i;r , indem die vorerwähnte Be- 
üüflUDung von 1890 wieder aufgehoben und al:> Beiuesbungsgrundlage der bteucr einmal 
die BeitrSfre. etnscbttesslich Eintrittsgelder der Mitglieder, sodann der Micthwerth der 
lienutzten !.n nlitäten festgestellt wurde Vr-] nfitraprsstmiincn von 8000 Fr. und dar- 
über oder Alieibwerth von 4000 Fr, und darüber wird die Steuer 20% crsteren. 8% 
letzteren Betrages, hei Bdtrigen ren 9000—8000 und Hiethwerth von 2000^000 Fr. 
bezw. 10 und 4. bei Heiträg^en unter 3000 und Miethxrcrth tintcr 2000 Fr. bezw, 
5 und 27«. (S. dazu das neue Beglemom vom 80. Dec. 1890. Bull. 1^91 1, 41). 
^'oU eine Verbessenine der Bemessong, gerade bei einer Lnxaasteaer. Der Ertrag 
ist im (Janzen nicht gewachsen, aber die Sfefi - ' vertheilt worden. Der Ertrag 
war 1880 1,480,000, 1893 1.368,000, 1894 i,300.UOU Fr. Statistik der jetzigen Be- 
nessnngselement» im Boll, 1895 1, 400. 

Die Steuer anf Telocipedcs und „ähnliche Apparate", die sich auch in 
! rankreich neuerdings rasch und stark vermehrt haben, wnrde durch das Finanzuesetz 
i. Id93 vom 28. April 1893, Art. 10 ff. eingeführt, mit lu Fr. das Stuck, Doppelsatz 
für nicht angemeldete, unter (iewahrunu: von */< des Ertrages an die betreffende 
Gemeinde, o'/o den Fonds de uon valeurs, 3"',, für ErTiebunü:>kusteri . T» cent. 
Ankmidiguügbgebuhr treten hinzu. Frei sind nur die bei den Ilandlern /um Verkauf 
bestimmten (nicht die zur Vermiethnng dienenden), sowie die nach militärischen oder 
Verwaltan^reg-lements gehaltenen. 1894 wurden 198.014 deelarirt. r.112 nicht 
dcciarirt, Steuercrtrag 1893 941,336, 1894 1,982,686 Fr. (Statistik EuU. 1893 II, 
092, 1894 I. 502, 507, 1895 1, 477). 

Im Ganzen ergraben diese 4 Steaem (incL Gemeindeantheii nnd Kebenzuschläge) 
1893 16.31, 1894 17.3o Mill. Fr. 

Die Abgabe für Jagdscheine wird in Stempelform erhoben, von der be- 
treffenden Direction, sie zählt, soweit sie Steuer, nicht Ge'iülir ist. eiarentlieli mit zu 
den hierheuehörigeu Stenern. Sie beträgt far den Staat 18 Fr. (incl. Decimen), lux 
die GoneinM ansserdem 10 Fr. , der Ertrag (im Aosveise der StempelTemraltiing bei 
den «^xen Speclalstempeln**) erreicht« 1887 mit 7.282 Hitt Fr. far den Staat, 
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4.076 MilL fUi die (icmeiade fUr 404,555 Scheine eiu Maximom, bat daDu etwas 
abfenomiDen. 1889 war er fQr 348,195 bezv. 6.267 nnd 3.483 MitL. 1894 wtedef 

für 407.7-20 7.:139 Mitl. für den Staat (Statistik Rull. 1890 II. 206 für 1844—89). 
Gijudlage das tieseu vom 3. Mai 1844, aacli 20. Dec 1872 und 2. Joni 1875. S. 
Fin. III, S. 558 und An. ebasse (permis de) im dict. de Flu. II. 

Dio Dienstboten steil er des Projecfs von 1«95, die ebenfalls zu den den 
directen Steoera asnioilirten Spouialtaxen, mit einem Ertragsanscbiag von 10 Mili. Fr. 
Ünzotreten sollte, war die Dienstboten baltonden Personen geplant, ans 
fiscalischen (i'ründen des Finanzbedarfs, aber anch aas dem steaerpolitischcn, um durch 
sie gerade die woblbabendeien SteuerpfllcUtigea zu treffen. Die Steuer worde dafUr 
Ton der Bq^erongr *^ besonders geeignet b^fehnet, sie werde Einkdofte treffen, die 
Mch andern Steuern entzögen, üm sie der Steuerfähigkeit inAglichst anzupassen, 
sollte sie einen Stufen tarif nach der 2abl der Dienstboten und nach der ürQsse 
der Ortsberöllrervng (das beliebte französische Ortsekssensystem) eriiahen, nor 
die eigentlichen Dienstboten zur persönlichen Bedienung, nicht die agrarischen 
und gewerblichen UiUAkräfie treffen, doch solche Personen, welche zugleich Dienst- 
bote nnd „Arbeiter^ sdtfn, mit dem halben Satze belegen. Hit letzteren soHten 
auch alle weiblichen Dienstboten und alle unter IG und über 05 jährigen veranlagt 
werden. Der geplante Tarif war ftlr I Dienstbotea in 6 Ortsclasson (höchste Paris) 
8—30, für 2 12^4.5, für 3 nnd 4 15—60, ftlr 5 nnd mehr 25— 90 Fr. jUnUdi fttr 
jeden Dienstboten. Also eine Art ProgrL^ssi vbesteuerung der reicheren 
Haushalte, 5% des Ertrags vom Principalsatz sollten der Uemeiade zufallen (s. (iesetz- 
entwurf Art. 3—16. Bull. 1895 1, S. 584 tf.. Begründung eb. S. 569). 

Mancherlei kleinere tonstigc Abgaben, meist gemischt gebühren- und steuer- 
artiger Katur, finden sich im modernen französischen Finauzrecht noch, so die oben 
S. 59 genannten, zu den den directen Steuern assimilirten Speoialtazen gehörenden, 
worunter die finanziell wichtigste (1893 4,908,00) Fr. Ertrag, Etatsanschlag \>^'M> 
5,024,000 Fr.) die fUr die Verification der Gewichte und Maasse. (S. darüber 
Fin. III, S. 783, dict. de Fin. II, Art. poids et mesurcs). Im ersten Budgetentwurf für 
1895 war eine Aenderung der Abgaben geplant, die erste Verification der Gewichts- 
und Maassinstrumcnto sollte danach unentgeltlich sein, der dadurch entstehende Eiu- 
nahxueaasfail durch eine Eension des Tarifs fur die periodische Verification aus- 
geglichen werden (Art. 41, Bull. 1894 1, 372, 392). Dies ist durch das Gesetz vom. 
21. Juli 1894 über die directen Steuern des Etats v. 1895, Art. 5, auch angenommen 
worden. Ein Decret v. 17. Uec. 1894 hat dcmgem&ss eine Revision des Tarifs ge- 
bracht (Boll. 1895 I, 12). Die Abgabe gilt als eino „Besteuerung des Handels*'. 
Im Ganzen ertrugen diese kleineren directen Taxen 1893, von denen die neueste die 
lur Prüfung von Dampfapparateu ist u. 5 Fr., Ges. v. 18. Juli 1892), 5,684.000 Fr« 
Die wichtigste Abgabe unter den übrigen kleineren sind die kleineren 10 Cent.-Stempel 
im Gebiet der indirecton Steuern, mit einem Ertrag von immerhin 10 6 Mill. Fr. in 
1893, 10.36 1892, jährlich etwas steigend (1^74 7.M. 1884 8.U4 Miil.). hie sind 
txn. Beleg fur den ungeheuren Formalismus bei diesen Steuern (106.2 Mill. Stück 
Stempel 18931). Uebersicht aller dieser kleineren Abgaben nnd Erträge in Fin. III, 
§. 309, S. 782. 

§.23. Die Zölle. Oerade in Frankreich sind Finanz- und 
Schutzzölle vieltHtig im Tarif veibunden nnd auch die letzteres 
ihrem Ertrage Baeb, besonders in einzelnen Perioden ; so nament- 
lich wieder seit dem deutschen Kriege von grosser finanzieller Be- 
deotang* Auch sie können daher hier nicht ganz ubergaDgen 
werden, wenn auch nur die finanz- und steaerpolitische, nicht die 
handelspolitische Seite der Zölle hierher gehört. Das Finanz- 
intereflse, auch das berechtigte, ist in der französischen Zollpolitik 
gegenüber dem handelspolitischen lange Zeit, eigentlich beständig 
seit der ersten Revolution bis znm Kriege von zn wenig znr 
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Geltnnp: g:€laDgt. Erst seitdem ist es unter dem Einflnss der 
FinuDzuotb stärker bervor^^etreten, aber selbst damals nicht das 
allein berrscbende geworden, lud mit AViederverbesserun«; der 
Finanzlage ist es bald wieder, mebrfacb zu stark, Linter das bandels- 
politische und allgemein-volkswirtbscbaftlicbe Interesse — oder das, 
^v;l8 einmal dafür galt — zui iit k;^etreten. Wieder schärfer ist der 
scbutzzüllnerische Standpunct in der neuesten Zollpolitik, im Tarif 
Ton 1892 zur Anerkennung gelangt. Doch die Einnahmen sind 
bei diesem Tarif nicht unerheblich gestiegen, das finanzielle Interesse 
diesmal also zugleich befriedigt worden. 

Bei der starken Cumplication der fiiiaiii^iellcn. sc'}iut.;zOllncrisclicn and mehrfach 
auch der politiächcn Kucksicbtcu iu der tranzösiücheii Handels- aad Zollpolitik dä» 
19. Jahrhunderts, den bftofipen Aenderungen ?ou Einzelheiten, det grossen Fülle de« 
Details ist eine hm.o I>arstcllunff dieser Dinge, welche ancli mir die Hanpfpuncte 
und Fbasen berucUichügt. unmöglich. Ich luuse daher dafür auf die immer noch 
knappe, »ha doch mehr ins Einzelne gehende zosammenfknende Darstellung: der 
Verhältnisse anf diest u allerdings sehr Interessanten und lehrreichen Gebiete fran- 
zösischer wixüischaitspolitiächer Geschichte in Fin. IU, S. 784 — 652 verweisen. Die 
doitfire DaTStelloDg (bis 1889) rerfolgt wenigstens alle In Betncbt kommenden Seiten 
(\l'T Sache, lässt sich aber nicht in der Weise ziisaniTnenzichen. wie es mit den 
anderen Abschnitten im \ orausgehenden geschehca isu im Folgenden daher nur ein 
UebefbUck der Entwicklung und heutigen Gestnltong in ganz grossen Zugen, mit 
etwas näherer Aii'^ftilirnng der Verlnltnisse seit 18><9 (1M> Ende 1895). eine Periode, 
wo eine fünfte Epoche der Haudchi- und Zollpolitik nach dcu vier im 'S. Bande 
(S. 790 ff.) unterschiedenen im Tarif ron 1892 und in der Beseitigung des Systems 
von Conrentionalrarifen zum Durchbrach gelangt. S. in Tin. III die Ueljersicht der 
Gesetzgebung von 1789 — 188d, 8.784—7^0, Eutwicklong des Zollwcscos und (iang 
der Tarifpolitik S. 790 ^84. Eiurichtonr des Zollwesens 8. 834—^6, BQckbllek und 
Kritik S. S'4fi K,'2. Litteratur < li. S. TS'O. Statistik vielfach passini. Ich htl>n nur 
hervor für die äiicrc Zeit (erste Kevoiuttou bis 1870 und z. Th. etwas weiter) Arne, 
etade sur le tarif des douanes etc.. 2 Vol. Par. 1876. W. Lezis, FranzAsiscne An<;- 
fuhri>rämicn. Bonn 1^70 (Tarifgeschichte von ITS'» lVf;^>. S. 4I-9f»)- l'iir di« Zeit 
seit 1870 Mathieu-Bodot, hoaocos fraofaises 1870 78, bes.!, ob. 2 tt.. d^gl. nnd 
für die neueste Zeit in dem Sammelwerk des Vereins fitr Socialpolitik. Kr. 41, Handels- 
l^olitik B.II (I.iipz. 1892), Denv.rs' Aufsatz (?<-it l^fiOi. S. 12') 207. der Art. 
douanes von Bacques und Barrcle im dicL de Fin. I ist wcuigcr reichhaltig ak 
andere in diesem Werk ond geht nur bis 18i$7. Das legislatire und manches 
statistische Material in BoU., geuaneros statistisches Detail im jährlichen tablean 
gvneral du commerce. 

Nach ibrem vorwiegenden principiellcn Cliaracter, insbesondere 
nach der Gestaltung des Zolltarifs, kann man in der Handels- tmd 
Zollpolitik Frankreichs seit Beginn der ersten Revolntion wolil bis 
18y2 vier und seitdem eine fUofte Epoche unterscheiden: die Jahre 
1791 — 93, 1793 — 1860, 1860-71, 1871— y^i, seit 1892. In der 
ersten Epoche gelang, was die absolute Monarchie seit Ludwig XIV. 
und Colbert vergebeos vollständig erstrebt, wenn auch theilvveise 
erreicht hatte, die Zusammenfassung des granzen Staatsgebiets in 
ein einheitliches Landesgrenzzollsystem, tür welches ein allgemeiner 
Zolltarif aufgestellt wurde (1791), während im Innern keine Zölle 
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mehr verblieben. Der Tarif war, im Anschliiss an die britisch- 
französische Handelsvertragspolitik von 1786 und an die bereits 
1787 geplante Zollreforni, verhiiltnissmässig sehr liberal, gemässigt 
schutzzöllnerisch auch in Betretf der Fabrikate, und trug doch auch 
den tinaiiziellen Interessen genligeod Rechnung. Der ^eliwerpunct 
der Finanz- wie SchutzzJHle lag im Einfuhrtarif, doch war in beiden 
BeziebuDgea auch der Ausfuhrtarif noch ziemlich entwickelt. Die 
sonstige Finanzpolitik der Kevoiutionsära gegen iudirecte Verbraucbs- 
steuerü kam also hier nicht in gleichem Maasse wie bei den inneren 
steuern, auch den Resten der inneren Zölle, zur Geltung (Fio. III| 
§.310, 311). 

Allein die Kriegsereignisse, besonders der Kampf gegen England, 
die inneren prilitiscben Wirren führten sehr bald wieder von dieser 
liberalen Handels- und Zollpolitik fort und zurück zu einer, alles 
Frühere in dieser Hiiisicht noch weit hinter sich lassenden, äusserst 
scharf prohibitioiiistisch-protectionistischen Politik, wobei dann auch 
die Finanzinteressen ganz in zweite Linie traten. Diese Politik 
wurde schon von der ersten Republik auigenonmieu, von Napoleon I. 
in bekannter Art fortgesetzt, zeitweise überaus verschärft, nach 
ganz vorübergehender Unterbrechung 1814 noch in diesem Jahre 
und verstärkt gleich darauf von den Bourbous weiter gelUhrt und 
systematisch durchgebildet, dann im Ganzen doch auch von der 
Jnlimonarchie festgehalten und verblieb auch so in der kurzen Zeit 
der dritten Kepuhlik und bis zur Kegiernng Napoleoirs III. Nach 
1815 nöthigte nur die Finanzlage zu einer schärfireu Ausbildung 
der Finanzzolle auf Colonial- und ähnli lie Waaren. Bei dem 
wichtii^eii Finanzartikel Zucker wurde jedoch das Finanzinteresse 
gieicli wieder durch colonialpolitisehe Rücksichten auf den franzö- 
sischen Colouialzucker, durch protectionistiscbe auf die einheimische 
Raflincrie und bald immer mehr auf die inländische Rübenzucker- 
industrie zurückgedrängt (^. l^'). Auch Interessen der französischen 
Khederei und Schidfahrt wirkten in Gewährung von Vorrechten oder 
Begünstigungen der heimischen Flagge, der directen Einfuhr im 
Zoll- und Abgabewesen in ähnlicher Weise. Die Krisis der Land- 
wirthschaft nach 1818, politische Rücksichten auf sie, Interessen 
speciell des Weinbaues führten dann unter den Bourbons zu einer 
hochschntzzöllnerischen agrarischen Handels- und Zollpolitik, An- 
nahme der gleitenden »Scala für Getreideein- und Ausfuhr, und so 
blieb CS, mit kleinen Modificationen, auch unter Louis Philipp und 
«päter. Die Industrie, besonders deren wichtigste und im Parin' 



Digitized by Coogl« 



ZftUe. üebeisicht der EntvicUnof . 



127 



iiient einllüssreiehste Zweige, Textil- und Eisenindustrie, verlaugte 
cberiialls weitgehende Begünstigungen, im Tarif und sonst. Rück- 
zülle und förmliche Ausfuhrpräniien traten hinzu. Der Schutzzoll 
wurde so in völlig systematischer Weise nnd sehr äcbart' entwickelt, 
was der Handels- und Zollpolitik bis Uber die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts hinaus ihr Geprilfre frnh und sich trotz alles Wechsels 
von Staatstbrm und KegieruiijL? wenig änderte. Der Reinertrag der 
Zölle, nach Abzug der durch das Sj-.steni bedingten hohen Ver- 
waltungskosten, der AnsfuhrvergUtungen u. s. w., konnte unter 
solchen Verhältnissen nicht in gleichem Maasse mit der Entwicklung 
der Volkswirthschaft und des Finanzbedarfs steigen. (Ein. III, 
§. 313, 314.) Die Verkettung der schutzzöllnerischen Interessen 
im Parlament, die Abhängigkeit der Regiemngen hiervon hinderte 
jede umfassendere Zolireform. 

Das änderte sich ent anter Napoleon III., welcher liberalerer 
Handelspolitik huldigte, von englischen Ansichten beeinfloMt, aoeh 
politisch durch seine Stellung und durch die Verfassung eher in 
der Lage war, tiefere und selbst gmndsätzliche Reformen in der 
Handels- nnd Zollpolitik, besonders im Tarif, durchzuführen. Er 
begann schon in den Jahren 1852 ff. durch Decrete mit Tarii- 
ermässigungen , zeitweiser Suspension der Getreidezollgesetzgebuog 
von 1832 und that dann den prineipieUen Schritt zu eiDgreifender 
liberaler Tarifreform im Handelsvertrag mit Grossbritannien vom 
23. Jan. 1860, einem Vertrag mit Grundsätzen Uber Tarifpnncte und 
mit Conventionaltarif, wozn die Verfassung von 1852 den Kaiser 
fttr sieb ermächtigte. Ein ganses System ähnlicher Verträge mit 
anderen Mächten , mit Tarifverabrednngeii nnd mit der Claosel, 
sich gegenseitig auf dem Fasse der meistbegünstigten Nation zn 
behandehi, nnd weitere selbständige Reformmaassregelo schlössen 
sich an. Dadurch wurde das französische handelspolitisehe und Zoll- 
system zwar keineswegs ein freihändlerisches, der Zolltarif nicht ent- 
fernt so einfach wie der englische, noch so niedrig wie der dentsche, 
aber man ging doch ans Prohibition nnd BochschntzzoU zn ge- 
mässigtem Sehatzzoll nnd auch zum Theil zu niedrigeren Finanz- 
zOUen Aber. In letzterer Hmsicht trat das berechtigte Finanzinteresse 
sogar etwas zu sehr zurttck, nnd finanziell hat denn auch die Napo- 
leonische Politik trotz Verminderung der Verwaltnngskosten nnd 
bald volligen Wegfalls der AnsfahrvergUtnogen nicht eben einen 
günstigen Erfolg für den Zollertrag gehabt. Mit dem agrarischen 
Schutzzoll, den EinfahrprohibitioneUi den meisten AnsfnhrzGllen, 
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den bisberip:en Scbifffahrtsabgabeo, im Gefolge der wesentlicben 
Beseitiguog der ])iotectiui;iistiscben äcbiÜialirtsgesetzgebuDg war 
aber aufgeräumt worden. 

Der deutsche Krieg, der Sturz Napoleon's III. veränderte die 
Lage daun freilich völlig. Steigende Fiuauzbedürfnisse machten 
sich geltend und nötbigten besonders zu starker Steigerung der 
Finanzzölle, die damit mehrfach eine in neuerer Zeit seltene Höhe, 
auch verglichen mit andren Ländern, erreicht und diese im Ganzen 
bis jetzt behalten haben. Nur beim Zucker hinderten die mancherlei 
sicli kreuzenden Interessen und Rücksichten eine ebenso folgerichtige 
und anhaltende Politik. Aber auch im ganzen Zolltarif und in 
anderen handelspolitischen Dingen machten sich, zumal unter dem 
Präsidenten Thiers, dem alten Überzeugten Schntzzßllner, wieder 
stark protectionistiscbe, den Handels-, zumal den Tarifverträgen, 
der Clausel von der ÄleistbegUnstigung gegnerische Bestrebungen 
geltend. Man suchte sifli, um freie Hand in der Tarifpolitik zu 
gewinnen, von den Handelsverträgen, zumal denjenigen mit Con- 
ventionaltarifen, frei zu mRcbcn und die Handels- und Zollpolitik 
wieder autonom zu grestaiten. Indessen an der Macht der Um- 
stände, an der Rücksicht auf zu befürchtende handelspolitische 
Isolirung und fremde Repressalien, an den Consetiuenzen, welche 
einzelne Maassregeln, wie die von Thiers geplante, einen Augen- 
blick auch in der Gesetzgebung durchgedrungene, jedoch alsbald 
wieder zurückgenommene Bezollung fremder Roljstoße in der Be- 
lastung der Industrie und in einem neuen System technisch schwieriger 
RtickvergUlungeu bei der Fabrikatenausfnbr mit sich bringen iiiii>3ten, 
au allen diesen Schwierigkeiten scheiterten diese Bestrebungen. 
Man musste sich doch wesentlich mit einigen fiscalischen, dnrcli 
die Handelsverträge nicht gehind i icn und mit anderen kleineren 
protectionistischen Maassrcgeln begnügen; aus diesen ging im Ganzen 
zwar eine Steigerung der Zollerträge, aber doch noch keine so 
bedeutende, wie sie das Finanzinteresse gefordcit hätte, hervor. 
Obgleich man dann Knde der 1870er Jahre dnrcli Ivuiuligung der 
Handelsverträge in die Lage gekommen war, andere handels- und 
tarifpolitische Bahnen einzuschlagen, ist der aus längeren Vorbe- 
reitungen bervorgegangene neue aligemeine Zolltarif von 1881 doch 
im Finanz in teresse nur etwas fiscalischer ausgefallen, bnt aber den 
Charaeter eines rationellen Schutzzolltarifs oljne Prohibitionen und 
mit zwar nicht niedrigen, abt r im Ganzen doch noch gemässigten 
Schutzzöllen beibehalten. Da jedoch alsbald wieder eine Reihe 
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neuer Handelsverträge nriit Tarilstipulationeii abji^e.schlossen wurden, 
entstand ein neuer Conventionaltarif, welcher gegenüber dem früheren 
nicht 60 i^ehr verschieden war und kaum als mehr protectionistiseU 
wie dieser bezeichnet werden kann. Da die Clausel von der Meist- 
begÜDStignng verblieb, ist der Conventionaltarif auch ferner zu 
sehr ausgedehnter Anwendung, für die europäischen Staaten aus- 
nahmslos, gelangt. Gewisse ZoUznschläge für die indirecte Einfuhr 
äusseren ropäiscber Waaren ans Zwischenhäfen („Eotrepots^') und 
einer Eeibe europäischer ans anderen als den Ursprnngsländeni 
nnd gewisse Zollbefreiungen und ErmäsngnDgen für die Erzeug- 
nisse französischer Colonien nnd Besitzungen nach Frankreich ver- 
blieben. Die letzten Ausfuhrzölle des Tarifs fielen dagegen, die 
1872 geplante neue diffeientielle Behandlung der fremden Flagge 
unterblieb, man wandte sich statt dessen 1881 zu einem System 
der Gewährung von Schiffbau- und Schiffiahrtsprämien, behielt die 
ans fiscaliscben Gründen 1872 eingeführte Quaiabgabe, ein allge- 
meines Tonnengeld, auch ilDr französische Schiffe bei, ebenso die 
doch auch mehr fiscalisehe als gebührenartige statistische Abgabe 
von 1872 und erreichte so Immerhin eine bedeutendere Steigerung 
der Zolleinklinite. Dazu trug, mit starken Schwankungen in ein- 
zelnen Jahren y auch der in Verbindung mit der ganzen Zncker- 
besteuerung stehende und danach wechselnde ZnckersoU sowie der 
Weinzoll und der immer wichtiger werdrade Petroleumzoll bei. 
Im Ganzen erhöhte sich Mitte und Ende der 1880 er Jahre der 
Zollertrag gegen die Zeit yor dem Kriege um mehr als das Drei- 
fache bis Eum Vierfachen, und darin betrugen die Finanzzolle (ein- 
Bchliesslich allerdings der Getreidezölle) jetzt an ^1^, frflher nnr 
an So war der Zolltarif nach seiner Wirkung doch immer mehr 
ein Finanzzolltarif geworden. Abgesehen vom Getreidezoll stieg 
mdessen der Zollertrag seit 1880 kaum mehr. (Flu. III, §. 818^323). 

In Bezug auf die Agrarproducte war im Tarif TOn 1881 
noch die im Wesentlichen freihttndlerisehe Politik fttr Getreide 
ganz beibehalten worden — nnr Weizen trug einen kleinen festen 
Zollsatz, 60 Gent, fttr 100 Kilo — , fUr Vieh und Fleisch hatte man 
die bisher ganz niedrigen Zolle etwas erhöht. Die Agrarproducte 
sind, bis auf ganz kleine Ausnahmen, weder frtther noch später 
Gegenstand der Gonventionaltarife und Handelsverträge gewesen. 
Hierfür galt also der allgemeine Tarif und hatte man nach wie 
vor Freiheit autonomer Tari%e8taltung. Die veränderten Conj uncturen 
des Weltmarkts, die fremde Goncurrenz in Getreide und Vieh, die 
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neue Agrarschutzpolitik andrer Liiiuler, besonders das Beispiel des 
Deutschen Keichs, llihrten aber einige Jahre nach Erlass des Tarifs 
von 1881 auch in Frankreich von 1885 an zum Agrarsehutzzoll, 
fUr Getreide, Vieh, Fleisch und bald zur starken Stei^eruno^ der 
ersten Tarifsätze (1887, 1889, Weizen, europäischer und direct ein* 
geführter aussereuropäischer 1885 auf 3, 1887 auf 5 Fr. p. 100 Kilo). 
Diese Politik ist seitdem streng feslgebalten, später (1892) und 
jüngrst noch (1894') verschiirtt worden. Bei der vciljieibrinlen starken, 
wenn auch srhwMnkctult n Getreideeinfuhr ist der Gctreidezoll so 
mieh ein wichtiges linanzielles Object für den Ertrag geworden, 
er brachte seit der zweiieu flälffc der 80 er Jahre Ve mehr 
des gesammten Zollertrags ein ( Fin. III, §.822, 323). Agrarische 
RohstofTe für die Industrie (Flachs, Hanf, Schafwolle, Oelsaaten), 
auch Seide waren 1881 und in der Folgezeit zollfrei geblieben. 

Mittlerweile war aber im Laufe der 1880 er .lahre die pro- 
tectionistische Tendenz, die Meinung vom ungünstigen Eiutiuss der 
Handelsverträge auf Produetion und Handel, und vom Nachtheil, 
durch diese Verträge an freierer Bewegung gehindert zu sein, in 
Frankreich wieder stärker geworden. Man( lu iloi l'nbeliai^lictikeiten 
im (Tefolge der technischen Fortschritte, der Einwirkungen der 
immer mehr verbesserten und verwohifeilerten Commnnicationen, 
der steipendeu Abhängigkeit von den Weltniarktconjuncturen , die 
analogen Strömungen in anderen Ländern, wobei namentlich der 
Umschwung der deutschen Handels- und Zollpolitik seit 1879 in 
mehr protectionistische Richtung als Grund, mehr noch als Vorwand 
dazu diente, ähnliehe Bahnen einzuschlagen — als ob nicht alle 
liberale'' IVauzüsisehe Handels- und Zollpolitik im Ganzen stets 
noch wesentlich piotectionistischer geblieben wäre, vor und nach 
1871 und 1881 als die deutsche seit 1879! — kurz dies und Aehn- 
liches verstärkten diese neuen protectionistischen und Unabhängig- 
keitsneigungen in Frankreich. Die Ansicht, dass der Tarif von 
1881 und die Conveutionaltarife mindestens nicht mehr den Be- 
dürfnissen entsprächen, verbreitete sich immer mehr, indem man, 
wie gewöhnlich, Uebelstiinde dem Tarif zuschrieb, welche damit 
nicht sicher etwas zu thun hatten, jedenfalls nicht so viel, als man 
vornrtheilsvoU und von Specialinteressen befangen annahm. Man 
war in der Lage, sich von allen tarifarischen und sonstigen lästigen 
Bindungen durch Handelsverträge bis Anfang 1892 (1. Febr.) frei 
zu machen und that das dann auch durch entsprechende Maass- 
regeln (Kündigung oder Ablauf eolassen der Verträge oder Verläugeruog 
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nur der coDvenirenden oder nicht stierenden Bestimmangen). So 
bereitete sieb denn eine neueEpoehe der Handels- und Zollpolitik 
vor, welche mit dem Zolltarit's^stem Ton 1892 zum Durchbrach 

gelangt ist. 

Hier sagte man sich von Handelsverträgen mit Tarifbe^ 
Stimmungen, damit Ton Conventionaltarifen los, stellte aber grund- 
sätzlich zwei Tarife, einen den Namen Generaltarif behaltenden 
Maiimal- und einen Minimaltarif auf. in beiden nahm man die 
fOr bmebtigt geltenden finanziellen und stärker wie bisher die 
protectionistischen Interessen wahr, schloss die agrarischen Schutz- 
Zölle aber aus dem Minimaltarif überhaupt aus und behielt sich 
für beide Tarife beliebige autonome Aenderungen, auch ohne Bin- 
dung an Zeitfristen, vor. Der Maximaltarif gilt dann, wie der 
frühere Genemltarif, als Regel. Aber der niedrigere Minimaltarif 
wird ganz oder theilweise, spontan auf Grund besondern Erlasses 
oder anf Grund von darauf abzielenden Verträgen auf die Erzeug* 
nisse derjenigen Länder angewandt, welche französischen Erzeug- 
nissen „entsprechende Vortheile" (d'avantages corrölatifs) gewähren 
und ihre niedrigsten Tarife darauf anwenden. Insofern ist die Be- 
dingung der Bebandiung nach dem Fuss der Meistbegünstigung 
verblieben. Handelsverträge sind also auch unter diesem System 
nicht ausgeschlossen, die anf spätestens 1. Febr. 1892 gekündigten 
konnten in Bezug auf andere als conventionaltarifarische Punete 
auch verlängert werden, was mehrfach geschehen ist. Die Gewährung 
der Vortbeile des Minimaltarlfs ist aber für die fraDz(}sische Re- 
gierung nur unter der Bedingung der Festsetzung eüier zwOlf- 
monatlicben Auflvtlndigiingsfrist gesetzlich statthaft geworden. 

In finanzieller Beziehung versprach der neue Tarif eine nicht 
nnerhebliche Mehreinnahme aus den Zöllen, welche auch eingetreten 
ist Die handelspolitische Wirkung, soweit sie in der kurzen ver- 
flossenen Zeit sich übersehen und bei der Complication mit sonst 
noch einwirkenden Factoreu sich beurtbeilen lässt, mOchte zwar 
nicht ganz der beabsichtigten, aber der in diesem neuen System 
eigentlich enthaltenen entsprechen: etwas grosseres Zurückziehen 
der französischen Volks wirthschaft auf sich selbst, etwas grössere 
Unabhängigkeit von den Schwankungen des Weltmarkts, aber wohl 
auch, — was man nicht wünschte, indessen als leicht mögliche 
Folge hätte einsehen müssen — eine etwas erschwerte Stellung 
der französischen Exportindustrie und etwas Verminderung des 
FakrikatenexportSi — wobei freiUch gerade in Betreff letzteren 
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Puncts noch dahin steht, ob dies mehr vorübergehend und YOn 
andern Umständen bedingt und bewirkt ist 

S. namentlich die Bc^ründun^ der neaen Politik d'"^ T.irif- von 1892 Seitens 
dor BegieroQg iu ihrer Vorlage vom October 1S90, BiiU. ib'tfi) II, 536<— 552. Ueber 
dio parlameiitaTiscbeik Yerlumdlünfen s. Denvers «. tu 0. Tttrtfgesez v. 11. Jan. 
1892 (Bull. 1892 I, 13 ff. , der Tarif selbst cb.). Ges. v. 29. Dec. 1891, betr. das 
S&oUregime gegenüber gewissea Staaten (eb. p. 11). Die haoptaächlichsten FinanzzOUe 
(Gaffee etc.) sind in dar seit dem Kriege erreichten Hohe geblieben (b. Fin. IU, S. 819). 
Die Getreidezölle gingen mit den bish ria n Sätzen (Fin. III, S. 8301 in den General- 
tarit Uber. Die bisherigen Stückzölle für Yich worden meistens in GevichtszöUe 
vervandelt und dabei vohl eher erhöht BemerkensireTtb ist im neuen Tarif die Ent> 
wicklang eines specialisirendcn Systems von Holzzöllen (bois communs. Nr. 128 bis 
137 des Tarifs), woraus bald ein nicht anerheblicher Zollertrag kam. Fremder 
Zocker blieb den ZoUzoschlägen der Gesetze vom 19. Joli 1880 und 5. Aug. 1890 
femer unterworfen. In einer Tab. C zum Tarif ist eine grössere Anzahl wichtiger 
Waaren aufgeführt, welche bei Indirecter Einfuhr aus einem Lande Europas Zoll- 
aufschliige tragen, darunter FinanzzoUartikel , wie Caifee, Cacao, GewUrze, Tbee. 
Mineralöl, aber auch industrielle Koh- und Hilfsstoffe, z.B. Indigo; doch sind einige 
wichtige Artikel, welc]; - auch sonst zollfrei .sind, so Schafwolle ron Australien, Kap 
und ladicn. indisclic Baumwolle, Jute von diesen Zuüchlägen ausgenommen. In Tab. L) 
sind eine Reihe europäischer Artikel genannt, welche bei indirecter Einfuhr aas einem 
anderen als dem ProdGctionslande (meist kleine) Zollzuschlage tra^^eu, darunter z. B. 
Schafwolle. Mineralöle. Holiu Tab. E ontliält Taritbätzü für Einfuhren aus den fran- 
zösischen Colonieen vnd Besitzungen, wonach wichtige PinanzzöUe auf Caffee, Cacao. 
gewisse Gewürze, Thee auf die Hidftc des allgemeinen Satzes redncirt sind. — In 
Betreff der Zoll-ItUckrergfltangcu ist eine bciucrkeuswcrthe neue Einrichtung bei 
Baumwollgarn getroffen. Dieser Artikel wird nicht mehr zeitweilig im Yeredlnngs» 
verkehr (wie eine grössere Keibe anderer Artikel in Art. 13 des Zollgesetzcs vom 
n. Jan. 1892) zollfrei zugelassen, aber hai bestimmten im Gesetz genannten (jcwebeu 
werden bei deren Ansftihr 60 der den verwendeten Garnnummern entsprechenden 
Einfuhrzölle rückvr.rgtitct. worin wohl wieder eine Art Ausfuhrprämien liegt (Art. 10 
des gen. Ges.). Ausfuhrzölle hat auch der Tarif von 1892 nicht wieder. Der Minimal- 
tarif ist anf die wiehtigsten Länder, mit denen Frankreich im Verkehr steht, ins- 
besondere die enropäischen, v. il diese die Bedingungen dafUr erfüllt haben, zur An- 
wendung gelangt. Eine AusuaUioe bilden in Europa Italien, Portugal, uine kurze Zeit 
Spanien, dann sdt Mitte 1898 die anikngs den MinlmaltaTif geniessende Schweiz, 
deren Einfuhren daher von da an dem höheren Generaltarif unterlag^en. Erst zwo! 
Jahre später ist mit der Schweiz wieder eine Vereinbarung gelungen, wonach ihr der 
MioiinaltaTif za Tbeil wurde (s. Decr. 16. Aug. 1895). Auf Koidameric» wird 
der Minimaltarif bei bestimmten Pcodncten angewandt. 

Der Rohertrag der Zölle u. s. w. und einiger wichtigerer einzelner Artikel, wor- 
über für die Zeit bis 1889 in Fin. Iii, S. b32, 833 Daten, war iu den letzten Jahren 
(Bnll. 1894. U. 144) in Mill. Fr. im Ergebnias: 





EinfabF' 

Zölle 


Statistische Scbiiffahrts- 
Ab^abß Abgaben 


Anderes 


Zusam men 


1888 


3»1.B 


6.Ö 


8.4 


5.2 


4Ui.7 


1889 


3.55.6 


7.1 


8.0 


.5.1 


375.8 




;s()i.r) 


7.5 


^..") 


5.3 


2S2.7 


1891 




7.6 


9.4 


5.7 


416.B 


1892 




7.1 


8.8 


5.1 


451.2 


1893 


452.:> 


7.0 


8.1 


5.2 


472.8 


1894 




7.y 


8.4 


5.5 


487.4 


189.5 (provis.) 


397.9 


7.0 


7.8 


5.9 


418.4 


1896 (Voranschlag 403.3 


6^ 


7.8 


6.0 


423.8 



ohne Zucker) 
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720 




<V^ 7 




. 20.2 


21.2 


43.6 


26.8 


Mincnldl . . . . , 


. 87.5 


89.0 


.S6.2 


31.2 


VranzOä. CoIoi)*-Zi)cker 


. 28.3 


27.4 


32.2 


2:».4 


Fremder 


6.6 


14.» 


9.6 


16.1 


Gemeines Hok. . . . 


0.2 


0.2 


15.8 


17.6 


CacAO . . . . • . 


18.4 


15.0 


14.9 




Steinkohlen .... 


10.8 


12.7 


12.3 


12.3 


TafelMchte .... 


7.8 


5.4 


9.4 


11.3 



Kccbnet man, wie in Fin. III, 833 fttr 1872 und 1887, auch für 1893 diejeni-i ti 
Fo&tea, welche Toraemlich oder aosschliesslich FinauzzöUe sind (doch efflSchUeäslicU 
der Wein-, der Getieide- vnd YielixBll«, letzten gaben 1888 8.1, 1891—94 3.8, 8.8, 
;-).0, 6.2 Mill. Fr.), und die übrigen etwas grösseren Zoüposten, nebst Rohstoff- und 
Fabrikatenschatzzölle (einschliesslich Kohlenzoll und HolzzoU) zusammen, so ertragen 
die ersteren in 1893 389.9 Mill. Fr. (iroron anf Wein, tiotraide. Vieh. Pferde, Else, 
Mineralöl 121.8), die letzteren ßfi.."» (^wovon auf Holz tind Stpinlnhle 28.1). wflhrend 
46.1 MiU. Fr. anf alle anderen Artikel kamen. Die Antbeile der zweiten und 
VeMDden der dritten Kategorie too ^nam ZoUertrag sind daher aeit 1887 wieder 
gestiegen, bei jener von 12.2 anf 14.7, bei dieser von 7.1 auf 10.2 '/o, worin -ich 
die Wixknng deä neuen Tarife wieder als die eines mehr protectioniatischen kundgiebt. 
Wenn man die agrarieclien SdratzaOUe zur zveiten statt zni eisten Kategorie stellte, 
vürde dies noch mehr hcrvonrcten. l>^9ö gaben die EinfobizOlle (inöl. Zacker) gofen 
18d4 einen Minderertiag von ca. 64 MiU. Fr. 

Seit dem Erlaw des neuen Zolltarifs von 1892 sind nnr swei 
wichtigere bandels- und zollpolitische Ereignisse zn erw8hnen. 
Das eine war der wesentlich politischen MotiTen entsprungene neue 
HandelSTCrtrag mit Rnssland vom 17. Juni 1893, wodurch 
eine VermiDderang der Petrolenmzölle eintrat Das andre war 
die weitere Erhöhung der GretreidezöUe, besonders ftbr 
Weizen 1894. 

Auch imUanddlsvertrag mit Bassland bat Frankreich trotz seiner kläglichen Buhlerei 
TIBI nisslsclie Gnnst keine Ooncession in den GetreidczOllen gemacht. wBhrend sieh 
bald darauf bekanntlich das Deutsclie Reicli in seinem Vertratre mit Kussland zu einer 
solchen verstand. Aber es hat durch das Versprechen der Kedaction des Petroleum- 
zolls 'doch irieder einen Satz seines Einftthrtarife zn ein«n conrentionalen iremacht 
Der Zollsatz ist für die directe Einfuhr auf die HRlftc des bisherigen f m 1 iion 
iUeren) im 6enetaltarif herabgesetzt worden, ?on 18 Fr. (bei directer Einfuhr) auf 
9 Fr. m 100 Kile ftr volles, von 25 Pr. fttr 100 Kilo raffinirtes auf 10 Fr. fttr das 
Hectolitcr. Dies nins-ste dann auf die anderen Länder, für welche die Mcist- 
begUnstigan£»clausel galt, angewendet werden und wurde fUr das einzige sonst practisch 
in Betracbt Kommende Laad. Kordamerica, avch dnreb Beeret vom 7. Juli 1893 an« 
geordnet. Ein besonderes Zollgesciz vom ?>(). Tnni 1803 hat die Petroleumzölle (Pos, 107, 
19B des Tan&) neu geregelt und die bisherigen Sätze des tieneraltarifs besteben lassen, 
aber in dem Minimaltarif. wo xie bisher fenlten, die redaeirteo einfesetet. Die durch- 
weg um ."> Fr. höheren Sätze für indirectc Einfuhr sind in beide« Tarifen geblieben. 
Da die Zollreduction schwerlich einen ihr entsprechenden Einiiass auf die bteigening 
der Einfbbr ansQben wird, hat Frankreich einen nicht nnbedeatenden Thei! dieser 
Einnahme aus dem Pctroleumzoll aufgegeben. Dieselbe fiel schon 1893, wo die 
Eeduction vom 12. Juli an eingetreten war, von 43.9 Mill. Fr. in 1892 auf 36.2 Mül, 
itnd 1894 weiter auf 31.2 Mill. Fr. In Verbindiing mit dieser Haassregel steht dia 
Anfbebmig der inneren MineralOlsteaer tii beimisches Prodoet daxch Qesets vom 
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17. Jali lö94 (s< 0. S. 112). wofilr jetzt sogar B^Unstiguo^ea ciugctrctea sind 
(Reglement r. 24. Avg. 1894, Bull. 1894, II, 201). 

Die Erhöhung der Getreidezölle war die Folge der Conjonctur des immer 
stärkeren Prcisdracks. Man hat. trotz des russischen Handelsvertrags und der Uück- 
sieht anf Rassland, die Sätze Ko. 68 und 7~)/77 des Generaltarifs, der fQr Getreidu 
alleiti tiiii] fiir alle Provenienzen in Betracht kommt, durch das Gesetz v. 17. Febr 1894 
stark erhöht, den Normalsatz für Getreide, den Weizenzoll (auch für Spelz und Meng- 
korn preltend) von 5 auf 7 Fr. für 100 Kilo gebracht, die damit in Verbindung 
stehenden Zölle entsprechend. Audi von einem Zoll von 8 Fr. war emstlich die Rede. 
Der Zoll für Ro^rgcn, Gerste und Hafer ist unverändert auf S Fr. stehen geblieben. 
Unter den heutigen Verhältnissen wird auch der ZoUcrtrag in Folge der Zollcrhöhun«^ 
steigen. 1898 gaben die Getrcidezölle schon fast des ganzen Zollertrags (1.5.70. 
181*4 schon ein volles ' ., (20.1 "/^J. Man hat also in Frankreich streng und conse- 
quent aiu agrarischeu bcbutzzoil festgehalten und dicseu den VcrLaltiUi>ben gL-määS 
noch verschärft, fast genau in dem Augenblick, wo Deutschland durch den Absclüuss 
des mssisohf n Handd-sveilrags die bereits vorher eingeleitete ErmEssiffunp de.s Agrar- 
schutzes für lanjjc Jahre festlegte und sich dafür rertragsmässig band. Ub dieac ver- 
schiedene Politik durch die verschiedene Bevölkerungsvermehruuf^ genügend erklärt 
und die deutsche dariurr); befriedigeod begrOndet Wird, vie bei uns wobl behauptet 
wurden i^t, bleibe dahin gestellt. 

Im Gefolfe der sehtrelzeTisch-IhfflsBsiseliefi YerliuidliiBgeii hat du Gesetz Tom 

16. Aug. isor» oiiiipc allgemeine AbSndcranf!;cn . inshesondere Ermässigungen des 
Mimmal-Tari& von 18i>2 gebracht, womit aber doch im Ganzen nor eine kleine Ver- 
ftndemng dieses Tarife in det angedeuteten Biehtnag erreicht worden ist (Boll. 1895 II, 
101 ff.). Im finanziellen Intercs.se. um .\lgicr mehr zur Tragung der bcdcuteudca 
Kosten, welche es Frankreicli hnaaziell bereitet, heranzuziehen, sind jungst Zoll- und 
StenererhShungen für Algier speeiell erfolgt, so im Etatsgesetz für 1896, Art 11 IT., 

18. 19, Beeret vum DO. Pec. IS'OC über den sogen. See-Ocfrr>i in Algier t'Zoll von 
Colonialwaareu, Branntwein, Bier). Im Voranschlag fUr lb% fur Algier fand 60 
gegen den filr 1895 eine EriiOhung der algicrischen SSoUdfnnabmen um 1.^. auf 13.28, 
der indirecten Steaern, bescodefs für Branntweia, um 2.24, auf MilL Fr. atati. 

§. 24. Beim Kückblick aut die ganze indirecte Verbrauchs- 
besteuerußg und die verwandte (§. 16 — 23), sowie auf die ge- 
sammte StaatsbesteueruDg (ij. 11-25) ergiebt sieb eine Bestätigung 
der am Schluss des §.11 bervorgehobenen Thatsachen und des 
daran geknüpften Urtheils, welches im dritten Thcile dieses Werks 
in genauerer Weise begründet worden ist (§. 332 flf.): im Anfang 
des zwe iten Jahrhunderts nach dem berühmten „17ö9** 
ist man in Frankreich mehr als je von dem im Beginn 
der ersten Revolution verfolgten Ziele der Steuer- 
politik: „weg mit den indirecten Steuern" entfernt. 
Unter dem Eiofluss der Ereignisse von 1870/71, der seitdem inne- 
gehaltenen allgemeioen Politik hat man gerade in der „dritten Re- 
publik" eine Steuerpolitik eingeschlagen und conseqnent durch- 
geführt, welche den Schwerpunct der Steuern selbst immer mehr 
noch in die indirecte Verbrauchsbesteuerung, daneben in die Ver- 
kehrsbesteuerung verlegt hat. In den letzten Jahren, auch wieder 
seit Mitte und £nde der 1880er Jahre, besonders unter dem Ein- 
fluBS der jüngsten Zollpolitik , ist diese Richtung sogar abermals 
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stärker geworden. Die Wiederbeseitignng einif^er kleiner neuer 
ifluerer iiiUiiucter Verbranchsstenern, die kleiueu Keiormen, bez\v. 
auch die dadurch bewirkten Ertragserhöhnngen der grossen directen 
Steuern, die bedeutende Ermässigung der TraDsjjoitsteuer und was 
sonst noch an Aenderungen (im Enregistrement , Stenipel,' Zucker- 
steuer) eingetreten ist, bat alles zusaumieu also ht den Einfluss 
gehabt, jene Richtung zu ändern. Nur ist in der lüdirecten Steuer 
der Einfuhrzoll mehr im Ertrag gestiegen , die betreffende I.ast so 
mehr anf den internationalen Verkehr hin und vom imieien Ver- 
kehr, der heimischen Production und Consumtion etwas tort- 
geschoben worden. In steuertechnischer Hinsicht sind ohne 
Zweifel die heutigen Steuern unvergleichlich besser eingerichtet, 
als im ancien regime. Auch die innt rLMi indireeten Steuern sind 
nach Auswahl der Artikel, die sie ueireii, gUnstiger zu Ijcuriheilcu 
als die alten. Die Verlegung des Schwerpuncts der Verbrauchs- 
besteucrung von der Salzsteuer (gfO)elle!) in die Aleobol-, Tabak-, 
Zucker-, Calfeesteuer ist ein bedrutender Forlscbritt, auch wenn 
noch hohe sonstige Verbrauchssteuern (Getränke, andre Zollartikel) 
geblieben sind. Aber die mancherlei Belastungen und Belästigungen 
des Verkehrs, der Prodnction, der Consumti ni durch diese Steuern 
und durch die Zölle sind doch auch beute n u h gross, weit grösser 
als in Grossbritannien, aber auch als in Deutschland, selbst als in 
Oesterreich - Ungarn und in Italien. Und die Gcsammtbelastung 
durch alle Steuern und gerade aueh durch die inneren indireeten 
und die Zrdle ist absolut ausserordentlich gestiegen, wenn vielleicbt 
auch relativ gegenüber dem weit grösseren Volkswohlstand und 
der dadurch gewachsenen Steueriahigkeit nicht grü^scl^ selbst 
klein (1 geworden als vor 1708. Ein idealistischer Eiuanzmanu 
und bteuerpolitiker der ersten Hevolution, weleher das Steuersystem 
des ancien regime verurtheüte nnd znsRnnuen brechen half, würde 
staunen, wenn er im heutigen Ii anzüsiscbeu System im Ganzen 
doch wieder so viele Aehiiliebkeit mit dem alten sähe. 

Damit soll Uber die Iranzüsische Steuerpolitik im 19. Jahr- 
hundert und auch über die seit 1871 eingeschlagene kein un- 
bedingtes Verdict gefällt werden. Besser zu machen wäre gewiss 
Manches gewesen, schwierige, aber doch ausführbare, tiefergreifende 
Aenderungen der direeten Besteuerung hätten es ermöglicht, diese 
Besteuerung mehr auszubilden, ertragsreicber zu machen und so 
die einseitige hypertrophische Entwicklung der indireeten und Ver- 
kehrsbesteuerung etwas einzudämmen. Die liei'rscbenden bUrger- 
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llch-kapitalietischen Ciasbun des hentigen republikanischen Fiauk- 
reich haben sich nicht einsichtiger und nicht uneigennütziger als 
die privilegirten Classen des ancien regime in Finanz- und Steuer- 
sachen, die republikanische Veriflssnngsiurm und das parlamentarische 
System haben sich auf diesem Gebiete nicht leistungsfähiger als 
das alte absolute Künigthum erwiesen. Zeuge des u. A. der Wider- 
stand, welchen immer wieder die Einführung einer wirklichen Ein- 
kommensteuer findet, die i hiasen, mit welchen dieser Widerstand 
zu begründen gesucht wird, das lalsche Lob des „demokratischen^* 
Characters, welches man in I raukieich gern seiner Steuerverfassung 
spendet Man hätte immerhin Eiuiges in dieser Verfassung bessern 
können, wären Regierangen, Ministerien, Parlamente ihrer Aufgabe 
besser gewachsen gewesen, ihrer PHicht besser nachgekommen*). 
Aber amlerseits — bei dem gegebenen Finanz- und Stener- 
bedari, selbst wieder einem nothwendigen Product der 
französischen inneren und äusseren Geschichte, welche 
ihrerbcitH wieder das Ergebniss des französischen Natio- 
nalcharacters ist, war doch im Wesentlichen keine 
andere Steuerpolitik möglich, hätte keine einen solchen ünanziellen 
Erfolg gehabt, als die eingeschlagene. Gerade die französische 
Steuergeschichte seit 1789, die grossartigste und interessanteste 
der Welt, verkttndet die grosse finanzwissenschaftliche Lehre, wie 
sehr viel mehr auch diese wirthschaftlichen Dinge historisch- 
realistisch gebunden" sind, als Doctrinäre und Ideologen 
annehmen. Gerade dies rechtfertigt es wohl, die französische Be- 
steuerung auch in emem tinanzwissenschaftlichen Werke, in der 
„s^uji ielleo Steuerlebre" so in den Vordergrund zu stellen , wie es 
hier geschehen ist. 

Vgl. Fin. III. §.334 , be.souderi S. 861 and überhaopt daselbst S. 8o2-«-86& 
7nr Erg&DZting der Tabelle in Fin. III, S. 395 und mit etwas anderer Bcrcchnungs- 
weisti der Procentzahlen wie dort und wie oUcu in diesem Ueftu in der labeUe 
S. 58 folgt hier nocb eine l übersieht, wie sich in Bczoir auf die grossen Gruppen 
der Bestcncrang deren Yerbältniss zu einander seit 1847 bis 1894 geändert hat. Die 
vier Steaerclassen bind ebenso wie in der Tabelle S. ö8 gebildet worden, wobei za 
beachten ist, dass die vierte Classe, die „anderen kleineren Steaeni**, Hbttviefaid 
solche Stenern enthält, welche zu den indirecten Verbrauchssft^rit'rii g;ercchnet werden 
können und wie die directen Genuss&teuorn diesen auch ökunoinisch und huanziell 
betrachtet sehr nahe stehen. Die Zahlen wieder in HUI. Fr.« Boheitrlge und Vor« 
«nschlige (Etalsziffeni). 



^) Der wichtige Steuerrefomplui des Cabinels Bourgeois-Doumer fUr 1897 vixd 
unten im Nachtrag (§. 27) noeb da^tltgt^ d» er mir eist nach Fertigstelinnf des 
Obif en zugegangen ist. 
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1847 


1870 




1K94 


MilL Fr. 








I. 


Directe Steuern 


831.7 


332.H 


446.:» 


:..3:..0 


Verkehrsstenern 




440.:. 


708.0 


710.3 


Indirectc . . . 


464.H 


708.H 


130H.6 


1:42.4 


Andere kleinere 


4b.O 


.)4.8 


22>'.3 


1 


Samioe 


ioyb.2 


Io43.0 


2092.4 


2973.7 


Proeente 










Directe . . . 


:^0.2 


.^1,5 


1ß.a 


is.o 


Yerkebrssteaerji 


23.1 


•29.0 


26.,*! 


23.9 


lodirecte . . . 


42.8 


46.0 


48.6 


01.8 


Aadero kleinere 


4.4 


3.r, 


8..'» 


6.3 


Sun! UV' 


100.0 


100.0 


100.0 


100.0 


Progression 










Directe . . . 


100.0 


100.3 


134.6 


161.3 


Verkehrsstetieni 


100.0 


175.9 


279.0 


2S0.0 


Indirectc . * . 


100.0 


152.5 


2»1.7 


881.8 


Andere Itleinere 


100.0 


114.2 


475.6 


8B7.6 


Snmmd 


100.0 


140.5 


245.2 


278.0 



1894 

II. 
064.6 
762.7 
1596.1 
50.3 
297S.7 

(19.0) 
(25.6) 
(53.7) 
.1.7) 
(100.0) 

(170.2) 
(.300.5) 
(848.4) 
(104.7) 
(278.0) 

Die BrnttOZililen werden liier mit K'ocht der Vcrgleichang zu (irunde gelegt, 
doch ist nicht zo Übersehen, dass sie bei den Mom l olcn den Wenh des Anikelä seilet 
mit enthalten. Daher erscheint hier liic Eutwu-klung der iodirecten Steuern ond der 
kleinen etwas, aber doch nur am Weniges ungtlnstiger bez. stärker, als sie wirklidl 
ist In der Col. I für 1894 sind die Daten wie in den vorntispehendeii Perioden, in 
Col. II für 1894 dagegen so zusamineugel'asst, dass aus dcu „kleineren anderen Stenern** 
die auf die Güter der todten Hand, anf Bei|firerke, auf Wagen nnd Pferde, anf 
Velocipedcs, Billards, Cercles, die Milijärtaxc in 1894 mit zusammen 29.6 Mül. Fr, 
zu den directen Steuern, ebenso die Steuern auf ötientiiches Fuhrwerk und Eisen- 
bahnen mit 52.4 Hül. za den Verkehrssteuem , endUch die Abgabe ftlr Verificadon 
der Ma.isse und Gewichte, die Oel-, Lichter-, Cssigsteucr. das Pniror- und Zündholz- 
fflonopol mit 58.7 MiU. za den indirccten Yerbraucbs8teuem geschlagen worden sind. 
Die absoluten nnd relativ«! Zahlen rerindem sich dann, wie ans dem Vergleich ron 
Col. I un l U f r-i htiich. Namentlich tritt in Col. II das üeberwiegen der indirccten 
und Yerkehrssteuern noch etwas stäriter, aber der Sachlage entsprecliend hervor. 
Die Yergleichnng der Qnoten in Gel. II fbr 1894 mit denen der froheren Jahre ist 
indessen nur beschränkt zulässi^:. da die Kategorien in diesen Jahren etwas anders 
zusammengestellt sind. Doch U>t der Fehler beim zu Uronde gelegten Vergleich mit 
1847 nicht gross, ireil damals die aas den Gruppen der kleinen Abgaben in 1894 In 
Col. II heransgeiiLLiujcnen und auf die drei andern Gruppen vertheOten Steuern noch 
wenig entwickelt waren. Die, Eioklammerung der Procentzablen soll die Beschränkung 
der Yergldchbarkeit andevten. ES fst freiUch immer za berQcIsichtigcn , dass im 
Enregistremeiit die Erbscbaftb- und Schenkungssteuern mit tlber 200 Miil. Fr. stecken 
und diese, wie auch manche andere Register- und Stempelabgaben, doch in Cbaracter 
nnd Wirkung mehr den eigentlichen directen als den indirecten Steuern verwandt sind. 

§. 25. Die Local-(Departemeiital- und Commanal-) 
Besten ernng, insbesondere die Znschlftge za den diieeten 
Staatsstenern. Nor DepartemenU und Gemeinden haben in BYank- 
leieb eigene Ausgaben und Finanswirthseball, daher giebt es nur 
hier Localstenern. Diese bestehen in den Departements ansscbliess^ 
lieh in Znsehlägen zn den vier alten grossen diieeten Staats^ 
Stenern, in den Gemeinden auch in solchen , aber ausserdem in 
kleinen Antheilen an der staatliehen Patent- , Wagen- nnd Pfetde- 
nnd der nenen Velocipedstener, ferner in zwei besonderen dureeten 
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Steuern, einer eventuell in Geld zu leistenden persöiilicheß Dienst- 
pflicht für Wegewesen und einer Hundesteuer, endlich in zahl- 
reichen, namentlich grösseren städtischeu Gemeinden in dem stark 
entwickelten indirecten Verbrauchsstenersystem dtis Oetroi. Wie 
tiberall hängt auch in Frankreich Vieles in dieser Local - Steuer- 
verfassung mit der Verwaltungsorgan isalion der Departements und 
Gemeinden, mit den Aufgaben, welche beiden von der Gesetz- 
gebung vorgeschrieben oder zu übernehmen gestattet sind, neuer- 
dings besonders auch mit der Entwicklung der öflfentlichen Thätig- 
keiten auf wichtigen Specialgebieten, besonders den beiden des 
Unterrichts- (Schul-) und des Wegewesens, zusammen. Durch die 
Concurreuz von Staat, Departements und Gemeinden auf diesen 
und anderen Gebieten, durch Ausbildung von finanziellen Beihilfen 
des Staats sind auch hier ähnliche Entwicklungen wie in Enjrland, 
• Deutschland und anderen Ländern eingetreten, besonders in neuerer 
und neuester Zeit mit der vergrösserten Thätisrkeit auf wichtigen 
Culturgebieten. In finanzieller, steuerpolitischer und steuertechnischer 
Hinsicht daher auch ähnliche Schwierigkeiten, Probleme, Lösungs- 
versuche. 

Das sind Interna mehr iiüch der Yurwaltuiij^s- als der FiuauzpoUtik , worauf 
hier nicht weiter eingefangen wird. Datt KOehigbte darttber in Fla. III, §. 835 ff., 

S. 863 ff. 

Die directe Localbesteuerurg' in Form von Zuschlägen 
zu den directen Staatssteuern (Centimes additionnels) hat ihren Ur- 
sprung in der Steuerpolitik und Gesetzgebung der ersten Revolution. 
Die damalige Tendenz, möglichst uur directe Staatssteuern zu- 
zulassen, kam auch für die Localbesteuerung zur Geltung. Zugleich 
führte die politische Centralisationstendenz und die Abweichung 
gegen die Autonomie der Gemeindeu und sonstigen öffentlichen 
Körper zur Vermeidung eigener directer Localsteuern und zum 
Znschlagsystem. Die gleichen Tendenzen, der Character des 
directen Staatssteaersystems als einer blossen Ertrags besteuern ng 
und die Kücksicht auf die Staatssteuerinteressen führten dann 
weiter zur genauen Regelong des Zuschlagsystems. Die Verwendungs- 
zwecke der so erlangten Einnahmen, die Art und die Höhe, letztere 
insbesondere in der Form von Maximis, innerhalb deren sieh 
die einzelnen, nach Verwendnngssweeken specialisirten Zosohlüge 
halten mtissen, wurden genau gesetzlieh vorgeschrieben, vieles 
Einzelne, so Verwendungszweck und Maximum, wird im jährlichen 
Finanzgesetz bestimmt und die vorgesetzten Staatsbehörden über- 
wachen die Ausführung. 
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Die Departemental- und Oommunalzaschläge stellen so za 
einem guten Theil ein Z wecksteners ystem dar. Sie ersclieinen 
wie ein Anhang zur directeu StantHltL^^ieueriHij;, tbeilweise, uaiiK'nt- 
lich früher (bis 1891), auch im Ltat, auch jetzt noch in den jülir- 
iiclien Gesetzen über die directen öteucin tUr das betreffende 
Finanzjahr. Die steij^endcn Finanzbedtlrtiiisae haben auch in 
Frankreich zu iort^^esetzter starker Vermehrnng der als ordentliche 
nnd aussei (ndeDtlichc thatsUchlich erhobenen Zuschläge tür De- 
partements und Gemeinden geführt. Dadurch ist die Last der j^e- 
sammten directen Besteuerung sehr gewachsen. Die Vermeidung 
von grösseren neuen Zuschlägen für den Staat selbst, auch nach 
1870, der Druck der einzelnen Ertragssteneru, besonders der Grund- 
«teaer, auf der bestehenden Basis, die KeformbedUrftigkeit der 
ganzen directen Besteuerung erklärt sieb mit durch diese Ver- 
hältnisse. 

S. über die EntwirUnr.ir Fiii. III, J^- '^♦^'>» 'i'-iC». 'lif ii'MVT'' Aus?L-st:iItuiif: dos 
iicclits im Hinzeluen cb. §. 'öHl &„ ^Uf^leicU mit SutiäUi. Auä iler Ucäetzgebuuj; 
das Gemeindegesett vom 5. April 1884. IMi» «inxeJiien KMegorieo d«r ZuscUftfe ftr 
Departements nud Gemeinden Fin. III, § '.V.V.K Gescrz über die directen Steaeni 
for rom 21. Juli 1894, Act. 10—17, fUr lf)UO vom 17. Jiüi lt<UÖ, Art 7—14 
(im Bull, za finden). Aus «inem dlgemeiuen Sabrentioosfonds im Suatsbudi^c er- 
haltL'ii eine Anzahl Deiiartcincrifs (etwa die Hälfte) kleine Unterstützungen zur Deckuni? 
ilirer ordentlicbca Ausgabeu (ü. B Verthoüuuu; f. l&ÜU, Uet». v. 3. Dec. 1^81), 
BiiU. 1889 lÜ, S54, im Quam 8.6 Hitl. Fr. 

Statistisches Uber Finanzen. Zuschlüge u. s. w. der Departeiu e uts iu 
Flu. Iii, S. 867, 868, 876, 881, bes. für 1880 tiitd 1886. Jabrosbcricbt für 18^1 im 
BnU. 1898 I. 459 ff., ftlr 1892 eb. 1895 I, 501. 

Seit Mitte der l?<lSUer Jahre Abnahme der Departcmentalausgaben und -Ein- 
nabmeu. Im Jahre kommen von 'i'>7.8 Mill. Fr. (icSMnmteiaDahmen c. ^/j, aus 

den Zuschlagen, 165.4 Mill. Fr, 1802 von 275.5 Mill. nUtir etwas weniger, 
16().8 Mill. Fr. Von der Gcsammteinnahme rührten ISOl und li*92 aus Anleihen her 
30.H und 38.G, aus anderen, ordentlichen Einnahmen *J*_'7.1 und 286.U Mill. \öu 
letzteren Betrügen waren die Zoschlagcentimen 72.1> und 70.4 Die Subventionen 
und Beiträge zu anderen Departemental-Ausgaben als fiir Wcgewesen betrugen vom 
Staat 1^01 und 181*2 0.1>75 und ]:'.'.)'.» flssf; :,s). von Gemeinden 10.5;> und 18.02, 
von Privaten ;).02 und Ü.47 Mill. Fi., üic Staaiaaubvciitionen . Gemciudcbeitrüge und 
Privatbeitrüge u. s. w. fttr dcpartemcntales Wegewesen waren ;i0.4 und ;'.ii.7i' Mill. 
(1866 33.9). Die Depaitemmtalznscblage zu den directen Steuern betrai^cu Mili. Fr.: 



ord. f. alle Ausg. . . . 




(■>»;. 


H 

02 


1S02 

<;o.M7 


ord. f. Primänmteiriclit . 


14.47 








ord. f. \\Vu,ewesen . . . 


25.:{2 


2ti. 


:]u 


20.40 


ord. f. Kataster .... 


0.07 


(1. 


00 


(t.OO 


zus. ord. 


lo;i.4t» 


02. 


:!s 


02.^'fl 


au>seror(i. nnrli Fin.gcs. . 




80. 


r.o 


MO.Sß 


a'usserord. nach Specgc«. 


H4-V. 


MO. 


20 


:57.oy 


zus. ausserord. 


7o.o;^ 


72. 


o^< 


7M.94 


Summe 


17:5.52 


K15. 


MC. 


100.X2 



in " o der Staat^^■teucr 4M.5 M?s.5 Ms. 4 

Veriuiuderung besonders durch Aeuderung der Finauzgesetzgebung für dea 
Pfknänrnteizicht, wodocvli die Zaschlige in den Dopanements s:rOs»tenthei& entfielen. 
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Maassgebend dafür das Gesetz v. lU. Juli 1889, worin die zu Lasten von Staat, De- 
partements and Gemeinden stehenden Kosten des PrimiraiKMifcbto neu gereg^elt. 
Seitdem 8 Cent, per Franc ZnschlSge zn den directcn Haoptstcaem für diesen 
Zweck im Budget des Staats selbst (s. Bull. IHH9 II, 39). Yertheiiung der 
ZnscbUge auf die dmalncu directen Steuern s. Fin. HI. 888 und die Be- 
stimmungen der Finan7gcfetze. Die Grund- und die Personal- und Mobiliarsteucr 
werden zunächst für die ordentlichen Ausgaben mit 25% belegt, die 4 directen 

Stenern zusammen mit P/«^; für Wetrewesen dttrfbn im Bedarfsfall noch bis 7*^ ,, 
(frtlher auch ftlr Pritnüninterricht bis 4%), an ausserordentlichen Centimen 12 auf 
alle vier directen Steuern gelegt werden. Katasterkosten werden nur durch Zuschlage 
zur Grundsteuer gedeckt 

Deber die Communalzuschläre s. Statistisches in Fin. III, S. 8fi9 ff.. 877 fl"., 
VerwaltuDgsbericht iür 1893 in Bull. 1894 II, 2a3 iL, J. 1894 eb. 189Ö II, 153 ff., 
VeitLeihmg dieser Zuschlüge auf die einzelnen Steuern I'in. III, §. 339. V'on einer 
r r ]< Iii :i Gesammteinnahmo in 1893 und 1894 von 709.R und 7191 Mill. Fr. 
(wovon hezw. 283.3 und 286.9 auf Pans allein) kamen 176.1 und 1^0.5 MUl. br. auf 
Znseblige (92.2 und 94.2 ordentliche. 84.0 und 86.8 Hill, ausserordentliche GenttaMoX 
also etwa '/^ der T^nnahmen, 38.7°/o der Staatssteuern fl?94), zu denen sie traten 
(1885 44.1 7o^* Iß den einzelnen Gemeinden natürlich grosse Verschiedenheiten (a. 
Fin. III. S. 880, Bull. 1894 II, 255, 1895 II. 160), aber Steigerung der Last in Tiden. 
Die Grundlage der Zn-^chliige bilden seit Altei^ ZTjnSchst die Qrunf)- v.rA die Personal- 
steuer mit 5% in maximo, wenn diese nicht reichen, treten f(lr Specialzwecke (namenUidi 
Vicinalvesen, Mher bes. Frlmininteniclit «. a. m.) weitere oraenffidlie und für andere 
Zwecke eventuell noch ausserordentliche Zuschläge mit bestimmten Maximis auf alle 
4 directen Uauptsteuem hinzu. Erhöhungen ttber die im Finauzgeaeu bezw. im Ge- 
setz Uber die directen Jahresstevern bestininten Beträge (so 20*/« Maifsraiii an dmaei- 
ordentlichen durch die Mnnicipalräthc zu bewilligenden, durch Ji'' Drpnn'-mental- 
Generalräthe zu bestätigenden Centimen für ausserordentlicbc (vommunalausgaben tob 
„QtilitA cennDtinale**) bedingen Specialgesetz. Ans der staatHehen Patentstener bestellt 
die Gemeinde 8% ftlr sich, ein Betrag, der diln^r ri<r ntlich 711 den Communsl» 
Zuschlägen hinzuzurechnen ist. Im Jahre 1891, dem letzten, wo die StcnerznschlSfS 
für Departcmoits und Connranen im Etat des Staatshaushalts mit anffenomm«! vsies, 
betrugen diese Znsdülge folgende Quoten in % des ordentlii^en Suiatsbetrags: 

Bepart Commnn. ^^j^lu^y^ge 

Grsadstener I r>7.8 51.3 114.7 

II 45.1 46.7 102.4 

Personal- und Mobiliarsteuer 40.8 37.2 82.8 

Thür- und Fensterstener . . 21.2 83.2 59.0 

Patentsteoer 19.2 32.0 59.0 

Summe 87.8 48.4 85.5 

(Grundsteuer I: von nicht bebautem [agrarischem], Ii: von bebautem Boden [Gebäude]. 
Die Hbrigen ZnsehlSge in der Summe sind die kleinen fbr non valems, Stenei^ 
erhebungskosten n s. w.) S. ältere Daten in Fin. III, S. 881. 

Auch die desammtLubü dieser grossen französischen directen Steuern ergiebt 
sich erst zur Genttge ans der Bcrücksicbtifvag dieser Zuschläge (s. o. S. GO). Im 
Erat für 1895 war das Principal (bei Patentsfeuer abzüglich 8*/o für die Gemeinde) 
368.9 Mill. Fr., dazu allgemeine Siaatszu^-chläge 78.5, alle übrigen (kleinere and 
Departemental- und Coromonal-j/u i l lüge 468.6, Summe überhaupt 911.2 Mill. Hier- 
nach war der Principalsat/, aller die-scr Steuern doch mit Z ;'^ LIiigen von 150.1'/o 
belastet, die zu c. */g für Departements und Comuiunen erhoben wurden. Sie betruKea 
zusammen bei der Grandsteuer I 128.1, II 128.7. Personal- und Mobillarsteuer 156.5, 
Thür- und Fensterstener 153.5 , Patentstener 217.27o des PrUicipals. S. anch oben 
die TabeUe S. 60, 

Zu den den directen Steuern assimilirten Specialtaxen erfolgen keine Zuschläge 
für Departements und Gemeinden, doch >ind letztere, wie bemerkt, mit 5®/o des Er- 
trags der Wagen- und Pferdesteucr und mit 25% desjenigen der Velocipedstener 
(1895 mit bezw. 260,000 nnd 450,000 Fr.) bctheiligt. Ferner veiden tu die Ge- 
jueinden neben d« Staatssteuei (18 Fr.) 10 Fr. von jedom Ja^chein wbobcs» 
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Die anf Gesetzen von 1824 und 183fi bernbende VVegedienst- 
abgabe bat zur Gruüdla£;e eine i^aturale dreitägige DienstpHicbt 
jedes erwachsenen männlichen (iemeindeeinwobneiB zwischen 18 
und 60 Jahren, welche Pflicht aber nach einem jUhrllch festg-estellten 
Orts- oder Dc]iaitmeiitstahi mittelfit Zablang einer Geidabgabe er* 

ffiUt werden kann. 

HauptgeseU rom 21. Mai 1036. S. f io. III, §. 840 , Art jprestatioo« ((»xe de) 
im dict de Fiii. n (StatisHk eb. 8. 897). Werth der Dienste jlhiHeh an 60 HIIL EV.« 

1893 59.74, 1894 r»'i rlic zu fast in natura geleistet werden. Der Dienstpflicht 
und der Steueirepartiuou unteistehea anch Gespanae, Boitthiere, Wagen a, a. w. 
Jn den jihrlielien Bericht«n Uber die Vecanlagung der diieetea Stenen auch Aber 
diesti Ab^^abcn Daten in Betreff der Elemente, nach denen lie rennlagt wird (fftr 

1894 im Bull. mr> I, 4r->', 4fiO). 

Die Hundesteuer igt 1355 obligatorisch als Gemeindesteuer 

eingeführt worden. 

GeseU rom 2. Mai 1855, Fin. III, g. S4I. Ertrag 1893 HM MüJ. Fr. fur 
2,885,000 Hönde. 

Nicht eine eisrcndiche Comiiinii-ilstouer. sondern <ju\c Abe:ab<j. deren Ertrau^ den Hos- 
pizen und WohlthS^gkeitsaastalten zotäilt, insofern eine Art Armcnsteucr ist die Steuer 
ren Theatern und Öffentlichen Schannteliaugea a. dg!, m. (S. Fin. III, S. bö4>. Sie 
wild auch dnit des panrras genannt (ß, den Artikel reo Nielly, diet de Fin. 1, 1550.) 

§. 26. Der commnnale Octroi war auch in Frankreich, 
wie in so vielen Ländern, ebe alte stadtisebe Steuer im alten Staate 
vor 1789, besonders wichtig fUr Paris. Der doetrin&ren Steuer- 
politik der ersten Revolotion fiel er i^ch den meisten indireeten 
Stenern xum Opfer. Er war aaeh nach der Erhehnngsform (an den 
Stadtbarriören), wegen seiner Belastung nnd Belästigung des länd- 
lichen Verkehrs nach den Städten nnd wegen seiner Besteuerung 
wichtiger Lebensmittel besonders Ycrhasst gewesen. Aber die 
Finanznoth der Gemeinden nOthigte schon unter dem Directorinm, 
den Octroi wieder zuzulassen (1798 ff.), unter Napoleon I. yer- 
breitete er sich fast in allen etwas bedeutenderen, aber auch in 
zahlreichen kleinen Gemeinden nnd ist dann in der Folgezeit eine 
feste Institution derCommunalbesteuernng, besonders in den grösseren 
Städten, unter allen wechselnden Regierongen geblieben. Er besteht 
jetzt in Aber 1500 (1893 in 1513, 1894 in 1510) Gemeinden uod 
bildet in den Grossstädten, besonders in Paiis, die weitaus wichtigste 
Steuer, von viel grösserem Ertrage wie die directen Stenerzuschläge 
zusammen. Von der Doctrin nnd von radicalen Politikern immer 
wieder angegriffen, auch neuerdings noch, hält er sich doch wegen 
seinem grossen Einträglichkeit, seiner relativen Zweckmässigkeit, 
seiner nunmehrigen leidlichen Anschmiegung an die neueren Ver- 
kehrsverhältnisse (Eisenbahnen u. s. w.) und seiner heutigen Ein- 
richtung, welche berechtigteren Bedenken unter dem Einfiuss der 
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neueren StnatsL'PSPtzgebimg und Controle, besonders in Betreti" der 
Wahl der Sit iierolMecte, der Höhe der Steuersätze ITechnung trägt. 
Die JStaatsgesetzgcbung hat aber aiicl) hier die Autonomie der Ge- 
meinden richtig beschränkt, neuerdings (1867, 1^10^ namentlich 
durch Aufstellung eines Normal-Maximaltarit's und eines \ crzeieh- 
nisses der zur Octroibesteuerung überhaupt zulässigen Objecte. Da 
mittelst (\ov Oetroicontrolen auch die staatliche Einganges ab gäbe 
von Getränken gosirbert wird, besteht auch ein Zusammenbau^ 
zwischen dem staatlichen und eommunalen Finanzintcresse hier, 
obwohl die frühere Betheiligung des Staats an der Octroieinnahme 
entfallen ist (seit 1852). Die neueren Getränke^teuerreformen be- 
zielen, wie oben erwähnt (S. 104 — 107), eine Aufhebung oder 
starke Ermässic-ung der Steuern auf die sanitären" Getränke (,Wein, 
Obstwein, llierj und wollen auch auf ähnliche Maassregeln im Coni- 
munalnctroi hinwirken, aber sie sind eben noch nicht zu Stande 
gekommen. Der Zusammenhang zwiscben dem Oetroi und der 
Getränkebesteuerung erschwert die Reform der letzteren auch. 

Die wichtigste Specialfrage ist die Auswahl I r im Ot-troi besteuerten Artikel, 
dann die Höhe des Steuersatzes. Die llauptuahrunjisüiiitcl der Bevölkerung, Getreide, 
Mehl, Brot. KartO&Jn, frisches Gemtise. Salz, sind in dem Normaltarif nicht enthalten 
und auch immer mehr ans riUeren Localfarifen entfernt worden. Die Octroiartikel 
bilden G Classen. df.tiäjikü und l'lüssigkeiten (ausser Wcia, Branntwein, Bier, 
auch nicht- mineralische Oele, Essig, Unuxiadeii 0. 8. w.). welche allein hat a% 
(davon wieder Wein tlbcr die Hälfte) des j^esammten Oetroi liefern-, dann Esswaaren, 
)>esonders Fleisch, Käse, Dclicatessen, Früclitc, welche zusammen über 277o (davon Fleisch 
fast '/g) ergeben. Brenn- und Beleu chtungüstof fe mit fast 13"/« des Ertrag; 
trockncs Vichfuttcr (über VV,'). Baumaterial (Uber f^'J. verschiedene 
andere Obj.-cte (über 3"Vo)- (Kiiheres Fin. III. §5. 340, 34G, über die Artikel.) Kach 
dem üeri it für 1892 Und 1893 (Ball. 1894 I, 428 ff., 1895 1, 286 ff.) war derEctns 
in iliü. Fr.; 

Im Ganzen Paris allein 





1892 


1893 


1S92 


1893 




136.1 


185.51 


75.2 


74.27 


Essvaaren .... 




88.75 


33.7 


34.24 


Brennstoii'o U. s. w. 


40.1 


40.28 


21.9 


22.22 




10.8 


15.99 


5.5 


5.43 


lUmmateriat .... 


29.4 


29.48 


18.5 


12.78 


Verschiedenes . , . 




4.Ö2 


1.09 


l.9:> 


Samme mit Neboneinn. 




31t>.Ö."> 


i52.a 


i:>0.89 


Rohertrag pro Kopf Fr. 


24.2.3 


24.54 


«3.82 


68.23 


Verwaltungskostcn Mill. 


2r..r» 


27.01 


s..', 


S.7K 


oder *Vo vom Kobortrag 


K.47 






5.82 


Keincrtrag .... 


28tj.4 


289.83 


143.7 


142.10 



Dieser Ertrag ist viel bedeutender als deijenigc des CommnnalznscUags zu den 
directen Steuern, der 1802 179.5 Mill. betrug. Paris allein bezieht beinahe 5 mal 
^o viel aus dem Oetroi als aus der directen Besteaerung (im Etat für 1894 letztere 
im Ganzen, incl. Hundesteuer 'S^A, Oetroi 150.5 Mill. Fr. veranschlagt). — Bis in 
sehr kleine Gemeinden herab, mit wenii^en 100 Fr. Jahreseinnahme, besteht der Oetroi, 
jährlich wird er in einzelnen wenigen neu eingeführt oder aufgehoben, aber im Ganzen 
schwankt die Zahl seit länger um etwas Uber 1500 Gemeinden. Die kleinen Gemeinden, 
velche den Oetroi aufgeben, haben regelmissig nur sebr kleine Itoi^re daimns and 
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höbe Erhcbuugskosteu. Sic finden den Ersatz dann in den ZuschlägcD zu den directcu 
Stenern (Beispiele im Bericht f. 1892. Bull. 1894 II 256). Die Venraltnnsskosteii 
dc= Orfroi simi natürlich sehr verschieden ji^ nach Grösse. Keichthum trnd anderen 
localen Verhältnissen der einzelnen Gemeinden. Beim Durchschnitt von in 
1892 war, departementsweise berechnet, das Mazimam 18.90 (Dep. Lot), das HioHiiiim. 
anssor Paris, 7.12 (Dep. SeeaJpen). In den ."lö <rrftsseren Siädien. init «hnr 30.000 
Einwohnern, war der Durchschnitt di^er Koötcn 7.49, das Maximum 10.82 (Gette, 
mit 35.297 Einwohnern in der Octioffrenze), das Minimum Paris (5.61) nad Nizza 
iö.807o- 81,990 Einwohner). Die Kostenqnotcn stellen sic:li alltrcmein etwas niedrigW, 
wenn die Miterhebong der staatlichen Eingangsabgabe berücksichtigt wird. 

Unter den Bestimmungen über die Sten«^Stze des Octfol sind diejenigen fox die 
'JetrSnke besonders beachtenswortli , weil ^ic mit wegen des Staatstinanzinterei^ses 
IQ ihrer Maximalhöbc in ein be&timmtcä Yerhältniss zur staatlichen Eingangsabgabe 
febneht sind (s. Fin. HI, 8. 902). Die oben S. 104—107 dargestellten neueren, fhSicb 
iiorh rieht gelungenen Reformbnstrcbungen w'ir l i tV.r den Octroi wichtig werden. 
Auch die Tendenz, die Liceozabgaben den Gemeiiiden zugänglich zu machen, verdient 
Beachning (oben S. 104 (T. und S. 122). 

Alle fiuanzwisscnschaftlich wichtigeren Puncto im französischen Octroi sind in 
dtir eingehenden kritischen Darstellung in Viu. lU, S. 884—914 bebandolt worden. 
Sdfdem ist nicbte besonders Wichtiges hinzugekommen. Litteratnr mid Gesetzgebang 
in Fin. III. S. 8!^5. Statistik dort vielfach passim. Aus der dciitsrhcn Litteratur 
ben-orzohebcD die vorzügliche Arbeit von K eitzenstein 's in Conrad s Jahrb.. B. 42 
«. 43 (N. F. 8 n. 9). Art octrois m Härtel in Dict de fin. II, p. 663—684. 
Hauptfrcscfzc v. 2S' Apr. 1816, 27. Jnli 1867 (Municipalgcaetz). Deer. v. 12. Febr. 
1870 (Generaltarif); Bestimmungen über Mitwirkung der tieneralräthe im Gesetz rem 
10. Anglist 1871, andere im (Semeindegesetz ▼. 5. Apr. 1884. Hehrfiich besondere 
Bestiminungen für Paris. Ueber die verscliiedenen neueren Bestrebungen zur Be- 
i>eitigDag des Octroi & MartoTs Artikel a. a. 0., p.'682 if., v. Beitzenstein, a. a. 0., 
6. 43, S. 229 ff.. Mathien-Bodet II, 872 ff., meine Fin. III, S. 909 ff. In der 
Deputirtenkammer wurde 1889 ein Antrat!: von Yves Guyot mit "Modifiiatiouon an- 
genommen, vonach die (Semoinden ihre Octrois ganz oder theil weise durch directe 
Sttaem, mbehaltllch gesettlieher Genehmigung, enetzen dürfen sollten. Diese directen 
Steaern sollten nur Eigeiithuin in der Gemeindi: unil aus dieser kommemles Kinkoinmen 
tiefleu, nach Proportionalsätzen progressive im Antrage Guyot's waren abgelehnt 
worden), wobei die Stenern anf erreichWe Objecte (objets tangibles) oder nadi 
äusseren /^eichen des Keiclitliinns veranlagt irerden soUtco. — Aoch dieser Antrag 
ist aber ohne practischen Erfolg geblieben. 

Ohne eine tiefgreifende Umgestaltung der ganzen französischen 
Besteuerung erscheint ein allgemeinerer Verzicht der Gemeinden 
auf den Octroi aussichtslos. Die Vermehrung der Subventionen des 
Staats oder die Uebernahme von Communalausgaben auf das Staats- 
budget können Bestrebungen in dieser Richtung erleichtern, aber 
nur bei sehr grosser, practisch unT^ahrscheinlicher Ausdehnung sie 
wirklich in grossem Umfang durchführbar machen. An einen Ersatz 
des Octroi durch vermehrte Zuschläge zu den bestehenden, so höchst 
unvollkommenen staatlichen Ertragssteuern ist sicher nur in seltenen 
Ausnahmen y etwa wie bisher schon mitunter in ganz kleinen Ge- 
meinden, zu denken. In den grossen Städten, vor allem in Paris» 
aber nicht allein hier, tiberwiegt der Ertrag des Octroi so sehr 
denjenigen der directen Steuerzuschläge, dass letztere bei einer Er- 
hebung zum Ersatz des Octroi unerträglich würden. Nur bei einer der 
oeaesten prenssischen ähnlichen Steuerpolitik, welche die bisherigen 
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directen staatlichen Ertragssteuern ganz oder zu einem bedeutenden 
Tbeil den Gemeinden ttberliesse, würde man eher auf den Octroi 
veizicbten können , aber allgemein , so in Paris, auch dann nicht 
Eine solehe Politik wtlrde aber eine wdtere Eintwicklnng der 
franzdeiseben indirecten inneren Staatsstenero , Zölle, Yerkehrs- 
steuern, ivelche doch bo wie bo schon ansBerordentlich angespannt 
sind, oder — richtiger wohl zugleich — eine starke Entwicklung 
staatlicher Einkommen- (und vielleicht Vermögens-) Besteuerung 
voraussetzen. Anderenfalls wird es wohl für unabsehbare Zeit 
beim Octroi sein Bewenden haben und nur einzelne weitere Refornnen 
werden sich darin ermöglichen lassen auch in Aaswahl der Artikel, 
Höhe der Steuersätze. Die allgemeinen Bedenken gegen Verbrauchs^ 
steuern treten auch beim Octroi, selbst hei dem auf wichtigere 
Consumptibilien, mehr als bei den meisten betreffenden Staatssteuern 
zurück und die Mitbesteuerung der flottirenden Bevölkerung bleibt 
ein Vortheii gegentlber anderen Steuern (Fin. III, §. 350). Man 
ersiebt aber so, dass auch diese eigenthttmlicbste Einrichtung der 
französischen Communalbesteuerang, der Octroi, nur in Verbindung 
mit der gesammten Bestenernng richtig beurtheilt werden kann. 

§. 27. Nachtrag. Die Einfflhrnng einer allgemeinen 
Einkommensteuer in das französische Staatsstener- 
System. (Reformplan des Ministeriums Bo u i ^ ois-Doumer, Februar 
1896 für 1897.) 

Von dem neaestenPlaD für eiaeEixikommeosteaer verlautete erat während des Drucki 
dieses Ergänzungahefls etwM K&heres. £r konnte oben (S. 70) nnr hinsichtlich einiger 
seiner Haoptbestimmangen kort erwähnt werden, weil mir damals noch nichts Weiteres 
darüber vorlag. Jetzt ist er nach seiner Einbringung in der Deputirtenkammer am 
1. Febr. 1896 sciucm ganzen Inhelt nach mit Motiven belnnnt geworden. (S. BolL 
1800, I, 170 ff ). Bei seiner pressen principiellen Bedeutung, seiner im Ganzen zweck- 
mässig erscheinenden, wenn aach in manchen Einzelheiten der Ab&uderang bedürftigen 
Avsgestaltang, und bei sdber sehr beachtensworthen« im Wesendiclieii theoretiscb 
richtigen, wie im Kähmen der französischen Besteuerung angemessenen amtlichen 
Begründung verdient er besondere Beachtung. Er wird daher hier auch als ein 
geeigneter AbschJoss dieser Darstellung der neuesten französischen Steuerpolitik nach 
Inhalt iinil "Motiven noch f>(was näher dargelegt und Ixnirtlicilt, obwohl — nach Allem 
es jetzt schon unwahrscheinlich ist, dass er, selbst mehr oder weniger abgeändert, 
Gesetzeskraft erlangt, gegenttber dem Widerstand, welchen er in der öffentlichen 
Meinung:, in Jer Presse, vor Allem in den Kammern bereits «refunden hat. Freilich 
in durchaas einseitiger und classen-egoistischer Weise, was nur wiederum belegt, wie 
die „dritte Republik** nicht im Stande ist, viridich berechtigte Steuerreformen gegen 
den Widerstand mächtiirer Interessenten, hier der besitzenden und reicheren Classen, 
durchzofabreu. Im Augenblick, wo wir dies schreiben (i. März lb^6), meldet ein 
Pariser Tdegramm, das» die Bodgetcommission der Depntirtenltammer den Einkommen* 
stencrentwurf mit 28 gegen 5 Stimmen abgrlelint untl die Tieffierunf;: aufgefordert 
habe, einen andern Entwurf, welcher die Lasten iu gerechterer Weise vertheüe, vor- 
zulegen! Und Mitglieder des Senats warnen vor der „socialisüschen** (I) Steuer|>olitik 
des „radicalen*' Ministerinns Boargeois^Do nmer, welches mit einem solchen 
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Pl«ae eiAcr „progrcssireu iliukomiaeuäteaor'' das Volk in zwei Clauen zerrci:»äu, ia 
doe der Umstimwiitli geopferte Iffiiioriat. der aUe Lasten aufgcbardet würden (!), nod 

in eine «iigolieure Mehrheit ron Kleinbauern und Arbeitern, die nichts zahlen sollen (! . 
NeaeraiifBQf welche aUo Begehrlichkeiten ervcckton und «if eiaea CallectirisiDiis ab- 
zielteil (!), der ,4rlflddieherveiM unerreichbar, ciu nicht ctt vervirkliebendes Hirn* 

gespinnst sci*^'. Armes England, armes Preusseu, wo eine Stcaer. wie die in Frank» 
reich nur erst geplante, in immerhia ähnlicher Weise lauge bt^teht! Solche fnh' 
sösische Crtheile beweisen aber besser ab alles Andere, wie weit gerade in den 
gebildeten, höheren , wohlhabenden ('lassen Frankreichs, auch Torglichen mit denen 
Dentsrhl.'inds und Kn^:l:uiJs, das Yerständni5?s in solchen Dingen und das sociale 
i'ÜichtjjL'fubl in der Kntwicklung /.urückycbiicben &ind; zeigen, welche förmlich 
liindisdien Aeogätlichkeiten hier noch Einfluss besitzen und — wie wenig die leiteodeu 
Classcn Frankreichs aus der ruhelosen Geschichte ihres Vaterlandes gelernt haben. 
Das erklärt Vieles auch in dem Zustand der französischen Ücateuerung. Es bootatigt 
das hiernach walirscheinlicb un^^uiihtige Schicksal des neuen Iteformplans uoaer oben 
ausgesprochenes Urtheil, dass die tnuizfisisclie Republik mit ihrem von riassenintcresson 
beherrschten Parlamentarismus au reformatorischer Lcistungsfähig^kuit auf iociaiem 
Gebiete — vnd dazu gehört diese Steuerreform durehaas — hinter unserer riel« 
bevussfon Monarchie erheblich zuriiLkateht. Darüber können alle tönenden Phrasen 
TOD „demokratischem Geist" und den ..Principion von IT^*.»" nicht hinwegsehen lassen. 

Der nene Plan der Einkorameustciu r darf in der anitlii-beu 
Begrlindimg mit Heciit als die „wichtigste Ket'oriu, welche seit 
bündelt Jahren auf dem Gebiete der direeteu lieöteuerung versucht 
worden ist", bezeichnet werden. Er verdient auch, frtlheren Ent- 
würfen j^egenüber, das Lob, in seinen Zieipnneten und in seinen 
Einzell)estimniiingen der Diircblülirung, daher in stenerteehuiseher 
Hinsicht, der richtigste und best begründete, diirehdaehteste und 
durchgearbeitetste zu sein, welchen eine französische Kegiernng in 
diesem Jahrhundert auf diesem Gebiete der directen lksteuerung 
vertreten hat. Eine Beeinflussung der bpecialitäteu des Plans durch 
die Ocsetzgebung anderer Länder, besonders die preussische, — mehr 
und mit Recht mehr als durch die britische — ist unverkennbar, 
wenn das auch nicht besonders erwähnt, sondern sich in den Motiven 
bloss fUr PrincipienfrageOy wie die Berechtigung einer Einkommen« 
stener überhaupt und des progressiven (besw. degressiven) Steuer- 
fnsses auf die Erfahrungen und Maassnahmen anderer Länder, 
anch Deutschlands, berufen wird. Die mancherlei, in derartigen 
französischen ActenstUcken einmal nie fehlenden Phrasen bei der 
Begründung des Plans werden durch sachliche Motive, besonders 
doFch eine richtige Kritik der Mängel des französischen Steuer* 
Systems und durch die richtige principieile und practiscbe Begründung 
einer eigenen Einkommensteuer an sich und auch speciell 
aus den Bedürfnissen der französischen Besteuerung 
heraus doch v5Uig aufgewogen und gut gemacht. 

Die Motive suchen die Einkommeaatoner als !^olche aus den Forderungen 
..des Gerechtiflrkeitsfreftihls, welches die französische Demokratie belebe"', zu begrilndcn. 
iutcr Hinweis auf die richtigen (V), aber in der Folge wieder verlassenen Steuer- 

A.W»ga«r, FtnainwiaMiiattliaft, Brgftnnuigahea an Baad IIL 10 
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principieo im Bcgiiiu der ersten Kerolation« — wobei freilich die geTöhalicben 
opttnüstiscb«! üliisiOBea im UrtheO tber jene Periode zun YotBelidn kommen — wird 

nachzuweisen gesacht, dass die eingetreteae Stenereutwicklung, besonders in Folge der 
AusdchattDg der iitdirecteu Steuern und der ganz mangelhaften Compensation der 
lasten dieser letzteren durch die mhandeneii directen Stenern« zu einem völligen 

Missverhältniss zwischen dem Einkommen und der Gcsammtstcucrlast der einzelnen 
Steuerpflichtigen geführt habe, ja dass das bestehende Stenoisyetem in seiner Gesammt- 
wiikuDg, ein ..vmgekebTt progriBesiTes'* im Yeililltttlss tn den ISnkommen ed. Die 

kleinsten Ei iikoiimi eil würden mit 15 — 18*",, belastet. Diese unerträgliche Lage fordere 
Aenderong, welche nur in der Minderbeiastung der kleinen und der Mehrbelastung 
der grossen Einkommen bestehen könne. IMe mit Glticksgutem Begünstigten mflssten 
„nach richtigem Pflichtgefulü der Brüderlichkeit und Solidarität gemäss'* eine der- 
artige Reform unterstützen. Eine solche könne freilich nur schrittweise erfolgen. 
Der geplanten Reform der Erbscbaftestener. unter Schuldabzog und mit Progressir- 
Steuersätzen (o. S. 92), der Entlastung der hygienischen Getr&nke (o. S. 105) solle 
sich nun die Umwandlung eines Theils der directen Stßnem in eine allgemeine Ein- 
kommensteuer anschlicssen. Bei der einmal vorhandenen Unentbehrlichkeit der indirecten 
Steuern, welche in der Belastung des Consunis so viel Ungerechtigkeit mit sich 
brächten, sei uin so mehr ..in der Vertheilung der andern Steuern eine umfassende 
A.usgleichuiig jener Ungleichheiten, welche die Macht der Verhältnisse ein- 
mal hinzunehmen nOtbigie, zu finden". Diese Ansgleiclaiiigsrolle spielten ii 1 c- 
sto.hcnden directen Steuern aber nicht irgend genügend. Eigentlich müssten daher 
alle diese Steuern durch eine Einkommensteuer ersetzt werden, was indessen nicht 
raf dnmal geschoben kOnne. Man müsse sich einstweilen beschränkoD. Daher soll 
die geplante Einkommensteuer zunächst auch nur für die Staatsbesteuerung (nicht 
auch schon f(Ir die dcpartementalen und communalen Zuschläge) die Personal- und 
Mobiliar- nnd die ThOr- nnd Fensteratener ersetzen. 

Diese allgemeine Begründung- einer EinlvommeiiBteuer ist im 
Ganzen durchaus zutrefieiul. Sie entspricht den steuerpolitischen 
und steuertecbnischen Gesiciitspuncten, welche in der deutschen 
Wissenschaft mehr als in der französischen für die Function der 
Einkommensteuer im modernen Steuersystem geltend gemacht werden, 
auch den praclischen Gesichtspuncten , welche in der Kefoiin der 
directen Besteuerung in Deutschland, so besonders in der bedeut- 
samcü Miquel'schen in Preussen, die leitenden gewesen sind^). 

Nicht minder treffend ist die Begrtlndung des Plans in einem 
weiteren Abschnitt der Motive, u o die Einkommensteuerais „Personal- 
ste u er" den bestehenden directen Steuern als „Real steu ern" 
gegenübergestellt und die in Frankreich verbreiteten \'ornrtheile 
gegen jene und für diese widerlegt werden. Eine derartige Beweis- 
führung war in Deutschland kaum mehr uothwendig. £s zeugt 

') Ich darf wohl mit einer gewissen Gcnugthuung hier, wie für die weitere 
EegrtlnduQg der französischen Steuerreform hervorheben, dass meine allgemeine Steuer- 
tlieorie (im zweiten Bande dieses Werks) nnd meine Ausfbbrangen Uber die directen 
Steuern speciell (im SrliPnbcru'''^>(hen Handbuch, B. ''). sowie über die preussischc 
Steuerreform (in Schani* Finanzarchiv, 1691, B. 2) durch die französischen Fractiker, 
wie meine Theorie der Erbscbafbstener dnreb die englischen (Ilarcourt, s. o. S. 88) 
eine Bcstatiiruni; cifaliron, welclie fiir einen Tlieoretikcr immer besonders erfreulich 
ist. l^'och mehr Cicnugthuung kann Dr. Miqucl fur die Aneikennang seiner eminenten 
prnctischen Leistung aas dem franzOsiscben Plan entnebmen. 
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für die zuriickgebiiebene finanzwissensciiaftliche Bildung in Frank- 
reich, dass sie da noch in solchem Maasse geboten ist. 

Kichtig werde» dabei Irrthümcr über den „Personalstcnercharacter" der dirccten 
Besteueiaug des ancien regime und Uber das vermemtlicho Ziel der SteacrpoÜtik der 
eisten BerolotioB in der Richtang auf Realbesteaenu? bericbtigt. Bs belnstin^t den 
Deutschen, zu hSrcn, dass französische ün^risscnhen nnd Eitelkeit in ^veitcn Kreisen 
die „Personalität der Besteuerung" nur fUr die „passiven uud disciplioirten fievölke- 
Tungen des Deotsdiea Bdcbs^ tat aunehmbar, aber für «,v5llif mnrerdobar mit den 
Sitten und Gewohnheiten unserer freien französischen Demokratie" ansieht! Durchaus 
richtig wird gezeigt, dass eine ordentliche Einkominensteuei gerade am Besten der 
Fotdemnfr der Dedaration tos 1789 entspredie, woDAch zu den Ofbntliclien Lasten 
..im Ycrhältniss zu den FlUgkeiten der Steaeipiiclitigen** beigesteuert werden soll 
(3. Fifl. m, S. 381). 

Besonderes Gewiebt wird daranf gelegt, den sogenannten pro- 
gressiven Stenerfnss zn rechtfertigen und ihn so zur An- 
wendung zu bringen, dass die tiblicben Einwendungen binfiUlig 
werden. „Progressiv'' ist der geplante Steuerfoss ttberbanpt ja 
gar nicht, sondern, in der ttblichen Weise neuerer, aneb dentecber 
Gesetze nur degressiv, nnter Freilassang des Einkommens bis 
2500 Fr., Festsetsnng eines Haximnms von 5% ffir den 50,000 Fr. 
übersteigenden Einkommentbefl und Einrichtung einer schmieg- 
samen Stnfenacala, welche passend, in einer von der Theorie auch 
bei uns Often empfohlenen Weise, die Steigerung des Fosses von 
den sonst gewöhnlichen Sprüngen von einer Binkommenstufe zur 
anderen leidlich befreit. Der wirkliche Steuerbetrag erreicht in 
Folge dessen niemals völlig 5%, wenn er sich bei ganz grossen 
Einkommen dieser Grenze auch immer mehr annähert. Eine Becht- 
fertigung, warum der Steuerfnss bei der Quote von 5% Halt macht, 
auch bei immer wachsendem Einkommen, warum er also, statt ein 
wirklich progressiver zu w^en, ein degressiver bleibt, fehlt auch 
hier, wie sie bei uns, in Preussen, gefehlt hat (Maximum von 
bei über 100,000 M. Einkommen). Sie kann auch nicht gegeben 
werden, wenn man einmal die Abstufung unter 5^/, rechtfertigt, 
da nothwendig die nemlichen Grttnde ftlr eine weitere Progression 
ebenso zutreffen. Zu hoch erscheint das Maximum von 5% gerade - 
in Frankreich, wo die kleinen Einkommen durch Verbrauchs- und 
Verkehrssteuem so stark belastet werden, auch vom Standpnncte 
der degressiven Besteuerung nicht. Ein solches Maximum muss 
jedenfaUs mit nach den Verhältnissen der Übrigen Besteaerung be- 
stimmt werden, daher in Frankreich mit Recht höher sein als bei uns* 

Die Motive berufen sich auf die neuere Praxis Eujjlauds, Deutschlands. 
HdUnds, der Schwdz und nf rersclüedene theoretisebe Antorititen» A. Smith und 
fianzttsische. Hit Becht wird die in Frankreich nocb jnebr als bei uns verbreitete 

10* 
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-Furcht, dass eioe rasche und uobe^^rcnzte Progression nothwendig zu einer Art ,,Con- 
taeudm** des ganzon Steaerobjects, diese Art der Beatenerung zu dner nBeianbimg^ 

fuhren müsse, als Kampf gegen ein Phantom bozcicliriet. Die geplante Steuer soll cheu 
nur. and zwar auch durch die Gestaltung ihres Steoerfusses, das nothweudige Gegeu- 
gowicht gegen die den Terbravcbssteuem anbaftendeii UDgleicbmlssiglrelteii bUdea. 
Die vorj;;cb(hlagene Abstufunu; des Stcuerfasses ist in der That gut erdacht fArt. 21 
des EDtvurfes). Also iMaximal-Stoucrluas 5*^/0« steuerfrei Einkommen bis 2öO0 Fr., 
und dieser Betrag ancli in jeden, also aoeh in lidherem Einkommen stenerfrd, Steuer- 
satz dann in jedem, auch beliebig hohen Einkommen, immer für die erste 
Quote von 2500— i>OÜl Fr. l^^, die zweite von 5000—10,001 Fr. 2*'/o, die dritte von 
10,000—20,001 Fr. SV«, die vierte von 20,000—50,001 Fr. i^^. immer nnr die 
höheren Beträge über 50,000 Fr. mit 5*Vo belastet. Dadurch wird nach dner Be- 
rechnnng: der Motive z. £. der Stenerfuss bei Einkommen FOn 

8.000 Fr. 0.17° „ 12.000 Fr. 1.54" « 50.000 Fr. 8.25% 

4.000 1().000 l.«»rv^ 75 000 „ 8.8B\ 

5.000 „ 0.50'* \, 18,000 „ 2.08" 0 10O.Ck;)0 4.18" « 

0.000 „ 0.70" „ 20.000 ,. 2.18" , 200.(M>0 „ 4.5G" o 

8,000 1.00",» 25,000 „ 2.50*' 300.000 „ 4.71» « 

10,000 „ 1.25*/o 30.000 „ 2.75»/. 1,000,000 „ 4.9125% 

Madieraatiscli ansgodrackt: die Steuer ist asymptotiscli. 

Der besprochene Steuersatz ist der Principalsatz. Zu diesem sollen, aber 
nach dem Reibrmplan nur für die StaatsbestcTTcrung. Zoschllige treten, ncmlich 
8.r2"/o (bez. Gentiuieu iui i Frank) für die Küsten des rrimarnnterrichtä (Gesetz r. 
19. Joli 1889, Art. 27, o. S. 140), 1% fitr allgemeine Unterstützung beiBnmd, Dcberschwem- 
mang n. dgl., 5^, far Entlastungen und Ansf&lle (non valears), aasammen also 14.12^/o- 

In umfassendem Maasse soll in dem Projeet auch der Rflck« 
siebt auf die yereebiedene Leistnngsfäbigkeit der Steuerpflichtigen 
aueh bei demselben Einkommen» in der in der neueren deutschen 
Praxis und in der deutschen flnanswissensebaMehen Theorie 
Hblieben Weise Reohnang getragen werden. Dies in der in der 
neueren franzGsisehen Gesetzgebung öfters beliebten Art, indem 
bei Einkommen eines Oensiten bis 20,000 Fr. die Zahl der 
Kinder (minderjähriger, legitimer wie anerkannter) in erheblichem 
Umfang zu Stenerermässigungen führen soll. 

Art. 22 des Entwurfs. Die Stcueniuoteu sollen bei 2 Kindern um Yj^, bei 3 
nm V]o^ bei 4 nm bei 5 oder 6 um^iA. bei 7 und mehr am ermässigt 
werden. Eine an sicli riclitijre . ab.jr veriiliclicn mit deutschen Gesetzen crlicblich 
stärkere Ermässigung bei der „Iviuderbelastung". Misslich ist nur immer die Be- 
grenzung dieser Ermisaigong aaf das mindeijährige Lebensalter der Kinder, wibrend 
gerade im Mittelstände, znmal dem liölicren (i'Uva heim Finlsomnien von 5 — 20,000 Fr.) 
in Frankreich sicher ebenso mo bei uns die „Bclastang" des Einkommens durch die 
Kinder, vetehe noch nicht erwerben, sondern in diesem Alter besondos h<die Am- 
bildungs* and Erhaltangakosten machen, am Schversten ist 

Die Grenze der Steuerfreiheit mit 2500 Fr,, 2000 M. oder 
100 Pf. St, mag richtig gezogen sein, gerade mit Rücksicht auf 
die socialpolitische Tendenz der Steuer, die „kleinen Leute", welehe 
in Frankreich mit so schweren indirecten Verbranebs- und Ver- 
kehrssteuern (Enregistrement! Stempel) belastet sind, hier zu ent- 
Uisten. In Preussen ist man mit 900 M. (ca. 1122» Fr.) erheblich 
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unter dieser Grenze geblieben, in England mit jetzt 160 Pf. St, 
(ca. 4000 Fr.) noch erheblich darüber hinaus gegangen. 

Ob freilich bei dirser Grenze der Steuerlreiheit und bei den 
Ermässigungen des bteuerfusses bis zu 50,000 Fr. und für Familien 
mit mehr Kindern der Steucrertrag von 156.9 Mill. Fr., welchen 
man in Aussieht genommen hat, erreicht werden wird, muss einst- 
weilen dahin gestellt bleiben, da eben sichere statistische Unter- 
lagen zur Schätzung bislaog fehlen. 

Dil' iK Uv; Steuer soll ausdrücklich nur zum Ersatz der Personal- und MobiUar- 
uod der TliUr- uad. Feusteisttiuer und zur Gewährung eines kleinen Mehrbetrags von 
6.39 Mül. Fr. Uber den Usheriircn Ertrag dieser Steuern hinaus behufs Gewinnung 
von Finanzmitteln zur Erneuerung des Grundsteuerkatasters fdr „nicht bebauten** 
Sodon dienen, also im Wesentlichen für den Staat keine Mchrcinnahmr' erstehen. 
Die Personal- and Mobiliarbtever hA for 1897 auf 91.69, die Thür- und Fenstersteuer 
auf 58.82, zusammen beide auf 150.51 HUI. Fr. zu reranschlason. 

Dieser Betrag soll durch die neue Steuer also ganz wieder 
erzielt werden, aber in Tdllig anderer Vertbeilnng auf 
die Steuerp flieht igen, mit weitgebenden Befreiungen und 
Ermässigungen gegen bisher itlr die Steuerpflichtigen kleineren 
und starker Erht^hung ftir diejenigen grösseren Einkommens. Das 
brächte dann auch die weitere Folge mit sich, die betreffende. 
Staatssteuerbelastung in den kleineren Orten, Städten sehr zu er- 
mässigen, in den grösseren Städten, vor Allem in Paris, sie zum 
Theil, wie namentlich in Paris, ganz ausserordentlich zu vermehren, 
freilich durchaus iu Fol-^e des im Ganzen unbestreitbaren L'mstands, 
dass eben die grösseren l'inkomnien auch relativ viel mehr in 
den grossen Städten nud zuiniil lu l'aris coneentrirt sind, ebenso 
wie in anderen Ländern (l'reussen). Aber allerdings sind die 
Gründl a e n der B e r e c h n u n g , wie sich die Einkommen auf 
die verschiedenen Grössenclassen und die Ortschaften verthcileu, 
nianchfach unsicher und anfechtbar, danach auch die Berechnung 
über die bisherige Vertheilung- der Last der aufzuhebenden Steuern 
und über die Verthtiluug der neuen Eiukümmeusteuern. 

Die Motive ciahaltcn darüber eine Reihe an sich interessanter und auch nicht 
▼ertbloser Berechnungen in tabellarischer ZusaDimenstcUung. Diese geben, wenn auch 
unr die Haoptpuncte der Berechnung als einigermaassen zutrefPead angesehen werden, 
einen guten £inblicii in die unrichtige, weil theils bestenfalls annähernd proportionale, 
theils bei Ideineren Einkommen geradezu umgekehrt progressive Steuerbclastung auf der 
bisherigen Basis (Personal- und Mobiliar- und Thür- und Feiistcrstcuer) und ander- 
seits iu die grosse Umgestaltung der Stcuerbelastung bei der zum Ersatz dienenden 
neuen Einkommensteuer. Aber das Misslichc bleibt eben die Urundlage aller 
dieser Berechnungen, welche bei dem bwheiigen ITelilen einer allgemeinen Eiiikoinmea- 
fitencr nothvcudig mangelhaft ist. 

Man luusste sich vornemlich mit dem statistischen Material der Personal- und 
Welurangssteiter belieMen, bei dessen Vonrerthung iUr diesen Zvnek aber wiUktthiüche, 
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wenn auch wahischeialich einigexmaassen zatreiTende Annahmen ganz an?ermeidlich 
waren. Für Paris konnte man steh anssodem an die wirUiehen WohnnnKsmietlien 

hallen, die den Mobiliar- tpn irqtiofcn der betreffenden Censiten entsprachen. Die Ver- 
waltung der directen Steuern hatte hier seit 1894 Voraibelten geliefert. Für cincu 
Hanpt^ct« die HOhe des ganzen französischen TolkseiBkoininens, war man aber ganz 
auf die vagen, uusichcron Scliätzungen, die auch neuerdings tiin Milliarden ausein- 
andergehen (20 bis 25 Milliarden 1), angewiesen. Man nahm mit der ausserparlamen- 
tariBchen Einkommenstenercommisslon 22 Milliarden Fr. an. Der bei allen diesen 
Berathungen, wie lici frülieren franzfisischen Einlcommcnsteuerprojecfeii , peniachto 
Schlass von der Höhe des Miethwerths auf das Einkommen des Bewohners ist und 
bleibt eben das Undcbere. Ob und wie weit dio zar Scbltzang des Einkommens aus 
der Micthc benutzten Coefficienten auch nur einigcrmaasscn iri [i uj zutrciFen, bleibt 
immer fiagUcht wenn auch mit ßecht bei grDsi-ercn Miethen zur Bildung des müthz 
naasslicben länkommens des Bewohners mit [progressiv steigenden Sitzen mvlffplieirt 
worden ist. so in Paris mit dem 6 fachen bei Miethen von 500—909 Fr., dein 7 fachen 
bei solchen von 1000—1499. dem 8£achen bei l^->2499, dem 9fachen bei 
2500—9999, dem lOfacbon bei höheren. NatQrtieb sind dabei die Grenniffem der 
Miethclasscn wie die Ziffern der Vielfachen willkührlieh , was aber /gerade dann die 
Ergebnisse beeinflusst nnd unsicher macht. FUr Paris ergab sich so ein Einkommen 
der 227,442 Personen (Stenerpdichtigen) mit Aber 2500 Fr. Einkommen von 2475.6 
Mill. Fr., für das ilbrigo Frankreich, auf Grund der Mobiliarsteuerqaoten . ein Ein- 
kommen der berechneteu 1.262,880 Steuerpflichtigen mit Uber 2500 Fr. Einkommen 
von 7092.8 Mili., zusammen von 1,489,772 Personen dieser Einkommenkategoriecn ein 
Gosammtcinkommen von 9568.4 Hill. Fr. Als feste Thatsachen lagen nur vor. dass 
»ach der letzten Volkszählung von 10,676.039 Haushaltungen 6,931,859 mit der 
Mobiliarsteuer belegt waren, davon zahlten 1 215,886 nur die Pcrsonaltaxe, 2,528,794 
waren wegen Armuth befreit. FQr diese beiden letzten Kategorien (8.744.680) wnrde 
ein Durclischnittseiukommcn von 800 Fr. veranschlagt, somit ein Gesammteinkommcn 
von 2995.7 Mill. Fr. Die übrigen der Mobiliarstcuer unterlietrendcn 6.931..S57 Haus- 
bdtnngen hätten ..daher" ein Gesammteinkommen von 19.004.256.000 Fr. (22 Milliarden, 
ab jene 2!t0r».7 Mill.). Natürlich alles sehr prewasrto Conjecturalstatistik. Bei eiiirr 
Fortsetzung dieser Berechnungen crgicbt sich für die I^evuJkcrungsclasso zwischen der 
von der bisherigen Steuer befreiten und den nur mit der Personaltaxe belegten einer- 
t:ud den mit iibcr 2500 Fr. Einkommen veranschlagten Ilaushallun^-cn andrerseits eine 
Anzahl von 5,441,587 Haushaltunjren mit einem (jcsamintüiukouimca von 9435.9 Mill. 
Pr., oder 1734 Fr. im Durchschnitt. 

Nach diesen, demnach docli selir unsicliertui Vcranschlajrunpen würden sich 
die Einkommen über 2500 Fr. clatisenwcise nach Anzahl und Gesamiu tbctrag in 
Mill. Fr. folgend4»maassen vertheilea: 



Classen Fr. 
2^1— 3,000 
8,001— 5.000 

5.001 lOOÜO 
10,001" 20.000 
20,001— 50,000 
50,001 100,000 
Uber 100,000 
Sammc 



Paris 



Auwald 


Werth 


50,512 


138.9 


80.118 


295.7 


44,292 


300.t> 


25.808 


366.4 


18.160 


566.1 


5,872 


359.1 


2.680 


448.5 


227,442 


2.475.6 



Provinzen 



Anzahl 


Wcrtli 


512,338 


1398.5 


865.860 


1402.6 


2.50,164 


1708.0 


96,781 


1301.7 


82.649 

3.897 


932.8 

252.2 


641 


97.0 


1,262,330 


7092.H 



Staat 

Anzahl Werth 

562.850 1537.4 

445,978 1698.8 

294,456 2008. H 

122,589 1668.1 

50,809 1498.9 

9.769 011.3 

3.321 .545.5 

1,489,772 9.568.4 



Es wird geltend gemacht, dass diese Schätzungen wohl unter der Wirklichkeit 
geblieben seien. Leroy-Beanlien lÄbe z. B. in seinem essai sur la r^partition 
des richcsses — natürlich auf ebenso wenig sicherer Gnindlage — die Einkommen 
über 50,000 Fr. auf 18 —20,000 in der Zahl geschätzt, w&hrend sie hier nur mit 
13,090 angenommen seien. 

Unter Zugrundelegung des vorgeschlagenen gesetzlichen Principalsteucrsatzes, 
der Zuschlagcentimcn und unter Berücksichtigung der Ermässigungen für alle Ein- 
kommentheilü unter 50,000 Fr. bei jedem Einkommen, sowie der Ermässigungen der 
Steuer für die Familien bis 20,000 Fr. Einkommen mit mehr als «inen Kinde (was auf 
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7' oder 4.087.000 Fr. Steuererleichterung geschätzt ward), wird so ein Steuer- 
ertrag von l.jQ.O Mill. veranschlagt. 

Wichtiger, aber freilich mit denselben Mängeln der btatistischcn Unterlagen be- 
haftet sind die Veranschlagungen der Belastung der verschiedenen Einkominen- 
Grössenciassen durch die neue Einkommensteuer verglichen mit dcrjeuigcu durch die 
bisherigen zwei betreßcndeu Steuern. Es wtirde sich danach die neue Besteuerung 
(Principal- und Zuschlagceutimen'» so gMtaifen , dass von den bisher von den alten 
zwei Steuern getrotiencri HaushaUutigcii ausser Jeu wogen Armuth schon bisher be- 
freiten .2.58 Mill,"! an I Mill. ganz befreit würden (genau G.G6 Mill,), nur 1.49 Mill. 
die neue Steuer zahlten. Dio Classe von 2501 — 3000 Fr. Einkommen würde aber nur 
0.09. die von 3001—5000 Fr. ML die von 5001—10,000 Tr. (»^ die von 10.001 bis 
20.000 Fr. LSL dio von 20.001—50.000 Fr. 3J2, die von 50.001—100,000 Fr. 4.13, 
die über 100,000 Fr. würde 5.127(1 von ilircm Einicotntnen zahlen , also im Durch- 
schnitt 1.64. während die bisher von der Personal- uud Mobiliar- und der Thür- und 
Fenstersteuer Getroffenen durchschnittlich — auf Grund jener unsicheren Schätzung 
mit 0.74*'/p von ihrem Einkommen belastet gewesen wSren. Etwa 300.000 Censiten 
mit über 8000 Fr. Einkommen wurden allein mehr ala bisher, alle andern weniger zahlen. 

Der geschätzte Unterschied der Belastung durch die bisherigen zwei Steuern 
(einschliesslich aller, auch der Departemental- und Communalzuschläge) und 
durch die neue Einkommensteuer (bei dieser aber ebenfalls die Departemental- uud 
Communalzuschläge, wofür die bisherige Basis in der Personal- uud Mobiliar- und 
der Thür- und Fenstersteuer noch bleiben soll, hinzugerechnet), stellt sich dann 
nach den amtlichen Berechnungen folgcndcrmaassen für 1897: 



Classen 
Einkommen Fr, 


Steuerpflichtige 

„ , , Kinkomm. 

MilLFr. 


Bisherig« Steuer 
mit Znschlägun 

Mill. /«J" 

Kink. 


Nene Steuer u. 
alle Zu^hlüge 

Mill ' 

jEittk. 


Mittlerer Steuersatz 

Bisher 

Fr. 

1. ... 


NurPersonalta.te 
zahlend 

801— 2-'>0f> 


1.824,1(K) 
.">.44l 587 


1 459 3 
9.485.S 


5.70 


0,39 
o,'.'-.i 


0 79 

;>},•;;,: 


0 05 


■■ n 
aj2 

l-W 


I — 

0.43 
6.36 


9.=im— mm 

3 001 5.(MMt 
5.0(11 - Id.Mijn 


562.850 
445.978 
294.45(> 


1,537.4 
1.698.8 
2.0<:)8.9 
1,668.1 
1.498.4 
611.3 
545 5 


•>8 5:^ 

OH s'> 

:;-l,','0 


Lä3 

LID 
LIi 


11 Hl 

19.23 
Ml.l'» 


0 77 

1 13 
1 ,75 


41.78 

64.63 
11S..52 


20.98 
48.12 
119.42 


10001— '20<XK> 

20,001— m/m 

5(t.001 — K (0.1 II II I 
über lOd.rMHi 


122.589 
r»0.809 
9 769 
3391 


29..M 
25,90 
10,73 
8.95 


LH 

1.73 
Llii 
1 M 


43.93 
.V.87 
30 21 
1^9 07 


2.63 
8.«,»2 

:..s<,i 


240.69 
.W9.73 
1.098.00 
2,n95..50 


8.58.34 
1.158.70 
3.092.40 
9.657.60 


Summe 


8.755.4.59 


20,468.5 


254.37 


1 .9A 


266.70 


LMl| 290.r>3 


804.61 



Dies wäre allerdings eine starke Verschiebung der bisherigen 
Steuerlast von den schwachen Schultern der unteren Classen und 
der niedrigeren Mittelclassen auf die stUriieren der höheren und 
reicheren Classen, während die mittlere Mittelclasse (5000 bis 
10,000 Fr. Einkommen) etwa gleich hoch belastet bliebe. Im 
Ganzen aber eine nicht nur an sich, principiell, sondern auch 
demMaasse nach wohl zu billigende Veränderung der Belastung. 
Mit Recht weisen die Motive auch auf die besondere Belastung 
der unteren und mittleren Classen in den Städten durch den Octroi 
hin. Die oben (S. IMfF.) erwähnten gegnerischen Vorwurfe treffen 
eben deshalb nicht zu: nicht eine ungerechte Ueberlastung der 
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Reicheren, sondciu eine Beseitigung — im (Iriiude vielfach nur 
eine Ermässigung — eines bislierigen factischeu Privilegs einer 
im \ eilialtuiss zum Einkommen, zur ganzen Leistungsfähigkeit zu 
niedrigen (resammtbesteuernng der reicheren Classen durch das 
ganze französische Steuersystem würde die Folge der neuen Gesetz- 
gebung sein. Die knapp 200,000 mehr oder weniger erheblich 
stärker belasteten Censiten sind eben bisher übermässig geschont 
gewesen. Die Reform würde im Princip gleiche, im Grade noch 
stärkere, aber auch bei der bisherigen Gestaltung der französischen 
Besteuerung noch viel berechtigtere B'olgen haben wie die neue 
preussische Steuerreform. 

Nicht minder beachtenswerth und ebenso im Ganzen gerecht- 
fertigt wäre die Veränderung der Steuerbelastung durch die hier 
besprochenen Steuern zwischen Stadt und Land und nach 
Grössenclassen der Ortschaften. Auch hier eine starke 
Entlastung der kleinen Orte, in abnehmendem Grade von Orten 
bib 2Ui) zu solchen bis 20,000 Einwohner, etwa ein Gleichbleibea 
der Belastung für mittlere Orte von 20,000^ 50,000 E , eine starke, 
mit der Ortsgr^sse steigende Mehrbelastung in den grösseren 
Städten, besonders in Paris. 

S. Bali. Iby6 II, 193 die Tabelicu: z. B. würden die Orto bis 2000 Einwobücr 
statt bisher 87.9 nur 58.2 Mlll., 'die ron 2000—10,000 statt 48.-5 not 40.9. die von 
10,000 '20,000 statt 10.7 nur 15.4. die vou 20,000—50,000 statt 19.88 20.38, die 
von öO,000- 200,000 dagegen statt 20.20 29.58, die von über 200.000 (ausser Pari») 
statt 13.85 17.67, Paris aber statt 45.57 sogar 86.30 Mill. zahlen, von einer im 
Ganzen um fast 10 Mill, höheren Summe unter dem neuen System (2G8.4 gegen 
258.7 Mill, bisher, incl. departementale und cominunalo Zuschläge, «reiche nach der 
alten Basis vertheilt blieben). Die kleinen Orte würden um einige 30'Vo entlastet, die 
grösseren um 11—28, Paris um HO**/« höher heiastet. Mit Becht wird dies auch 
durch den Hinweis auf die agrarische Krise in den Motiren noch aosserdem ge- 
rechtfertigt. 

So erweisen sieh die Hauptpuncte der geplanten Steuerreform 
gewiss richtig und stellte die Reform in der Tbat eine wesentliche 
Verbesserung des ganzen französischen Steuersystems d;n- Man 
begreift freiüeb bei dieser beabsichtigten starken Veränderung der 
Steuerverthf Illing auch eher die Opposition der dagegen interessirten 
KreiBc, zumal da eben eine weitere Urop-estaltung wenigstens der 
directen Besteuerung in dieser Kiehtung befürchtet wird und auch 
kaum ganz ausbleiben kann, zunächst namentlich in der Weise, 
dass die Departemcntal- und Communal/.uschläge, welche einstweilen 
noch auf der Basis der hpirlen für die Staatsbesteucrung aufzu- 
hebenden Steuern umgelegt werden sollen, wohl später auch nach 
der neuen Einkommensteuer vertbeilt werden würden. 
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In einigen Puncten sollen Bedenken gegen die neue Steuer uucli 
nicht verhehlt werden. Eines besteht darin, dass diese ohne Weitereti 
nur an Stelle der beiden aufzuhebenden, daher wie diese neben die 
zwei, Imzw. drei anderen i;r< <seu directen Steuern, die zweifache 
Grundsteuer und die Gewerbesteuer (ausserdem die Steuer von be- 
weglichen Werthen und die Bcrgweri^ssteuer und etwelche sooslige), 
welche verbleiben, tritt. Nach den getroffenen ßestiuinuingen wird 
somit das diesen Steuern unterliegende Kinkommen , also nament- 
lich das aus ländlichen Grundstücken, Geljünden, Gewerbebetrieb 
und Werthpapieren herrührende, noch einmal belastet, ohne dass 
hier eine angemessene Vorkehrnng gegen diese „Duppelbesleneriing*' 
vorgesehen ist. Soweit letztere reell eintritt, was, wie implicite 
anzunehmen ist, vom Gesetzgeber auch gewollt wird, würden dann 
die verbleihenden Ertragsstenern als höhere Besteuerung des 
fundirten Einkorn mens fuugiren. Triucipiell nicht unriehtig, 
aber gerade als Ertrfigssteuern und nach deren Einriditung in Frank- 
reich nicht eben in befriedigender Weise, wie es allem eine wirk- 
liche Verrin'fi;cijssteiier thun könnte, selbst abgesehen von der 
weiteren Belastung des rentablen Besitzes durch die Erbschafts- 
und Schenkuugssteuer und durch die schweren Steuern auf die 
bezliglichen Kechtsgeschälte im Enregistrement und Meinpel. Xauient- 
lich bleiben auch die UebelstUnde hier unbeachtet, welche aus der 
Besteuerunir der Grund- nnd Gewerbeerträge durch die Nicht- 
bertlcksicliligung der Schulden bei der zweifachen Grundsteuer und 
der Patentsteuer (wie auch im Enregistrement, bisher einschliesslich 
der Erbscbaftsstcneri wo freilich die bezügliche Reform beabsichtigt 
ist) hervorgehen. 

Dann ein weiteres Bedenken. Da in Frankreich u. A. die 
Staatsrente und die gewöhnlichen Zinsen im privaten Creditverkehr, 
auch die hypothekarischen, nicht der Zinssteuer der beweglichen 
Werthe unterliegen, so würde dieses bezügliche Einkommen nur 
einmal, durch die Einkommensteuer, nicht wie andere Zinsen zwei- 
mal, ncmlich auch durch diese Ertragssteuer, der directen Stnats- 
besteuernng^ unterliegen, liier würde also wieder eine Ungleicli- 
mässigkeit in der Besteuerung verschiedenartiger fundirter Ein- 
kommen bestehen. 

Endlich noch ein Bedenken. Es sollen ausdrücklich auch alle 
moralischen Personen und Gesellschaften und Associationen jeder 
Art eiokommensteuerptiichtige Subjecte, doch die vertheilten Zinsen, 
Dividenden u. s. w. dabei steuerfrei sein. Die schwierigen hieraus 
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folgen dl 11 stciu rin oi)leme sind hier zu ieiclit genommeü, wie deutsche 

£ri'ahruugcii zeigen. 

Die genannten bestehen bleibenden directcn Steuern sollen nach dein Gesetz' 
«utvnrf (An. 7 Nr. 8) vom Robeinkominen (reirenu brat) zur Berechnung des Steuer* 
pHiebtigen (revenu iuiposable) wie andere Gewinnungskosten dos Einkomuens ab- 
gerechnet werden. Wollte man etwa das durch diese Steuern bereite beiastete Ein- 
koouDcn (canz von der Einkommensteuer befreien, oder, wie bich auch denken licsse, 
nur die Differenz zwischen den wirklichen, der Einkommensteuer unterliegenden, and 
dem ficiiren, der betrcfTijnden Eriragsstcuer nntcrÜegenden Einkommen der neneu 
Eiuküuimenstouer unterziehen, so hätte das deutlich angegeben werden mUssen. Du 
hat man nicht gettian, daher doch auch wohl nicht gewollt. Aber die complicirtea 
Fragen dor Doppelbesteocrann: sind so auch noch nicht gelost. Ein solches Verfahren 
der Freilassung den schon vcrsteuerien Ertrags oder der diffcreniielleu Besteuerung ifl 
der aitgegebeoen Weise hätte sieh freilich bei der Patentsteuer nach deren Veranlagung 
nach äusseren Merkmalen auch gar niclit durchführen lassen, da hier nicht nach 
geschätztem Gewerbeertrag besteuert wird. Allenfalls hätte uiau bestimmen können, 
wenn jede Doppelbesteuerung, diu ja in den aufzuhebenden Steuern x.uni Theil schon 
vorhanden i!-t, vermieden werden sollt-', dri-s di'_^ Grnnd-, Gebäudegrund- und 
Patentsteuer eines Ceusiten von dessen ie!)tgu^3tcll^em Einkommensteuer- Soll ab- 
zuziehen und nur der Rest dieses Soll zu zahlen sein solle. In Betreff der 4° q Steuer 
von beweglichen Werthen (Werthpapieren'i enthält das Gesetz noch die bosoudcre Be- 
stimmung (Art. 15 Nr. 7), dass die Eiukommcasteuer nur auf die Kenten u. s. t. 
gelegt werden solle, welche nach Abzug der 4 "/o Steuer rerbbiboil, W«9 »bet sdu» 
aus der allgemeinen Vorschrift des ArL 7 Jit. 3 folgt. 

Die Einkommenstener ist soost richtig in der Art coostriiirt, 
wie es die Idee und Consequeos einer allgemeinen EinkommeD* 
Steuer fordert. 

Abgesehen von den erwähnten Befreiungen wegen Kleinheit des EiukommLüb 
wird die subjcctif e allgemeine Steuerpflicht für alle in Frankreich wohnendea 
(physischen) Penonon fllr die (Seaammüieit ihres jfthiiichen EiBlommeos, fOr die 
ausserhalb Frankreichs wohnenden Personen die Steuerpflicht des Einkommens, welches 
sie aus Grandbesitz, Uewerbe- und Hjuidelsunternehmangen in Fraokreich beäeheuo 
und unter denselben Bedingungen die Stenerpflicht nonlisoher Personen, tiesellscfaaften. 
Associatiuiien jeder Art deutlich ausgesprochen (Art. 5). Die Steuer soll am 1. Januar 
jedes Jahres nach Maa«8gabe das leU^iUirigen Eiakommeus geschuldet werden (Art. 6). 

Die objectire Stenerpflicht oder das steuerpflichtige Eukomiaen ninlSust „die 
Gcsamintheit der Einkünfte, welche herrühreu aus beweglichem und unbeweglicbcm 
Eigenthum, aus Handel und Industrie, aus Wurden und Aemteru, öfliontlichen mi 
prinitmi AnsteUungen, Pensionen u. dgl., aus liberalen Berufen, aus wisseuschafUleheB, 
Ütterarischeii, künstlerischen und jeder Art sonstigen gewinnbriDgenden Beschäftigungen" 
(Art 6). Es wird dann n&hor angegeben, wie bei der Berechnung des Einkommens 
zu Terfabren , insbesondere welche AbzQge vom Rohe! nkommen (Robertrag) zur Fett- 
stcllung dcb steucrpfliclitigcn ^Iatthaft und nicht statthaft sind (Art. 7 0'.), um das 
steuerpäicbtigo Einkommen zu ermitteln, in der Üblichen Weise der Einkommensteuer- 
gesetze und richtig. Die (Quollen der Einkfinfte sind bi^bel In fttnf KategorieOi 
unterschieden (aus ..nicht bebautem", d. i. ländlichem, aus „hebauteui". d. b. mit 
(iebftuden bedecktem Grundbesitz, ans beweglichen Kapitalieu, ans Handel und Industrie, 
ans Alfentlicher und privater wie sonstiger gewinnbringender Beschäftigung Art 9 — 19V 

Als befreit von der Einkoinuicnsteuer wegen des CLaracters der l'eraon oJ^r 
wegen des Zwecks der Einkommenverwendung werden in Art. IQ ausser den in Fraak- 
reich residirenden Personen mit nicht ober 2500 Fr. Einkommen bezeichnet: der Stsat 
die Nationale Sparcasse. die caisse des dcpots et cousignations und andere von dieser 
geleiteten Gassen, das Institut de France, die Acadt^mio de medecine, die Facuitäten, 
die Nationaimuseen. Ferner sind gewisse Einkommen als zum steuerpflichtigen 
Einkommen nicht gehörig bezeichnet (Art. 20. 2. Abth. Nr. 1—6) ü. A sinJ 
Ausl&nder ftlr das ans dem Auslande stammende Einkommen frei, wenn sie sich au 
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1. Januar nocli nicht 6 Monate in Frankreicli aofbalteo; Einnahmeu ?ou WohUbätig'- 
keitS', viaaeoscbafUicheii, künstlerischen, auch Sport-Aostalten u. dgl. für die betreffenden 

Zwecke: die Zinseneinnahmen der pnratcn Sparcassen ftir den Dienst der letzteren: 
insbesondere dann auch, wie schon erwähnt, „ZinseUi Diridendeo, £iukunfte und alle 
anderen Ertr^pe oder Beneficlen, welche irfend welche Gesdlschnften und Untere 
nehmangen, finanzielle, industrielle, couimerzielle . bürgerliche, nnfer ihre Mitglieder 
oder Actionäre rertheilcn'', wonach dann nur die zur Keserve u. dgl verwendeten 
Einkflnfte dieser Untenehniangen steoerpflichtig blieben. 

Ein besonders wichtiger Grundsatz, welcher neben der Ein- 
komm enst euer tiberbaupt und neben dem „progressiven" Steuerfnss 
vomemlich (Gegnerschaft gelunden hat, auch in der Kammer, ist 
dann noch die nach allen, auch deutsehen Erlabrnngeu, gebotene 
Declarationsp flicht, die alle Steuerpflichtige mit mehr als 
10,000 Fr. Einkommen zu erlüllen haben. 

(Art 24 Ii ) Jährlich im Januar. Die Declaration ist nach den einzelnen iu 
Art. 9--19 aufgeführten Qaollon pcesondert zn machf», Air den Rohertrag der Ein- 
künfte und für die statthaften Al)zQge an Kosten und Lasten. Die Declarationeu 
sollen mit der Versicherun er auf Ehre« dass sie nach den Beätimmungen des 
Gesetzes nnd in Toller Aufrichtigkeit gemacht seien, erfolgen. Alle anderen Steuer- 
pflichtigen k&nnen freiwillig declariren, doch dazu auch durch eine besondere Auf- 
fordemng des Vorsitzenden der Einscbätzongscommission veranlasst werden. Die 
Declarationen sind nach Formularen, welche ein Reglement der Verwaltung feststellt, 
zu leisten (Art. 30). Von Speci«nlbostimmangen sind beacbtcnswertb : SchaMnet dürfen 
die Zinsen von Schulden nur abziehen von ihrem rohen Einkommen, wenn diese 
Zinsen Gegenstand der Steuererklärung des Gläubigers sind. Eventuell haben sie da^ 
Becht, wenn der Gläubiger nicht declarationspllichtig ist, den Beweis des Bestehens 
ihrer Schuld zu liefern (Art. 20). Eine auch bei uns besondere beanstandete Ptlicht 
ist in Art. '.il allen Personen und Gesellschaften auf|:eleKt, neuilicli diis Einkommen, 
welches sie ihren Angestcttlen mit Uber lödO Fr. j&hriich geben, im Jannar jeden 
Jahres zur Auzeiirc zu brinj^en — die ..Melde- und Declarationspflichi der 
Arbeitgeber"', die au sich ganz ui der Ordnung ist, wie bei den Gassen, welche 
die Gehalte der ommtUchen BenmtttA ztAilen. 

In der Organisation der Verwaltung machen sich deutsche 
Muster ^^eltend. Sie enthält aber im grösseren Maasse als bei uns 
Beamtenelemeute und ist, Übrigens mit Recht, so eingerichtet, 
dass dem fis ca lisch en Interesse ein grösserer Einfluss gesichert 
bleibt. Zweifelhaft bleiht, ob das Berufungswesen, das nacli Ana- 
logie der bisherigen directen Besteuerung gedacht ist, bei dieser 
neuen uii;* iiai tigen iSteuer genllgend fungiren würde. 

Art. ü'^ Ii. Zur Prüfung der Declarationen und FestitcUong dor Grundlagen der 
Steuer werden in )ederGemeinde eine oder mohrere Einschatzangscommissionen 
(soi^oii. ,.CoMinns<ioneu ersten Grads'"!, iu jeJoui ArrondisMiuiiUt diu- liöhere 
Cofflinission cingcxichtet. Die eiste bildet sich aus dem Maire als Vorsitzendem 
(der Maire kann steh aber dnrch einen Adjoneten rertreten lassen), zwei vom MnnicipaU 
rath omanuten Mitgliedern, dann dem SlL'uerciauLdimur und dem Controluur der dirccton 
Steuern, welcher als Sccreiär fungirt. In Gemeinden mit mehreren Commissionen wird 
der Maire von Rechtswegen dnrch Adjuncten nnd in deren Ermangelung dnrch rem 
Municipalrath bestimmte Municipaliäthi; ersetzt (Art. 32, 88). Die Commission hat 
die erforderlichen, mit Recht nicht zu eng begrenzten Befugnisse, und darf sie die 
Steuerpflichtigen ror sich laden und alle erforderlichen Aufschlüsse von ihnen rei^ 
Isngen. Die sich Weigernden verlieren das Eeclamntitfnsrecht gegm ihre Veraalngiuig 
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(Art. 34). — Die über* ouiiüijisioa bestobt aus dem Ueaeralsecrülär dar Pr&fectur odet 
dem Unterpräfccteu oder in deieo Emangelaiig aas einem vom Präfecten bestimmten 
Prüfe cturrath als Vorsitzeiuieni , aus zwei Mifjrliedern des Generalraths, welche dem 
Arrondissemcnt augehörcii, uud zwei Mitgliedern des Arrondissementsraths, die von den 
bMreffenden Yuräammlungcn bestimmt werden, feruer dem Geaeraleinnehmer (trcsorier- 
payeur g(in6ral) oder dem Finanz-Particulareinnehmer, oder in deren Ermangelung aas 
eiuem vom GencTaleiooebmcr besUiomten Einnehmer, endlich aas einem als Secretäc 
fun^renden Beamten der directen Stenern und dnem solchen des Enrei^istrement, 
licifle von den betreffenden Dcp.irteinenJaldircctoren bestimmt. Diese CoQimission 
überprüft und beaufsichtigt die Declaratioaen» stellt die von letzteren abveicheudeü 
TenoiIsgaDfen und die von den ComurannlcommlBBienen von Amtsv^^ erfolgten, 
sowie diejenigen, über welche diese Commissionen und der Dircctor der directen 
Steuern nicht ubcreitistimmeu, fest Wenn die Commissiou dem Yotuoi dieses Directors 
olcM beitritt, entscheidet der Fräfect, mbehaltlich den Recurscs an den Flnaaz^ 
inlnister. Ausdrücklich wird für Co^lnli^sionc?n. Mitglieder^ Beamte Strenge Pflicht 
der üeheimhaltuug aosgosprochen ^Art. 37). 

Wer die ireforderte Declaretion unterlisst, wird mit einw Strafe der Steuer- 
crhöhnn^ um 50 % auf das von Amtsw-cgen f(->tj;cstellfi! Einkommen bedrolit. mit 
uioei solchen der doppelten Steuer für den iu der Declaration vurheiinlichteii Tbeil 
des Einlommens. doch tritt aneh hier nnr der eiafkche Steaeuatz dn. venu der Ter- 
scliwiegene Theil des Einkommens weniger als '/i» dedatirten ist und wenn es 
oOOO Fr. nicht übersteigt (Art, 38). 

Die Steuer ist zahlbar in so viel Monatsratoi, als vom Monat der Pablication 
derselben an Monate im Jahre noch laufen, den der VeröHentlichung eingerechnet. 
Die Zahlung unterliegt in administrativer und rechtlicher Hinsicht im üebrigen den- 
selben Bestimmungen, wie diejenige der bisherigen directen Steuern. Beim Tode 
eines Pflichtigen müssen die Erben die Steuer nocli für das ganze Jahr zahlen (zu hart). 
Bei ForuQg eines Censiteu aus dem Erbebungsbezirk , wie bei freiwilligem odet 
Zwangsveritanf ist die Steuer sofort ftr das ganze Jahr ftlHg (Art. 42). Die Tei^ 
miether müssen unter eii;eiier Verantwortlichkeit für die schuldigen Stenern ihrer 
Miether Umzugo der letzteren der Steuerverwaltnng anmelden (Axt. 43). 

FflT Reclamationen in Eiolcommenstenersachett gehen dieselben Bestimmungen 
wie in Saclien der directen Steuern, doch mit gewissen Modificalioneu, wonach u. A. 
die EecJamationeu , welche sich auf das durch die Obercommission festgestellte Ein- 
kommen oder «if dn« Hdnongsverachiedaiheit zwtaehen der Gommuulcuvmifldon 
und di<r Verwaltung der directen Stenern beziehen, an die ObercommissianeA gehen 
(Art. 45). 

Ausdracldich wird bestimmt, dass die Dopartemental- uud Gommnnal- 

Z uschläge lUr 1897 unter keinen Umständen an die Einkommensteuer, sondern, wie 
bisher, an die bestehenden directen Steuern angeknüpft werden (Art. 55. 46). 

Eine Keibo von Spccialbestimmnngon betreffen die neue Einschätzung des Rein« 
ortrags des ländlichen Bodens (propiiötcs non bäties) uud die Erneuerung und Er- 
haltung des Katasters, wofür hier auf den Gusetzentwurf selbst rerwieseu wird 
(Art. 03—81). 

Es wäre Alles in Allem ein grosses Werk, wenn es Frankreich 
gelänge, nach all den £xperimenteD eines vollen Jabrhimderts seit 
der ersten Beyolatlon mit den verschiedensteu Stenern gerade die 
Einkommensteaer in dieser geplanten oder doch in einer ihr 
ähnlichen Weise einzuführen, — die an sich relativ beste, zugleich 
die einzig wichtigere Steuer, za welcher das moderne Franki-eich 
zwar mehrfach beachtenswerthe Anläufe, aber mit welcher es noch 
niemals einen emstlichen practischen Versuch gemacht hat. Miss- 
lingt der Plan, so wirft das kein erireuliches Liebt auf franzdsisehe 
Zustände. 
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Wenn der Doomer'Bclie Entwurf, wie es loidor wabiscboinlicb, auch nur Project 
bleibt, 80 wird die roraasg«hende trenatiere kiitisclie Dantellitoir doch nicbt nutzlos 

sein, crcrade in diesi^m Werke uini für iÜl- in iliescr genaueren Darlegung der fran- 
zösischen Bestcuerang von ans verfolgten Zwecke iu Bctred'der ,^pecieUen Stenerlelire". 
Der besproebene Plan fltlJt die einzige wicL tigere Lücke aus, welche in den Arten und 
Formen der uioderiteit f!aiizü>isclien Besteuerung noch bestand, um diese wirklich zu 
einer vollstindigen Sammlung „practischcr Lchrexempel'' und „Stenermodelie'' auch 
für die Finanzwissenschaft za machen (Fin. III, Vorwort 8. XII und oben in diesem 
Heft §. 1). Welche einzelne stenerpolitische und steuertechnischc Aufgaben bei einer 
ernstlichen Einkommenstener vorliegen, haben wir in Deutschland, besonders bei der 
grossen prcusaiscben Reform, erfahren. Ich beziehe mich dafür auf meine eingehende 
kritische Darstellung in Schanz' Finanzarchiv, 1891, B. 2. Man wird auch in Frank- 
reich, wenn man ernstlich an die Aufgabe geht, noch manche einzelne Schwierig- 
keiten finden, mehr als man wohl bisher dort annimmt. Aber iQson lassen sie sich 
bei gutem Willen alte, wenigstens soweit als ttberhanpt dergleichen bei einer Steuer 
gelfiä werden kann. 

§. 28. Allgemeine finanzwissenschaftliche and 
fiDanzpractisebe Ergebnisse aras der britischen und 
französischen Steuerentwicklung im 19. Jahrhundert 
und vergleichender Blick auf detitsche VerhiUtnisae. 
Bei aller Verschiedenheit dieser Entwicklung bei den beiden 
westeuropäischen Oultarvölkem, — der Folj^e der verschiedenen 
politischen Geschichte und der wesentlich dadurch bedingten ver- 
schiedenen Finanzbedürfnisse, der verbliebenen Verschiedenheit der 
volkswirthschat'tlichen Organisation und der Stellung einer jeden 
Volkswirthschat't in der Weltwirthschait, aber auch der VeraehiedeDheit 
des Nationalcbaracters — treten doch auch gemeinsame Züge 
in der Steuerentwicklun«; hervor, welche auf gleichartige Einflüsse 
hinweisen. (U i a ie diese Momente verdienen besondere Beachtung 
auch in der Wissenschaft, hier in der speciellen Steuerlebre der 
Finanzwissenschaft. WaB sieh hier Gemeinsames constatiren lässt, 
fordert dann wieder zu einer Vergleichung mit den bezüglichen 
Verhältnissen anderer Länder anf, um festzustellen, ob es sich auch 
hier findet oder welche nnd warom diese Abweiehnngen besteben. 
Auch für die Praxis lassen sich so Ergebnisse gewinnen, Finger- 
zeige fttr weitere Zielpuncte der Steuerpolitik nnd Steuertechnik in 
den einzelnen verglichenen LUndern. Dies mag zum Schluss ein 
kurzer Blick mit auf die deutsche Besteuerung nnd ein Hinweis 
auf Zielpuncte, welche diese der britischen nnd französischen 
Steuerpolitik und Steuei-technik entnehmen kann, zeigen. 

Die relativ grosse Vereinfachung des britischen Steuersystems 
Ist in Frankreich bei dessen ausserordeDtUch gestiegenem Steuer- 
bedarf nnd den abweichenden Oonsumtlons- nnd Productions- 
rerliahniflsen nicht zu erreichen gewesen. Die indireete Ver- 
brancbsbesteuernng hat in beiden Staaten einen breiten Raum 
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behauptet. Aber doch zeigt sich tlbereinstiuinieiid , dfi«? man die 
iiothwendigen Lebensbedürfnisse von Sieiiei n In lieit, wie in Gross- | 
britannien, oder doch in der Besteuei nni; erleichtert hat, wie in ; 
Fiaiikreioli. Die neuen agrarisclien Zrilc biKleu hier nur scheinbar 
eine Ausnahme, weil sie eben ^Schutzzölle sind und anderen als 
finanziellen Gesichtspuncten ihre Wiedereinführung verdaniieu, wcdd , 
sie dann auch in Frankreich ebenso wie in Deutsebland bald ein 
wichtiges, jetzt schwer ersetzbares Finiinzobject geworden sind. Der 
Schwerpunct der Verbrauchsbesteuerung liegt, im Unterschied znr 
Zeit vor dem ly. Jahrhundert, in den Steuern aui verbreitete 
Volksgenussm Ittel immer doch nur relativer Kothwendig- 
keit, in der Besteuerung der im nationalen Consum voranstehenden 
alcnholischen Getränke und des gewohnheitsmässigen warmen Op- 
träoks aus den bezüglichen fremden Colonialwaaren , dann des 
Tabaks, in Frankreich auch noch des Zuckers, welchen England 
bereits steuerfrei zu machen für gut land, vielleicht in diesem Puncle 
doch schon etwas zu weit gehend. Fast nur in dieser Form, unter 
^'orau88etzung der I cberwälzung von Inlandsteuer vnd Zoll auf 
den Preis des Consumartikels, tragen die britische, überwiegend in 
dieser Form doch aber auch die französische ArbeiterbevölkeruDg 
und die übrigen unteren Classen und niederen Mittelclassen gegen- 
wärtig noch ihren Antheil an der 8taatsbesteuerung. In Frankreich | 
fällt jedoch allerdings von den übrigen Finanz- und Schutzöllen, 
dann von den Verkehrssteuern, dem Enregistrement und dem Stempel, 
auch von den Erbschaftssteuerü und endlich bei der bestehenden 
Einrichtung der directen Besteuerung auch von dieser ein uitlil l 
unerheblicher Thei! noch mit auf die genannten Classen. Und in 
der Comnumalbesteuerung gilt dasselbe vom Octroi der Städte und 
von den Zuschlagcentimen zu den directen Steuern, während die 
britische Haussteuer und Erbschaftssteuer diese Classen ganz oder 
grßsstentheils frei lassen und auch die Localbcsteuerung sie im 
Ganzen wohl nicht schwer tritl't. Die deutliche „socialpolitische" 
Tendenz in der Steuerentwicklung der leitenden Culturvölker, die 
unteren Classen zu entlasten oder doch zu erleichtern, ist in Gross- 
britannien so in erheblich stärkerem Maasse als in Frankreich 
durchgedrungen, dank freilich vomemlich einer günstigeren Ge- 
staltung des Finanz- und Steaerbedarfs , daher der entscheidenden 
Ursache dafür, einer günstigeren, ruhigeren politischen Geschichte, 
ausserdem auch bei dem Inselvolke unter stärkerer Mitwirkung 
verkebrspolitiscber Interessen. In der hoben Belastung von Ge- 
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tränken, wie Branntweio, und von Tabak in beiden Ländern machen 
sich aber auch richtig:e und wichtige consumpoliti sehe, sitten« 
politische Gesichtspuncte mit geltend. Bei der Beschränkung 
oder Beseiti^i^uno; der directen Steuern der unteren Classen haben 
endlich neben den socialen auch stcuertechnische Rücksichten 
gegen eine Besteuerung dieser Classen mitgesprochen, Rücksichten, 
welche zum Theil in Folge der modernen Verkehrgverhältnisse und 
der durch die wirthschaftliche Entwicklung bedingten starken 
Wanderungen der Bevölkerung noch zwingender geworden sind. 
Vergleicht man in diesen Beziehungen die deutschen Ver- 
bältnisse mit den britischen und französisofaen , Reich und Kinzel- 
Staaten zusammenfassend, so tritt in unserer Steuerentwicklung 
neben grossen gebliebenen Verschiedenheiten doch mehr Verwandt- 
Schaft zur französischen als zur britischen Entwicklung hervor, aa 
auf dem Gebiete der Zölle, der Zucker-, der Salzsteuer. Eine lange, 
in Folge unserer früheren politischen Verhältnisse zurückgebliebene 
Entwicklung haben wir seit der Gründung des Zollvereins und be- 
sonders seit der Errichtung des Norddeutschen Bundes und des 
Deutschen Reiches endlich nachgeholt, den Vorgängen in allen 
anderen Culturstaaten gemäss: wir haben die Zölle und einige 
innere Verbrancbs* und Verkehraateuem ausgebildet und wenigstens 
die ZdUe einigermaassen zu genügender Ergiebigkeit gebracht^ 
letzteres freilich unter starker Mitverwendnng von Schutzzöllen, 
namentlich seit 1870 von agrarischen. Unser Zolltarif konnte ond 
dürfte mit Recht nicht nur ans protectionistischen , sondern auch 
' aus fiscalischen Gründen nicht so vereinfacht werden, als der 
britische, er gleicht hierin nod nach seiner Einwirkung anf die 
Zollerträge mehr dem französischen. Aehoiiche Consumtionsyerhält- 
nisse haben darauf mit hingewirkt. Die wichtigen Colonialwaaren- 
z5Ue (CafTee!) konnten aber bei günstigerer Finanzlage als in 
Frankreich — lastet doch im Grunde der Zinsbetrag der ganzen 
riesigen französischen Staatsschuld auf der Steuer, von den Zinsen 
aller deutschen Schulden nicht ein Pfennig! — mUssiger gehalten 
werden. Die Zölle sind daher doch in Deutschland eine geringere 
Last für die Masse der unteren Bevölkerung als in Frankreich^ 
ein socialpolitiscb nicht nnwiehtiger Unterschied. Selbst vom Ge- 
treidezoll gilt das, welcher aber als unentbehrlicher, dem nationalen 
Interesse dienender Schutzzoll Uberhanpt unter andere Gesichts- 
puncte der Betrachtung fallt. Weniger erfreulich ist im Vergleich 
mit England das Vorhandensein , mit Frankreich — der einzige 
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bezügliche Fnll auf dem Steuergebietc — die grij.sscie Höbe der 
dentschen Salzstcuer und in der Zuckersteuer ist das berechtigte 
tinan/irllt Interesse bei uns zu sehr zurückgetreten, Doeh mehr als 
in Fj ankreich. Unsere Verkehrsstcuern siud in der Entwicklung 
weit hinter den fVanz()sischen (Enregistrement und Stempel) zurück- 
geblieben, auch trotz der neueren stärkeren Ausbildung der Rcichs- 
steuern (Börsensteuer) und der Kevision der einzelstaatlichen Stempel- 
gesetze. Ist dndnrcli berechtigten Verkehrsiuteresseu bei uns mehr 
Hücksicht getragen, kennen wir zum GiUck nicht die Plackereien und 
die theilweise uuL'-eheuer hohe Belastung durch das französische 
Enregistrement mul Sfenipclwesen, ist namentlich unser Grundbesitz 
in Bezug auf Keciitsgeschätte nicht entfernt so hoch als in Frank- 
reich durch solche Abgaben belastet, so Hesse sich doch eine noch 
schärfere Belastung des Mobiliarverkehrs durch VerkehrsbteuerD, 
wie Stempel u. dgl. , bei uns auch aus iiscaliscben Gründen wohl 
billigen. Rücksichten auf plcichmässige Besteuerung der einzelnen 
Erwerbszweige und der dazu gehörenden üecbtsgeschäfte sprechen 
auch mehr dafür als dagegen. 

Die HauptlUckc unserer Besteuerung verglichen mit der britischen 
wie französischen ist aber immer noch die finanziell wie consum- 
nnd sittenpolitisch ungenügende Ausbildung unserer Getränke-, 
namentlich Branntwein- und Hier- und mehr noch unserer 
Tabakbesteuerung, ^vur ^^Uddeutschland , vor allem liaierUj 
hat die Besteuerung unseres eigentlichen „Volksgeträuks", des 
Bieres, ordentlich entwickelt, das übrige Dent<cbland, das Reich, 
sind in dwsw wie auch mit dem Süden In der Branntwein- und 
Tabakbesteuerung trotz der neuereu Reform der erst^ren und der ein 
wenig ergiebiger gewordenen Gestaltung der letzteren nus.senn deutlich 
zurückgeblieben. Hier gilt es gerade nach dem Voriiang der 
beiden westeuropäischen Staaten und der meisten übrigen Länder die 
Besteuerung nocli erheblich einträglicher zu machen. Dann können 
für nothwcndige Reichs- und StaatsbedUrfnisse (Marine I Heer, Civil-, 
die verschiedensten Culturausgahen, auch solche speciell im Interesse 
der unteren Classen) die fehlenden oder anderswie nicht unbedenk- 
lich zu beschaffenden Einnahmen , nicht minder aber auch die 
Mittel zu sonstigen passenden Steuerreformen im Gebiet der directen 
Besteuerung, der Communalbestcuerung erlangt werden. Eine 
Tabakbesteuerung von wenig über 1 M. auf den Knj)f (1893/94 
1.09) bei dem ungeheuer hohen Tabakcousum in Deutschland gegen 
ö'/s in Groflsbritannien, an 6Vs M. (rein) in Frankreich, eine Bier- 
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besteiierung bei dem riesigen deutschen Bierconsnm toü 80 Pf. anf 
den Kopf im Keicbs-ßiausteuergebiet gegen über 5^^ M. in Baiern, 
über 4 in Württemberg, S'/s in Baden, Vj^ in Elsass-Lutbriugeii, 
über 5 in Grossbritannien , verglichen seihst mit dem Kopfcrtra^ 
von fast '/g M. der Biersteuer in dem Weinkmde Frankreich, eine 
Branntweinbestenerung von auch jetzt noch nur knapp 3 M. 
auf den ]v( -pf gegen fast 10 M. in Grossbritannien und ca. 5^/^ M. 
in Frauiireicb — hier noch neben der ca. M. betragenden 
Staatssteuer auf Wein und Obstwein — , das sind ungerechtfertigte 
Verschiedenheiten in Deutschland verglichen mit den beiden anderen 
Ländern und auch Verhältnisse, welche mit einer Salzsteuer voa 
90 Pf. anf den Kopf — mehr als die Biersteuer im Braugebiet! — 
in Widerspruch stellen. In der W einbesteueruug sind wir ausserdem 
sowohl i!:et;cii t raukreich als auch gegen England zurück, was in- 
dessen verglichen mit beiden mehr in unseren Consumverhältnisseu, 
verglichen mit Frankreich auch mehr in unseren Productionsverhält- 
nissen seine einigermaassen genügende Erklärung und Rechtfertigung 
findet. Unser fremder Weinconsum ist zu klein, um den Zollertrag 
dafür viel ergiebiger gestalten zu lassen, unser einheimischer Wein- 
bau nicht bedeutend genug, um die unvermeidliche schwere Be- 
lästigung durch eine innere Weinsteuer mit einem genügenden 
Stenerertrag allenfalls in den Kauf nehmen zu können. Auch in 
Frankreich strebt man, wie gezeigt, nach einer w^esentlichen Er- 
leichterung der inneren Weinsteuer hin. Es käme bei uns auf die 
Lösung der freilich schwierigen Aufgabe an, eine geeignete Steuer- 
methode für den Wein zu finden, um diesem Getränk seinen ge- 
bührenden Antheil in der Getränkebesteuerung zu geben, — vielleicht 
noch am Ersten in Verbindung mit einem ordentlich ausgebildeten 
Handelsr und Schanklicenzsystem. 

Eine Hauptaufgabe der Steuerpolitik ist, gerade neben der un- 
vermeidlichen Verbrauchsbesteuerung der directen Besteoerong 
ond der doch mit ihr nach der ökonomischen Wirkung mehr yet- 
wandten Er bschaftsbesteiiernng eine richtige Stellung und ge- 
nügende Enwicklung zu geben, damit diese Steuern gegenüber den 
Mängeln der Verkehrssteuern ausgleichend wirken können. Das 
ist im Ganzen Grossbritannien durch die Ausbildung der Einkommen- 
steuer, die Ausgestaltung, besonders die neueste, der Erbschafts- 
besteuerung im Staatssteuersystem gelungen, noch mehr in der 
Gesammthesteuerung, wenn man die Localsteuern mit herbeizieht« 
Frankreich hat sich dieser Aufgabe in der directen Besteuerung 

A. W»go«r, FioauwiMucbaft. EigABmigslMft sa Band III. 11 
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bisher nicht gewachsen gezeigt, woran aber, neben poliiischen 
Momenten, die steuertec hui sehe Eigenart seiner direrten 
Besteuerung, der Erti agsaieuer-Character wesentlich mit scliuld 
ist. Die britische Einkommensteuer ist trotz ihrer Mängel, ihrer 
Zusammenschweissuug aus verschiedenen Steuern, welche noch 
manchlach Ertragssteuercharacter haben, hier im Ertrage entwick- 
luugsiilhiger gewesen, weil sie eben doch in einer Hinsicht wieder 
eine Personalsteuer ist. 

Die Entwicklungsfähigkeit der Personalsteuer, die 
geringe, beinahe fehlende Entwicklungsfähigkeit der 
ErtragBStener ist eines der beachteuswerthesten Ergebnisse der 
Steuergeschiebte des 19. Jahrbanderts, der französischen, aber aacb 
derjenigen anderer Länder, insbesondere auch Deutschlands (Oester- 
reichs n. a. m.). Eben diese Wahrnehmung driin^4 selbst in Frank- 
reich, wie schon länger in Deutsohiand, von der Ertragsbesteaerung, 
wenigstens als' directer Staatsbestenemng, ab und zur Personal-, 
insbesondere znr Einkommensteuer, mindestens zur Einfttbrang 
von Personalstencrelementen in die Object- und Ertragsbesteuernng 
hinüber. Hier, wie so vielfach sonst, ringt sich der Individualis- 
mus zur Geltung: Man kann die directe Steuer nicht mehr nach | 
festen Schematen der grossen Erwerbszweige einrichten, weil diese 
Schemata immer weniger zutreffen, der einzelne Erwerbende vielr 
mehr nach seinen individuellen wirthscbaftliehen VerhältniBflen 
tat sich, nicht bloss als Glied einer Erwerbskategorie, zu betrachten 
ist Die ehemalige Objectivirong der Steuerpflicht muss so noth- 
wendig der Snbjectivirung weichen. Das Alles hängt mit der un- 
geheuren Umgestaltung der Technik in der Production und im 
Verkehr, mit der daraus hervorgehenden Umgestalturg der Oekonomik 
und der gesammten wirthscbaftliehen und socialen VerhUtnisse „im 
Zeitalter des Dampfes" enge zusammen. Die Ertragsbesteuernng 
setzt fttr die leidlich befriedigende Function selbst bei der ersfen 
Einführung ihrer wichtigsten Glieder (Grund-, Gewerbesteuer), 
vollends fttr eine solche Function im weiteren Verlauf der Zeit 
einigermaassen stabile Verhältnisse der Technik und Oekonomik 
voraus. Solche bestanden noch annähemd in der ersten Hälfte 
unseres Jahrhunderts. Das war die Periode, wo man in Fhinkreich 
und vielfach nach seinem Muster auch anderswo, auch in Deutscb- 
hind, Oesterreich die Ertragsbesteuerung ausbildete, „stabile*' Grand- 
steuersysteme einführte, wie die Erfahrung freilich bald lehren 
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sollte schon damals eiu Veriahreo , welcbes kaum mehr recht den 
bestebenUcu und doch schon, wenn auch noch in lans:s;(nur Um- 
bildung begriffenen Verbältnissen der Technik und Uekonomik in 
ProductioD und Verkehr entsprach. Die Ergebnisse waren daher, 
mindestens iu grossen Staaten, l alü wenig befriedigend. Mit der 
stärkeren Aenderung dieser Verhältnisse immer mehr in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts und als dann auch noch der Steuerbedarf 
immer mehr wachs und socialpolitische Gesiclitspuncte Erleichterung 
der directen iSteueru der unteren, Verschiebung wcnii^stens dieser 
Steuerlast, zumal neben den indirecten Verbr?uichRsti lu i n , nnt die 
oberen Classen der „incMlevncn Erwerbsgcseiischai't" immer dringender 
erheischten, da versa;: jene einst von Theorie und Traxls so ge- 
priesene „rationelle Ertragshesteuerung" (Fin. 11, 2. Aufl., §. 218) 
immer mehr den Dienst. kSie Hess sich für den Fiscus nicht ge- 
nügend ertragsreich er machen (Frankreich), so nothwcndig das 
gewesen wäre, belastete die SteuerpHichtigcn, welche schliesslich 
eben doch auch in der „Objcctbcsteuerung" die Last tragen, immer 
ungieichmässiger, bis zur Unertraglichkeit, leistete die gebotene 
Ausglcichungsfunction gegentiber den andern Steuern nicht richtig 
und nicht entlernt genügend und gestattete nicht, sie der wirklichen 
Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen auch nur einigermaassen 
anzupassen, auch mit deswegen nicht, weil sie der wachsenden 
Verschuldung der Steuerobjecte und Steuersubjecte, eine Folge der 
Entwicklung der Creditwirthschaft, ihrem Character gemäss nicht 
Rechnung tragen konnte. So sehen wir sie am Schluss des 
Jahrhunderts von Theorie und Praxis, wenigstens was den Staat, 
im Unterschied von der Gemeinde, zumal den grossen Staat an- 
langt, aufgegeben und an ihre Stelle tritt die Personalste ner, 
die Einkommen-, die Vermögenssteuer, welche den. Finanzbedttrf- 
nisBcn wie den stenerpolitischen , steueriechnischen nnd aaeb den 
Booialpolitischen Bedürfnissen sich besser anzuschmiegen vermag. 
Der ganze Verlauf ist ein nothwendiges Product der ge- 
sebiohtiichen Entwicklung nnd der für letztere maassgebenden 
Factoren, vor Allem der Umgestaltung von Technik and Oekonomik 
in Prodaetion nnd Verkehr) zugleich ein gutes Beispiel auch auf 
diesem Gebiete, wie sehr solche Entwicklungen auch hier dnrch 
diese Momente bedingt sind. Eben deshalb ist z. B. der neueste 
Versnob mit der Einführung der £tokommen8teuer in Frankreich 
so interessant, ähnlich wie die preussische Steuerreform und Re- 
formen in andern deutschen Staaten Belege für das Gesagte bilden, — 

11* 
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auch wenn hier wie sonst die ^äcbstbetheil igten zu scbieben aieiuen, 

wo sie gescholjCLi werden. 

In (lies er Entwicklung von der Krtragsbestenerung zur Per- 
sonal-, besonders zur EiukomDieu- und auch zar Vermögens- 
bcHteuerung hin bat Deutschland und, nach langer Yersäumniss, 
seit der Miqii ersehen Reform in erfreulicher Weise namentlich 
Prenssen die Führung iihernonimen und auch in steuertechniseher 
Hinsiebt das WerHivollste geleistet. AVir bind hier nieht mir 1 'rank- 
reich, sondern get ade in der technischen Ausbildung der EiuktHniiK u- 
steuer und in der Benutzung dieser Steuer mit ziun socialpolitischen 
Zweck der richtigeren Vertbeilung der Steuerlast zwischen Arm 
und Keich auch Enfrlfnid entschieden voraus. In der tecbniscb 
vollendeten Durchführung der Ertragssteueru gebührt sonst Frank- , 
reich die Palme, auch wohl vor den deutschen Mittel- und Klein- 
staaten, sicher vor Preussen, dessen Grundsteuer und vollends 
dessen frllhere Gewerbesteuer der französischen entschieden nnch 
standen, wenn auch seine Gebäudesteuer wieder Vorzüge hatte. . 
Der beste Puuct in der preussischen, sonst so veralteten Gewerbe- 
steuer war die Bildung von „Steuergesellscbaften", — eben die ^ 
Verbindung eines Personalsteuerelements mit der Ertragssteuer, ein 
mit Hecht auch io die reformirte Gewerbesteaer hinttber genommeDer > 
Pnoct. 

Ein Hauptmangel der deutschen directen Besteuernng ist nor 
immer noch ihre Verschiedenheit von Staat zu Staat. Selbst die 
neueren Einkommensteuern sind, statt nach gleichem Schema, in 
manchen, auch wichtigeren wie nebensächlichen Einzelheiten un- 
gleich gestaltet, bei der sonstigeu Gleichheit der maassgebenden 
Verhältnisse doch recht unnötbig. Und damit verbindet sich ein 
anderer Mangel, welcher die ßeiohs« und Landesfinanzen gleichmässig 
nachtbeilig berührt Auch wenn man, trotz des unzweifelhaften HechtSi 
direete Beichsstenera einzaftthren, aus anderen guten Gründen die 
directe Besteuerung im Wesentlichen den Einzclstaaten ttberlltest^ 
sollte doch auf gleichmässige Gestaltung dieser Bedteaeratig 
im allseitigen Interesse hingestrebt werden. Dies namentlich, am 
wenigstens einen Maassstab zur Beurtheilnng der Steuerrähigkeit 
der Bevölkerungen der Einzclstaaten und einen richtigen Ver- | 
tbeilungsscblttssel fdr die Umlegung der Reichslasten auf die 
Einzelstaaten statt des unhaltbaren, kopfstcuerartigen Systems der 
Matricularbeiträge — das nur durch die Vertbeilung der Ueber- 
scbttsse der Beichssteoern naeb demselben falsehen Maassstabe ia | 

I 
I 

I 
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seincu schädlichen Wirkuugen etwas ausgeglichen wird — zu ge- 
winnen. Der Weg hierzu böte sich in der Einfiibruiig einer 
Keiebssteuer auf Einkommen und Ariniögeu wesentlich nach 
preussischem Muster, aber unter ücbertragung der Veranlagung 
an die Organe der Kinzelstaaten, nur mit Keichscontrolc, wie 
bei den Zöllen u. s. w. , mit Vertheilune: der anderweit nicht ge- 
deckten lieichshsten auf die Einzelstaatrii nach einer solchen 
Steuerveranlagung, aber mit Belasnung freier Kntscbeidung der 
Eiuzclstaatcn d;nttliGr, ob sie diese wie ilire eigenen Lasten nach 
diesem Maassstabe oder sonstwie aufbringen wollen. Gerade zur 
Gewinnung eines A u s g 1 e i c b u n g s m i t te Is gegentiber den Keichs- 
VerbrauL'bsstcucrn wäre freilich die einigerniaassen gleiehmässige 
Verwendung der in derselben Weise gestalteten Eiakommen- und 
Vermögenssteuer in allen Einzelstaaten zu erstreben. Das Bind 
indessen Aufgaben, welche in unserem f^rderativen Reiche schwieriger 
als in einem Einheitsstaate wie Frankreich oder Grosabritannien 
KO lösen sind. Das neue französische Einkommensteuerproject be- 
zeichnet einen wichtigen und richtigen Schritt auf der angedeuteten 
Bahn. Bei der Gleichartigkeit der maassgebenden Verhältnisse 
werden nur alle Colturstaaten in eine solche Richtung gedrängt 
werden. 

Einen weiten Vorsprang haben viele andere Länder, aach 
Frankreich und nunmehr, nach seiner neuesten betreffenden Keform 
?or Allem England dagegen vor Dentsehland in der stärkeren 
Entwicklung der Erbsehaftsbesteuerung voraus. Diese ist 
auch in den neueren, nirgends tief greifenden Reformen (Prenssen, 
Mittelstaaten) durch ihre Beschränkung auf die Seitenlinie nnd die 
Niehtverwandten und durch die Niedrigkeit ihrer Steuersätze bisher 
in Deutschland zur Unergiebigkeit verurtheilt gehlieben und kann 
in dieser ihrer Gestaltung aneh nicht wie die französische und 
vollends die neue britische jene wtlnsehenswerthe Ansgleiohnngs- 
funetion einer derartigen Steuer im Steuersystem ttbemebmen. 
Aneh hier ist es wie bei der Bier-, Branntwein-, Tabakbestenerung 
em llissverhältniss, wenn die Erbsehaftssteuer in Preussen nur 
wenig Aber ^/^ H. auf den Kopf, in Grossbritannien (für den Staat 
aüein) sehen jetst etwa 4Vt> Frankreich (ohne Sehenknngs* 
Steuer) üiBi 4 M. einbringt. AUerdings ist in der neuen prenssischen 
Vermögenssteuer, der enphemistlseh so genannten „Ergänzungs- 
steuer" eine Steuer in das Staatssteuersystem eingefügt worden, 
welche an sich noch besser als eine Erbsehaftssteuer den be- 
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recbtigteii liscalischen und den liitei essen richtiger Steuervertheilnng 
sowie der Auf^^abe jener Ausgleicbungsfimetion im Steuersystem 
dienen kann. A))f>r bei ihrem niedrigen Hteuerfuäs, ihrem dcni- 
gemäijs niedrigen Krtrage, einstweilen wenig über 1 M. auf den Kopf, 
bei ihrer in Folge des leidigen Fehlens der Declarationspflicht 
doch nicht genügend gesicherten richtigen Veranlagung, bei ihrer 
Beschränkung auf das rentable Vermögen nnter Ausschluss des 
Gebrauchs- und Nntzvermögens , worin eine licglinstiiriin;: der 
rci( hrien ('lassen liegt, bei ihrer wobl etwas zu weit gehenden 
Befrei Ulli: 1: leinen Vermögens (bis «iUUO M. ) und ihrem proportio- 
nalen, stall zu verlangenden proirressiven oder wenigstenH de- 
gressiven Stcuerfussc kann diese Steuer in ihrer liegenwäi tii;eii 
Gestaltung doch jenen angedeuteten Interessen nur erst unvoll- 
kommen dienen nnd jene Ausgleichungsfunction noch nicht be- 
friedi«:end ausüben. Mängel, welche durch die bessere Einrichtung 
der Einkommensteuer zwar gemindert, aber nicht genügend be- 
seitigt werden. Um so mehr wird immer wieder an eine lieform 
der Erbschaftssteuer zu denken und diese Steuer am Besten wieder 
als ßeichssteuer, wenigstens in der oben für die Einkommensteuer 
als wtinschenswei tb bezeichneten Weise, einzurichten sein, so dass 
sie im ganzen Reiche mit zur Vertheilung von ßeichslasten einen 
liepartitionsschlttssel abgUbc, wenn es auch den Einzelstaaten 
wieder überlassen bliebe, die danach auf sie fallende Quote der 
Heicbslasten und eventuell weitere eigene Lasten nach ihr oder 
auf andere Weise zur Deckung zu brüigen. Jedenfalls aber mössten 
hier die neue Reform der britischen und mehr noeh die beab- 
sichtigte Reform der frauKösisohen Erbsehaftssteuer zam Vorbild 
dienen. Daher Besteuerung nur nach Maassgabe der Bereieherung 
von Erben oder Legatar; steuerfreier Betrag in passender Höhe 
(lOUO M. y); Besteuerung auch der nächsten Erben ^ der directen 
Linie, der Kinder und Eltern, der Ehegatten; progressiver Steuer- 
foss, wie überall und wie schon bUber auch in Deutschland, nach 
der Nähe nnd Entfernung der Verwandtschaft zwischen Erblasser 
nnd Erben wie Legatar, beginnend etwa mit l^/o für die directe 
Linie und steigend auf mindestens 10— 127« bei den enttemtesteo 
Verwandten nnd liiebtverwandtcn ; ausserdem aber eine zweite 
Progression des Stenerfusses nach der Höhe der Erbportion, bezw. 
des Legats, wie in dem französischen Plan, nicht nur nach der 
H(}be der ganzen Erbschaft, wie in England, und Gestaltung dieser 
Progression so, dass bei grossen Erbtbeilen in der näehsten directen 
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Linie (z. B. über 1 Mill. M.) doch schon im Crnnzen einige rrocent 
(;i — 5), bei den entferntesten Verwaiultcu und JSichtverwandten 
wie jetzt schon in England Gesamnitsteuersätze von 15—18, anrh 
bis 20**/o eintreten^). Eine derartig entwickelte Erbschaftssteuer 
könnte den tiscalischon, den Steuer- und socialpolitischen Interessen 
vortrefflich dienen um\ die nothwendige Ausgleichungsfunction 
gegenüber den Verbrauchssteuern auf Artikel der Massenconsuration 
in Verbindung mit der schon für diese Zwecke mitwirkeaden 
Einkommensteuer befriedigend teisten. 

Die britischen und die französischen wie auch die deutschen 
Steuerreformen und Reformbestrebungen bewegen sich so bisher 
nicht in jeder Einzelheit gleichartig. Aber ihnen allen liegen doch 
finanzielle, stener- und socialpolitische Gesichtspunctc, wie die 
mehrfach angedeuteten zu Grunde: itir die Weiterentwickluug des 
Steuersystems, für die Verbindung verschiedeoarliger Steuern darin, 
für die Ausgleichung der Mängel der einmal in ihrem Gesammt- 
ertrage oiieDtbehrlichen indirecten Verbrauchsstenern, fUr die com- 
pensirende und selbst Uber den Compensationsbetrag hinausgehende 
Belastang der wohlhabenderen und reicheren Classeu durch directe 
personale und durch Vermögenssteuern in directer (nomineller) 
Form oder in der Form der Erbschaftsstenem , die ja auch sogar 
reelle, nicht nur nominelle Vermögenssteuern sind (Fin. II, 2. A., 
§. 131 fif.) Diese Mehrbelastung dieser ClasBen, sei es mindestens 
zur Ansgleichung der anderen Steuern, sei es auch schon darttber 
hinaus, erweist sich, nebenbei bemerkt, auch noch nach den neuesten 
britischen und französischen Erfahrungen mit „Luxussteuern'' zweck- 
mässiger, viel gleicbmäfisiger wirkend nnd finanziell vortheilhaiter 
als die Benntzang von solchen Luxnsstenern für die genannten 
Anfgaben. 

So ringt sich am Sohlnss des 19. Jahrhunderts ein Steuersystem 
allmählieb dnreh, immer nnr langsam, unter manchen Widerständen, 
sieher mit manchen alten nnd vielleicht anch neuen Mängeln be- 
klddef^ Wiehes im Gänsen aber doch die immer gestiegene Steuer- 
last viel richtiger vertheilt, als jemals ein frSheres, auch als noch 
die Bestenemngen in der ersten Hälfte des Jahrhunderts. Dies 
Steuersystem dient wirksamer als je den nothwendigen, von der 
Umgestaltnog der Produetions- und Verkehrstechnik zunächst und 



') Allcä in Debcrcinstimmiing mit ünr Theorie der Begründung und Einrichtnag 
der Erbecbafisstoaer in PI». II, 2. iu, §. 241, 242. 
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znmeist ausgehenden, durch die ^anze gesellschaftliche, wiitbschaft- 
liche, politische Entwicklung der Zeit bedingten finanziellen An- 
forderungen. Aber es entspricht auch mehr als je ein früheres 
Steuersystem den für richtig erkannten Gerechtigkeitsgrundsätzeu 
lind insbesondere den sociaipolitischen Gesichtspuncten bei 
der Fassung dieser Grundsätze. Auch in der practischen Steuer- 
politik sind wir danach bewusst in die „Aera der Socialpoliük'* 
eingetreten. Ein erfreulicher Fortschritt!^) 



'} Eine practisclie Bestätigung auch der „sociaipolitischen** Gnunduiscliaanngen 
des Verfassers in diesem Werke; s. besonders B. 1, 3. Aufl., §. 27—29, Qlld B. 2» 
2. Aufl., nnmentlich §. 159, 160. 



BoCbdi-tteketsi d. Leipz.T«i|ge))l. (£.PoLs), Leipaig. 
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